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Vorbemerkung.

Die vorliegende Abhandlung ist aus einer auf gemeinsamer Arbeit beruhenden 
Zusammenlegung ursprünglich unabhängig voneinander entstandener Studien zur Augustus- 
Inschrift von Kyrene hervorgegangen. Daraus erklären sich auch gelegentliche Wieder­
holungen dort, wo wir eben von verschiedenen Seiten an die Erklärung herankommend 
zu denselben Teilen der Inschrift Stellung zu nehmen hatten. Wenngleich nun die 
Arbeit als gemeinsame insoferne gelten darf, als wir die einzeln gefundenen Ergebnisse 
einander mitteilten und miteinander besprachen, auch gegenseitig nutzbar machten, so 
lassen sich doch noch die Anteile am vereinigten Glanzen abgrenzen. Danach stammen 
die Abschnitte II, III, VII, VIII von Stroux, die Abschnitte I, IV—VI von Wenger.

Steten Interesses und freundlicher Förderung, die wir wiederholt während unserer 
Arbeit bei den verehrten Münchener Kollegen Otto, liehm, Schwartz, Wolters gefunden 
haben, gedenken wir mit herzlichem Danke. Zu anderen Bearbeitungen der Inschrift, 
die uns in letzter Stunde zugegangen sind, ist das Erforderliche in der Einleitung gesagt.

München. Johannes Stroux. Leopold Wenger.
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I. Einleitung.

Die rege Ausgrabungstätigkeit, welche die Italiener in den letzten Jahren in ihrer 
Kolonie Kyrenaika entfalten, haben auch die Blicke der Rechtshistoriker alsbald auf diese 
jüngste Stätte antiker Funde gelenkt.

Die Überraschungen eröffnete die Publikation des italienischen Gelehrten Silvio Ferri, 
der „ Alcune Iscrizioni di Cirene“ in den Abhandlungen der Preußischen Akademie der 
Wissenschaften Jahrgang 1925 Nr. 5 (1926) mit Unterstützung italienischer und deutscher 
Altertumsforscher, darunter besonders U. von Wilamowitz, vorgelegt hat. Unter den 
sieben Inschriften ragt besonders durch seine Bedeutung für die hellenistische Staats­
rechtslehre Nr. I hervor, ein διάγραμμα *), in welchem ein Ptolemaios die Verfassung der 
Stadt Kyrene regelt* 3). Nach der jetzt durchdringenden Anschauung der Historiker ist das 
Diagramma auf den ersten Ptolemaios zurückzuführen und in die Jahre 308/6 anzusetzen3).

Sodann sind von hervorragender religions-, aber auch nicht zu trennender rechts­
geschichtlicher Bedeutung die merkwürdigen sakralrechtlichen Satzungen, die von Wila­
mowitz4 5) auch etwa derselben Zeit zurechnet. Sie sind ebenfalls von Ferri zuerst publi­
ziert6) worden, während die breitere deutsche Öffentlichkeit ihre Kenntnis der Wiedergabe 
mit Übersetzung und Kommentar durch U. von Wilamowitz6) verdankt.

Derselbe Faszikel 4 des Notiziario Archeologico des italienischen Kolonialministeriums 
hat nun aber neben diesen altertümlichen griechischen Sakralrechtsordnungen einen Text 
aus augusteischer Zeit gebracht, der für die römische (und hellenistische) Staats- und 
Prozeßrechtsgeschichte von einer ganz besonderen Bedeutung ist. Wir irren sicher nicht, 
wenn wir annehmen, daß diese Inschrift alsbald in allen Anthologien und Schulausgaben 
von Fontes Juris Romani Antiqui einen hervorragenden Platz einnehmen wird.

Der Text ist unter dem Titel „La Stele di Augusto rinvenuta nell’ Agora di Cirene“ 
von G. Oliverio p. 13—67 herausgegeben. Oliverio hat dabei von dem schönen Vorrecht, 
das eine editio princeps bietet, reichlich Gebrauch gemacht. An die Publikation schließen

b § 8 Z. 39.
3) Dazu Beloch, Griech. Geschichte2 IV, 1, 613 ff. IV, 2, 611 ff. G. de Sanetis, Ri vista di Filo- 

logia 4 (1926), 146 ff.
3) Vgl. Fritz Heichelheim, Klio 21 (1927), 175 ff. Walter Otto, Beitr. z. Seleukidengeschichte (Abh. 

Bay. Akad. Wiss. 34, 1, 1928), 76 ff., wo S. 79 neueste Literatur.
4) S. 155 der hier unten N. 6 angegebenen Abhandlung.
5) Ministero delle Colonie. Notiziario Archeologico. Roma. Fascicolo IV (1927), 91 ff.
6) Heilige Gesetze. Eine Urkunde aus Kyrene. Sitz.-Ber. Preuff. Akad. Wiss. 1927, 155 ff. Seither 

G. de Sanetis, Rivista di Filologia 5 (1927), 185 ff. L. Radermacher, Anzeiger Wien. Akad. Wiss. 1927, 182 ff.



siclx eine lateinische und eine italienische Übersetzung sowie ein Kommentar. Vier gute 
Lichtdrucktafeln (Tav. II —V) ermöglichen die Nachprüfung der Lesung, eine Tafel bildet 
die ganze Stele ab.

Nach Oliverios einleitendem Bericht (p. 15) ist auf dem von ihm als Agora von 
Kyrene erkannten Platze vor einem kleinen Hause ein Steinsitz gefunden worden, welcher 
auf der der Hauswand zugekehrten Seite eine lange vortrefflich erhaltene Inschrift trug. 
In dieser glücklichen Schutzlage hat sie die Zeiten überdauert. Die Marmorstele ist 2 m 
5 cm hoch, oben 61, unten 70 cm breit und 38 cm dick. Die Inschrift hat 144 Zeilen 
und ist vollständig. Über die Äußerlichkeiten, über Fehler des nicht übermäßig lobens­
werten Steinmetzes, Uber vulgäre und dialektische Formen, die entweder schon in der 
V orlage gestanden oder erst vom Steinmetze verschuldet worden, unterrichtet Oliverio in 
sorgfältigster Ausführlichkeit (p. 16—18).

Das deutsche gelehrte Publikum ist wohl zuerst durch einen Hinweis auf den Text 
aufmerksam geworden, den von Wilamowitz in seiner genannten Abhandlung „Heilige 
Gesetze“ einleitend gemacht hat1). Sodann hat uns Friedrich Ebrard* 3) in dankenswerter 
Meise den ganzen Text übermittelt und daran eine freie Übersetzung gefügt, sowie einige 
sachliche Bemerkungen angeknüpft.

Der wiederholt geäußerte Wunsch nach weiterer wissenschaftlicher Durchdringung 
dei Inschrift wird in diesem Falle sicher erfüllt werden. Untersuchungen zur frühkaiser- 
lichen Rechts- und Kanzleisprache; zur römischen Rechtsquellenlehre; zur staatsrechtlichen 
Stellung des ersten Prinzeps; zu seinem Verhältnis zur Beamtenschaft, zu Senat und 
Bevölkerung; zur Stellung der Provinzen und der griechischen Städte und zur Ausbildung 
eines allgemeinen staatsrechtlichen Begriffes der Hellenes; zur provinzialen Gerichtsver­
fassung und zur Verwendung des Instituts von Volksrichtern; zur beschränkten Zulassung 
nationaler Richter; zum Zensus und Alter, zur Auslosung dieser Volksrichter; zur Bildung 
von Senatskommissionen und zum Verfahren vor solchen und vor Spruchrichterkollegien, 
zui Abstimmung und Urteilsverkündigung; Parallelen zum Rekuperatoren verfahren usw.

die Aufzählung· von Einzelthemen ließe sich leicht fortführen —: solche und ähnliche 
Untersuchungen werden stets den Staats- und Rechtshistoriker der augusteischen Epoche 
zu dieser Inschrift zurückfuhren. Über allen Einzelheiten aber wird das Interesse an der 
politischen Haltung des Kaisers stehen, von deren Klugheit gerade unsere Inschrift wieder 
ein glänzendes Zeugnis abgibt. Einiges aus alledem soll im folgenden besprochen werden. 
Vorher aber soll der Text abgedruckt und daran eine möglichst wortgetreue Übersetzung 
gefügt werden.

Knapp vor Drucklegung dieser Arbeit geht uns durch die Güte des Herrn Ver­
fassers Ludwig Radermacher eine in der Wiener Akademie der Wissenschaften am 
25. April 1928 vorgelegte und im Anzeiger der Akad. phil.-hist. Kl. 1928 Nr. X (S. 69—82) 
veröffentlichte Abhandlung zu unserer Inschrift zu: „Fünf Erlässe des Augustus aus der 
Cyrenaica“. Radermacher geht unter freundlichem Hinweis auf unsere Arbeit nicht näher 
auf den sachlichen Inhalt ein, schickt aber dem Textabdruck und der deutschen Über­
setzung eine Reihe wertvoller sprachlicher Beobachtungen voraus, die uns wiederum der

1) A. a. 0. S. 155. Vgl. seither wiederum von Wilamowitz, Kyrene (Vortrag 1928) 23.
3) Philol. Wochenachr. 1927. Sp. 1193—1198; 1226—1232; 1311.



Verpflichtung entheben, sie zu wiederholen, und uns in die angenehme Lage versetzen, 
darauf eindringlich hinzuweisen. Das gilt insbesondere auch von der Adolf Wilhelm1) 
verdankten Konjektur διαγεινώσκειν καί Ιστάναι in Z. 66, wodurch Stroux seine eigene 
Konjektur bestätigt fand.

Wenige Tage nach Radermachers Arbeit aber schickte uns Anton von Premerstein 
seine große Abhandlung „Die fünf neugefundenen Edikte des Augustus aus Kyrene“ zu, in 
welcher er die Leser der Savigny Zeitschrift mit der Inschrift eingehend vertraut machte2).
Auch v. Premerstein gibt zunächst Text und Übersetzung, fügt daran aber einen sehr 
ausführlichen Kommentar, der sich stellenweise monographisch erweitert. Dadurch sind <
natürlich größere Partien unserer geplanten Arbeit schon vorweggenommen und mußten 
unterdrückt werden, um nicht von diesem Gelehrten bereits Gesagtes einfach zu wieder­
holen. Das gilt namentlich für die Besprechung des Senatsbeschlusses in der fünften Ver­
ordnung. Dennoch zeigte sich, daß, von verschiedenen Seiten her in Angriff genommen, 
die Inschrift mehr als einem Bearbeiter Stoff zur Untersuchung bietet und, wie nicht zu 
bezweifeln, in Hinkunft noch bieten wird. Wenn wir nun auch von dem, was von Premerstein 
schon gesagt hat, möglichst wenig wiederholen wollten, so mußte doch, um der Dar­
stellung den Charakter einer zusammenfassenden Behandlung der Inschrift und der in ihr 
aufgeworfenen Fragen zu wahren, einiges gebracht werden, was nun auch schon bei 
von Premerstein steht. So war es unentbehrlich, daß auch unserer Abhandlung der Text 
vorangestellt wurde, und auch die daneben gestellte Übersetzung wird vielleicht dem Leser 
nicht unerwünscht sein. Sie ist auch deshalb von uns nicht unterdrückt worden, weil 
aus ihr unsere Auffassung über diejenigen Partien, zu welchen der Kommentar fort­
bleiben mußte, am einfachsten erhellt. Wenn wir so von Premersteins freundliche Auf­
forderung3) zu weiterer „noch tiefer ein dringender rechtsgeschichtlicher Verwertung“ auch 
unsererseits an die Fachgenossen weitergeben, so dürfen alle interessierten Altertums­
forscher diesem Gelehrten für seine eindringliche Arbeit nur aufrichtigst dankbar sein4).

4) Radermacher 72 2. [S. jetzt auch G. Klaffenbach, Hermes 1928, 368.]
2) Sav. Z. (Rom. Abt.) 48 (1928), 419—531.
3) S. 420.
4) [Erst während des Druckes sind uns zugegangen die Abhandlung von ,T. G. C. Anderson, Augu- 

stan Edicts from Cirene in Journ. of Roman Studies 17 (1927), 34—48, und das Referat über Oliverio 
von Aldo Neppi Modona, Aegyptus 9 (1928), 146—151.]





II. Text und Übersetzung.
i.

Αντοκράτωρ Καϊσαρ Σεβαστός άρχιερενς δημαρχικής
έξουσίας έπτακαιδ εκατόν αντοκράτωρ τεσερασκαιδέκατον (7|ба. с.

λέγει ’
''Επειδή τους πάντας ευρίσκω 'Ρωμαίους εν τήι περί Κνρήνην 

5 επαρχήαι πέντε καί δέκα καί διακοσίονς εκ πάαης ή(λ)ικίας, 
δισχειλίων καί πεντακοσίων διναρίων ή μείζω τίμησιν έχοντας, 
εξ ών είσιν οί κριταί, καί έν αύτοϊ\_[μ\\ς τούτοις είναι τινας συνωμοσίας 
αί πρέσβηαι των εκ τής έπαρχήας πόλεων απω(δ)νραντο τάς επιβαρού- 
σας τους 'Έλληνας έν ταϊς ϋανατηφόροις δίκαις, των αυτών έμ μέρει κα- 

10 τηγορονντων καί μαρτυρούν των άλλήλοις, κάγώ δε αυτός εγνωκα α­
ναίτιους τινάς τώι τρόποι τοντφ καταβεβαρημένους καί ες την εσχά- 
την ηγμενονς τιμοριαν, αχρι δν ή σννκλητος βονλεύσηται περί τούτου 
V εΖω αντος αμεινον ενρω τι, δοκονσι μοι καλώς καί προσηκόντως ποιήσειν 
οί την Κρητικήν καί Κυρηναϊκήν επαρχήαν καϋέξοντες προτιϋέντες εν τήι κατά 

15 Κυρηνην επαρχηιαι τον ίσον αριθμόν Ελλήνων κριτών εκ τών μεγίστων τιμημά­
των όσον καί Ρωμαίων, μη (δ) ένα νεώτερον πέντε καί είκοσι ετών, μήτε Ρωμαιον μή­
τε Ελληνα, μη(δ)ε ελασον έχον(τ)α τίμημα καί ουσίαν, αν γε ευπορία τοιούτων αν­
θρώπων ήι, δ ειναρίων επτ ακισχειλίων καί πεντ ακοσίων, ή αν τούτωι τώι τρόπωι 
μη δύνηται αννπλη ρονσθαι δ αριθμός τών δφειλόντων προτίθεαθαι κριτών, τους 

20 το ή μιαν και μη ελασον τούτον τον τιμ(ήμ)ατος έχοντας προτιθέτωσαν κριτάς έν 
τοϊς θανατηφόροις τών Ελλήνων κριτηρίοις. Εάν δέ Ελλην κοινό)μέ­
νος προ μιας ημέρας η τον κατήγορον δρξασθαι λέγειν δοθείοης εξου­
σίας αϋτφ, πιότερου απαντας βούλεται κριτάς αυτώι Ρωμαίους είναι ή τους 
η μίσους Ελληνας, εληται τους ή μισείς Ελληνας, τότε σηκωθειοών τών 

25 σφαιρών καί έπιγραφέν των ανταΐς τών όνομά των, έγ μεν του ετέρου κλη­
ρωτή ρίου τά τών Ρωμαίων ονόματα, έγ δε τον ετέρου τά τών Ελλήνων κληρο[ύ]- 
σ&ω, εως αν [[ον]] εφ' εκατέρου γένους άνά είκοσι πέντε έκπληρωθώσιν, ών ανά έ­
να έξ (ε)κατερου γένους ό διώκων, αν βούληται, άπολεγέτω, τρις δε έξ άπάντων 
[ό] φενγων, εφ’ ωι ούτε Ρωμαίους πάντας ον(τ)ε Ελληνας πάντας άπολέξει' εΐτα οί

2 τε(α)σερασ- Oliv(erio), vgl. Anderson 5 ηδικιας 8 απωλυραντο der Stein; αποδνραντο Oliv(erio), 
Rad(ermacher), v. Prem(erstein). Das ω ist sicher 11 τωι τροπω τουτω 12 τιμ(ω)ρίαν Oliv. 16 μη- 
λενα 17 μηλε εχοννα 20 τιματος 23 αυτω 24 ί(λ)ηται Oliv. Rad. Prem., weil der Stein 
εδηται gelesen wird. Aber der untere Strich des vermeintlichen Δ gehört vielmehr zu dem Φ des ίπi- 
γραψέντων Z. 26 ελήται Anderson 28 ακατερου 29 οννε ΐΡ]ωμαίονς Oliv. Rad. Prem.



I.
Imperator Caesar Augustus, Pontifex, Inhaber der tribunizischen Amtsgewalt das 

siebenzehnte Mal, Imperator das vierzehnte Mal
verkündet:

Da ich insgesamt Römer in dem Provinzgebiet von Kyrene (nur) zweihundertfünfzehn 
5 feststelle, jeglichen Alters, welche ein geschätztes Vermögen von zweitausendfünfhundert 

Denaren oder mehr besitzen, aus denen die Richter (genommen) sind, und da die Gesandt­
schaften der Städte aus der Provinz darüber klagten, daß unter eben diesen (wenigen Rö­
mern) gewisse Eidbünde beständen, welche die Griechen in den Kapitalprozessen bedräng­
ten, da die gleichen Leute auf der einen Seite Kläger wären, auf der andern einander 

10 Zeugnis leisteten, und da ich auch persönlich die Feststellung machte, daß in gewissen 
Fällen Unschuldige auf diese Weise unterdrückt und bis zur Todesstrafe gebrach ^wurden, 

so halte ich es, bis der Senat über diese Angelegenheit Beschluß faßt, oder ich selbst 
etwas besseres finde, für das gute und passende Verfahren, daß diejenigen, welche die 
Provinz Kreta und Kyrene (als Statthalter) inne haben werden, in dem Gebiete von Ky- 

15 rene die gleiche Anzahl griechischer Richter (in ihrem Album) aufstellen, aus den größten 
Vermögen, wie römischer Richter, keinen jünger als 25 Jahre, weder Römer noch 
Griechen, keinen, der weniger Schatzung und Vermögen besitzt — soferne wenigstens genü­
gend Vorrat an solchen Leuten da ist — als 7500 Denare; oder falls auf diese Weise die 
Zahl der Richter, die aufgestellt werden sollen, nicht voll wird, sollen sie diejenigen, 

20 welche die Hälfte und nicht weniger von dem genannten Vermögen besitzen, (in dem 
Album) aufstellen als Richter in den Kapitalprozessen der Griechen. Wenn nun ein 
Grieche als Angeklagter, einen Tag bevor der Ankläger das Wort nimmt, vor die Ent­
scheidung gestellt, ob er will, daß seine Richter alle Römer seien oder die Hälfte Griechen, 
seine Wahl für die Hälfte Griechen trifft, dann sollen die Loskugeln im Gewichte gegli- 

25 chen und die Namen darauf geschrieben werden, und es sollen aus der einen Urne 'die 
Namen der Römer, aus der andern die der Griechen gelost werden, bis bei jeder Art die 
Zahl 25 erreicht ist. Von diesen soll der Ankläger, wenn er will, je einen aus beiden 
Gruppen ablehnen, drei aber von der Gesamtzahl der Angeklagte, unter der Bedingung, 
daß er weder lauter Römer noch lauter Griechen ablehnt. Dann sollen die andern alle

Abh. d. philoa.-philol. u. d. hist. Kl. XXXIV. Bd. 2. Abh. 1



30 άλλοι πάντες ίπί την ψηφοφορίαν άπολυέσθωσαν και φερέτωοαν ίδίαι μεν εις έτε­
ρον κίστην οί 'Ρωμαίοι την ψήφον, Ιδίαι δε οι "Ελληνες εις έτέραν' είτα, γενομένης Ιδί­
α ι της διαριθμήσεως των εκατέρωθεν ψήφων, δ τι αν οί яλείους εξ απάντων δικάσω- 
σιν, τοϋτο έμφανώς δ στρατηγός άποφαινέσθω. Καί έπ{ε)ί τούς άδίκονς θανάτους ω­
ς (τ)ό πολύ οί προσήκον(τ)ες τοϊς άπολωλόσιν ονκ άτειμωρήτονς περιορώοιν, είκός τέ εστιν 

35 τοϊς ενόχοις μή ενλίψειν ’Έλληνας κατηγόρους τους δίκην υπέρ των απολωλότων 
οίκήων ή πολειτών πραξομένονς, δρθώς καί προσηκόντως μοι δοκοΰσιν ποιή- 
οειν όσοι Κρήτης καί Κνρήνης στρατηγήσονσιν, εί έν τη κατά Κυρήνην επαρχήαι υπέρ 

’Έλληνος άνδρός ή γνναικός άναιρέσεως μή προσίοιντο κατήγορον Ύωμαϊον "Ελλη­
νας, πλήν εί μή τις Ύωμαιότητι τετειμημένος υπέρ τίνος των οίκήων ή π.ο- 

40 λειτών θανάτου δικάζοιτο.
Η.

Αυτοκράτωρ Καϊσαρ Σεβαστός άρχιε- 
ρενς δημαρχικής εξουσίας το έπτακαιδάκατον λέγει' Φθόνος ψόγος 
τε είναι Ποπλίωι Σεξστίωι Σκεναι ουκ οφείλει, δτι Ανλον Στλάκκιον Αεν- 
κίου υιόν Μάξιμον καί Αενκιον Στλάκκιον Λενκίου νίόν Μακεδόνα καί Πόπλ.ι- 
ον Αακοντάνιον ΙΊοπλίον απελενθερον Φιλέρωτα, επειδή έατους ουτοι,

45 ο πρός την έμήν σωτηρίαν τά τε δημόσια πράγματα άνήκεν, ίπίστασθαι καί 
βούλεσθαι είπεϊν έψησαν, δέσμιους πρός με έκ τής Κυρηναϊκής έπαρχήας [[α]] 
άναπεμψθήναι εψρόντισεν τοϋτο γάρ έποίησεν Σέξατιος καθηκόντως καί ε- 
πιμελώς. Λοιπόν, επειδή των προς έμε καί τά δημόσια πράγματα άνηκόν- 
των ονδέν γεινώσκουσ(ι, τ)οντο δέ εν τή έπαργμ^αι είπεϊν έατους πε- 

50 πλάσθαι καί έψενσθαι φανερόν εποίησάν μοι, ελευθερωθέντας 
αντους έκ τής παραφνλακής άφείημι. Αυλόν δε Στλάκκιον
Μάξιμον, ον Κυρηναίων οί πρέσβεις αίτιώνται ανδριάντας έκ τών
δημοσίων τύπων ήρκέναι, έν οΐς καί τον ώι ή πόλεις το έμόν δνομα ύπέργαψεν, έως 
[[?]] äy περί τούτου τον πράγματος διαγνώ, άπελθεϊν αν ευ τής έμής επιταγής κω- 

55 λύω.
III.

Αυτοκράτωρ Καϊσαρ Σεβαστός άρχιερευς δημαρχικής εξουσίας 
το έπτακαιδ άκατον [[ΐ]] λέγει' Εί τινες έκ τής Κυρηναϊκής έπαρχή­
ας πολιτήαι τετείμηνται, τούτους λειτονργεϊν ονδέν έλασον έμ μέρει τω τών 
Ελλήνων αώματι κελεύω εκτός τ[ο]ΰτ[[ί]]ωΐ', οΐς κατά νόμον ή δόγμα σννκλή(τον) 
τώι τον πατρός μου έπικρίματι ή τώι έμώι άνεισφορία όμον συν τήι πολειτήαι

31 ο vor Ρωμαίοι gibt Oliv, an; nach der Phot, scheint i vorhanden, aber als Tangente an о 
33 επι (nach der Phot, zu urteilen) der Stein 34 vo προσηκοννες 37 τη 44 „etwa Λακοντ(ονλ)ά- 
νιον“ Prem. 49 γεινωοκονσποντοδεεν der Stein, wenigstens scheint mir die Phot. Oliv.s Lesung im
ganzen zu bestätigen; den auf σκ folgenden Buchstaben scheint der Steinmetz korrigiert zu haben (o 
aus τ), für die auf σκ folgenden vier Buchstaben hat er mehr Raum, daher größere Spatien, wie sonst, 
verwendet. A. N. Modona deutet die Phot, kaum richtig (Aegyptus IX 148). γεινωσκονσ(ι τ)οντο Oliv., 
derselbe als Vermutung: δε <o>; γεινώσχονσί πον, το (als Relativ) <5$ A. Wilhelm bei Rad. (S. 72) είπαν·, 
είπαν die Herausgeber; είπεϊν Rehm (mündlich) 53 ло'1[[г]]{? Oliv.; Rad. 56 Das Zeichen im freien 
Raum ist nach der Photographie eher τ als l 57 πολειτήαι der Stein; πολιτήαι Oliv.; Rad.; Prem,
(richtig Anderson) τετείμηνται der Stein; τετειμητai Oliv.; Rad. (richtig Prem., Anderson (vgl. A. N. 
Modona, Aegyptus IX 148)) 57 reo 58/59 σννκλη\τωι der Stein; σννχλή(τον ή} τώι Oliv.; Rad.;
Prem.; vgl. Wenger S. 56



30 zur Stimmabgabe entlassen werden; es sollen aber gesondert in den einen Kasten die 
Römer die Stimmtafel legen, gesondert in den andern die Griechen. Sobald dann die Aus­
zählung der топ beiden Gruppen abgegebenen Stimmen gesondert vorgenommen ist, soll 
der Statthalter das, was die Mehrzahl der gesamten Richter entschieden hat, öffentlich 
verkünden. Und ferner: in der Erwägung, daß den durch ein Verbrechen erlittenen Tod 
die Verwandten der Opfer in der Regel nicht ungerächt lassen, und daß es das Natür- 

35 liehe ist, daß den Schuldigen griechische Ankläger nicht fehlen werden, welche für die 
getöteten Verwandten oder Mitbürger Recht verlangen, halte ich es für das richtige und 
sachgemäße Verfahren, wenn die künftigen Statthalter der Provinz Kreta und Kyrene in 
dem Gebiete von Kyrene wegen Tötung eines Griechen oder einer Griechin einen Römer 
als Ankläger gegen einen Griechen nicht zulassen, es sei denn, daß ein mit dem römi­
schen Bürgerrecht Ausgezeichneter wegen Tötung eines seiner Verwandten oder (griechi­
schen) Mitbürger prozessieren wollte.

Π.
40 Imperator Caesar Augustus, Pontifex, Inhaber der tribunizischen Amtsgewalt das 

siebenzehnte Mal verkündet:
Anfeindung und Tadel darf den Publius Sextius Sceva nicht treffen, dafür daß er 

Aulus Stlaccius Maximus, des Lucius Sohn, und Lucius Stlaccius Macedo, des Lucius 
Sohn, und Publius Lacutanius Phileros, den Freigelassenen des Publius (Lacutanius) in 
Fesseln zu mir (nach Rom) aus der Provinz Kyrene hat überführen lassen, weil diese 

45 (Männer) verlautbarten, sie hätten Kenntnis von etwas, was für meine Sicherheit wie für 
das Staatswesen von Bedeutung sei und wollten (darüber) aussagen. Denn die Maß­
nahme, die Sextius (daraufhin) getroffen hat, war angemessen und fürsorglich. Übrigens 
habe ich sie in Freiheit gesetzt und entlasse sie aus der Haft, da sie (in Wirklichkeit) 
gar nichts wissen, was auf meine Person und den Staat Bezug hat, sondern mir offen- 

50 kundig machten, daß sie dies in der Provinz gesagt hätten, sei erdichtet und erlogen1). 
Dem Aulus Stlaccius Maximus, den die Gesandten der Kyreneer beschuldigen, er habe 
Bildsäulen von im Staatseigentum befindlichen Standorten beseitigt, darunter auch eine, 
auf welche die Stadt meinen Namen setzte, untersage ich ohne meine Erlaubnis das Ver­
lassen der Stadt, bis ich über diesen Fall entschieden habe.

III.
55 Imperator Caesar Augustus, Pontifex, Inhaber der tribunizischen Amtsgewalt das

siebenzehnte Mal verkündet:
Wenn Personen aus dem Gebiete Kyrenes mit dem Bürgerrecht geehrt worden sind, 

solche, so bestimme ich liiemit, sollen die öffentlichen Leistungen in nicht geringerem 
Maße nach ihrem Anteil der griechischen Gemeinde entrichten, ausgenommen diejenigen, 
denen auf Grund eines Gesetzes oder Senatsbeschlusses durch das Dekret meines Vaters oder 
mein eigenes Lastenfreiheit zugleich mit dem Bürgerrecht verliehen ist. Und auch in betreff

b Über die sprachlichen Schwierigkeiten vgl. unten S. 35. Zu der inhaltlichen Deutung vgl. 
Wenger, Abschnitt Y.



60 δεδοται, καί τοντονς αυτονς, οΐς ή άνεισφορία δέδοται, τούτων των πρα­
γμάτων είναι ατελείς, ών τότε εΐχον, άρέακει μοι· υπέρ δε των επίκτητων 
πάντων τελεΐν τα γεινόμενα.

IV.
Λύτοκράτωρ Καΐσαρ Σεβαστός άρχιε- 

ρενς δημαρχικής εξουσίας το επτακαιδέκατον λέγει- Αΐτινες
άμφισβητήαις άνά μέσον 'Ελλήνων έσονται κατά την Κυρηναϊκήν επαρχήαν,

65 ύπεξειρημένων των υποδίκων κεφαλής ύπερ ών ος αν την επαρχήαν διακατέχη 
αυτός διαγεινώσκειν κ[αΐ] ιστάναι ή συν [Ιούλιον κριτών παρέχειν οφείλει, 
ύπέρ δε των λοιπών πραγμάτων πάντων 'Έλληνας κριτάς δίδοσϋαι άρέσκει, εί μή τις 
άπαιτούμένος ή δ ευρυνόμενος πολείτας 'Ρωμαίων κριτάς έχειν βούληται· ών δ' αν ά­
νά μέσον εκ τονδε τον εμού επικρίματος °Ελλην(ε)ς κριταί δοϋήσονται, κριτήν δίδοσϋαι 

70 ούκ άρέσκει έ(ξ) εκείνης τής πόλεως ουδέ 'ένα, εξ ής αν δ διώκων ή <5 ενϋύνων έσται ή εκεί­
νος δ [[π]~\άπαιτον μένος ή δ ενϋννόμένος.

V.

Αντοκράτωρ Καΐσαρ Σεβαστός άρχιερενς μέγιστος
δημαρχικής εξουσίας ΙΘ λέγει · да а с.

Δόγμα συνκλήτον τό επί Γαίον Καλουισίον καί Λευκίον 
75 Παασιήνου υπάτων κνρωϋέν έμον παρόντος καί συν- (4 а с

επιγραφομενού, άνήκον δε εις την των του δήμον τον 
'Ρωμαίων συμμάχων άσφάληαν, ΐνα πάσιν ή γνωστόν, 
ών κηδόμεϋα, πέμπειν εις τάς Ιπαρχήας διέγνων καί τώι 
εμιοι προγραμματι νποταοοειν, εξ ον δηλον εοται πάοιν 

80 τοϊς τάς επαρχήας κατοικοϋοιν, δοην φροντίδα ποιούμε- 
ϋα εγώ τε καί ή σννκλητος τον μηδένα τών ήμΐν ϋποτασο- 
μενων παρά τό προσήκόν τι πάσχιν ή εϊσπράτεσϋαι.

Δόγμα συνκλήτον
Ύπερ ών Γάιος Καλονίσιος Σαβεΐνος Λενκιος Πασσιή- 

85 νος 'Ρονφος ύπατοι λόγους έποιήααντο περί ών 
Αντοκράτωρ Καΐσαρ Σεβαστός, ήγεμών ήμέτερος, 
έκ ξνμβονλίου γνώμης, ο εκ τής συνκλήτον κληρωτόν έσχεν, 
άνενεχϋήναι δέ ημών προς την βουλήν ήϋέλησεν, άνηκόντων 
ες την τών συμμάχων τον δήμον τον 'Ρωμαίων άσφάλειαν, εδο-

64 αμφισβητήσεις Oliv. Rad. κατά τήν der Stein (κατά versehentlich Oliv.; Rad.; Prem.;
Anderson; richtig Neppi Modona, Aegyptus IX 148) 65 διακατεχη 66 διαγεινώσκειν хЩιστανα’ι
der Stein; χαϋιστάναι Oliv.; Prem.; Anderson; καί ιστάναι A. Wilhelm bei Rad. S. 72 (vgl. S. 33) 
68/9 ωνδανα\ναμεσον der Stein; abgeteilt von Rad. (S. 73) ών δ’ άνά [[να]] Oliv.; Prem.; "Anderson 
69 Ελληνας' 70 Oliv.; ες der Stern 77 η 74—82 höhere Buchstaben und weitere Zwischenräume
als der übrige Text 88 [Ц]] προσ Oliv., aber die Hasta schon vom Steinmetz getilgt 89 ες liest 
Oliv. Die Photographie sieht so aus, als ob das i vorhanden, aber hart auf das Σ gesetzt gewesen wäre



60 dieser Personen selbst, denen Lastenfreiheit verliehen ist, entscheide ich dahin, daß sie 
von dem Eigentum, welches sie im Zeitpunkt der Verteilung hatten, abgabenfrei sind, 
für alles inzwischen Dazuerworbene aber das Entsprechende leisten.

IV.
Imperator Caesar Augustus, Pontifex, Inhaber der tribunizischen Amtsgewalt das 

siebenzehnte Mal
verkündet:

Alle Prozesse von Griechen untereinander, die künftig im Gebiete von Kyrene statt- 
65 finden — ausgenommen die mit einer kapitalen Anklage verfolgten Personen, über welche 

der Statthalter, der gerade die Provinz verwaltet, in eigener Person erkennen und ent­
scheiden oder aber ein Geschworenengericht einsetzen muß — in allen übrigen Fällen aber 
bestimme ich, daß Griechen als Richter gegeben werden, es sei denn, daß einmal der 
Beklagte oder der Angeklagte selbst römische Bürger zu Richtern zu erhalten verlangt. 
Für die Parteien aber, für welche1) künftig auf Grund dieses meines Ediktes griechische 

70 Richter bestellt werden, soll kein Richter aus jener Stadt gegeben werden, aus welcher 
der Kläger oder der Ankläger her ist oder der Beklagte oder der Angeklagte.

V.
Imperator Caesar Augustus, Pontifex Maximus, Inhaber der tribunizischen Amts­

gewalt das neunzehnte Mal
verkündet:

75 Folgenden Senatsbeschluß, gefaßt im Jahre der Konsuln C. Calvisius und L. Pas-
sienus in meiner Gegenwart und mit Unterschrift auch meines Namens, welcher die Siche­
rung der Bundesgenossen des römischen Volkes betrifft, habe ich, um ihn allen, denen 
unsere Fürsorge gilt, bekannt zu machen, beschlossen in die Provinzen zu senden und 
unter meine Verkündigung (die Autorität meines Ediktes) zu stellen. Daraus wird allen 

80 Bewohnern der Provinzen offenbar sein, welche Fürsorge ich und der Senat darauf ver­
wenden, daß keiner unserer Untertanen wider die Billigkeit etwas (ein Unrecht) zu erleiden 
hat oder einer Betreibung ausgesetzt ist.

Senatsbeschluß:
Was die Angelegenheit betrifft, Uber welche die Konsuln C. Calvisius Sabinus und L. 

85 Passienus Rufus Vortrag hielten und bezüglich deren unser Princeps, Imperator Caesar Augu­
stus, auf Grund eines Beschlusses des Beirates (ex consilii sententia), den er durch Auslosung 
aus der Mitte des Senates erhielt, den Willen äußerte, daß durch uns an den Senat An- 
trag gestellt werde — sie betrifft die Sicherheit der Bundesgenossen des römischen Volkes

!) Sv 6’ αν ava μέσον — χριται δοΰήσονται: dieser Wortlaut erlaubt nur Beziehung des Sv av'a μέσον 
auf die prozeßführenden Parteien. Anders deutet, wie es scheint, v. Premerstein: „Unter den Griechen 
nun, die auf Grund ... zu Richtern bestellt werden“.



90 TVl βονληι' Τών προγόνων Ύών ήμετέρων δίκας χρημάτων 
[[^εττ?]] άπαιτήσεως νομο'&ετηοάντων, δπως ράον οί σύμμαχοι υ­
πέρ ών αν άδικη'&ωοιν έπεξελύλεΐν καί κομίσο,σϋαι χρήματα αφαι- 
ρεΦέντες δννωνται, δντος δε τον γένους των τοιούτων δικασ­
τηρίων έστιν δτε βαρντάτον καί άηδεστάτον αντοΐς δι ονς εγρά- 

95 φη ό νόμος, των έπαρχηών μακράν άπεχονσών έ(λ)κεσ&αι μάρτυ­
ρας πένητας άν&ρώπους καί τινας άσ{)(ε)νΐς διά νόσον η διά γήρας, άρέ- 
σκει τήι βονληι' *Εάν τινες των συμμάχων μετά τδ γενέσϋαι τον το το 
δόγμα της σννκλ,ήτον χρήματα δημοσίαι г) ϊδίαι πραχ&έντες άπαι- 
τεϊν βονληϋώσιν, χωρίς τον κεφαλής εύ&ύνειν τον είληφότα, καί υπέρ 

ΐοο τούτων καταστάντες ένφανίσωσι των αρχόντων τινί, ώι έφεΐται σνν[ά]- 
γειν την σύγ[κλ]ητον, τούτους τον άρχοντα ώς τάχιστα προς την βουλήν 
προσαγαγεΐν καί συνήγορον, δ(ς) υπέρ αυτών ερεΐ έπί τής [[>;]] συνκλήτον, ον α[ν] 
αυτοί αίτήσωσιν, διδόναι' ακων δε μή συνηγορείτω, ώι εκ τών νόμων παρ- 
αίτηαις ταύτης τής λειτουργίας δέδοται. τΩν äv εν τή σννκλήτωι αί- 

105 τίας επιφέρονσιν δπως άκονσϋώσιν, αρχών δς äv αντοΐς πρόσοδον εις την 
συνκλήτον δώι, ανϋημερόν παρονσης τής βουλής, ώστε μή ελάττονς διακο- 
σίων είναι, κ λήρον oft ω[[ί]] εκ πάντων τών νπατικών τών ή επ' αυτής τής Ύώμης 
[ί/] εντός είκοσι μειλίων ал[[т]]с> τής πόλεως δντων τέσσαρες' ομοίως εκ τών στρατη­
γικών πάντων τών επ' αυτής τής ‘Ρώμης ή εντός είκοσι μειλίων από τής πόλε- 

110 [ω]ς δντων, τρις· ομοίως εκ τών άλλων σννκλητικών ή οΐς επί τής συνκλήτον γνώ­
μην άποφαίνεσ&αι έξεστιν πάντων, οϊ αν τότε ή επί Ύώμης ή ένγειον είκοσι 
μειλίων τής πόλεως ώσιν, δύο' κλ,ηρούσϋω δέ μηίλένα, δς αν έβ{δ)ομήκοντα ή 
πλείω έτη γεγονώς ήι ή επ' αρχής ή επ' εξουσίας τεταγμένος ή επιστάτης κριτη­
ρίου ή επιμελητής αειτομετρίας ή ον αν νόσος κωλνηι ταύτην τήν λειτουργίαν 

115 λειτουργείν άνχικρνς τής συνκλήτον έξομοσόμενος καί δ ονς ϋπερ τούτου 
τρεις δμνύντας τής βουλής άνδρας, ή δς άν συνγενείαι ή οίκηότητι προσή- 
κηι αντώι ώστε νόμωι Ίονλίωι τ ώι δικαστικώι μαρτυρεΐν επί δημοσίου δικαστη­
ρίου (α)κων μή άναγκάζεσϋαι, ή δν άν δ ενϋννόμενος δμόσηι έπί τής συνκλήτον 
ίχ'ΐίοόν έατώι είναι, μή (π)λείονας δε ή τρεις έξομννσ&ω. Οϊ äv εννέα τον-

120 τον τον τρόπον λάχωσιν, εκ τούτων αρχών δς αν τον κλήρον ποιήσηται φροντι- 
ζέτω, δπως εντός δνεΐν ήμερέον οι τά χρήματα μεταπορενόμενοι καί άφ' ον αν 
μεταπορεύωνται άνά μέρος άπολέγωνται, έως άν πέντε νπολειφϋώσιν.

’Ός αν τών κριτών τούτων πριν αν κριϋήι τό πράγμα άποϋάνηι, ή άλλη τις αιτία διακωλν- 
ση αυτόν κρίνειν, ου äv παραίτησις δοκιμασϋήι δμοσάντων πέντε άνδρών τών ε- 

125 κ τής βουλής, τότε δ αρχών παρόντων τών κριτών καί τών τά χρήματα μεταπορεν- 
ομένων καί τούτον παρ' ον αν μεταπορεύωνται, επικληρούσίλω εκ τούτων τών 
άνδρών, οϊ αν τής αυτής τάξεως ώσιν, καί τάς αντάς άρξαντας άρχάς, ήν äv τύ­
χη άρξας έκεΐνος, εις του τον τόπον επικληρονται, έφ' ώι μή επικληρώ- 
αεται άνδρα, δν κλήρουσί)αι κατά τοΰ ενftvvoμενού τούτφ τψ δόγματι τή(ς) σνν-

91 vom Steinmetz getilgt ραον 95 εδκεσ&αι der Stein (? εακ- liest Oliv.) <ι5ίά τό εκ) των
vermutet Oliv.; unnötig; vgl. Rad. S. 72 96 αο&νις 101 ουγ^ητον der Stein; jedenfalls sieht der
Querstrich des у ursprünglich aus, nicht erst durch Verletzung des Steins entstanden. So liest auch 
Anderson. αν[νκλ]ητον А. N. Modona 102 ονπερ: Oliv. 104 τη 105 ακοναδωοινοπωςαρχων: όπως 
άκονοδώοιν (ö> αρχών Oliv., die Umstellung genügt, zum Fehlen des Artikels vgl. S. 39 108 τεσσαρ(α)ς
Oliv. 112 εβομηκοντα 115 εξομοσάμενον καί δόντα vermutet Oliv. 118 λκων 119 τλειονας 124 δια- 
κωλυαη 127 αρξαντ(ε)ς Oliv. 127/28 τνχη 127 ας δν vermutet Oliv.; vgl. Rad. S. 72 129 τοντωτω 
129/80 τηουν\κλητω: Oliv.



90 bat der Senat beschlossen, wie folgt: Unsere Vorfahren haben Klagen wegen Rück­
forderung (erpreßter) Gelder (de repetundis) durch Gesetz geschaffen, damit die Bundes­
genossen um so leichter wegen erlittenen Unrechts gerichtlich Vorgehen und als Opfer 
einer Erpressung ihr Geld wieder erlangen könnten. Weil aber die Sonderart dieser Ge­
richte unter Umständen besonders beschwerlich und lästig ist für diejenigen, um derent- 

95 willen doch das Gesetz gegeben wurde, da aus weit entlegenen Provinzen als Zeugen 
aime und gelegentlich auch durch Alter oder Krankheit geschwächte Personen heran­
geschleppt werden mußten, so bestimmt der Senat: Wenn Bundesgenossen inskünftig· nach 
Zustandekommen dieses Senatsbeschlusses Gelder, die ihrem Gemeinwesen oder Privaten durch 
Erpressung genommen wurden, zurückverlangen wollen, ohne jedoch den, der sie genom­
men hat, mit einem Kapitalprozeß zu verfolgen, und von dieser Forderung (als Kläger) auf- 

100 tretend einem der Magistrate, der die Befugnis zur Einberufung des Senates besitzt, An­
zeige erstatten, dann soll sie der Magistrat so bald als möglich vor den Senat führen und 
ihnen einen Fürsprecher stellen, der für sie vor dem Senat das Wort führen wird, und 
zwar den, den sie selbst sich ausbitten. Wider seinen Willen soll keiner, dem auf 
Grund der Gesetze das Recht zur Ablehnung dieser Leistung zusteht, Fürsprecher sein.

Worüber sie im Senate Anschuldigungen verbringen, damit sie darüber (des nähern) 
105 vernommen werden, soll der Magistrat, der ihnen den Zugang zum Senate verschaffte, 

am gleichen Tage noch in Anwesenheit des Senates, und zwar in Mindestzahl von 200 
Mitgliedern, eine Losung vornehmen: aus allen ehemaligen Konsuln, die in Rom selbst 
oder innerhalb 20 Meilen von der Stadt Aufenthalt haben, vier; ebenso aus allen gewe­
senen Prätoren, die in Rom selbst oder innerhalb 20 Meilen von der Stadt Aufenthalt 

HO haben, drei; ebenso aus den übrigen Senatoren oder denen, welche das Recht der Stimm­
abgabe im Senate haben, aus diesen insgesamt, soweit sie zu der Zeit in Rom oder inner­
halb 20 Meilen von der Stadt verweilen, zwei. Aber keinen soll er auslosen, der 70 Jahre 
oder darüber alt ist oder Inhaber eines Amtes oder einer Amtsgewalt ist oder Vorsitzender 
eines Gerichtes oder Präfekt der Getreideversorgung, oder wen Krankheit verhindert, diese 

115 Last auf sich zu nehmen, sofern er dem Senate gegenüber sich losschwört und dafür drei 
Mitglieder des Senates, die es beschwören, stellt, oder wer durch Blutsverwandschaft oder 
Verschwägerung mit ihm (nämlich dem Angeklagten) so verwandt ist, daß er nach dem 
Julischen Gerichts-Gesetze vor einem öffentlichen Gerichtshof (in iudicio publico) nicht 
gegen seinen Willen zum Zeugnis gezwungen werden kann, oder von wem der Angeklagte 
durch Eid vor dem Senate bezeugt, daß er ihm feind sei: doch darf er nicht mehr als 

120 drei durch solchen Schwur ablehnen. Die neun, die auf diese Weise erlöst haben, aus 
denen soll der Magistrat, der die Losung vorgenommen hat, sorgen, daß innerhalb von 
zwei Tagen die, welche das Geld einklagen, und der von dem sie es einklagen, abwech­
selnd soviele ablehnen, bis fünf übrig bleiben. Wer von diesen Richtern, bevor der Fall 
durch Urteil entschieden ist, stirbt, oder wenn eine andere Ursache einen zu richten hindert, 
dessen Entschuldigung erwiesen wird durch Eidesleistung von fünf Mitgliedern des Senats, 

126 dann soll der Magistrat in Anwesenheit der Richter, und derer, die das Geld einklagen und 
dessen, von dem sie es einklagen, eine Nachlosung vornehmen aus denjenigen Senatoren, 
welche des gleichen Ranges sind, und (solche die) die gleichen Ämter inne gehabt haben, 
wie jener, an dessen Platz er (einen Ersatz) nachlost, unter der Bedingung, daß er niemand 
dazu lost, dessen Auslosung gegen die Person des Angeklagten nach dem vorliegenden Senats-
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130 κλητ(ου) ονκ εξεοτιν. 01 δε αιρεϋέντες κριταί περί τούτων μόνον άκονέ-
τωσαν καί διαγεινωσκέτωσαν, περί ών αν τις ενϋννηται δημοσίαι η ιδίαι νε- 
νοσψισμένος, και δοον αν κεφάλαιον χρήματος οί ενϋ-ύνοντες άποδε{ί)-
ξωσιν άπενηνίχϋαι εαυτών Ιδίαι ή δημοσίαι, τοοοντον άποδιδόναι κελενέτω- 
σαν, εφ' ώι εντός τριάκοντα ημερών οί κριταί κρινονοιν. Ονς αν δέη νπερ 

135 τούτων διαγεινώσκειν καί γνώμην άποφαίνεσϋαι, ούτοι μέχρι δτου αν διαγνώσιν καί 
την γνώμην άποφήνωνται, πάσης λειτουργίας δημοσίας έκτος ιερών δημοσί­
ων παρίσίλωααν. Άρέσκειν δε τήι βονλήι τον άρχοντα τον την κλήρωσιν 
τών δικαστών ποιήοαντα ή, εί μή οντος δνναιτο, τών υπάτων τόν τε προηγορονν- 
τα ταύτης τής διαίτης προίστασ&αι καί καταγγέλ(λ)ιν μάρτνοιν τοϊς επί τής Ίτα- 

140 λίας ονσιν ε(ξ)ονσίαν διδόναι, εφ' ώι τώι μεν ιδίαι τι μεταπορενομένωι μή πλείο- 
σιν πέντε, τοϊς δέ δημοσίαι μή πλείοαιν (δ)έκα καταγγείλω επιτρέψει.
Ομοίως άρέσκειν τήι βου(Χ)ήι κοιτάς, οϊ αν εκ τούτον τοϋ (δόγματος τής σννκλήτον) 
λάχωσιν, κα&' δ αν αυτών έκάατωι δόξηι, αναφανδόν [[ο]] 
άποφαίνεσϋαι, καί δ αν οί πλείους άποφήνωνται, εάν.

132 αποδε\ξωσιν 134 δεη 138 τε: (τό)τε vermutet Rad. S. 73 139 καταγγελαιν
140 εοονοιαν 141 αεκα (λεκο. liest Oliv.) 142 βοναηι τον (δόγματος της σννκλήτον) oder εκ
τούτον [[του]] Oliv.



130 Beschluß nicht statthaft ist. Die (so) bestellten Richter sollen ausschließlich in Bezug 
auf die Gelder Gehör geben und erkennen, deretwegen einer angeklagt wird als Er- 
piessei ) an Gemeinden oder Privaten (daß er sie Gemeinden oder Privaten hinterzogen 
habe); und sie sollen genau die Summe Geldes, von der die Ankläger nach weisen 
können, daß sie ihnen, sei es dem Gemeinwesen oder Privaten, entrissen worden ist, 
zurückzuerstatten Befehl geben, unter der Auflage, daß die Richter innerhalb von 
dreißig Tagen ihren Spruch fällen. Diejenigen, welche über solche Fälle erkennen und 

135 ihr Urteil abgeben müssen, sollen, bis sie verhandelt und abgestimmt haben, aus jeder 
öffentlichen Verpflichtung entlassen sein mit Ausnahme der staatlichen Opferhandlungen. 
Ferner beschließe der Senat, daß der Magistrat, der die Losung der Richter vorgenommen 
habe, oder im Falle seiner Behinderung, von den Konsuln der die Geschäfte Führende, 

140 den Vorsitz in diesem Verfahren (διαίτή) habe und die Befugnis erteile, Zeugen zu laden, 
nur solche, die sich in Italien aufhalten, und unter der Bedingung, daß er demjenigen, 
der aus privater Schädigung etwas einklagt, nicht mehr als fünf, denen, die aus Schädi­
gung der Gemeinde klagen, nicht mehr als zehn zu laden verstatte. Desgleichen bestimme 
der Senat, daß die Richter, die auf Grund dieses (Senatsbeschlusses) zur Auslosung kommen, 
das Urteil, das sich ein jeder von ihnen bildet, öffentlich kund geben, und daß, was die 
Mehrzahl kund getan, (so) Geltung behalte.

!) νοσφίξεα&αι (χρήματα) begegnet auch in der Literatur in ähnlicher Bedeutung, z. B. bei Flutarch 
Cato min. c. 45; vgl. Lucull. c. 36; Aristid. c. 4.

Abh. d. philos.-philol. u. d. hist. Kl. XXXIV. Bd. 2. Abh. 8



III. Über die Sprache.

1. Übersetzung oder Abfassung in griechischer Sprache?

Was die griechische Sprachform angeht, steht der fünfte und letzte Abschnitt, der 
das S. C. enthält, für sich: Nicht nur das S. C. selbst, sondern auch das einleitende 
Edikt des Kaisers muß eine lateinische Erfassung gehabt haben, es wendet sich aus­
drücklich an alle Provinzen des Reiches (πέμπειν εις τας έπαρχήας διέγνων 78), ging also 
wenigstens in den Westen sicher in der lateinischen Amtssprache hinaus1). Anders die 
vier ersten Edikte. Von vorneherein für den griechisch sprechenden Bezirk Kyrene bestimmt, 
stammen sie als kaiserliche Erlasse aus der Kanzlei des Kaisers. Leider ist über ihre 
Organisation zur Zeit des Augustus nichts Sicheres bekannt2). — Falls eine unmittelbare 
Beeinflussung der sprachlichen Fassung durch den Kaiser erfolgt ist, wird man sich doch 
des gerade für dieses Gebiet, Kanzlei und Kanzlei-Tradition, zuverlässig unterrichteten 
Sueton erinnern müssen, der dem Augustus (cap. 89) gute Kenntnis des Griechischen nach­
rühmt „non tarnen ut aut loqueretur expedite aut componere aliquid auderet. nam et si quid 
res exigeret, latine formabat uertendumque alii dabat“. Während z. B. Claudius und, wie 
es scheint, auch Nero, sicher Hadrian und die Antonine3) die griechische Fassung der 
Urkunden in einem viel stärkeren Maße selbst mitgestaltet haben, ist durch Augustus

г) Das Edikt des Claudius bei Josephus Antiq. XIX 5, 3, das für die οικουμένη, für πάσα ή υπό 
'Ρωμαίοις ηγεμονία bestimmt ist, hat am Schluß Anweisungen über die propositio, beginnend mit Italien. 
Edikt V, der Materie de repetundis entsprechend, geht nur an die Provinzen, aber — mit Emphase — 
an alle. Anders als beim Edikt liegt die Sprachenfrage für den Brief: Modestinus, Big. 27, 1, 6 3 
zitiert einen solchen des Antoninus Pius γραφείοης τφ κοινφ τής Ασίας, διαφερούαης παντι τώ κόομφ 
natürlich auf griechisch.

2) Vgl. Rostovtzeff: P-W VI Sp. 211; H. Peter: Gesch. Lit. d. röm. Kaiserzeit I 336; Friedländer 
Sittengeschichte I 55. Die bekannte Nachricht der vita Horcitii: Augustus epistularum ei officium obtulit, 
bezieht sich auf die Privatkorrespondenz ad amicos.

a) I” diesem Zusammenhänge verdient Beachtung, daß die Stilurteile der Griechen über die 
griechischen Briefe des Brutus, so enthusiastisch sie sind — Phrynichus verwendet eine solche Über­
treibung als Muster literarischen Fehlurteils (Photius bibl. S. 101) — damit rechnen, daß die Abfassung 
durch einen Helfer oder Sekretär erfolgte: είτε ιδίας (έπιστολάς) είτε τίνος των εις ταντα μισ&οϋ δοκίμων, 
wie der Einleitungsbrief zur Mithridatischen Sammlung sagt (Hercher: Epistolographi S. 177), oder wie 
es der „Lemnier“ Philostrat vorsichtiger aus drückt: Βρούτος ή ό'τψ Βρούτος ές το έπιστέλλειν έχρήτο 
(Hercher: а. а. Ο. S. 14). Die Musterreihe des Philostrat geht von den στρατηγοί, den Magistraten, zu 
den βασιλείς, den wenigen Kaisern, über und nennt hier als den besten Epistolograph den diuus Marcus 
mit Worten, die umgekehrt als bei Brutus die Abfassung durch den Kaiser selbst zur Voraussetzung 
haben. Ja, das Lob scheint auf die „eigenen“ Briefe eingeschränkt im Gegensatz doch wohl zu den aus 
der Kanzlei stammenden: βασιλέων . . δ ϋ·εοπέοιος Μάρκος εν οΐς επέστελλεν αυτός- προς γάρ τω κεκρι- 
μενω τον λόγον και το εδραΐον τον ήϋ-ονς εντετνπωτο τοΐς γράμμασιν.



höchstensfalls ein lateinisches Konzept entworfen worden. Auch in diesem Falle würde 
der Redaktor der griechischen Fassung für sein uertere eine ganz andere Freiheit gehabt 
haben, als der Übersetzer des S. C. Denn das S. C. hat seine rechtsgiltige lateinische 
Fassung, auf der seine eigentliche Existenz als Urkunde beruht, in der es aktenmäßig 
festgelegt ist: aus ihr leitet die griechische Übersetzung erst ihre Geltung ab. Das ver­
pflichtet zu möglichst genauer Wiedergabe des ‘eigentlichen’ Wortlautes, des Originales’. 
Dieser Punkt ist für die Klärung der Fragestellung, ob die vier ersten Edikte unseres 
Steins ‘Übersetzungen’ sind, von Wichtigkeit. Denn es kann sich nicht darum handeln, 
was für Unterlagen und in welcher Sprache abgefaßte der Redaktor, der in der Kanzlei 
den Wortlaut aufsetzte, gehabt hat. Der Fall z. B., über den das zweite Edikt in einer 
für die propositio in Kyrene geeigneten Form berichtet, hat in dieser seiner diplomatischen 
Fassung wohl sicher Gebrauch gemacht von der Begründung, welche die kaiserliche Ent­
scheidung in der lateinischen Form, in der sie an die Betroffenen (und wahrscheinlich 
auch an den Statthalter) gelangte, enthielt. Für Tatbestand (Z. 44/5) und Entscheidungs­
grund (48—50) ist dies sehr wahrscheinlich. Ebensowenig ist die Gerichtsordnung des
1. Edikts mit ihrer ersichtlichen Anlehnung an die stadtrömische Ordnung formuliert, 
selbst wenn dies von vorneherein in griechischer Sprache geschehen sein sollte, ohne 
daß als Unterlage lateinisch gefaßte entsprechende Bestimmungen benutzt wären. Auch 
wenn die ganze Ordnung der θανατηφόροι δίκαι von einem römischen Juristen lateinisch 
entworfen gewesen wäre und der Redaktor des — griechischen — Ediktes sich einer 
solchen Vorlage für den Hauptinhalt bedient hätte, wäre das Edikt damit noch keine 
„Übersetzung“ in dem Sinne, der hier allein in Frage kommen kann. Übersetzung liegt 
erst dann vor, wenn die Urkunde ihre erste, gütige, aktenmäßige Form in lateinischer 
Sprache erhalten hat, wenn sie als Urkunde lateinisch lautet, aber zur Übermittlung und 
Bekanntgabe in eine andere, hier die griechische, Sprache „übersetzt“ wurde.

Mit einem Teile der Urkunden-Gattungen ist die lateinische Sprachfassung unlöslich 
verbunden, z. B. den Senatusconsulta; aber es liegt, soviel ich sehe, kein sicheres Zeugnis 
vor, das die Frage für Edikte ebenso beantwortete. Einzelne mit überlieferte Publikations­
vermerke erlauben keinen allgemeinen Schluß. Das Edikt des Claudius zu Gunsten des 
Bürgerrechtes der Anauner (Bruns7 Nr. 79), das als Musterbeispiel gelten kann1, führt 
vor dem unsern Edikten entsprechenden Anfang mit Namen und Titel des Kaisers und 
dicit-Formel die Datierung auf und den Publikationsort: Hais in praetorio — propositum 
fuit. Aber die Folgerung, daß ein kaiserliches Edikt, für welche spezielle Region und 
welchen Personenkreis es auch Geltung haben mochte, am Orte der jeweiligen Residenz 
des Kaisers proponiert wurde, läßt sich wohl nicht ziehen* 2), ebensowenig für alle pro­
positio in Rom3, und demnach auch kein allgemeiner Schluß auf die amtliche Abfassung 
aller Kaiseredikte in lateinischer Sprache4). Natürlich ist propositio die einzige für das

В Vgl. Mommsen: Ges. Sehr. IV 298.
2) Dazu neigt Krüger: Gesch. d. Quellen d, röm. Rechts S. 102, 7.
3) Mit der Nachricht des Sueton: Claud. 16,4: opioä, -uno die XX edicta proposuit läßt sich in 

diesem Zusammenhänge nichts erweisen. Freilich proponierte er alle in Rom, aber es waren alles ‘cen- 
sorische' Edikte, wie Sueton selbst hervorhebt (in censura eius notabilia).

4) Daraus, daß der Kaiser nicht auf Grund einer bestimmten Amtsgewalt ediziert (als pontifex, 
censor, proconsul), sondern dem λέγει seine kaiserlichen Titel vorausschickt, ebenso wie daraus, daß



schriftlich abgefaßte Edikt mögliche Art der Publikation, aber es scheint vorläufig nichts 
dagegen zu sprechen, daß sich der Ort der propositio je nach dem Magistrat und dem 
durch die Regelung betroffenen Personenkreis richtete, bei den kaiserlichen Edikten auch 
vom Kaiser selbst ausdrücklich mitbestimmt werden konnte. Die durch die Inschrift 
von Skaptopara (Gordian) bezeugte und von Mommsen1) in ihrer formalen Bedeutung 
erläuterte propositio der Reskripte, die in diesem Falle ausdrücklich Rom vorsieht (Romae 
in porticu Thermarum Traianarum), läßt für die Edikte des Augustus keinen Analogie­
schluß zu.

Gründe viel allgemeinerer Art, deren Gewicht nicht bestritten werden soll, namentlich 
die Rolle der lateinischen Sprache als Amts- und Yerwaltungssprache des Reiches, die 
Stellung des Kaisers gegenüber den Untertanen des Ostens, die besonders römische Form 
des Edikts, haben zu der Ansicht geführt, daß für die kaiserlichen Edikte bis auf die Zeit 
Konstantins eine lateinische Fassung als Original vorauszusetzen sei2). Der großartige 
Zuwachs an Material, den wir durch die vier griechischen Edikte des Augustus erhalten, 
empfiehlt die Frage, ob ein lateinisches Original angenommen werden muß, ob ‘Über­
setzung’ im oben erörterten Sinn vorliegt, mit Vorsicht zu überprüfen3). Äußere Mittel, 
wie sie sonst bei ‘Übersetzung’ gelegentlich mitüberliefert werden, ein Hinweis auf das 
Original’, liegt ja in keiner Hinsicht vor. Und die Sprache überrascht: sie ist wohl reich 
an Latinismen (darüber unten S. 23ffi), aber trotzdem flüssig, von einer Art amtlicher Eleganz, 
wie sie aus den von Viereck: Sermo Graecus quo senatus p. q. r. usque ad Tiberii aetatem 
in scriptis publicis usi sunt (Göttingen 1888) erläuterten übersetzten, griechischen Ur­
kunden nicht bekannt war. Gewiß, auch das sicher übersetzte S. C. der Stele (Teil V) 
ist ‘griechischer’ als die dort behandelten hölzern und unfrei dem lateinischen nachgebil­
deten griechischen S.S. C.C. republikanischer Zeit. Aber, täuscht nicht alles, so besteht

innerhalb des griechischen Sprachgebietes der Statthalter griechisch edizierte, der Kraft des Imperium 
maius in demselben Gebiete edizierende Kaiser sich der gleichen Form bedienen konnte, läßt sich 
wenigstens soviel schließen, daß eine Bindung aller kaiserlichen Edikte an die lateinische Sprache und 
die gleichzeitige Publikation in der Residenz resp. in Rom aus dem Verhältnis, in dem das kaiserliche 
Edikt zu dem der Magistrate steht, nicht gefolgert werden kann. Andrerseits beweist die griechische 
Sprache des Statthalteredikts, daß die dicit — λέγει Formel des Edikts nicht zwangsweise die Be­
nutzung der lateinischen Amtssprache durch den ‘sprechenden’ Magistrat zur Folge hat.

4 Ges. Sohr. II 184 ff. Berichtigt und weitergeführt von Wilcken: Hermes 55, 1 ff., der auch mehr­
fach die Analogie znr propositio des Edikts berücksichtigt.

2) Mommsen: Ges. Sehr. II 304 (Über das Preisedikt Diocletians): “die kaiserliche Kanzlei hat damals 
niemals griechisch allein, und soviel wir wissen, auch nicht in beiden Sprachen ausgefertigt’’. Dazu 
Anm.: “Die Edikte blieben bis auf Julian lateinisch: höchstens, daß Konstantin zuweilen Edikte in beiden 
Sprachen erließ (Euseb.: vita Const. II 23 scp)”. Von besonderem Interesse ist der Fall des Ediktes über 
Wiederaufnahme der nächtlichen Beerdigungen, das Julian an die Antiochener erließ. Gleich nach dem 
Funde der griechischen Fassung durch Hertlein stellte Mommsen fest, daß nun, da die lateinische Fas­
sung Cotl. Theod. 9, 17, 5 (vgl. Cod. Just. 9, 19, 5) bekannt war, das gleiche Edikt in einer für das 
Publikum von Antiochia und zugleich für die gelehrte Welt bestimmten griechischen Form und einer 
offiziellen lateinischen, der der Gesetzessammlung, vorhanden sei. Aber es scheint mir mit den franzö­
sischen Herausgebern (vgl. Juliani epistulae, leges, poematia, edd. Bidez-Cumont, Paris 1922, S. 194) 
sicher, daß der “genuinus textus”, den der Kaiser selbst verfaßte, der griechische ist.

3) Anders urteilt v. Premerstein: “die Texte sind wie man sofort erkennt, Übertragungen latei­
nischer Originale in die griechische Verkehrs- und Kanzleisprache (κοινή)", aber betont zugleich “das 
stellenweise fast'elegante Griechisch“ (S. 434).



zwischen V und I—IV ein deutlicher Stilunterschied: I—IV sind freier, eleganter, echter 
in ihrer griechischen Diktion1), namentlich im Satzbau. Das könnte wenigstens bedeuten, 
es sind in einer lateinischen Kanzlei entstandene, топ übersetzten Termini der römischen 
Rechts- und Verwaltungssprache durchzogene, aber sonst frei, in griechischer Sprache 
gefaßte Urkunden, für die ein lateinisches Original’, eine erste amtliche lateinische Aus­
fertigung, nicht vorlag.

Sieht man sich nach einem Anhalt für die Beurteilung des Problems um* 2), so be­
gegnet zuerst der Brief des Claudius an die Alexandriner. Daß er auch für die Sprachen­
frage wichtig ist, hat sein Herausgeber J. Bell (Jews and Christians in Egypt (1924), 
vgl. S. 3 ff.) gesehen, aber er hält mit einer Entscheidung, ob die griechische Fassung 
die ursprüngliche war oder erst die Übersetzung eines lateinischen Originals ist, zurück; 
für wahrscheinlich hält er die Übersetzung und rechnet sogar damit, daß der Brief latei­
nisch an den Präfekten nach Ägypten gesandt sei. Das Edikt des praef. L. Aemilius 
Rectus läßt jedenfalls nur Empfang und Vortrag der griechischen Fassung erkennen und 
das einfache έκ·&εΐναι την επιστολήν wäre, wenn der wirkliche Brief lateinisch war, vom 
praef. unkorrekt. Die beiden Gründe aber für Annahme einer lateinischen Vorlage sind 
nicht zwingend. A. Stein (Unters, z. Gesch. u. Verw. Aeg. S. 83, 155) stellte zwar die 
Regel auf, daß bei genauer Titulatur des Kaisers, namentlich der Erwähnung der tribunicia 
potestas, Übersetzung aus dem lateinischen Original vorliege, aber auch Bell (S. 3,2) unter­
streicht die bei dem beschränkten Material nicht ungewichtige Ausnahme, die das Edikt 
des Claudius für Alexandria und Syrien (Josephus XIX 5,2) mit Angabe der tribunicia 
potestas bilde, und dessen Richtigkeit Stein (S. 162) auch aus diesem formalen Grunde in 
Zweifel ziehen muß. Ganz abgesehen davon, ob diese Regel für ein Edikt dieselbe Geltung 
gehabt hat, wie für epistulae und Reskripte, kann bei der Dürftigkeit des für das 1. Jh. 
der Kaiser zur Verfügung stehenden Materiales die sprachliche Ausfertigung des Claudius- 
Briefes nicht einfach danach beurteilt werden3); für die Edikte des Augustus, die nicht 
für Ägypten, bestimmt sind, hat die Regel ohnedies keine Geltung4). Aber Bell neigt 
auch zur Annahme einer lateinischen Vorlage wegen der Latinismen in der Sprache 
des Briefes. Das ist gleichfalls ein heikler Punkt, der für die Beurteilung der Edikte des 
Augustus gleich bedeutungsvoll ist. Denn auch in der griechischen Sprache römischer 
Urkunden sind nicht allein Latinismen der Terminologie, die in der ‘griechischen’ Kanzlei 
teils aus Not teils aus natürlicher Anlehnung an das konkrete und legitime lateinische 
Wort benutzt wurden, häufig, sondern auch solche des Stiles, lexikalische wie syntaktische, 
die sich aus der Person des Redaktors und seiner — selbst, wenn er Grieche war — auf

*) Radermacher macht gleichfalls mit wertvollen Einzelnachweisen auf den Stilunterschied auf­
merksam: er führt ihn darauf zurück, daß I—IV einen ‘gebildeteren’ Verfasser hatten als V.

2) Aus der Literatur ist am wichtigsten: Η. E. Dirksen: Civilistische Abhandlungen (Berlin 1820) 
Bd. I: Über den öffentlichen Gebrauch fremder Sprachen bei den Römern, und A. Stein: Unters, zur 
Gesch. u. Verwaltg. Äg. u. röm. Herrschaft (1915), S. 132 ff. (mit weiteren Literaturangaben).

3) Die propositio des Briefes ist vom Kaiser nicht bestimmt; wenigstens läßt das Edikt des Statt­
halters sie als dessen Initiative erscheinen. Dieses Edikt ist ägyptisch datiert. Daß die römische Datie­
rung der Reskripte nicht bereits Schluß auf lateinisches Original gestatte, betont (gegen Stein) Wilcken, 
Hermes 55, 21.

4) Vgl. dazu die Titulatur des Briefes des Augustus an die Knidier (Viereck: Sermo Graecus IX; 
Dittenberger3 780), der von vornherein griechisch abgefaßt ist.



ihn wirkenden römischen Umwelt ergaben. Dieser von dem durch den Zwang des Originals 
‘barbarischen’, in eine andere Sprachform hineingequälten Übersetzungsgriechisch grund­
sätzlich zwar sehr verschiedene, im einzelnen Falle aber schwierig zu unterscheidende 
color latinus wird den Eedaktoren eines kaiserlichen Schreibens oder Ediktes ebensowenig 
unpassend erschienen sein, wie einst dem Lucullus die geradezu gesuchte lateinische Fär­
bung seiner griechischen historiae: quo faciüus illas probaret Bomani hominis esse, idcirco 
barbara quaedam et σόλοικα dispersisse (Cicero: ad Attic. I 19, 10). Man muß sich Vor­
halten, daß ein solches, lateinisch gefärbtes Griechisch in der gebildeten Welt Roms viel 
gesprochen und im privaten Verkehr mit den Griechen geschrieben wurde: κοινή, aber 
doch eine römische Species. Ein solcher color latinus beläßt dem Griechischen im ganzen 
seinen natürlichen Bau der Sätze und seinen charakteristischen Wortschatz, so daß sich 
dieses Griechisch von dem Übersetzungsgriechisch im ganzen wesentlich unterscheidet.

Daß man im einzelnen Fall zweifeln kann, zeigt gerade der Brief des Claudius. 
Wenn Bell sich schließlich auf die Seite “Übersetzung” neigt1), so scheint mir umgekehrt 
E. Schwartz in seiner Besprechung Beils (Dtsch. Litzeitg. 1924, 2094) aus dem Fehlen 
harter Latinismen mit Recht auf ein griechisches Originalkonzept zu schließen. Das 
war für ein kaiserliches Schreiben an eine griechisch-sprechende Gemeinde das Gegebene. 
Wäre der Claudius-Brief im anderen Fall eine Ausnahme, so ist er nun ein sehr gewich­
tiges neues Zeugnis für die Regel griechisch verfasster Briefe an griechische Empfänger, 
der durch seine Erhaltung und seinen Umfang die Sprache der griechischen ‘Kanzlei’ der 
Kaiser besser kennen lehrt. Dargetan ist dieser Unterschied zwischen solchen ‘Briefen’ 
und den namentlich durch die S.S. С. C. repräsentierten ‘Übersetzungen’ von Viereck (a. a. 0. 
S. 7Off.)2) und Lafoscade (De epistulis imperatorum (These Paris, 1902, S. 83ff.). Derselbe 
Unterschied aber scheint für das Verhältnis der Sprache zwischen den vier ersten Edikten und 
dem S. C. in Teil V der Stele von Kyrene zuzutreffen. Ohne den formalen Unterschied zwischen 
Edikt und Brief zu übersehen3), darf man doch in der sprachlichen Formulierung von 
I—IV dasselbe Verfahren und den gleichen Stil erkennen, wie ihn diese — griechisch 
verfaßten — epistulae kennen gelehrt haben. Übrigens ist Abschnitt II von der Anfangs­
und Schlußformel abgesehen eine ‘epistula', die (auch in der Behandlung des Falles) der 
epistula ad Cnidios des Augustus sehr nahe steht.

Für die kaiserliche Praxis des 2. und 3. Jhs. n. Ohr. ist neben den Rückschlüssen 
aus den reichlicher vorhandenen Urkunden selbst auch die Art der Anführung und Benutzung 
solcher Urkunden durch die Juristen zu beachten.4) Im Digestentitel de appdlaüombus (49, 1,1) 
bezieht sich Ulpian auf ein rescriptum diui Pii προς το κοινόν тип· Θρακών, und da er wirklich 
zitieren will (“uerba rescripti ita se habent") führt er die griechische Fassung an, als die allein 
publizierte und gütige, ebenso im gleichen Titel (49,1 25) Paulus (responsa XX) ein Reskript

0 Wilcken, Archiv Pap. Forsch. VII 308, hält, wie Bell, Übersetzung aus dem lateinischen Original 
für wahrscheinlich. Ein neues Argument freilich, daß er (S. 309,1) aus dem von ihm richtig erklärten 
™ ‘Ρώμης (Romae) ableitet, ist kein beweiskräftiger Latinismus, wie Meuwese zum Monum. Ancyr. dar­
getan hat, vgl. unten S. 38.

2) Über die Briefe des Augustus S. 78.
3) Auch die Art der Abfassung selbst soll wohl unterschieden werden bei Sueton: Titus 6: Er 

besorgt die Kanzlei des Vaters: patris nomine et epistulas ipse dictaret et edicta conscriberet.
4) Genaue Durchprüfung aller Stellen des Corpus bei Dirksen: a. a. O. S. 44 ff.



des Alexander Seuerus: τώ κοινφ των εν Βι&ννία Ελλήνων. Ulpian hat im 1. Bande de 
officio^ proconsulis die Pflicht, den hergebrachten κατάπλονν einzuhalten, unter Bezugnahme 
auf ein Reskript des Antoninus an die Griechen in Asia eingeschärft, im allgemeinen die 
offenbar griechische Urkunde paraphrasierend, aber durch ein griechisches Zitat auf diese 
allein gütige Unterlage verweisend. In den für die Kenntnis der literarischen Behandlung 
des römischen Rechts in griechischer Sprache,1) so wichtigen langen Auszügen aus Mode­
stmus: de excusationibus Dig. 27,1 werden nicht nur Stellen aus Juristen, aus Ulpian und 
Paulus, in lateinischer Fassung zitiert, sondern auch ein Reskript des Hadrian an den Le­
gaten Vitrasius Pollio (27,1, 15, 17), ein solches des Seuerus und Antoninus an einen ge­
wissen Narcissus (a. a. 0. 13,12) und an einen Valerius (a. a. 0. 10,4). Umgekehrt bringt 
er unter Betonung wörtlicher Anführung aus einer επιστολή Άντωνίνου τον Εύσεβοΰς γρα- 
φεϊσο. τω κοινω τής Ασίας mehrere Stücke in griechischem Wortlaut (а. а. О. 6). Callistratus 
(Dig. \ 1,37) zitiert. . . . diuus Hudrianus τ<ρ xoivcö των Θεσσαλων graece rescripsit.

Auch die Zitierweise der Juristen spricht also dafür, daß die an griechisch-sprechende 
Gemeinden und Körperschaften gerichteten kaiserlichen Aktenstücke nur eine, die grie­
chische Fassung, hatten, in der allein sie veröffentlicht wurden und Recht schafften, nir­
gends verrät sich auch in der Interpretation ein Bewußtsein davon, daß eine erste latei­
nische Fassung als Original zu Grunde gelegen hätte.

Auf der andern Seite steht fest, daß Erlasse und Mitteilungen der Kaiser an die 
Statthalter in der lateinischen Sprache abgefaßt waren, auch wenn die Angelegenheiten 
griechisch-sprechender Gemeinden oder Untertanen darin geregelt und entsprechende 
Weiterleitung oder Veröffentlichung vorgesehen war. Der Brief des Hadrian an den praef. 
Aeg. Rammius Martialis (Lafoscade Nr. 14; Bruns: Fontes7 Nr. 196) schließt mit dem 
Auftrag zur Bekanntgabe, dem dieser durch Übersetzung ins Griechische (μεϋηρμηνενμένης 
ist nahezu sicher hergestellt) und Aushang nachkommt. Aber es war offenbar der Ent­
scheidung des Magistrates frei gegeben, ob er die lateinischen Originalurkunden in Ab­
schrift weitergeben wollte oder eine Übersetzung. Ein Reskript der Kaiser Severus und 
Caracalla vom Jahre 201 zu Gunsten der Tyraner, das an eine in ihrer Stellung nicht 
sicher bestimmbare Amtsperson (Heraclitus procurator?)1 2 3) gerichtet, und mit einem kurzen 
Begleitschreiben dem Legaten von Moesien übermittelt war, leitet dieser in der gleichen 
lateinischen Form an die Tyraner weiter, in dem er selbst ein griechisches Begleitschreiben 
daran hängt3). (Vgl. Dessau 423; Bruns7 Nr. 89). Alle drei Teile kommen zur Veröffent­
lichung auf den Stein.

Unter Hadrian schreibt der Proconsul von Asia Avidius Quietus an die Aezaner 
(Dittenberger Or. Gr. 502) einen griechischen Brief, dem ein Brief des Kaisers an Quietus 
beigefügt ist, natürlich in lateinischer Sprache auch vom Proconsul nicht übersetzt, des­
gleichen ein lateinischer Briefwechsel des Quietus mit dem Procurator Hesperus4 *). Die

1) Aus der Dig. 27, 1, I, 1 f. erhaltenen Einleitung des Werkes: αφηγούμενος τα νόμιμα τη των "Ελλή­
νων φωνή εί και οΤδα δύσφραστα είναι αυτά νομιζόμενα προς τάς τοιαντας μεταβολάς. Προα&ήσω δε τη των 
λεγομένων διηγήαει αυτά τα των νόμων ρήματα . . .

2) Dieser also hatte die Frage den Kaisern zur Entscheidung vorgelegt.
3) Αντέγραφαν των ϋείων γραμμάτων πεμφϋέντων μοι υπό των κυρίων ημών . . . τοντοις μον τοΐς 

γράμμασιν προέταξα ...
4) Der Stein läßt die Antwort des Hesperus unvollendet, vielleicht nicht zufällig, da für die

Aezaner der Brief des Proconsuls und der des Kaisers entscheidend gewesen sein dürften.



Verbindung eines griechischen Briefes des Traian an die Pergamener mit einem gleich­
falls griechischen des Statthalters von Asia und Beilage eines lateinischen S. C. und latei­
nischen Mandates des prineeps an den Statthalter hat sich in Pergamum gefunden (vgl. 
Lafoscade a. a. 0. Nr. 15 und 91).

Um den Unterschied der sprachlichen Ausfertigung der Akten zu erläutern, sei der 
Fall gesetzt, die 'Έλληνες des Gebietes von Kyrene wären mit ihren Beschwerden beim 
Statthalter vorstellig geworden. Alsdann hätte dieser bei günstiger Aufnahme verfahren 
können, wie es Tiberius Julius Alexander im Jahre 68 gegenüber den Klagen der Ägypter 
tat1). Den in seine Kompetenz fallenden Beschwerden konnte er in einem eigenen Edikt 
abhelfen, das auch in Kyrene griechisch abgefaßt gewesen wäre. Im übrigen hätte er an 
den Kaiser und im Falle von Kyrene an den Senat berichtet. Ein eventuelles S. C. wie 
die Antwort des Kaisers wäre lateinisch an ihn gelangt. Während der Präfekt eine solche 
Antwort in Ägypten in griechischer Übersetzung bekannt gegeben hat, scheint in den 
übrigen griechisch sprechenden Provinzen die Weitergabe des lateinischen Textes mit 
griechischem Begleitschreiben oder die Übermittlung des lateinischen Textes samt grie­
chischer Übersetzung das Übliche gewesen zu sein. Josephus hatte in seiner Akten­
zusammenstellung Arch. XIV 10, wie § 1 zeigt, ein besonderes Interesse daran, gerade 
die Publikationsvorschriften mitanzuführen, und bei allem Vorbehalte gegen die Genauig­
keit des Wortlautes müssen diese Angaben sachlich zutreffen: Cäsar verfügt im Falle XIV 10, 2 
(Sidon) βούλομαι δε και "Ελληνιστί και 'Ρωμαϊστ'ι εν δέλτω χαλκή τούτο άνατεϋ-ήναι, für die 
Urkunde XIV 10, 3 Aufstellung γράμμα σι "Ρωμαϊκούς τε και "Ελληνικούς in den Tempeln 
von Sidon, Tyrus und Ascalon und auf dem Kapitol2). Ähnlich für Tyrus Marc Anton 
(Arch. XIV 12, 5)s). Irgendwie durchgeführt aber ist diese Praxis in den griechisch 
sprechenden Reichsteilen nicht worden. Der ganz anders gelagerte Fall der res gestae 
diui Augusti ist nicht hierher zu ziehen, wie übrigens das Fehlen einer griechischen 
Übersetzung im pisidischen Antiochien4) bezeichnend ist. So bleibt für die Zeit des 
Augustus als wirkliches Beispiel der durch Josephus für Cäsar bezeugten Publikations­
art nur der Brief des Proconsuls Paullus Fabius Maximus über die Einführung des 
Asianischen Kalenders (Dittenberger: Or. Gr. II 458, 28): προστάζω δε χαραχ&εν {εν) τη 
στήλη τδ ψήφισμα εν τώ ναφ άνατεϋήναι προτάξας το διάταγμα έκατέρως γραφέν*) (utra- 
que lingua scriptum).

Eine vollständige formale Analogie zu den vier ersten Edikten findet sich unter den 
erhaltenen Urkunden der frühen Kaiserzeit nicht. Aber zur Beurteilung der Frage ihrer 
sprachlichen Abfassung sind folgende Feststellungen zu berücksichtigen:

I. Die Briefe der Kaiser an griechische Gemeinden und griechische πολ.ιτενματα sind 
durchweg griechisch konzipiert. Der Brief des Claudius an die Alexandriner bildet wohl 
keine Ausnahme. Ebenso — seit Hadrian nachweisbar — die Reskripte.

’) Dittenberger: Or. Gr. II Nr. 669. Vgl. Wilcken: Zschr. Sav. Stiftg. 42, 125 ff. Über sein Vor­
geben Z. 5 ff.; 62 ff. des Edikts.

2) Vgl. Mommsen: Staatsrecht I3 255.
3) Viereck: Sermo Graecus p. XII.
4) Ramsay und v. Premerstein: Monum. Antiochenum S. 3.
5) Vgl. Dittenberger S. 52, Note 23. Zur ganzen Urkunde Mommsen: Ges. Sehr. V 518. Zur 

Sprachenfrage A. Stein: Unters, z. Gesch. u. Verw. Ägyptens S. 152; dort ein weiterer Fall aus der Zeit 
des Claudius.



II. Die Sprache dieser Briefe ist trotz zahlreicher Latinismen von der Sprache über­
setzter Urkunden im ganzen verschieden.

. Die Briefe der Statthalter an die griechischen Städte und Gemeinden sind
griechisch. Aber hier läßt sich feststellen, daß die gleiche sprachliche Fassung und Dik­
tion auch für die Edikte gilt. Briefe und Edikte sind, was die statthalterliche Praxis 
angeht, in dieser Hinsicht nicht unterschieden.

IV. Die Edikte des Augustus für Kyrene (I-IV der Stele) sind in ihrer Sprache 
merklich verschieden von dem S. C. Abschnitt V. Ihr Griechisch ist ‘besser’. Die Diktion 
entspricht im Ganzen der Sprache der kaiserlichen Briefe. Danach ist es wahrscheinlich, 
daß auch die kaiserliche Praxis, wie die der Statthalter, Edikte, die nur zur proposilio 
in griechischen Städten bestimmt waren, von vorneherein in griechischer Sprache abfaßte; 
daß auch sie in dieser sprachlichen Hinsicht die Edikte und die Briefe gleich behandelte,’ 
wie es die Statthalter taten1).

2. Sprachliche Einzelheiten.
a) Zur Terminologie: jΕπίκριμα·. Es überrascht, daß Augustus im vierten seiner 

durch das λέγει formal eindeutig gekennzeichneten Edikte den Ausdruck εκ τοϋδε τον 
επικρίματος, von diesem ‘Edikte’ ab, verwendet. Kurz zuvor im dritten Edikte, in dem 
von der Verleihung des Bürgerrechtes durch ein επίκριμα die Rede ist, steht das Wort 
wohl regulär für. decretum* 2). Für ‘Edikt’ scheint es in den Urkunden, also in der Amts­
sprache bisher nicht nachgewiesen, obwohl die griechische Welt für diese römische Ur­
kundenform eine ganze Anzahl von Bezeichnungen in Gebrauch hatte. Wilcken (Z. Sav. 
Stiftg. XLII (1921)) hat die zu dem üblichsten Terminus διάταγμα (Plutarch Marc. 24) hinzu­
kommenden als Erbschaft aus der Kanzleisprache der Diadochen erläutert. Das bei ihm 
nicht verzeichnete επίκριμα fehlt immerhin wenigstens in der Literatur nicht ganz: 
Josephus (Antiq. XIX cap. 5) zitiert für die Judenfreundschaft des Kaisers Claudius 
zwei Edikte, auf die er (cap. 6 init.) mit der Bezeichnung διατάγματα zurückblickt. Im 
Wortlaute selbst, wenigstens wie ihn Josephus als wörtliche Wiedergabe bietet, bezeichnet 
der Kaiser sein zweites, das an das ganze Reich hinausgegebene Edikt als διάταγμα, das 
erste in der Schlußformel, aber augenscheinlich völlig gleichwertig, als διάγραμμα, beide 
male wiederholt Josephus in seinen einleitenden Bemerkungen die im Edikt selbst stehende 
Bezeichnung3). Aber der Legat Publius Petronius zitiert bei seiner Verwarnung der 
Doriten (Josephus Antiq. XIX 6, 3) das Edikt des Claudius zunächst als διάταγμα, hernach 
κατα το Καίσαρος επίκριμα mit dem Zusatz τον γάρ έμοΰ επικρίματος μιμνήσκεσθαι γελοΐόν 
έστι μετά το τον αντοκράτορος διάταγμα. Die Namen und Arten dieser Urkunden behandelt 
Weng er unten S. 68 f.

Συνωμοσία: Der Stein hat die korrekte Schreibung mit ω. Zur Bedeutung vgl. 
Thucydides VIII 54 (αννωμοσίαι) αΐπερ ετύγχάνον ... εν τί) πύλει ονσαι έπϊ δίκαις και 
άρχαΐς. Der Ausdruck blieb für die politischen Bünde gleicher Richtung, auch wenn die 
Formen des Zusammenschlusses nach Ort und Zeit sehr verschieden waren. Das römische

, *}.Üb*r das von leugnet: Rev. et. gr. XXXIII, 375 ff. behandelte Edikt Hadrians vgl. Bell- Jews
and Christ. S. 4, 5.

2) Viereck: Sermo Graecus S. 5 f„ S. 77 (zu eng!); v. Prem erstem : S.472; Wenger, unten S.56.1; 68.
3) Da diese Übereinstimmung gewollt, nicht von einem Korrektor hergestellt erscheint, lese ich im 

Schlußsatz des Ediktes mit älteren Ausgaben, nach den Hss. MW und der Epitoma διάγραμμα, während 
Niese (vol. IV p. 259) mit dem Ambrosianus διάταγμα schreibt. Darauf fußt Wilcken a. a. 0. S. 129.

Abh. d. philos.-philol. u. d. hist. Kl. XXXIV. Bd. 2. Abh.



Vereinsrecht; an sich frei, unterstellte die politisch gefährlichen Bünde („quae adversus rem 
publicam uidebantur esse“) dem Tatbestand de ui (Cicero ad Quint, fr. II 3,5; Dig. 47, 
22,2; Mommsen: Strafrecht 662 f.). Wie für die Illustrierung des ‘Eidhundes’ an Cati- 
linas συνωμοσία erinnert werden kann (Sallust: Cat. 22), so für die Auswirkung dieser 
συνωμοσία auf die Gerichte: ex Ulis testis signatoresque falsos commodare (a, a. 0. c. 16, 
wo auch weitere Ausdrücke, z. B. circumuenire auf prozessuale Machenschaften Bezug 
haben1). Auf die die Sicherheit des Staates bedrohenden Kultvereine bezieht Dio Cassius 
in der Rede des Maecenas an Augustus den Terminus (52, 36): καινά τινα δαιμόνια οι 
τοιοντοι άντεσφέροντες πολλούς άνο.πείϋονσιν άλλοτριονομεϊν κάκ τούτον και συνωμοσίαι καί 
ανατάσεις εταιρεΐαί τε γίγνονται απερ ήκιστα μοναρχία συμφέρει2). Der Kaiser sagt συνω­
μοσίας τινάς, obschon die Gesandten sicher konkretere Angaben gemacht hatten. Aber das 
Edikt will die Frage dieser συνωμοσίαι auf sich beruhen lassen: geschah hiergegen etwas, 
wofür keine Andeutung vorliegt, so in ganz abgetrennter Form. Aus den Beschwerden 
der Kyrenaeer wird dieser Punkt als für die Neuordnung der Gerichte maßgebend heraus­
genommen, aber vorsichtig als Referat geboten: denn die Bekräftigung der Beschwerden 
auf Grund eigener Untersuchung des Kaisers bezieht sich doch nur auf die Tatsache 
unschuldiger Opfer falscher Justiz. Das Hauptübel ist die kleine Zahl der richterfähigen 
Leute und die offenbar vorhandene nationale Spannung. Es ist also gewiß Absicht, wenn 
die συνωμοσίαι τινές nicht weiter präzisiert werden. Aus welchen harmlosen Wurzeln 
solche erwachsen sein konnten, deutet die auch von Oliverio angezogene Warnung des 
Traian an Plinius an, der ein Collegium fabrorum zur Feuerwehr in Nicomedia einrichten 
wollte: meminerimus prouinciam istam et praecipue eas ciuitates eiusmodi factionibus esse 
uexatas3). quodcumque nomen ex guacumque causa dederimus iis qui in idem contracti 
fuerint (. . .}4) hctaeriaeque breui fient.

!) Trotz der von Cicero pro Cluentio 148 ff. dargelegten Einschränkung auf Magistrate und Sena­
toren kann erinnert werden an die lex Cornelia de sicariis: De eins capite quaerito qui magistratum habuerit 
quiue in senatu sententiam dixerit, qui eorum coiit co'ierit, conuenit conuenerit quo qui.s iudicio publico con- 
demnaretur. Dazu gehört Marcianus Dig. 48, 8, 1 pr. quiue cum magistratus esset publicoue iudicio prae- 
esset, operam dedisset quo quis falsum indicium profiteretur, ut quis innocens circumueniretur (so ist mit 
Cuiacius zu lesen, wie die Parallelen aus Cicero pro Cluentio, z. B. 90 zeigen). Der innocens entspricht 
dem αναίτιος des Ediktes, aber nach der lex Cornelia machen sich die Richter schuldig, keine συνωμοσία 
der Ankläger und Zeugen. Ob diese aber sich aus wirken konnte ohne eine gewisse Duldung durch den 
Statthalter? Und hat er von den Klagen der Griechen, die schließlich vor den Kaiser gebracht wurden, 
nie etwas vernommen ? Über all das geht der Kaiser, zweifellos absichtlich, hinweg, die άδικοι θάνατοι 
haben mit den betroffenen αναίτιοι nichts zu tun. Ob die falschen Zeugen (cf. Paulus 5, 23, 1: qui falsum 
testimonium dixerit quo quis periret, mortisue causam praestiterit, verfällt der poena capitis) bestraft 
wurden ? Das Edikt erwähnt das Vergangene nur insoweit es Grund der künftigen Regelung des Prozeß­
verfahrens ist. Zu den Bestimmungen der lex Cornelia vgl. Mommsen: Strafrecht 632 ff.

2) Dazu Reitzenstein: Die hellenist. Mysterienreligionen S. 109,3. In diesem Zusammenhang sei 
an die συνωμοσία (coniuratio die Vulgata) erinnert, welche nach Act. Apostol. 23, 14 mehr als 40 Juden 
zur gewaltsamen Beseitigung des Paulus miteinander abschlossen. Für ihren Plan sollte das Gerichts­
verfahren freilich nur die äußere Gelegenheit zu einem Hinterhalt und Überfall schaffen.

3) Rostovtzeff: Social and economic hist. S. 540, 44 wirft zu I. G. ad res Ro. pert. IV 914, 9: κατα- 
λνσαντα σνν\οο]μοσίαν μεγάλη v τα μέγιστα λνκονσαν την πόλιν die Frage auf: „Is συνωμοσία a s tri ко? “ 
Man wird sie wohl verneinen müssen.

i) Die Edd. nehmen Keil folgend eine Lücke an, hetaeriae quae breues fient die Hs. Da Plinius 
in dem bekannten Brief über die Christen (X 96) als den Ausdruck des kaiserlichen Mandats zitiert:



θανατηφόροι δίκαι (Ζ. 9) 
θανατηφόρα κριτήρια (Ζ. 21) 
υπόδικοι κεφαλής (Ζ. 65) 
κεφαλής ενθύνειν (Ζ. 99).

Die griechische Entsprechung zu den lateinischen Rechtsausdrücken capitalis causa, 
iudicium capitis, capitis rei (accusati), capitis accusare wird hier auf sehr verschiedenem Wege 
versucht. Zu den in der griechischen Rechtssprache üblichen Worten ύπόδικος und ενθύνειν 
tritt die Übersetzung κεφαλής hinzu, es hätte dem entsprochen, das Adjektiv κεφαλικός, das 
m dei Tat in den Ausdrücken κεφαλικον έγκλημα, κεφαλικός άγιονг) vorkommt, zu κρι­
τήρια und δίκαι zu setzen. Denn daß eine bewußte Einschränkung der Bedeutung auf 
Todesstrafe gegenüber der weiteren von capitalis (vgl. Mommsen: Strafrecht 907 f.) 
durch die Wahl des Wortes θανατηφόρος zum Ausdruck gebracht werden sollte, ist sach­
lich unwahrscheinlich* 2). Aus stilistischen Gründen ist κεφαλικός vermieden, und das Wort, 
das gewählt ist, ist gleich recht pompös, so pompös, daß seine Verwendung in der Ter­
minologie einem feineren Empfinden unpassend erschienen wäre, θανατηφόρος ist zuerst 
in der Poesie, bei Aeschylus nachzuweisen. (Belege und Sicherung der Form θανατη­
φόρος bei Lobeck: Phrynichus S. 651). Auch in der Prosa behält es gewählteren Klang. 
Das bescheidenere Wort θανατικός findet sich ζ. B. mit κρίαις im prozessualen Sinne ver­
bunden: Plutarch, regum apophthegm. 186 E καλούμενος (Alkibiades) επί κρίσιν θανα­
τικήν υπό των Αθηναίων από Σικελίας; Lysander cap. 30 ώστε τω βασιλει κρίσιν προγράψαι 
θανατικήν; Pericles cap. 8 ότε την θανατικήν δίκην εφευγεν; Alexander cap. 42 τάς δίκας 
διακρίνων εν αρχή τάς θανατικός; auf römische Prozesse bezogen z. В. Plutarch: Cato 
min. cap. 44 θανατικός δίκας επιφανών άνδρών βραβεύων (als Prätor), C. Gracchus (aus 
einer Rede des G.) c. 3 πάτριόν εστιν ήμίν, εΐ τις ε'χων δίκην θανατικήν μή υπακούει, τούτον 
προς τάς θύρας εωθεν ελθόντα σαλπιγκτήν άνακαλεΐσθαι τή σάλπιγγι. Varro, der de lingua, 
lat. VI 90 den gleichen Vorgang aus einem commentarium uetus quaestoris bezeugt, um­
schreibt: qui capitis accusauit. Die Belege aus Plutarch, der auch θανατηφόρος verwendet, 
ζ. B. für den Dolchstoß, den Casca dem Cäsar versetzt (Cäsar cap. 66)3), zeigen hinläng­
lich, daß für den Terminus der Kapitalprozesse die -ι.κος Bildung die sprachlich ent­
sprechende war. Das Edikt hat in dem Falle pondera uerbi nicht abgewogen. Die Basi­
liken führen den Terminus κεφαλικός für capitalis durch.

hetaerias esse, so wird sich Traian auch in dem Briefe damit begnügt haben, zumal factiones vorauf­
ging. Auch sachlich paßt im Gegensatz zu den diuersa nomina, den unverfänglichen Namen der Vereine 
nur die eine Bezeichnung der gefährlichen und verbotenen Verbindung. Also wird es genügen, das 
überlieferte quae in quam zu ändern, und mit Keil breues in breui. Quam beim Positiv: Kühner: Gram, 
d. lat. Spr. II 2, 480. Wie bald! = nur zu bald.

Im griechischen Buch de excusationibus des Modestinus (Digest. 27,1,8,17): δίδωαιν αφεσιν επιτροπής 
και κεφαλική εχθρα . . . πλήν εί μή μετά το γραφήναι την διαθήκην κεφαλικός αγών αντοΐς προς άλλήλονς κατέστη.

2) ν. Premerstein S. 443 tritt für diesen Bedeutungsunterschied ein. Aber die von ihm zitierten 
θανατικά εγκλήματα (Diodor 37, 5, 2) sind durch die oben angeführten Plutarch-Stellen erklärt, für die 
υπόδικοι κεφαλής aber des Ediktes IV ist die Alternative: Einsetzung eines Sprachgericbtes oder cognitio 
offen gelassen, nicht eine Trennung von Tatbeständen, von denen die leichteren der cognitio des Statt­
halters überlassen gewesen wären. Auch in Kyrene war dessen cognitio uneingeschränkt zuständig und 
der Unterschied von Sizilien und Asien (v. Prem erstein S. 444), soweit er diesen Punkt betrifft, verschwindet.

3) Bei der Abstimmung über die Catilinarier (Flut. Cie. 21) spricht er gleichfalls von der θανατική 
γνώμη, den Haß, den Cäsars Streben nach dem Königtum erregte, nennt er θανατηφόρον μίσος (Cäsar cap. 60).



δοκονσί μοι καλώς και προσηκόντως ποιήσειν (Ζ. 13) 
δρϋώς και προσηκόντως μοι δοκονσιν ποιήσειν (Ζ. 36) 
άρέακει μοι (Ζ. 61) 
άρέακει (Ζ. 67); ονκ ä. (Ζ. 70) 

aber auch Ζ. 58: κελεύω.
Wenn auch Imperative und das mit angeführte κελεύω in den Edikten Vorkommen, 

so sind sie doch, namentlich durch die oben zitierten, in kaiserlichen Briefen und Man­
daten ähnlich verwendeten Ausdrücke ein neuer schlagender Beweis dafür, in welch kon­
zilianten Formen gerade des Kaisers Edikt die Willensäußerung vorbringt1). Betont hat 
dies an Hand der lateinischen Beispiele Karlowa: Böm. Rechtsgeschichte I 647 und Wilcken 
(Sav. Ztschr. XLII, 141, 2) konnte zum Unterschied davon für die Statthalteredikte den 
ungeschminkten Befehlston als typisch aufzeigen. Es liegt zweifellos eine bewußte und 
traditionell gewordene Zurückhaltung der kaiserlichen Kanzlei vor, die als wesentlicher 
Zug mit in das Bild der äußeren Herrscherformen des Prinzipats gehört.

προ μιας ημέρας ή τον κατήγορον αρξααϋαι λέγειν Ζ. 22.
Ein weiteres Beispiel für die durch die lateinischen Datierungsformeln beeinflußte 

Konstruktion von πρό (ähnlich από) zur Angabe der zeitlichen und räumlichen Distanz, 
die W. Schulze: Graeca-Latina (Göttingen 1901) erläutert hat (vgl. Wackernagel: Vorl. 
Syntax II 195; Blass-Debrunner: Gr. neutest. Griech.5 125). Lateinisch: pridie quam. Hier ist 
also auch durch den sprachlichen Ausdruck das sachlich zu Erwartende angedeutet, daß 
eine genaue Datierung, eine Terminsbestimmung geboten wird1 2). Daß hiefür kein prä­
ziseres, formalisterisches Moment benutzt wird3 4), als der erste Vortrag des Anklägers, ist 
auffallend. Nun ist es bekanntlich überhaupt eine schwierige Frage, an welches Moment 
im römischen Kriminalprozeß die Eröffnung des Verfahrens geknüpft war1). Sprachlich 
erinnern die Worte des Ediktes zunächst an das nicht seltene accusare coepisse, accusare 
inchoare der Juristen5). Da die genaue Deutung dieser Ausdrücke umstritten ist, wäre 
ein Anhalt an der griechischen Formulierung, die in dem λέγειν eine Fixierung enthält, 
erwünscht. Aber die von Wlassak geltend gemachten "guten Gründe, das accusare coepisse mit 
der delatio und inscriptio zu verbinden, widersprechen dem. Auch die Definition der с. 1 
Codex III 9 ist zu vergleichen: lis enim tune uidetur contestata, cum iudex per narrationem 
negotii causam audire coeperit. Denn sachlich muß die narratio negotii dem λέγειν τον 
κατηγόρου vor dem iudex entsprechen. Aber lis contestata erweist in diesem Zusammen­
hang den Passus als Interpolation. Es liegt also am Fehlen ausreichender Zeugnisse über 
die lateinische Terminologie, wenn der Ausdruck des Edikts nicht seine klare Entsprechung 
findet6). Beachtenswert bleibt er gerade wegen der mit den formalen Stationen des Straf-

1) Vgl. zu den Formen des prätorischen und ädili zischen Edikts Karlowa: а. а. О. I 462.
2) Daß der Ausdruck eine absichtliche Vermeidung von πριν erkennen lasse, wie Radermacher 

(S. 71) will, ist also nicht anzunehmen.
3) Vgl. den Bericht des Asconius über den Prozeß des Milo (S. 36 Stgh): Sortitio deinde iudicum 

a primo die facta est. . . . Tum intra lioram secundam accusatores со ep erunt dicere.
4) Vgl. Wlassak: Anklage und Streitbefestigung im Kriminalrecht der Römer (Sitzb.Wien. Akad. 184,1).
5) Zu den Stellen und der Bedeutung Wlassak: а. а. O. cap. 8.
6) Man darf das αρξασ&αι λέγειν nicht mit der in den Basiliken üblichen Übersetzung der litis 

contestatio προκάταρξις, προκατάρχεσ&αι verbinden und verstehen wollen: προ μιας ημέρας της προκατάρ- 
ξεως. Vielmehr spricht die Terminsetzung des Edikts dagegen, daß in dieser Prozeßform ein Analogon



prozeßganges verbundenen Fragen; zunächst nur für die Provinz bezeugt, ist doch im 
Zusammenhang des Edikts auch hiefür, wie für die ganze Regelung, Anlehnung des Ter­
mines an den stadtrömischen Prozeß wahrscheinlich. Er soll, um einen Ausdruck aus C. 
Th. IX 1,5 (vgl. Wlassak: a. a. 0. S. 91 ff.) zu benutzen, den Beginn der suprema actio, 
der eigentlichen Verhandlung vor Gericht, angeben.

Επϊ την ψηφοφορίαν1) άπολνέοϋωσαν Ζ. 30.
Επί Latinismus der Terminologie, dessen Entsprechung am deutlichsten Ps. Asconius 

zu Cicero in Verem II 26 (S. 231 Stgl.) bietet: Nam ‘mittere iudices in consüium’ est di- 
mittere iudices ad sententiam dicendam, ubi allegatis omnibus argumentts orator 
dixent: dixi. Daß die Ausdrücke ‘ire, mittere, dimittere in consüium’ in der Gerichts­
ordnung zur Zeit Ciceros und dem 1. Jh. der Kaiser ganz geläufig waren, zeigt ein Passus 
wie Cicero pro Cluentio 83 und der echte Asconius in der Schlußbermerkung zur Scauriana 
Ciceros (S. 29 Stgl.). Weitere Belege (nicht viele, keine späten) weist der Thesaurus L. L. 
(IV 461 а 11) s. v. consüium nach. Mit der Veränderung des Verfahrens schwindet nämlich 
der Terminus, im Corpus juris fehlt er.

Füi sententia, consüium steht die konkretere Handlung des ferre tabellas wie die Fort­
führung, die auch stilistisch beabsichtigt ist, και φερέτωσαν — την ψήφον zeigt. Ent­
sprechendes setzt für. den eigentlichen Terminus des ire in consüium ein Asconius im 
argumentum zur Miloniana (S. 36 Stgl.): T. Munatius pro contione populum adhortatus est 
ut postero die frequens adesset et elabi Müonetn non pateretur, iudidwnque et dolorem suum 
ostenderet euntibus ad tabellam ferendamä). Übrigens springt das εϊτα (Z. 29) von der 
Konstituierung des Gerichts über zum Abschluß durch Abstimmung. Die δικαιολογία der 
Parteien ist, weil von der Neuordnung des Edikts nicht betroffen, übergangen.

οι άδικοι θάνατοι (Ζ. 32).
Es ist ganz abwegig, θάνατοι mit Hinrichtungen wiederzugeben3) und darin die Be­

ziehung auf die im Eingänge des Edikts erwähnten ‘Justizmorde’ zu finden4). Aber der 
Ausdruck ist ein eigenartiger Versuch, die verschiedenen Tatbestände krimineller Tötuno- 
zusammenzufassen. Was das römische Recht angeht, so genügt es an die lex Cornelia de 
sicariis zu erinnern; schon diese Bezeichnung selbst wurde den römischen Grammatikern 
zu einem Musterbeispiel der Katachrese, die ein Spezielles für die allgemeinere Bedeutun» 
setzt5). Aber lex. und guaestio werden oft nur mit dieser Bezeichnung genannt, obwohl 
sie, und auch die korrekter beigefügte Ergänzung de ueneficis, die darin betroffenen 
Tatbestände (vgl. Dig. 48,8; Cod. 9,16; Mommsen: Strafrecht 682) nicht deckt Es 
fehlt an einem umfassenderen Terminus. Ähnlich im attischen Recht. Wenigstens nach 
der Differenzierung von Mord und Totschlag (s. Lipsius: Attisches Recht II 600 ff; Maschke· 
Willenslehre im griech. Recht, S. 36 ff), der Spezialisierung des Giftmordes, der Einbe­
ziehung der τραύματα εκ προνοίας (σφαγαί vgl. Wilarnowitz: Aristoteles und Athen I 17,24)

zur litis contestatio existierte. Oder hätte sich nicht der reus sonst bei der l. c. zu entscheiden a-ehnhto 
tber die ganze Frage handelt Wlassak: а. а. О. b "

0 Ψηφοφορίαν korrekt der Stein. Vgl. Lobeck: Phrynichos, p. 652.
s) Vgl. v. Premerstein, S. 456.
3) So Ebrard: Philolog. Wochenschrift, 1927, 1227.
4) Zur Deutung vgl. Wenger unten Abschnitt V.
°) Qumtihan X1,12: per abusionem sicanos . . . oinnes uoccimus qui cäedem telo quocunaue eom- 

miserunt. Das Wort homicichum ist spät.



der Ausscheidung der Fälle der iure caesi hat der Terminus φόνος, wie die Ableitung φονικός 
in φονικοί νόμοι, φονικοί δίκαι Verschiedenartiges zu umfassen. Im Amnestiegesetz des 
Solon z. B. werden die φενγοντες επί φόνω καί οφαγαΐοιν aufgeführt und durch den Ge­
richtshof die Differenzierung erreicht (Plutarch: Solon c. 19; Maschke: a. a. 0. S. 52). 
Die Auszüge εκ των φονικών νόμων in Demosthenes’ Aristocratea (or. XXIII) 22 ff.1) mustern 
die obige Verschiedenartigbeit der Fälle, und die entsprechende der Gerichtshöfe (§ 65 ff.)3). 
Der Ausdruck sowohl des Gesetzes wie des interpretierenden Redners bedient sich, um 
dem Mangel der Terminologie zu entgehen, häufig der verbalen Umschreibung, zu der dann 
auch die Differenzierungen δικαίως, αδίκως und ähnliche hinzutreten (εάν τις αποκτείνη 
s. or. XXIII § 53; § 48; § 75). Auch das Drakontische Gesetz (Dittenberger3 I 111) um­
schreibt den Tatbestand verbal (Simplex: κτείνειν). Plato geht für seine φονικοί νόμοι (Ge­
setze IX 865 f.) von dem Streben aus, jedes είδος gesetzlich zu erfassen und gibt daher eine 
gegenüber dem attischen Recht noch detailliertere Tafel der verschiedenen Tatbestände. 
Namentlich führt er die im Affekt (ϋ·νμφ) geschehene Tat ein, und zwar in zweifacher 
Hinsicht: διττούς μεν δη τους φόνους — ϋετέον. Auch er schließt sich der Gesetzessprache 
im verbalen Ausdruck an: εΐ τις άπέκτεινεν, εάν τις ακων άποκτείνη, und zählt die Fälle 
des φόνος, der straflos bleibt, mit auf3).

Gegenüber diesem Verhalten der griechischen Rechtssprache4) ist es zunächst auf­
fallend, daß das Edikt den Terminus φόνος ersichtlich meidet, nicht nur in dem Ausdruck 
άδικοι ϋ-άνατοι selbst, sondern im Verlauf dieses Absatzes durch άναιρέσεως5) Z. 38 und 
durch das θανάτου δικάζοιτο. Denn diesen letzteren Ausdruck gibt v. Premerstein richtig 
wieder: „wegen der Ermordung . . . einen Prozeß führen will“6), während Radermacher 
„einen Kapitalprozeß an strengt“ unrichtig an die θανατική δίκη (vgl. oben) denkt7). 
Dies im Edikt gewählte θάνατος kommt zwar in griechischen Texten in diesem Sinne vor, 
aber doch nur so, daß es den eigentlichen als Gesetzeswort gebräuchlichen Terminus 
φόνος gelegentlich ersetzt oder umschreibt. In der Aristocratea des Demosthenes8) beginnt 
dasjenige Gesetz, das auch inhaltlich wegen der Rolle der προσήκοντες einige Beziehung 
zur Regelung des Ediktes hat: εάν τις βιαίω Φανάτερ άποϋ'άνη, νπερ τούτου τοΐς προοή- *)

*) Zu beachten der Übergang in § 86 εστι μεν ονκέτι των φονικών δδε — δ νόμος.
2) Vgl. Aristoteles Polit. 1300b 24 φονικον (δικαστηρίον) . . . είδη·, (folgen vier Arten).
3) Daß übrigens der φόνος δίκαιος „ein moderner und kein antiker Begriff sei“ (so Maschke а. а. O. 

S. 63,1) ist so nicht richtig, wenn auch die Darstellungen des griechischen Blutrechtes wohl zuviel mit 
dem Ausdruck schalten. Aber auch Demosthenes Aristocr. hat nach Erwähnung des Beispieles des Orestes 
und seines göttlichen Freispruchs: νομίοαι δίκαιόν τινα είναι φόνον (vorher sogar δοιον φόνον), und da er 
im Anschluß an den so erläuterten Begriff die rechtlichen Definitionen strafloser Tötung bringt: ώς 
δέ τοντο ενόμισαν, γράφονταν fjδη και διορίζουσι σαφώς εφ’ οις εξεΐναι αποκτινννναι (or. XXIII, 74), so wider­
spricht es doch nicht antiker Auffassung und Terminologie, diese είδη τοϋ φόνον als φόνος δίκαιος zu 
bezeichnen.

4) Aus den Papyri vgl. Meyer: Jurist. Pap. Nr. 69; Nr. 93, 36.
5) Natürlich nicht: „Hinrichtung“ (Radermacher). Pollux VIII 134 stellt zusammen: τό δε πραγμα- 

φόνος άναίρεαις μιαιφονία σφαγή.
®) Auch hiefür kommt φόνου δικάζεσΰαι vor (Lysias); περί τον φόνου δικαζόμενος Schol. Eurip. 

Orest. 580.
7) θανάτου (δίκη) κρίνεα&αι Thucydides III 58 (vgl. dazu Classen-Steup).
8) Entsprechend Plato Gesetze IX 865 d: λέγεται δε ά>ς δ ΰανατω&είς αρα βιαίως . . . ίάνμονταί τε 

τφ δράσαντι . . .



κονσιν είναι τάς άνδρολψρίας, εως αν ή δίκας τον φόνον ϋπόσχωσιν ή τους άποκτείναντας 
έκδώσιν (§ 82). Der Redner interpretiert den Text, indem er aus βιαίως den Begriff 
αδίκως gewinnt, also άδίκω -&ανάτφ, so nähern wir uns dem Edikt. Im Gesetz ist der 
Ausdruck dadurch motiviert, daß von den Opfern, nicht den Tätern oder der Tat als 
solcher die Rede ist, gleich nachher folgt ja die δίκη φόνου. Im Referate über die theo­
retische Dreiteilung der Straftaten nach Ilippodamus nennt Aristoteles Polit. II 1267 b 37: 
περί ών γάρ al δίκαι γίνονται τρία ταντ' είναι τον άρι&μόν νβριν βλάβην θάνατον. Bei 
der βονλενσις ist die verbale Beschreibung des Tatbestandes mit θάνατος üblich: ol im- 
βονλεύοντες τοίτς θανάτους το~ις πέλας Antiphon: gegen die Stiefm. 28; διωμόοαντο δε 
ουτοι μεν αποκτεΐναι με Αιοδοτον βουλεύσαντα τον θάνατον, εγω δε μη άποκτεΐναι μήτε 
χειρ'ι έργασάμενος, μίμε βονλενοας ders. Uber den Chor. 16. Plato stellt in der sorgfältigen 
Terminologie seiner φονικοί νόμοι (Gesetze IX 871 a; 872 a) gegenüber: δς äv εκ προνοίας 
τε και αδίκως δντιναονν των εμφυλίων αυτό χειρ κτείνη und εάν δε αύτόχειρ μεν μή, βον- 
λενση δε ϋάνατόν τις άλλος ετέρφ1). Die Formulierung geht vom Opfer, nicht vom 
Täter aus, die Tat ist auch dann φόνος, aber die übliche Bezeichnung βονλενσις φόνον 
ist nicht korrekt.

So eigenartig also der Ausdruck des Edikts: άδικοι θάνατοι ist, so hat er doch eine 
gewisse Anlehnung an die ältere griechische Rechtssprache; beide Gründe können seine 
Wahl beeinflußt haben: die Absicht, einen möglichst allgemeinen die verschiedenen Spezies 
der Tötung umfassenden Ausdruck zu setzen, und die durch den Satzinhalt (oi προσή­
κοντες τοις απολωλόσιν) nahegelegte Formulierung vom Opfer aus wie in dem Gesetzes­
text bei Demosthenes (Aristocr. 82).

Ύωμαιότητι τετειμημένος (Z. 39) 
vgl. εΐ τινες πολιτήαι τετείμηνται (Ζ. 57) 

συν τήι πολειτήαι (Ζ. 59)
Daß das römische Bürgerrecht wie durch das lat. Wort ciuitas, so griechisch ohne 

Zusatz durch πολιτεία wiedergegeben wird, überrascht nicht, obschon im gleichen Zusammen­
hang πολίτης auf den griechischen Stadtbürger Bezug hat und andererseits die römischen 
Juristen (ζ. B. Gaius 127; I 93 und dazu der Kommentar von Autun) in der Behandlung des 
iws personarum genauer von der ciuitas Лотапа sprechen. Demzufolge hat das Edikt des 
Caracalla ζ. B. π\ολιτ]εία 'Ρωμαίων. Aber es überrascht, dem Wort Ψωμαιότης im gleichen 
Sinne zu begegnen, das für uns ein novum, ja ein άπαξ ειρημένον ist, und das nicht 
aus dem römischen Vorhilde ins Griechische hineingetragen, also sicher nicht vom Ver­
fasser des griechischen Ediktstextes gebildet worden ist. Es gehört zu der Gruppe der 
Substantive auf — τητ —, die eine dauernde Eigenschaft, einen ‘Charakter’ bezeichnen: 
κακότης Schlechtigkeit, πραότης lenignitas, χρηστότης probitas, έλεν&εριότης liberalitas, beim 
Zuwachs des Suffixes an -αιος Worte ζ. B. γενναίο της noUlitas ματαιότης vanitas. Das 
Bedürfnis nach Abstrakta, das gerade in späten Sprachperioden (Philosophie, Hellenismus) 
groß war, hat die Freiheit zu solchen Neubildungen lebendig erhalten. Lehrreich ζ. B., 
wie Plato neben die ασιότης als sprachlich genauere Entsprechung die δικαιότης stellt 
(Protagoras p. 331 b), ohne das Wort δικαιοσύνη im gleichen Zusammenhang zu meiden. 
Die Vorliebe des Hellenismus für die — τητ — Abstrakta betont Debrunner: Griechische

11 Harpocratio s. v. βουλεύσεως definiert die eine, hier in Betracht kommende Klage: όταν εξ επι- 
βουλής τις τινι καταοκευάσγι θάνατον.



Wortbildungslehre (§ 364). So ist der Bildungstypus Ψωμαιότης, zu dessen Entsprechung 
im Lateinischen auch ciuitas gehört, ein in der späteren Gräzität ganz üblicher. In einer 
Novelle Justinians (78 pr.) findet sich die sachlich und scheinbar auch sprachlich nächst­
stehende Parallele, das Wort λατινότης: τάς λατινότητας ώς ατελείς εξεβάλομεν, aber die 
Nachbarschaft der Worte iterationas, deditixicjv zeigt, daß hier doch nur das lateinische 
Wort mit griechischer Endung versehen worden ist: eine künstliche Bildung also neben 
der lebendigen ‘Ροομαιότης. Nur hat das Wort eines zur Voraussetzung: eine entsprechende 
Geltung des Grundwortes 'Ρωμαίος. Diese hat es nur im Osten des Reiches, in der grie­
chisch sprechenden Welt, gegeben und auch dort noch nicht allzulange vor der Zeit der 
Edikte. Denn die in Menge im Osten angesiedelten ‘Römer’ werden zunächst als die Ιτα­
λικοί1) bezeichnet. Erst allmählich, was die rechtliche Grundlage betrifft, erst seit der lex 
Plautia Papiria (89 a. Chr.) wurden diese Italiker, deren g’rößere Zahl nach Ausweis der 
Namen aus Italien, aber nicht aus Rom stammte, durchgängig ρΡωμαϊοι genannt, in Ur­
kunden, wie in Privatinschriften2). Aber οννοδος των Ρωμαίων heißt lateinisch conventus 
civium Romanorum, Ρωμαιότης für die ciuitas Romana ist im griechischen Sprachgebiet 
auf Grund der dortigen Geltung des Titels Ρωμαίοι entstanden. Erstaunlich nur, daß diese 
den so wichtigen Romanisierungsprozeß gleichsam verkörpernde Wortbildung sich nicht, 
wenn nicht rechtlich, so wenigstens kulturell durchgesetzt und erhalten hat, wie es die 
Ehrenbezeichnung Ρωμαίοι doch hat. Im Edikt hat es nicht eine allgemeine kulturelle 
Bedeutung („ein mit dem Römertum ausgezeichneter Grieche“, übersetzt v. Premerstein, 
„durch Verleihung mit dem Römertum ausgezeichnet“, Ebrard), sondern die ganz konkrete 
personenrechtliche der ciuitas Romana*).

I. τη δημόσια πράγματα Z. 45; 48 III. τούτων των πραγμάτων ατελείς Ζ. 60
II. περί τούτον τον πράγματος Ζ. 54 ών τότε είχον.

ϋπερ των λοιπών πραγμάτων Ζ. 67 
πριν αν κριύλη το πράγμα Ζ. 123

Unter I. ein weiterer Beleg für die feste Entsprechung zu latein. res publica, wie das 
Monum. Ancyran. in der Wiedergabe von Formeln übersetzt (επί τη καταστήσει των δημοσίων 
πραγμάτων: rei publicae constituendae I 13; vgl. 18, IV 1. Einmal — nicht in einer 
Formel — τά κοινά πράγματα I 2)4). II. Dreimal die Anwendung im Sinne von (Rechts)- 
fall, ‘Sache’ im Sinne des Prozeßrechts, causa. III. Eigentum, Habe, Vermögen, res.

άμφιαβητήσ(ε)ις Ζ. 64: Streitfälle. Die lateinische Entsprechung controuersia ζ. B. in 
der Inscriptio bilinguis aus Delphi (Dittenberger 8279 C; D.): Re controuersia RelpJiorum

0 Das S. C. für Asclepiades und Genossen vom Jahre 78 sagt noch επί των ήμετέρων (also Ρωμαίων) 
αρχόντων επί ζΙταλικών κριτών. Edikt IV Ζ. 63: πολείτας Ρωμαίων κριτας εχειν. Seit der Geltuncr der 
Bezeichnung Ρωμαίοι ist die ständige Übersetzung C(iues) R(umani), vorher für Ιταλικοί einfach Italici 
[vgl. ζ. B. Zilken: De inscr. bilinguibus (Diss. Bonn. 1909) S. 61].

ä) Mehr mit Rücksicht auf die Rechtsstellung behandelt diese ‘Ρωμαίοι Kornemann: P.=W. s. v. 
conventus, mehr die wirtschaftliche und kulturelle Seite, aber mit besonderer Beachtung der Bezeichnung 
Ρωμαίοι: J. Hatzfeld: les trafiquants Italiens dans Г Orient hellenique (Bibi. Ёс. d’Athenes et de Rome 115 
Paris 1919).

3) Sneton, Angustus 40, 3 ciuitales Romanas parcissime dedit . . . Liuiae pro quodam tributario 
Gallo roganti ciuitatem negauit, immunitatem optuht affirmans facilius se passurum fisco detrahi aliquid 
qucitn ciuitatis üomanae uulgari honorem (vgl. ^Ροομαίότητι τετειμη μένος).

4) Viereck- Sermo Graecus S. 72; Meuwese: Oe rerum gestarum d. Augusti uersione graeca 8. 118.



aduersus Amphissienses ... de finibus = περί τής άμφισβητήαεως τής Δελφών προς Αμφι- 
οσεις . . . περί των ορών. Beide Termini gehören eigentlich in den EigentumsprozeS, 
jedenfalls zum privatrechtlichen Verfahren (vgl. Leist: P=W. s. v. controuersia IV 1164), 
das Edikt aber setzt die weiteste Bedeutung: Prozesse voraus, da es die strafrechtlichen 
mitbegreift und die Kapitalsachen ausdrücklich erst aus diesen αμφισβητηθείς ausnimmt1). 
Den Anschluß an diesen Ausdruck vermittelt der noch allgemeinere: των δε λοιπών πραγμάτων.

διαγεινώσκειν κ{αι) ίστάναι Ζ. 66: Daß so zu lesen ist, nicht κα&ιστάναι, wie Oliverio 
zur Füllung eines hinter dem κ zwei Buchstaben verschlingenden Loches vorschlug, und 
wie die Texte von Ebrard, v. Premerstein und Anderson es noch haben, hat A. Wilhelm 
bei Radermacher (S. 72) erkannt8). Es stand mir gleichfalls von vorneherein fest, und ich 
füge nur zum Gebrauch des Simplex Ιστάναι den Hinweis auf Wilcken hinzu, der zur 
Sprache der Edikte (Sav. Ztschr. 42, 141) bereits auf dies Wort aufmerksam gemacht hat. 
Ferner möchte ich eine literarische Stelle, die selbst kritisch angezweifelt wurde, aber 
durch die Urkunden nun gestützt wird, heranziehen, weil sie zugleich den terminolo­
gischen Gebrauch der Verbindung (δια)γιγνώακειν και ίστάναι durch Vergleich mit 
einer lateinischen Parallele erläutert: Dionys v. Halicarnass, Archäol. VIII 68, 4 (III p. 230 
Jacoby): Κάσσιον τον ύπατον γνώναί re καί στήσαι, δτι δ' αν εκείνφ δόξη, τοντ' είναι σφίσι 
κύριον.^ Reiske wollte καταστήσασϋ-αι lesen. Der Fall liegt auch sachlich parallel dem 
von Lmius 39,3 so ausgedrückten: reiecti ad consulem Aemilium, cui ut cognosceret statue- 
retque senatus permiserat. Die feste lateinische Wortverbindung (vgl. Thes. L. L. III 1506) 
bildet die Voraussetzung für die im Edikt verwendete griechische.

Senator: Der eigentliche ‘technische’ Ausdruck für den Senat ist im Abschnitt V, 
wie für diese Zeit zu erwarten war, ή σύγκλητος. Aber er steht in stilistischem Wechsel 
mit ή βουλή, worüber unter varietas zu handeln ist. Als allgemeiner Ausdruck für Senator 
steht nur Z. 110 έκ των άλλων σννκλητικών, aber Ζ. 116 die Umschreibung: τρεις όμννντας 
τής βονλής ανδρας, ganz entsprechend, nur mit der Präposition έκ, 124: πέντε άνδρών 
των εκ τής βουλής* 2 3 * * * *).

Richter: Edikt I und IV gebrauchen nur den Ausdruck ol κριταί, das S. C. diesen, 
aber 138 auch την κλήρωαιν των δικαστών. Hier liegt nur stilistische variatio vor, ebenso 
wie zwischen σννκλητος und βουλή. Aber auffallender ist der Ausdruck 130 oi αϊρεΰ-έντες

0 Aber weder terminologisch noch sprachlich scheint die Verbindung υπόδικοι κεφαλής ά/ιφισβη- 
τήοεις möglich, die v. Premerstein annimmt (S. 443; S. 475). Auch Radermacher übersetzt: „'Rechts­
streitigkeiten . . . ausgenommen die, in denen es um den Kopf geht“, νπεξηρημένων των υποδίκων 
κεφαλής exceptis reis capitis (richtig Oliverio!) gehört zum Nominativ οί υπόδικοι. Der Wechsel im Aus­
druck ist mit die Ursache des leichten Anakoluthea, das durch die Beifügung der Ausnahme entsteht ehe 
auf αίτινες der Nachsatz folgt: υπέρ <5 ε των λοιπών πραγμάτων nimmt den fallengelassenen Vordersatz 
wieder auf. Gibt es überhaupt Belege für das adjektivische υπόδικος bei einem Substantiv wie Prozeß- 
Klage, Fall?? Vergleichen läßt sich die förderliche Bemerkung des Pollux (VIII 73) zu κατάδικος ‘ver­
urteilt’ nach Aufzählung der Verba und der Substantiva für Verurteilung: καί 6 άνήρ κατάδικος- από 
μεν τούτον μόνον (nämlich καταδικάζεσέλαι) όνομα, τα <5’ άλλα μετοχαί.

2) Ohne Kenntnis Radermachers auch Klaffenbach: Hermes 1928, 368.
3J βουλή, bei Schriftstellern häufiger, ist in den Inschriften selten. Im Mon. Ancyr. nur einmal:

1,5: ή αύνκλητος . . . προοκατέλεξε τή βουλή-, sehr merkwürdig. Vgl. Meuwese: а. а. О. S. 124; Hahn:
Rom und Romanismus S. 115. Zu der Umschreibung mit εκ vgl.: στρατηγός των έκ τής αυνκλήτου πέντε
άποτάξη aus dem S. C. Thisb. bei Viereck а. а. О. S. 13, 11.
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_ κριταί. Er ist sachlich unrichtig, da die κριταί nur κληρω&έντες resp. λαχο'ντες sind. 
Wenn für diesen Ausdruck das lateinische: selecti iudices von Einfluß war, so würde auch 
das eine sachlich unrichtige Übertragung aus einem andern Verfahren (Aufstellung einer 
Liste) der Richterbestellung sein. Dagegen entsprechen die Umschreibungen, welche die 
Richter als durchs Los bestellte bezeichnen, ganz dem Gebrauch der attischen Rechts­
sprache: Z. 120 oi αν εννέα τούτον τον τρόπον λάχωσιν; Ζ. 143 οΐ αν εκ τούτον του (δόγ­
ματος) λάχωοιν, vgl. Pollux unter den δικαστικά ονόματα (Lib. VIII) δ δε δικαστής δνομα- 
αϋείη αν ... δ κλήροι λαχών1), δ κληρωϋείς; Aristoteles: Res publ. Athen, cap. 57: 
δικαζουσι δ' ol λαχόντες, των λαχόντων δικαστών τά πινάκια und öfters im gleichen Zu­
sammenhang (cap. 63/4). Hier mag ein Hinweis auf das eigentümliche ταύτης τής διαίτης 
προιστασϋαι beigefügt sein: Es überrascht, da sonst von κρίνειν κριταί δικασταί die Rede 
ist, und das Edikt κριτήριον und δικαστήριον für iudicium verwendet. Die sachliche Deu­
tung des neuen Verfahrens muß diese charakteristische Bezeichnung besonders beachten.

Kläger, Ankläger, Beklagte, Angeklagte: Daß diese Worte durchwegs verbal um­
schrieben werden, durch Partizipien oder Relativsätze, entspricht dem attischen Gebrauch. 
Es genügt, hier auf Pollux (VIII 67 ff.) Zusammenstellungen zu verweisen: 

λέγεται δε δ κατήγορος και διώκων . . . ενϋννων . . . 
δ δέ κατήγορου μένος κρινόμενος . . . εύ&υνόμενος, . . . φεύγων.

Dazu Edikt I 21 κρινόμενος, gleich folgend substantivisch τον κατήγορον (cf. Ζ. 35; 38; 
κατηγορούντων Ζ. 10). Ζ. 28/9 δ διώκων δ φεύγων.

Ζ. 68—71: ό άπαιτονμενος δ ευρυνόμενος. Ζ. 70: ό διώκων ή ό εύϋ·ννων. Ζ. 118: 
ο ευρυνόμενος. 119 κατά του εύ&ννομένον. Ζ. 132: οι εϋ&ύνοντες.

Ähnlich οί τά χρήματα μεταπορευόμενοι και αφ' ον αν μεταπορεύωνται. Ζ. 121 vgl. 
125; 140. Zu dieser Bevorzugung des partizipialen Ausdrucks, die also gerade nicht 
dem Übersetzungsgriechisch zuzuschreiben ist, paßt am besten das Wort des Pollux, das 
dort für einen kleinen Kreis (falscher Zeuge) der δικαστικά ονόματα steht: αντί των ονο­
μάτων φαύλων οντων μετοχαί (VIII 31).

b. Wortwähl2): αϊ πρεσβήαι . . . άπωδύραντο (Ζ. 8). Da das Zeitwort, wie die Photo­
graphie bei Oliverio deutlich zeigt, mit Ω geschrieben ist, fällt es aus der Liste der Schrei­
bungen о für ω (Oliverio S. 17) fort. Das Wort steht für die querellae, welche die Gesandten 
Vorbringen, das conqueri. Justinian ISTov. 30 (de proconside Cappadociae) cap. 9: ουδέ ivo- 
χλησουσιν ήμιις ετι Καππαδόκαι πολλά βοώντές τε καί προσκυνοϋντες καί δδνρόμενοι άλλ' 
αυτός αυτοϊς διαιτησει. ημείς γάρ ει τινα ΐδοιμεν ί,λϋόντα δς ού πρότερον αύτφ (proconsuli) 
τά οικεία πάϋ·η προσωδύρατο etc.

συνωμοσίας . . . τας επιβαρούαας Ζ. 8; αναίτιους καταβεβαρημένους. Der Wbchsel 
zwischen den Komposita dient wohl nur stilistischen Gründen (opprimentes - suppressos);

В Es ist ganz in der Ordnung, daß derselbe Vorgang einmal passivisch (ό κληρωθείς), das andere 
mal aktivisch ό λαχών, wozu sich die Stellen des Edikts gesellen, bezeichnet ist. Denn dem Sinne von 
λαγχάνειν nach bleibt der, welcher sein Los ‘erlangt’, ‘gewinnt’, ‘erhält’, das tätige Subjekt, obschon er 
gelost wird κληρονται. Daher dürfte Radermacher im Irrtum sein, wenn er (S. 71) wiederholten passi­
vischen Gebrauch von λαγχάνειν im S. C. als auffällig notiert.

2) Die folgenden Abschnitte gekürzt mit Rücksicht auf die sehr förderlichen Bemerkungen Rader- 
machers (S. 70 ff.).



aber die Bildung interessiert, da das Simplex βαράω gegenüber dem ‘guten’ βαρννειν atti- 
zistisch verpönt ist.

τιμήματα —- τίμησις: Der eigentliche Ausdruck für Schätzung im Sinne des geschätzten 
Vermögensl) hi τίμημα, nicht τίμησις. Aristoteles verwendet für die Klassen der attischen 
Bürgerschaft in der Pol. Athen, nur τίμημα. Nur dies Wort nimmt Pollux (8, 129) in 
die Liste der politischen Bezeichnungen* 2 3). Nur dieses steht im Diagramma des Ptolemaeus 
für Kyrene (А. B.A. 1925 Nr. 5, S. 6). τίμησις in diesem Sinne ist jünger (z. B. Poly- 
bius, Diodor), es bezeichnet eigentlich den Vorgang der Schätzung, άποτείμηαις sagt das 
Monum. Ancyr. für die Abhaltung des census. Aber in seinem Appendix steht τάς τιμήσεις 
προσεξεπλήρωσεν = ‘census expleuif (18, 10). Die Zusammenstellung Z. 17 τίμημα καί 
ουσίαν3) verbindet also Synonyma zu einem εν διά δυοϊν, wie schon das και im negativen 
Satze zeigt4). Die Breviloquenz Z. 15: κριτών εκ των μεγίστων τιμημάτων (für εκ των τά 
μ. τιμήματα έχόντων) ist gut griechisch, in der deutschen Übersetzung klingt sie zu hart. 
Der volle Ausdruck steht z. B. in der Literatur bei Plutarch Aristides с. 1 (nach Demetrius 
Pbaler.): εκ των γενών των та μέγιστα τιμήματα κεκτημένων5) (nämlich den Pentakosio- 
medimnen), der gekürzte bei Aristoteles Resp. Athen, c. 8 κλ,ηρωτάς εποίησεν έκ τών τιμη­
μάτων (darunter die Pentakos.) Ähnlich im genannten Diagramma (Z. 16): πολιτευέσ^ωσαν 
εκ τών πρότερον τιμημά\των\.

Ζ. 23. δο&είσης εξουσίας πότερον . . . βούλεται — ή .. ., εληται. Der vollere Aus­
druck, der wie das εληται zeigt, auch hier vorschwebt6), steht in der übrigens auch sach­
lich ganz entsprechenden Partie des S. C. de Asclepiade etc. (Bruns: Fontes7 Nr. 41, 19): 
δπως τούτων . . . έξονσία και αΐρεσις [у]- ίάν *ε · · · βονλωνται ή . . . ον &ν προαιρώνται. 
Leider fehlt zur Stelle das lateinische Original; “ms et potestas" wird in den Ausgaben 
eingesetzt. Aber die wirkliche lateinische Entsprechung wird man aus Cicero, div. in Caec.45: 
quotiens Ule tibi potestatem optionemque facturus sit ut eligas utrum uelis entnehmen.

(r)οντο δε έν ту επαρχήα είπαν εατους πεπλάσϋαι και έψενσϋαι φανερόν έποίησάν μοι 
Ζ. 49/50. Die durch die Ligierung γεινωσκουσποντο geschaffene Unsicherheit macht cha­
rakteristischer Weise auch die sprachliche Deutung sofort unsicher; ohne Annahme einer 
zweiten Verderbnis des Wortlautes durch den Steinmetz ist nicht auszukommen. Oliverios 
Vorschlag <δ> έν ту επαρχήα είπαν leuchtet inhaltlich zunächst ein, wenn man das graphisch 
so gut wie sichere τото δε gelten läßt7). Denn επειδή οντοι έψησαν sind sie in Fesseln nach

7) Nicht aber „jährliche Steuerschuld“ wie Ebrard Phil. Woch. 1927, Sp. 1226 übersetzt; ähnlich 
nachher „Höchstbesteuerten“.

2) Vgl. auch Harpocration s. v. τίμημα (Photius s. v.).
3) Vgl. auch v. Wilamowitz: Aristoteles und Athen I 80.
4) .Steuerschuld und Vermögen“, Ebrard a. a. 0. Aber auch v. Premersteins Vermutung (S. 450), 

τίμημα gehe auf die Römer, ουσίαν aber auf die Griechen, scheint mit dem sprachlichen Ausdruck unver­
einbar. Auch die Wiederaufnahme in Z. 20, die mit mit dem einen Wort τιμήματος auf beide zurück­
verweist, spricht gegen diese sachliche Differenzierung.

s) Demosthenes or. 27,7: οαονπτρ . . . oi τα μέγιστα ν.εχτημίνοι τιμήματα είαέφερον. Diesen wie den 
gekürzten Ausdruck έκ τιμημάτων, από τιμημάτων hat Plato in Pol. und Nom.: vgl. Ast: Lexicon Plato- 
nicum s. v. τίμημα. Ebenso Aristoteles (vgl. Index v. Bonitz). Beides sind formelhafte Wendungen.

®) „Soll ihm Freiheit gewährt sein, ob“ Radermacher. „Wenn die Wahl gewährt ist“ v. Premerstein.
_T) Wilhelms Vorschlag (bei Radermacher, S. 72; er nimmt ihn in seinen Text auf) γεινώσχονσί 

που, τό (relativ) ginge zwar, was das Relative τό angeht, aber das που scheint mir nicht nur überflüssig, 
sondern der Sprache der Edikte ganz fremd.



Rom transportiert worden. Danach τούτο δε о . . . είπαν. Nur machen die Verba Schwierig­
keiten: πεπλάσϋ-αι καί εψευσβαι mit dem Subjektsaccusativ: εαυτούς. Oliverio übersetzt 
delusos et deceptos esse1), aber εαυτούς πεπλάσ&αι kann eigentlich nur heißen: se ipsos fictos 
0compositos) esse, wenn man es passivisch nimmt. Denn daß der Redaktor sich die Kon­
struktion πέπλασμαί τι ich werde in Hinsicht auf eine Sache ‘betrogen’ geleistet hätte, ist 
neben έψενσΰαι selbst für ein sehr vergewaltigtes Griechisch unwahrscheinlich. Dann muß 
man wohl die Verba als Media verstehen, wobei die Wahl des Perfekts aus der unseren 
Urkunden mit andern unter römischem Einfluß formulierten gemeinsamen Vorliebe für die 
Perfekta zu erklären ist1). Aber diese nicht sehr befriedigende sprachliche Deutung stößt 
weiter auf eine sachliche Schwierigkeit. Vor dem glatten Geständnis, daß sie Klatsch 
über die persönliche Sicherheit des princeps und die des Staates aufgebracht hätten, soll 
sich Augustus mit dem: ελεν&ερωΟέντας άφίημι begnügt haben? Seine clementia in allen 
Ehren, aber war bei einem über solchen Befund an die Öffentlichkeit einer beunruhigten 
Provinz gerichteten Edikt nicht wenigstens Tadel und Warnung am Platze? In Sachen 
der '■maiestas' war auch Augustus heikel! Und einen Fall, der geradezu einen Freibrief 
für staatsgefährliches Gerede ausstellen konnte, der Provinz ohne Vorbeugung gegen 
falsche Auslegung bekannt zu geben, konnte keinem Kaiser anstehen. Resultat: Die passi­
vische Deutung der Infinitive geht sprachlich nicht an, die mediale ist möglich, aber hart, 
dafür inhaltlich undurchführbar. Beide würden Ergänzung des <o> erfordern. Als ich 
diese Schwierigkeiten mit Rehm besprach, schlug er die Änderung des είπαν in είπεΐν 
vor und fand damit, wie ich überzeugt bin, die einzig mögliche Lösung. Die Änderung 
ist eher leichter als ein Einschub. Sprachlich stellt sich nun erst das an sich wahrschein­
lich vorhandene lateinische Vorbild der Phrase πεπλάσ’&αι και εψενσϋαι ein: fictum atque men- 
titum (oder ementitum) esse. Für mentitum (alles andre, wie etwa simulare, componere würde 
schon von dem griechischen Abbild entfernen) genügt es, auf Priscians zur Erklärung- 
passiver Formen der Deponentia mit der griechischen Übersetzung versehene Belege zu 
verweisen (Gr. Lat. II 386 Keil): 1) aus einer Rede des C. Memmius: quam stulte conficta, 
quam aperte sunt ementita ίψενσμένα, 2) aus Cicero (vgl. Philipp. II 88) emenütis auspi- 
cüs ψευσΰεΐσιν3). Ist aber die angebliche Äußerung nur die lügenhafte Erfindung von 
Angebern, so ist die Freilassung nach diesem Ergebnis der cognitio genau die notwendige 
Folge, als welche sie im Tenor des Ediktes erscheint. Dafür ist nun die Frage, wie sich 
der Anfang des Ediktes, namentlich das επειδή έψησαν verstehen lasse. Wäre das eine 
objektive Feststellung, so würde sie ja zu dem είπεΐν εαυτούς πεπλάσΰαι και εψενσϋαι im 
Widerspruch stehen. Aber diese Unstimmigkeit dürfte gerade das Edikt erklären helfen. 
Der Statthalter hat auf Anzeige (offenbar von Griechen) hin die Äußerungen als erwiesen 
unterstellt. Er hat selbst keine Untersuchung vorgenommen, sondern diese, weil Crimen 
maiestatis in Frage kam, ganz dem Kaiser Vorbehalten. Das επειδή έψησαν gibt den für 
den Statthalter und seine Handlungsweise maßgebenden Grund an. Erst bei der kaiser­
lichen cognitio gelingt den Inhaftierten der Nachweis, daß die Anzeige erfunden und er­
logen war. Nun versteht sich die diplomatische, aber eifrig besorgte Art, mit der das 4

4 ‘Nur selber Lug und Trug zum Opfer gefallen sind’ (nach Oliv.) Ebrard.
2) So übersetzt Radermacher und Anderson, ebenso mit ausdrücklicher Ablehnung des Passivs 

(S. 465,2) v. Premeratein.
3) Weitere Belege bei Neue-Wagener: Lat. Formenlehre III 57.



Vorgehen des Statthalters gedeckt wird. Seine Strenge hat Unschuldige getroffen, aber 
solche Strenge wird für Fälle staatsgefährlicher Äußerungen ein für allemal in Schutz 
genommen und die gewiß lebhafte Empörung der römischen Bürger in Kyrene gedämpft. 
Für die Haltung der Edikte gegenüber den Griechen ist bezeichnend, daß die gewiß grie­
chischen Sykophanten, die das πλάττειν καί ψεύδεσΰαι auf dem Gewissen hatten, mit keinem 
Worte erwähnt werden. Bestehen blieb nur gegen den einen der drei Überstellten die 
Anklage der Kyrenäer wegen der Statuen1).

εαν τινες των συμμάχων . . . χρήματα . . . άπαιτεϊν βονλη&ώσιν και νπερ τούτων κατα- 
στάντες εμφανίαωσι Ζ. 100: ‘propter hos constitutt indicauennf Oliverio. καταστάντες kann 
keinen Subjektswechsel herbeiführen, es muß sich auf die τινες των συμμάχων selbst be­
ziehen, es würde auch seiner Bedeutung nach keine Stellvertreter („Prozeßbevollmächtigte“ 
Ebrard) bezeichnen können. Das Wort heißt ‘auftreten’1 2) im Sinne von ‘sich einstellen’ 
‘sich einfinden bei’; vielleicht illustriert der Wiederholung und des im gleichen Zusammen­
hang auftretenden Substantivs wegen am besten einer der ältesten Belege: Herodot III 46: 
επει οι έξελασΰέντες Σαμίων . . . απίκοντο ες την Σπάρτην, καταστάντες έπ'ι τους άρχοντας 
ελεγον ... οι δέ σφι τη πρώτη καταστάσει ύπεκρίναντο . . . μετά δε ταντα δεύτερα κατα­
στάντες . . . Das νπερ τούτων im S. C. gehört also zu εμφανίαωσι3) und ist Neutrum, nicht 
gleich υπέρ των συμμάχων, wie etwa nachher (Z. 102): υπέρ αυτών έρεΐ.

ών αν εν τη αννκλήτφ αίτιας έπιφέρονσιν άκονσΰώσιν όπως Ζ. 105 und mit Oliverios 
Umstellung: όπως άκουαΰώσιν. Auch hier ist wieder die Frage, auf welchen Nominativ das 
ών äv . . . zurückzuführen sei. Oliverio denkt an das Masculinum. Damit diejenigen, gegen 
welche sie Anklagen Vorbringen4), verhört werden. Sprachlich hat das sein Bedenken. Denn 
der Ausdruck αιτίαν επιφέρειν führt, soweit ich sehe, sonst ständig den Dativ der bela­
steten Person bei sich, wie die verwandten Verbindungen δίκην, έγκλημα, μέμψιν επι­
φέρειν. Es müßte also ‘griechich’ οϊς äv αίτιας επιφέρωσιν heißen. Sollte hier der Über­
setzer die Abhängigkeit von dem Substantiv αίτιας statt derer vom Verbum hereingebracht 
haben, ließ er sich durch ein lateinisches Vorbild, etwa ein Quorum crimina ad senatum 
deferunt verleiten? Aber wenn man sich so auch zur Not die Konstruktion erklären 
könnte, es tritt doch ein schwerwiegendes sachliches Bedenken auf: Nur hier wäre die 
Person, gegen die sich die Klage richtet, in der Mehrzahl vorausgesetzt. Ganz konsequent 
spricht sonst das S. C. von 99: τον είληφότα, 117 (sehr eigentümlich, weil ohne direkte 
Beziehung gesetzt) αύτω, 118 d ευρυνόμενος (vgl. 129), 121 ol — μεταπορενόμενοι και αφ 
ου αν μεταπορενωνται (s. 126). Als normales Bild des neuen Verfahrens schwebte dem

1) Über die beiden ‘Fälle’ handelt Wenger S. 72.
z) Vgl. auch zum folgenden Ausdruck, Act. Apost. 25, 18 περί οϋ αταϋέντες ol κατήγοροι ονδεμίαν 

αιτίαν εφερον (ν. I. επέφερον ‘de quo cum stetissent accusatores, nullam causam deferebant’ . . . Vulgata).
3) Dies für die Anzeige beim Magistrat, ζ. B. zweimal im Briefe des Q. Fabius Maximus an die 

Dyrnäer (Viereck: Sermo Graecus, 8. 4) einmal beim proconsul, einmal beim praetor peregrinus; durch­
gehend verwendet auch im Berichte über das Verfahren gegen den Apostel Paulus Act. Apost. 23, 15 ff.. 
(25,1) (notum facere, adire die Vulgata).

4) So jetzt auch v. Premerstein: „Zwecks Vernehmung derjenigen, über die sie im Senat Be­
schwerden Vorbringen“ S. 43; „Damit diejenigen, deren' Beschuldigungen die Provinzialen im Senat 
Vorbringen“ S. 485. Radermacher scheint das Neutrum anzunehmen: „Wohin auch immer ihre Anschuldi­
gungen im Senat lauten mögen, damit sie gehört werden . . .“ (S. 80). Ebrard bietet nur eine Um­
schreibung, doch scheint dieser Passus bei ihm mißverstanden zu sein.



Verfasser des S. C. offenbar vor, dag eine Anzahl von Klägern und Geschädigten (nur 
einmal Z. 140 der privatim (aus privater Schädigung) Vorgehende) einen Brandschatzen 
auf Herausgabe des erpreßten Geldes belangen. Im Ernst: ist das so geordnete Verfahren 
überhaupt gegen eine Mehrzahl durchführbar? Das Beispiel eines rekuperatorischen Ver­
fahrens de repetundis, das mit Recht als wichtigste Parallele aus Livius 43,2 (vom Jahre 
171 a. Chr.) neben die Ordnung des S. C. gestellt wurde, setzt sehr bezeichnenderweise 
die Einsetzung von 5 recuperatores gegen jeden einzelnen Angeschuldigten fest: in 
singulos, a guibus Hispani pecunias repeterent. Mehr noch als die sprachwidrige Konstruk­
tion behindert also die inhaltliche Interpretation „diejenigen, über die sie im Senate Be­
schwerden Vorbringen“ in dem ών αν αιτίαν έπιφέρωοιν zu erkennen, ών ist Neutrum, 
und das inhaltliche Verständnis muß aus Z. 130 f. entnommen werden: oi κριται περί 
τούτων μόνον ακούετωσαν . . . περί ών αν τις εϋϋννηται,. . . νενοσφισμένος. Gerade im Repe- 
tunden-Verfahren ist bei einem Täter (τις) in der Regel eine Anzahl einzelner Fälle zu 
summieren (Verres!). Den Provinzialen ist nun beim ersten Vortrag im Senat keine Grenze 
gezogen (ών αν αιτίας έπιφέρουσιν) aber hernach darf nichts dazu kommen. Die ‘Kom­
mission’, alias die recuperatores dürfen nur die im Plenum vorgebrachten Fälle untersuchen.

Κεφάλαιον χρήματος Z. 132 ein Latinismus: summa pecuniae. Dieser Singular war 
zwar auch im Griechischen vorhanden: Pollux 9, 87 χρήματα μϊν εΐποιεν dv oi Αττικοί, το 
δε χρήμα παρά μεν αντοίς επί τον πράγματος ή κτήματος, παρά δε τοϊς Τωσι καί επί των 
χρημάτων. Gleichwohl wird er in römischen Urkunden durch die lateinische Vorlage beein­
flußt sein. Im Monum. Ancyr. steht der Singular zweimal (13, 10; 18, 17) und zwar 18, 17 
im latein. Texte summa pecuniae, griechisch ουνκεφαλαίωσις χρήματος1).

Präpositionen: 1. έκ: Z. 5. ix πάσης ηλικίας — omnis aetatis, omnium aetatum-, 
cuiusque aetatis vgl. Thesaurus L. L. I 1132 b 28ff. Z. 124: πέντε άνδρών των εκ τής βονλής 
(dagegen Ζ. 116: τρεις . . . τής βονλής ανδρας); Ζ. 8: των εκ τής έπαρχήας πόλεων; Ζ. 28: 
ένα εξ εκατέρου γένους — τρις εξ άπάντων; Ζ. 32: οι πλείονς εξ απάντων2); vgl. auch 
Ζ. 56: εΐ πίνες εκ τής Κυρηναϊκής έπαρχήας; — Ζ. 103: έκ των νόμων3); Ζ. 87: έκ ξνμβον- 
λίου γνώμης; Ζ. 142: εκ τούτου τον (δόγματος). 2. επί: Ζ. 27: εφ' εκατέρου γένους άνά
είκοσι πέντε; Ζ. 111: επί Κώμης (cf. Ζ. 107; 109) also weitere Parallelen4) zu der früher 
im griechischen Text des Mon. Ancyr. sehr beanstandeten Ortsbezeichnung; dazu Meuwese:

9 Vgl. Meuweae: De rerum gestarum diui Augusti uersione graeca (1920) S.73. Diese wertvolle Unter­
suchung geht mit Erfolg darauf aus, die Zahl der Latinismen, die Kaibel (hei Mommsen: Res Gestae 
d. Aug.2) und andre im griech. Text des Mon. Anc. ermittelt haben wollten, einzuschränken und den 
Hauptteil als Ausdrucksweise des Amts- und Umgangs-Griechisch zu erweisen. Aber sie scheint mir die 
diffizilen Fälle, in denen etwas in dieser κοινή möglich und auffindbar, aber selten ist, und in den grie­
chischen Urkunden römischer Provenienz wegen seiner Entsprechung zum lateinischen Ausdruck Auf­
nahme findet, nicht genug zu würdigen. Von solchen Erscheinungen ist -jede einzelne für die Sprache 
des Redaktors ohne Beweiskraft, aber in einer gewissen Zahl und Ansammlung erlauben sie doch den 
Schluß, daß sein Griechisch unter lateinischem Spracheinfluß steht.

2) Menwese: a. a. 0. S. 65.
3) Meuwese: a. a. O. S. 80.
4) Die Schlußfolgerung zu Meuweses sorgfältiger Behandlung (a. a. O. S. 72): „Ceterum uerba έπί 

Ρώμης neque ex sermone latino sunt, nec ceteroquin in titulis a Romanis scriptis inueniuntur“ wird durch 
unsere Beispiele wie das aus dem Claudius-Brief zurecht gerückt, εν 'Ρώμη z. В. in der Datierungsformel 
des Briefes des Kaisers Caius bei Lafoscade: Epistulae Imperatorum S. 4. Ebenso im Briefe des Augustus 
an die Knidier Z. 7 (ζ. B. bei Viereck: Sermo graecus S. 96).



а. а. О. S. 68, 71. Im Briefe des Claudius an die Alexandriner (Z. 37) war der Ausdruck 
vom Herausgeber Bell zunächst nicht lokal aufgefaßt (Bell: Jews and Christians etc. S. 32). 
Z. 139: επί τής Ιταλίας; Z. 102; 118; επί τής αυνκλήτον (Ζ. 104: εν τfj συνκλήτψ; Ζ. 115: αντι­
ιούς τής συνκλήτου); Ζ. 117: επί δημοσίου δικαστηρίου1). 3. από: Ζ. 121: άφ' ον αν 
μεταπορενωνται-, Ζ. 126: παρ’ ον &ν μεταπορενωνται: Ein gutes Beispiel für den promiscue- 
Gebrauch der Präposition παρά mit der zu ihrem Ersatz vordringenden Präp. από. Im 
S. C. de Asclepiade steht μεταπορενεσ&αι in der gleichen juristischen Bedeutung1 2) (lat. 
persequi) mit παρά verbunden: οσα τε αν αυτοί . . . παρ' ετέρου μεταπορενωνται, εάν те τι 
παρ' αυτών ετεροι μεταπορενωνται. Über dieses από handelt Meuwese im Anschluß an 
από τής σννκλήτ ον — αίτήσας im Μοη. А псу г. 3, 22 (а. а. О. S. 76). 4. υπέρ: Ζ. 84:
υπέρ ών . . . ύπατοι λόγους εποιήσαντο ... In dieser formelhaften Einleitung3) der S. S. С. C. 
hat, wie die Beispiele bei Viereck: Sermo Graecus zeigen die Präposition περί ihren 
festen Platz, υπέρ ist dafür eingesetzt, offensichtlich, um zu variieren, da im Verlauf der 
Einleitung περί ών . . . άνενηχϋήναι (qua de re referri per nos uoluit) nachfolgt4). Außer 
den beiden üblichen Anwendungen für den Grund der Klage (Z. 92: υπέρ ών αν άδικη- 
ϋ·ώσιν επεξελϋ-εϊν), die causa des iudicium (Ζ. 67: νπερ των λοιπών πραγμάτων . . . κριτάς 
δίδοσ&αι), und die vertretene Partei (Ζ. 102: ός υπέρ αυτών ερεΐ; Ζ. 39)6) ist zu beachten 
die Stellung dreier Schwörenden „für“ einen Entschuldigungsgrund Z. 115: δονς υπέρ 
τούτου τρεις όμνύντας . . . und die Entrichtung von Abgaben ‘für’ = vom nacherworbenen 
Eigentum: υπέρ των επίκτητων τελεΤν6). 5. διά с. acc. — causa c. gen. Ζ. 94: αντοϊς δι' οϋς
έγράψη δ νόμος — ipsis quorum causa lex data est vgl. Cicero: diuin. in Caec. 17: quasi 
dubium sit quin tota lex de pecuniis repetundis sociorum causa constituta sit; in Verrem 
142: iudicia de pecuniis repetundis . . . quae a maioribus nostris sociorum causa com- 
parata sunt. 6. άνά für die (distributive) Zahl Z. 27: άνά είκοσι πέντε (vgl. Z. 28). 
Dazu Kühner-Gerth II 1, 474; Blass-Debrunner S. 121, vgl. Z. 122: άνά μέρος. 7. εις 
τον τον τόπον Ζ. 128; vgl. Μοη um. Ancyr. 5, 21 εις τον τον ζώντος τόπον und dazu Meu- 
wese а. а. О. S. 77.

Zum Artikel: Im ersten Edikt fehlt der Artikel bei der Iterationszahl der beiden 
Ämter. Z. 87: εκ ξνμβονλίον γνώμης о — εσχεν; Ζ. 105: αρχών δς αν αντοϊς πρόσοδον 
δω, wozu Oliverio (d) ergänzte. Aber das erscheint nicht nötig, vgl. Z. 120: εκ τούτων 
αρχών δς άν τον κλήρον ποιήοηται. Dagegen Ζ. 137 mit dem Partizip: τον άρχοντα τον 
την κλήρωσιν των δικαστών ποιήσαντα; Ζ. 86: ήγεμών ή μ έτερος7); Ζ. 124: ον αν παραίτησις

1) Dagegen steht Ζ. 74: επί Γαίον Καλονισίου καί . . . υπάτων, nicht der im Μοη. Ancyr. ständig
angewandte, auch sonst in den Urkunden nicht seltene bloße Dativ. Stellenübersicht bei Meuwese 
a. a. O. S. 59. 2) Vgl. Viereck: Sermo Graecus S. 83.

3) Das auf die Einleitungsformel meist folgende: περί τούτων fehlt hier Z. 89 vor dem έδοξε.
4) Über diesen Wechsel handelt Kühner-Gerth: Griech. Gramm. II I, 487; vgl. Blass-Debrunner5 

S. 133. Ein weiterer Fall aus unsern Edikten: Z. 54: περί τούτου τον πράγματος διαγνώ und Ζ. 65: νπερ 
ών . . . αυτός διαγεινώακειν . . . οφείλει·, Ζ. 135; νπερ τούτων διαγεινώακειν; Ζ. 130: περί τούτων άκονέτωσαν 
καί διαγεινωσκετωοαν περί ών . . ■

5) Vgl. die Häufung der verschiedenen υπέρ am Schlüsse von Edikt I (Z. 35—39).
6) Im S. C. für Oropus (Viereck a. a. O. S. 37) Z. 24: όπως υπέρ τούτων των χωρών πρόσοδον τφ 

δημοαιώνη μή τελώαιν und oft in den Papyri.
7) Über das Fehlen des Artikels bei Titeln und Ämtern Meuwese: a. a. O. S. 48. Der Pall Z.64: 

κατά Κυρηναϊκήν ίπαρχήαν — so die bisherigen Ausgaben — wäre sehr auffallend, aber auf der Tafel 
steht κατά την.



δοκιμαο&ή, in diesem konkreten Fall war der Artikel am Platze; anders die allgemeine 
Regelung Z. 103: cp εκ τοίν νόμων παραίτησις δέδοται; Ζ. 135: <5ιαγεινώσκειν καί γνώμην 
αποφαινεοϋ-αι neben Ζ. 135/6 διαγνώοιν καί την γνώμην άποφήνωνται.

Zu den Nebensätzen. Sehr reichlich ist der Gebrauch des verallgemeinernden 
Relativsatzes mit dv, in der Regel mit dem Konjunktiv. Die Beschreibung des neuen 
Verfahrens im S. C. wird mit diesen Nebensätzen zur Bezeichnung der Richter, der Par­
teien, der Magistrate gefüllt (vgl. ζ. B. die Satz folge Z. 112 ff.). Das gibt dieser Partie, 
was den Satzbau angeht, etwas Stereotypes. Edikt I, das inhaltlich eine ähnliche Auf­
gabe hatte, bedient sich der Partizipia. Die Perioden haben einen viel strafferen Bau 
als die mit dem δς αν beladenen des S. C. Edikt I benutzt diese Form (übrigens sehr 
passend) einmal Z. 32. oxi av οι πλειονς öixckjcüoiv, τοντο <5 οτρατηγός άποφαινέο'&ω. 
Selbstverständlich fast findet sich der entsprechende Satz an dieser Stelle im S. C. Z. 144: 
8 ol πλειονς άπυφήνωνται, nur daß er hier wieder die Periode deshalb beschwert, weil 
bereits zwei solcher Nebensätze in der gleichen voraufgehen. Edikt II hat keinen dieser 
Nebensätze, was der Entscheidung des Einzelfalles stilistisch entspricht, dagegen sieht die 
Vermeidung in Edikt III gewollter aus. Zum mindesten liegt dem Verfasser dieser Typus 
ferner als dem des S. C. Im Edikt IV steht er einmal regelrecht Z. 65: δς αν την επαρ- 
χήαν διακατέχιι*), wo Ed. I das Partizipium gesetzt hat (Z. 14): ol την . . . έπαρχήαν καϋ·- 
βςοντες, oder mit dem Indicativus futuvi umschreibt: oooi — οτρατηγήοονοιν. Zweimal 
aber steht bei dem Relativ mit äv der Ind. Fut.2). Z. 69: ών δ' äv .. . δοϋ-ήαονται-, Ζ. 70: 
έί; ής αν .. . έσται.

Zeitsätze: Ζ. 27; 54; 122: έως äv mit Konj. aor. vgl. Mayser: Gramm, d. griech.
Pap. II 274. Z. 123: πριν άν mit Konj. aor. „πριν äv kommt in den ptolem. Papyri
nirgends vor“; Mayser (a. a. 0. S. 275), Kühner-Gerth II 2, 454. Z. 135: μέχρι δτον
mit αν und Konj. aor. Z. 12: αχρι äv ή σννκλητος βουλενσηται, wo das seltenere3) αχρι
äv aus stilistischen Gründen gewählt sein dürfte.

Absichtssätze mit tva und δπως*) (nur im Abschnitt V): Z. 77 (im einleitenden 
Edikt): ΐνα πάοιν η γνωοτόν. Ζ. 105: δπως άκουσ&ώσιν. Ζ. 122: δπως άπολέγωνται. Ζ. 91: 
δπως ραον δννωνται ‘quo facilms’.

Bedingungssätze: Ed. I hat dreimal die Form äv für edr, jeweils im Innern der 
Periode (Z. 17; 18; 28), εάν Z. 21 eröffnet den ganzen Satz. Z. 17: äv γε ... η (si quidem)
■ ■ ' V 8v ■ · · /4 δννηται. Z. 21: έάν . . . 'έληται . . τότε . . .«) Ζ. 28: Sr βονληται■ vgl. 
Ζ. 97: εάν τινες . . . βουληϋώσιν. Ζ. 67: εί μή τις .. . βονληται „außer wenn“. Zu εί mit 
dem Konj. vgl. Kühner-Gerth II 2, 474; εί μη mit dem Konj. Blaß-Debrunner: Gramm, 
d. neutest. Griech. S. 2116). Aber εί mit dem Optativ: Z. 37: δρ&ώς . . . μοι δοκονσιν 
ποιήσειν ... εί ... μη προσίοινον κατήγορον . . . πλήν εί μή τις .. . όικάζοιτο7), auch

0 Vgl. S. C. Stratonic. bei Viereck: Sermo Graecus S. 30 (Z. 107 und 111).
2) Vgl. Radermacher S. 71. 3) Vgl. Kühner-Gerth II 2, 445.
b Das Mon. Ancyr. hat nur Iva, die griechischen Urkunden römischer Provenienz bevorzugen 

sonst όπως, dazu Viereck: a. a. O. S- 67 und besonders Meuwese: a. a. O. 8. 101.
5) Vgl. das τότε zur Einleitung des nachgestellten Hauptsatzes Z. 126 nach os av . . .
6) Dazu auch Radermacher S. 71.

J Das Jlonum. Ancyr. hat nur einmal den Optativ 11,2 εί μή αυτός τετελειώκ[ο\ι[μι si uiuns поп 
perfecissem. Vgl. Meuwese: а. а. O. S. 99.



hier liegt stilistische Abwechslung gegenüber der Konstruktion des gleichen Ausdruckes 
m den Zeilen 13 ff. тог: δοκονσί μοι καλώς . . . ποιήαειν προτιϋέντες. Die Form εΐ mit dem 
Optativ dient hier der Konziliauz des Ausdruckes. Anders im S. C. Z. 138: εΐ μη οϋτος δύναιτο.

Zu den Partizipialkonstruktionen: Namentlich der Verfasser des Ed. I ist ein 
rechter φίλο μέτοχος. Mit Hilfe der Partizipien baut er, übrigens durchaus korrekt verfahrend 
zwei lange Perioden, Z. 4-Z. 21 und Z. 21-29. Es folgen zum Abschluß des ersten Teiles 
zwei kürzere Sätze, jeder mit εϊτα eingeleitet. Mit και Ы Z. 33 beginnt ein neuer Teil. 
Erwähnt sei der Zusammenstoß zweier Partizipia Z. 14: ol την . . . έπαοχήαν καΜξοντες 
προτιϋέντες und der Zusatz des Artikels zu einem ohne Artikel, ja mifindefinitem" τινες
vorausgeschickten Beziehungswort Z. 53: κατηγόρους τους . . . πραξο μένους-, Ζ. 7_9: τινας
συνωμοσίας ... τάς έπιβαρονσας1), ferner das attributiv gestellte των δφειλόντων ‘προτί- 
ϋεσΰαι κριτών (Ζ. 19). Mit der Verwendung des gen. absol. mag es Zusammenhängen, 
daß Z. 23 αντφ begegnet, wo das Reüexivum zu erwarten war1 2): "Εάν Ελλην . . . δα&είσης 
εξουσίας αντφ, ποτερον . . . βούλεται κριτάς αντω . . . είναι ή . . έληται.

In Ed. II dient das eine der beiden Partizipia dem stilistischen Wechsel των προς 
«/rs . . . άνηκόντων Ζ. 48 und δ προς την εμήν σωτηρίαν άνηκεν Ζ. 45. Im Einleitungs- 
Edikt zum S. G. wie in der Einleitung des S. C. begegnet eine Anhäufung der Partizipia 
als Folge des kurialen Stiles. Die Motive des Senatsbeschlusses Z. 90—96 ζ. B. werden 
zunächst in zwei gen. abs. gegeben, von denen der zweite mit δέ dem ersten beigeordnet 
wird. Weniger klar ist die Einordnung des dritten gen. als. των έπαρχηών — άπεχουσών. 
Für sich genommen scheint er die Begründung zum zweiten zu liefern, diesem causal 
untergeordnet zu sein: nur ist dann der — übrigens in jedem Falle frei konstruierte — 
Infinitiv έλκεσ&αι μάρτυρας schwer anzugliedern. Oliverios Einschub (διά το εκ) των hebt 
die Schwierigkeit richtig hervor und ist sachlich wohl zutreffend, dürfte aber doch eine 
ursprüngliche freie Konstruktion zu Unrecht einrenken. Denkbar wäre Anschluß des 
Infinitivs an das μακράν άπεχουσών3), aber das würde ihn von der Zugehörigkeit zu 
δντος τον γένους . . . έοτιν δτε βαρντάτου και άηδεστάτον, wozu er sachliche Erläuterung 
ist und wie gerade das έατιν δτε zeigt, das auf die ja nicht immer zutreffenden Fälle der 
Beschwer für kranke und schwache Zeugen vorausweist, von vorneherein mitgedacht war, 
trennen. Also ist der Infinitiv abhängig von dem molestissimum genus iudiciorum und 
der gen. absol. των έπ. μακράν άπεχουσών (der nicht einfach von μάρτυρας abhängig sein 
kann, wie schon der Artikel των zeigt), steht im konzessiven Verhältnis zu ελκεσ&αι πένητας 
και άαϋενεΐς. — Der variatio dient es wiederum, daß Z. 107 ff. zweimal fast gleichlautend 
durch das Partizipium die Anwesenheitsformel wiedergegeben wird: των επ' αυτής τής 
Ψώμης ή εντός είκοσι μ . . . δντων (ähnlich 139 τοίς επί τής Ιταλίας ουσιν), das drittemal 
aber der verallgemeinernde Relativsatz steht: οΐ αν τότε . . . ώσιν. — Eine Durchbrechung 
der grammatischen Konstruktion liegt vor Z. 115: Die von der Losung Befreiten werden 
in einer an das Verbot κληρονομώ μηδένα relativisch angeschlossenen Reihe aufgezählt: 
δς αν η .. . Eine Fortsetzung Z. 116 knüpft mit ή δς wieder nominativisch an, die

1J Vgl. den von Meuwese a. a. O. S. 53 (b) besprochenen ähnlichen Fall aus Mon. Ancyr U 3
abrV zu verstehen geht nicht an; denn die im Edikt angewendete Form wäre εατφ.

3) Diese auch von mir erwogene, der Wortstellung zunächst entsprechende Ansicht vertritt jetzt 
Radermacher S. 72 f. Doch können auch die von ihm angeführten Beispiele unsern Fall nicht gegen 
die im Text angeführten Bedenken entscheiden.

Abh. d. philos.-philol. u. d. hist. Kl. XXXIV. Bd. 2. Abh.



letzte Gruppe wird variierend mit ή ον αν zugesetzt. So hat sich nun auch zwischen 
Gruppe 1 und 3 der Relativsatz η ον αν νόσος κωλύη eingeschoben, zu dem die nähere 
Bestimmung: εξομοσάμενος καί δονς τρεις δμνύντας ανδρας hinzutritt. Hier ist dieser 
Nominativ aus dem Aufbau der ganzen Reihe ohne weiteres verständlich, eine Einglie­
derung in die voraufgehende (1) und die folgende (3) Gruppe nominativisch ausgedrückter 
Fälle1). Aber grammatisch genommen hängt der Nominativ in der Luft. Diese Art freier 
Casus-Konstruktion der Partizipia ist in Urkunden und Papyri nicht selten. Die Änderung, 
die Oliverio vorschlägt, übrigens ohne sie in den Text zu nehmen: εξομοσάμενον και 
δόντα würde eine Freiheit aus der Sprache des Übersetzers selbst berichtigen.

Ein ähnlicher Fall wiederholt sich Z. 127. Schon der Anfang dieser Periode, die 
von der Nachlosung handelt, fällt in der Gliederung des einleitenden relativischen Neben­
satzes aus der Konstruktion: υς αν — άπο'&άνη ή άλλη τις αιτία διακολύση αυτόν für ή 
ϋν αν; dann soll er nachlosen: εκ τούτων των άνδρών οΐ αν τής αυτής τάξεως ώσιν και 
τάς αϋτάς αρξαντας άρχάς, ήν äv τύχη αρξας εκείνος . . . εφ' φ μή επικληρώσεται Άνδρα. Das 
Partizip gehört hier grammatisch ohne Zweifel in den Relativsatz oi äv . . . ώσιν, also ist 
der Nominativ zu verlangen. Aber er dürfte nicht hineinzukorrigieren sein: auch hier 
hat das die Periode inhaltlich beherrschende Verbum επικληρούσ’&ω, das in dem επικλη- 
ρώσεται Άνδρα wieder aufgenommen wird8), also die Mitte umklammert, den Schreiber zu 
der Acc.-Konstruktion geführt3). Der Singular ήν äv nach άρχάς ist aber völlig korrekt, 
und könnte auch in der literarischen Sprache so angeschlossen werden4).

Zur Variatio: Die Bemerkungen zur Terminologie, Wortwahl und zum Satzbau gaben 
wiederholt Gelegenheit, den Ausdruck der Edikte aus dem Streben zu erläutern, in die 
inhaltlich zu Wiederholungen gezwungene und stereotype Kanzleisprache Abwechslung 
zu bringen. Ein weiteres Beispiel liefern die von Wenger5) behandelten wechselnden Aus­
drücke für die Provinz und die Statthalter. Besonders auffallend, weil ziemlich unbeholfen 
durchgeführt ist im S. C. der Wechsel in den Ausdrücken für Senat6). Z. 87: d εκ τής 
οννκλήτον . . . εαχεν, άνενεχΰήναι . . . προς την βουλήν ή·&έλησεν. Ζ. 101: σννάγειν την 
αύνκλητον, . . . τον Άρχοντα . . . προς την βουλήν προσαγαγεϊν και συνήγορον ος . 
έρέί επί τής συνκλήτον διδόναι. ... ών äv εν τή σννκλήτφ . . . επιφέρουσιν, . . 
αρχών δς αν . . . πρόσοδον εις την αύνκλητον δω .. . παρονσης τής βουλής. Ζ. 115: 
άντικρυς τής σννκλήτον εξομοσάμενος καί δους . . . τρεΐς τής βουλής Άνδρας. Fest 
liegen die Ausdrücke: δόγμα (τής) σννκλήτον und εδοξε τή βουλή bzw. άρέακει(ν) τή βουλή 
(Ζ. 90; 97; 137; 142).

Diese einzelnen Beobachtungen zur Sprache der Edikte lassen zunächst, wie es sich 
bei zeitlich und sachlich so nahe zusammengehörenden Urkunden erwarten läßt, gemeinsame

4 Darf man diese Konstruktion „ein erstarrtes Partizip im Nominativ“ nennen? So Radermacher 
S. 72. Mir scheint, die Periode zeigt deutlich, wie der Übersetzer zu seiner Konstruktion hingeführt wurde. 
Über solche ‘Entgleisungen’ vgl. Mayser: Gram. gr. Pap. II 341; Kühner-Gerth: а. а. О. II 2 S. 106 (nament­
lich die Beispiele unter b. Akkusativ).

“) Danach wird auch das dazwischen stehende Zeitwort εις τον τον τόπον έπικληρονται Ζ. 128 medial 
aufzufassen sein und ό αρχών zum Subjekt haben, vgl. die Übersetzung. Oliverio, Radermacher, v. Premer­
stein nehmen es passivisch. [Für· das Medium jetzt auch A. N. Modona, Aegyptus IX 148.]

3) „vulgär“ (so v. Premerstein) ist dieser Accnsativ nicht.
4) «£ Oliverio. Richtig Radermacher S. 72.
5) Vgl. Wenger S. 44. 6) Vgl. oben S. 33.



Züge hervortreten: sie haben alle zugleich an den Freiheiten teil, die sich die xowy] der 
Urkunden- und Geschäftssprache der Zeit um Christi Geburt in Anlehnung an die Um­
gangssprache und im Unterschied von der Literatursprache gestatten konnte; ebenso an 
der Gebundenheit, die in Bezug auf Terminologie und Rechtssprache der römische Inhalt 
und die Herkunft aus der römischen Kanzlei auferlegte. Im Verhältnis zu der Sprache 
der bekannten Urkunden gleicher Art ist dieses Griechisch reiner und freier als das der von 
Viereck (Sermo graecus) untersuchten Urkunden republikanischer Zeit, im ganzen auch als 
das Griechisch des Monumentum Ancyranum. Am nächsten steht es, wie natürlich, der 
Sprache der epistula ad Cnidios des Augustus (Viereck: a. a. 0. Nr. IX) und der des neu ge­
fundenen Briefes des Claudius an die Alexandriner (Bell: Jews and Christians (1924) Nr. 1). 
Andre, offenbar nahestehende Stücke sind nicht ausführlich genug oder nicht gut genug 
erhalten, um die sprachliche Vergleichung auf breiter Basis, mit Bezug auf Periodisierung 
und Stil, durchzuführen. Und auch gegenüber diesen beiden nahestehenden Urkunden 
besteht in der sprachlichen Haltung ein Unterschied: denn die Briefe repräsentieren ein 
anderes γένος des Kanzleistiles als die der Gesetzessprache näher stehenden, förmlicheren 
Edikte. Darin nähern sich die Edikte wieder dem S. C. der Stele, wie namentlich der 
Vergleich von Ed. I mit diesem dartut. Greifen wir auf die Fragestellung zu Eingang 
dieses Abschnitts zurück: „Übersetzung oder Abfassung in griechischer Sprache?“, so stellt 
sich von Neuem die methodische Schwierigkeit eines strikten Nachweises für Edikt I—IV 
heraus. Sie heben sich gegen das sicher übersetzte S. C. nicht in dem Sinne ab, daß 
dieses Latinismen hätte, jene keine, dieses ein lateinisches Übersetzungsgriechisch spräche, 
jene ein fließendes echtes. Es liegen hier nur Gradunterschiede vor in einer gemeinsamen, 
vom color latinus überzogenen griechischen Urkundensprache. Aber diese Unterschiede 
namentlich im Bau der Sätze, in der Anwendung der Terminologie, im grammatischen 
Aufbau verwickelter Perioden und ihrer Partizipial-Konstruktionen sprechen doch auch 
im einzelnen dafür, daß die Edikte I—IV von vorneherein griechisch abgefaßt wurden.



IV. Die Senatsprovinz Kyrenaika und ihre Bevölkerung.
1. Die Kyrenaika. Unter den römischen Provinzen im Norden von Afrika ist _

an das zu Asien gerechnete Aegypten grenzend — die östlichste die Cyrenaica. Seit 
96 v. C. im römischen Reichs verband, seit 74 als Provinz organisiert, zeitweilig mit Greta 
verbunden, von Marcus Antonius zum Königtum erhoben, durch Octavianus wieder dem 
Römerreich als Provinz eingegliedert, ist das Land seit 27 v. C. definitiv mit Greta zu 
einer Provinz vereinigt1)· Das ist der staatsrechtliche Zustand zur Zeit unserer Inschrift. 
Eine feste Terminologie für den Namen der Provinz hat sich noch nicht gebildet2). In 
der Inschrift ist von der Provinz entweder mit dem vollen Namen „Kreta und Kyrene“ 
die Rede; (Z. 14) την Κρητικήν και Κυρηναϊκήν επαρχήαν, kürzer (Ζ. 37) Κρήτης και 
Κνρήνης. Aber auch die Teilprovinz heißt Eparchie; denn die Statthalter der Gesamt­
provinz (Z. 14; 37) sollen das Richteralbum aufstellen εν τήι κατά Κνρήνην επαοχήαι 
(Ζ. 14 f. 37). Außerdem begegnet εν τήι περί Κνρήνην επαρχήαι (Ζ. 4 f.) und εκ τής Κυρη­
ναϊκής επαρχηας (Ζ. 46) und κατά την3) Κυρηναϊκήν επαρχήαν (Ζ. 64). Die Verordnungen 
der Inschrift beziehen sich nur auf die Kyrenaika, für Kreta können wir aus ihnen keine 
Schlüsse ziehen.

Das ganze Gebiet von Kyrene tritt uns als territoriale Einheit entgegen, als römischer 
Verwaltungskörper, für den ja auch als ganzen die Richterliste proponiert wird (Z. 14 f.), 
wie denn der Anlage dieser Liste die statistischen Ergebnisse der Zählung und Schätzung 
der ganzen römischen, bezw. griechischen Bevölkerung in der Kyrenaika zugrunde gelebt 
werden (Z. 4 — 7; 15—20).

Aber die alte stadtstaatliche Organisation der Kyrenaika4) wird darum im offiziellen 
Dokumente nicht verleugnet. Das zeigt sich zunächst, wenn es von der Gesandschaft, 
die dem Kaiser die Beschwerden vorträgt, heißt: ai πρεσβήαι των εκ τής επαρχηας πόλεων 
(Ζ. 8)6). Man könnte das zunächst ja bloß, wenn man so deuten wollte, als historisch-

’) Schon hingewiesen ist auf den orientierenden Vortrag von Wilamowitz, Kyrene. Außer den 
bekannten Darstellungen der Alten Geschichte vgl. dann vom rechtshistorischen Gesichtspunkt aus ins­
besondere Marquardt, Röm. Staatsverwaltung I, 457 ff. Für das neuentdeckte „Diagramma“ vgl. die oben 
S. 4, N. 2f. angeführte Literatur; zu unserer Inschrift den Kommentar von Oliverio 33 ff. und die dort 
gegebenen weiteren Angaben. Ueber den Wandel der staatsrechtlichen Lage hellenistischer Gebiete 
durch ihre definitive Unterstellung unter Rom vgl. auch Mommsen, Röm. Staatsrecht III3, 1212 L

2) Vgl. auch Marquardt 461. Strabo 17, 3, 25 C 840 (III p. 1173 ed. Meineke) nennt unter den Senats- 
provinzen an achter Stelle Κρήτην μετά τής Κνρηναίας.

3) So deutlich die Lichtdrucktafel. Das τήν fehlt hei Oliverio und in den anderen Textabdrucken.
4) Die Fentapolis; über die fünf Städte Marquardt 458 f.
s> Κνρηναίων ol πρέσβεις in der zweiten Verordnung (Z. 52) kann wörtlich nur auf die Städter 

gehen (vgl. auch Diagramma § 1), welche Kyrene zugehören. Ueber die staatsrechtliche Gliederung der 
Bevölkerung vgl, unten (2.-4.).



politische Erinnerung an die alte Polisherrlichkeit erklären, wenn wir nicht aus einigen 
Stellen1) erschließen müßten, daß die römische Provinzialverwaltung diese Städte als juri­
stisch noch für die neue Ordnung brauchbare Begriffe festgehalten2) und insbesondere auch 
den zu Rom föderativen Charakter der Städte betont hat8). Ob wir nun ähnliche Unter­
organisationen, wenngleich vielleicht minderen Rechts, auch für das mit Höfen und Dörfern 
besiedelte Land4) annebmen dürfen5), darüber erfahren wir nichts Sicheres. Jedenfalls 
tritt gegenüber den Städten das „Land“ hier ganz anders zurück als in den äpvptiscben 
Papyri die Chora.

Ueber das römische Regiment in der Kyrenaika wird im nächsten Abschnitt (V) im 
Zusammenhang mit den kaiserlichen Verordnungen zu handeln sein.

2. Kyrenäer und Hellenen. Vorausgeschickt sei, daß wir in Stadt und Land eine 
starke Vermischung des griechischen mit dem einheimischen lybischen Element annehmen 
dürfen. Das wissen wir aus dem Diagramma (§ 1), das die Vermischung bewußt fördert, 
und das dürfen wir umso mehr für die Hof- und Dorfsiedelungen annehmen, wo — ähnlich 
wie in Aegypten fremde Zuwanderer (Hellenen) mit Eingeborenen zusammenlebten6). 
Wenn unser Text nun höchstens an einer Stelle einen möglichen Schluß auf Erwähnung 
griechischer Organisationen auch in der Chora zuläßt (Z. 58), während sonst immer die 
Poleis hervortreten, so erklärt sich das aus einem gegenüber Aegypten so ganz anderen 
staatlichen Aufbau dieser griechischen Kolonie.

Indes die Aufsaugung einheimischer Elemente durch das Bürgertum einer griechischen 
Polis oder — um es anders auszudrücken — die Auffüllung des Bürgertums der Polis 
durch barbarische, der griechischen Kultur sich einordnende Elemente bietet der staats­
rechtlichen Deutung7) keine solche Schwierigkeit, als eine andere durch unsere Inschrift 
wieder gestellte Frage, die zwar in neuerer Zeit von historischer Seite wiederholt behandelt, 
aber dabei doch mehr in kulturgeschichtlicher und ethnologischer Hinsicht gewürdigt ist, 
während sie in staatsrechtlicher Beziehung noch sehr der Ueberlegung bedarf. In den 
augusteischen Verordnungen begegnen uns, wie noch näher auszuführen sein wird, Sonder­
vorschriften für Hellenen schlechthin, ohne daß von deren Zugehörigkeit zu einer be­
stimmten Polis etwas erwähnt würde, oder doch so, daß diese Zugehörigkeit nur inner­
halb der für alle Hellenen geltenden Bestimmung, also erst in zweiter Linie, in Betracht 
kommt. Man könnte dabei versucht sein, an ungenaue Ausdrucksweise im einen oder an­
deren Falle zu denken. Aber diesen Ausweg verbietet eben die Tatsache, daß in derselben 
allgemein für die Hellenes gegebenen Vorschrift noch der Einzelzugehörigkeit zu einer 
Polis eine besondere Bedeutung zugemessen wird. Hiernach erhebt sich bewußtermaßen

4 Z. 56 ff., aber 69—71.
2) Einiges über das Verhältnis dieser Städte zu Rom unten (3.).
8) Z. 76 f.; 89.
4) Vgl. v. Wilamowitz, Kyrene 17, über noch heute sichtbare Reste.
s) Ueber das των 'Ελλήνων οώμα (Z. 58) vgl. unten S. 46 f.
6) Heichelheim, Die auswärtige Bevölkerung im Ptolemäerreich (Klio, Beiheft 18, 1925) behandelt 

diese Kyrenaikagriechen, soweit sie in Aegypten begegnen (S. 43 ff. und Namenliste 93 f.). Er beobachtet 
dazu, Klio 21, 182, die nicht rein hellenischen Namen solcher Kyrenäer.

7) Politisch betrachtet bedeutet übrigens diese Verbreiterung des Bürgertums durch Ilinzunahme 
a'ufsteigender Bevölkerungsschichten einen der in der Geschichte immer wiederkehrenden Fälle der Ver­
bindung des Königtums mit der „Demokratie“ gegen die stadtbürgerliche Aristokratie.



in der Rechtssprache und in der von ihr ja nur formulierten juristischen Denkform über 
dem Unterbegriff des Polites der Stadt Kyrene — und der anderen Städte oder vielleicht 
auch sonstigen bürgerrechtlichen Organisationen der Kyrenaika — der Oberbegriff des 
Hellenen.

Die Formung eines solchen Oberbegriffes „Hellene“ wäre ohne praktische Bedeutung, 
wenn es sich bloß um tatsächlich gleiches Recht für die Angehörigen der verschiedenen 
griechischen Poleis handelte, also um jenes kulturell gemeingriechische Recht, das uns 
Mitteis1) so eindringlich als ein zusammengehörendes Ganzes zu betrachten gelehrt hat. 
Auch die diesen vorhandenen gemeinrechtlichen Ideen so entgegenkommende und sie viel­
fach erst in die Praxis umsetzende Bildung eines gemeingriechischen ius gentium2) läßt 
sich noch ohne Annahme eines juristisch formell gerade für Hellenen geltenden Rechtes 
als Produkt der faktischen, der kulturellen Einheit erklären.

In unserem Texte aber haben wir es mit Rechtsvorschriften der Römer zu tun, die 
bewußt sowohl den Rechtsbegriff des Polites eines griechischen Gemeinwesens, als auch 
den übergeordneten Rechtsbegriff des Hellenen voraussetzen. Gehen wir vom historisch 
älteren Unterbegriffe des Stadtbürgers aus, so ist dieser ganz deutlich vorausgesetzt, wenn 
bei der Zulassung griechischer Richter für den einzelnen Fall vom Krites die Zugehörig­
keit zu einer der Städte gefordert wird, der keiner der beiden Streitteile angehört (Z. 69 f.: 
κριτήν diδοσΰαι ούκ άρέσκει εξ εκείνης της πόλεως ουδέ ενα, εξ ής αν die eine der Parteien 
εσταί). Dorfgenossenschaft ist ignoriert. Aber für die Städte bedeutet diese Vorschrift, 
daß hier nicht schlechthin ’Έλλην = 'Έλλην ist, sondern daß noch weiter rechtlich differen­
ziert wird.

Schwieriger ist es, in der dritten Verordnung, wo grundsätzliche Fortgeltung der 
Liturgiepflicht3) der mit dem römischen Bürgerrecht ausgezeichneten τινες εκ της Κυρη­
ναϊκής επαρχήας gegenüber τω των Ελλήνων σώματι (Ζ. 56—58) bestimmt ist, zu sagen, 
was mit dem το των Ελλήνων σώμα gemeint sein mag. Im Sinne der folgenden Aus­
führungen wäre es am einfachsten und naheliegendsten, το των Ελλήνων σώμα als Kollek­
tivbezeichnung auf alle Griechen der Kyrenaika zu beziehen. Dann wäre unsere Stelle 
nur ein weiterer Beleg für das Vorhandensein eines auch rechtlich fixierten Gesamtbegriffes 
der °Έλληνες. Aber dagegen scheinen mir doch Bedenken zu bestehen. Sind hier wirklich 
Liturgien gemeint, die allen Hellenen der Kyrenaika zugute kommen und die gerade den 
Hellenen auferlegt sind? Denn um Beseitigung der Gefahr, daß der Liturgiepflichtigen 
durch Erteilung des römischen Bürgerrechts immer weniger werden könnten, und zugleich 
um eine Schutzmaßnahme für die kyrenäischen Hellenen handelt es sich ja nach dem 
ganzen Inhalte der Vorschrift. Den Schwierigkeiten einer derartigen Interpretation entgeht 
man aber, wenn man σώμα hier nicht kollektiv, sondern distributiv faßt und auf die ge­
meindlichen Verbände der Hellenen bezieht. Dann soll mit der Vorschrift Vorsorge da­
gegen getroffen sein, daß der einem solchen hellenischen σώμα Angehörige sich den ihn 
gegenüber diesem σώμα treffenden Zwangsdiensten durch Bewerbung um die römische 
Zivität entzöge. Daß bei Annahme solcher Deutung dann aber der Kaiser hier das Wort 
„Soma“ und „Polis“ gebrauchte, kann darauf schließen lassen, daß außer der Polis auch

') Reichsrecht und Volksrecht 61 f.
2) Mitteis 74.
3) Vgl. einstweilen v. Premerstein 4661 (Literatur),



andere fürs Liturgiesystem in Betracht kommende Verbände existierten. Gedacht werden 
kann dabei an Unterabteilungen der städtischen Bevölkerung1) nach nationalen (Griechen, 
Juden) oder sozialen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten (Bauern, Städter, Handwerker etc.).’ 
Gedacht werden kann aber auch an außerstädtische Verbände, Dorfschaften und Land­
gemeinden.· Soferne nationale Verschiedenheit die Grundlage für die Teilung in αώματα 
bildet, kommt unsere Vorschrift doch nur für das Soma der Griechen* 2) in Frage.

Einen weiteren ganz merkwürdigen und erst später3) in besonderem Zusammenhang 
zu würdigenden Fall der Heraushebung des Polites aus der Gruppe der Hellenes enthält 
die Vorschrift über die Ahndung der Tötung eines Griechen (Z. 33 ff.). Hier wird Bil­
den Ausschluß der Römer von der Anklage als Motiv angegeben, daß für die getöteten 
Verwandten oder Mitbürger sich ohnehin immer ein griechischer Rächer als der gegebene 
Ankläger finden werde. Unter den Griechen werden in erster Linie Verwandte, dann aber 
Mitbürger als Anklageberechtigte genannt.

Auf die noch für die Provinz Kyrenaika vorhandene Vorstellung des föderativen Ver­
hältnisses ihrer Städte4) zu Rom5) weisen endlich die speziell für Kyrene vom Kaiser in 
seiner Verlautbarung des Senatuskonsultums wiederholten Worte, Rom tue alles εις την 
των τον δήμον τον 'Ρωμαίων συμμάχων άσφάληαν (Ζ. 76 f.; vgl. 89) 6).

So dürfen wir denn zunächst festhalten, daß die Ausbildung eines generell helle­
nischen Bürgerbegriffs nicht die politische und auch nicht die juristische Fortexistenz 
einer Stadtbürgerschaft ausschloß. Gab es aber eine solche Stadtbürgerschaft, die ja immer 
einen möglichst exklusiven Kreis bildet und sich nicht von sich aus zur Aufnahme neuer 
Elemente entschließen kann, so gab es neben den πολϊται den weiteren Kreis der μέτοικοι 
oder wie immer sie sonst heißen mochten7), die nicht Bürger der Stadt waren, in welcher 
sie wohnten und ihren Lebensunterhalt fanden, wohl aber Bürger eines anderen helle­
nischen Gemeinwesens. Wir brauchen uns darum auch für Kyrene nicht zu verwundern, 
wenn nach einer auf Strabon zurückgeführten Mitteilung des Josephus Flavius8) es vier 
Gruppen9) von Kyrenäern gab: τέτταρες δ'ήσαν εν τη πόλει των Κυρηναίων, ή τε των 
πολιτών καί ή τοίν γεωργών, τρίτη δ'ή των μετοίκων και τετάρτη ή των Ιουδαίων. Abge-

Ι) Vgl. unten zu los. Ant. 14, 7, 2.
2) Ich kann v. Premerstem nicht folgen, wenn er (S. 469) die Meinung äußert, daß etwa Juden, 

die das römische Bürgerrecht erwarben, nunmehr dem griechischen Soma Liturgien leisten mußten.
3) Vgl. unten VI gegen Ende.
4) ü. zw. hier wohl nur der Städte, nicht auch etwaiger dörflicher oder ländlicher Gemeinden.
5) Ob jeder einzelnen Stadt oder ihres Bundes muß dahinstehen. Die Tatsache, daß es einmal in 

vorrömischer Zeit ein solches κοινόν der kyrenäischen Städte gegeben hat (Marquardt, a. a. O. 458), be­
weist noch nicht für einheitliche Behandlung der Städte durch Rom. Unsere Inschrift erwähnt ja auch 
nur die Poleis, nicht ihren Verband. Im übrigen entspräche Sonderbehandlung nur dem bewährten Grund­
satz vom „divide et impera“. Ich möchte darum auch nicht mit v. Premerstein (S. 436) „möglicherweise“ 
an „Abgesandte des wohl auch für die Cyrenaica anzunehmenden Landtags“ denken. Zu Κνρηναίων oi 
πρέσβεις in Z. 52 s. o. S. 44 N. 5.

6) Die σύμμαχοι begegnen noch Z. 91 und 97 im Text des Senatsbeschlusses, der aber allgemein 
abgefaßt ist.

7) Busolt, Griechische Staatskunde I3 (1920), 292 ff. ■
8) Ant. 14, 7, 2; Marquardt, a. a. 0. 463. Vgl. Oliverio p. 48.
9) Es ist möglich, daß auf diese oder ähnliche Gruppen der Terminus σώμα, von dem eben die 

Rede war, zuträfe. Vgl. oben den Text und Oliverio p. 48.



sehen von den hier doch auch nicht zu den Hellenen gerechneten Juden finden wir 
also Bürger (πολϊταή, Bauern (γεωργοί) und „Mitwohner“ x) (μέτοικοή. Ein klares Prinzip 
liegt in dieser die Juden mitumfafienden Einteilung ja überhaupt nicht. Unter den γεωργοί 
wird man nach der Stelle vielleicht in der Stadt wohnende Bauern des umliegenden Landes 
verstehen, und ihre Absonderung von den πολΰται entweder als eine berufliche auffassen 
oder. aber für sie auch eine gemeindliche Minderstellung, etwa zwischen Politai und 
Metoikoi annehmen2). Hier sind ja die Gliederungen in den einzelnen Städten und in der 
historischen Entwicklung innerhalb dieser Städte so verschieden, daß es müßig ist, Kom­
binationen zu vermuten. Die Papyri werden uns im Folgenden noch wiederholt Gelegen­
heit geben, auch diese — wie sich übrigens zeigen wird, für unsere ganze Darstellung 
sekundäre — Frage rechtsvergleichend mit zu erörtern.

Aber das Hauptproblem unserer Untersuchung zur Bevölkerungsstruktur auch der 
Kyrenaika ist^das Vorhandensein eines generellen, staatsrechtlich abgrenzbaren Begriffes 
der „Hellenen“. Wenn wir nach diesen Bemerkungen zu städtischer und innerstädtischer 
Gliederung zur Erörterung dieses Oberbegriffes zurückkehren, so können wir zunächst 
sagen, daß, wo rechtliche Privilegien der Gruppe der ‘Έλληνες gegeben werden, wo diese 
unter Umständen ein besonderes nationales Gericht zugesichert erhalten, natürlich nicht 
eine immerhin vage und fluktuierende, rein auf kultureller Zugehörigkeit zum Griechentum 
fußende Gruppe verstanden sein kann, sondern ein staatsrechtlich sicher und fest abgrenz- 
barei Begriff gemeint sein muß. Hier muß einmal gegenüber nur soziologisch-politischer 
eine staatsrechtlich juristische Betrachtung gefordert werden. Solange wir auf dem Stand­
punkte stadtstaatlicher Organisation stehen, gibt es Bürger von Kyrene und anderen 
Städten der Pentapolis, wie es Bürger von Athen oder von Alexandrien gibt. Wer dem 
großen Drang in die Ferne folgend, von dem in der hellenistischen Zeit Hellenen und 
Nichtgriechen ergriffen sind3), nach Aegypten oder sonstwohin in die hellenistische Welt 
kommt, unter Griechen oder Barbaren, trägt seinen auswärtigen Heimatsvermerk, sein 
Ethnikon, mit sieb,4) bleibt Bürger seiner Patris.

Bei der Untersuchung des Begriffes „Hellenen“ ist man nun, wie gesagt, meist von 
kulturgeschichtlichen Fragestellungen ausgegangen5). Sowie heute die nicht speziell juri-

h Busolt 292.
-) Marquardt, a. a. O. versteht unter den γεωργοί Lybier. Das möchte ich jedenfalls nicht so aus­

schließlich behaupten. Es wird die gewiß stark mit Einheimischen vermischte griechische bäuerliche Be­
völkerung gewesen sein, die ihrer Zusammensetzung nach wohl am ehesten den „Gräko-Aegyptern‘ der 
Chora entsprach.

а) Vgl. Otto, Orient. Bit. Zeitg. 1926, 634, in der Besprechung der oben S. 45 IST. 6 genannten 
Schrift von Heichelheim. Wertvolles Material für die nationale und staatliche Zugehörigkeit der in 
Aegypten eingewanderten Fremden — Griechen und Nichtgriechen — gibt auch die Arbeit* von A. Cal- 
derini und seinen Schülern Ricerche etnografiche sui papiri greco-egizi in Studi della Scuola Papirolomea 
III (1920) 3 ff. Weitere Literatur bei Heichelheim 32.

) Bickermann, Arch. Pap. 8, 216 ff. Inwieweit die Ethnika stimmten, richtig oder falsch waren,
- Bickermann 223 f. — kommt hier zunächst nicht in Frage. Vgl. dazu aber unten S. 50.

б) Julius Jüthner, Hellenen und Barbaren. Aus der Geschichte des Nationalbewußtseins. (Das Erbe 
der Alten. N. F. Heft VIII, 1923). Dazu Walter Otto, Philol. Woch. 1926, 39 ff., der S. 42 die Frage nach 
der staatsrechtlichen Bedeutung des "EVriijvsi-Begriffs für die Diadochenreiche, soweit ich sehe, zuerst 
scharf formuliert hat. Vgl. auch seine Kulturgeschichte des Altertums (1925) 117 Anm. 240. Bei einer 
mündlichen Besprechung, die ich mit Otto über diese Frage hatte, legte dieser besonderes Gewicht auf



stisch Interessierten viel mehr die Frage bewegt, wer der deutschen Nation oder der 
deutschen Kulturgemeinschaft angehört, als etwa wer die deutsche Reichsangehörigkeit 
besitzt und nach staatsrechtlicher Definition ein „Deutscher“ ist. Bei solcher Ueberleguno· 
weiden wir uns nun sofort sagen müssen, daß ein staatsrechtlich fest umgrenzter Be­
griff „Hellene“ nur in einem Staatswesen möglich war, das die kleine stadtstaatliche und 
landbündlerische Organisation durch eine über diese Gebilde hinausreichende territorial- 
staatliche Organisation überwunden hatte. Den Griechen selber war die Gründung eines 
nationalen Einheitsstaates1) ob der Eifersucht der Poleis nicht gelungen. Und Makedonien 
hat dann die Staaten, die früher für Bildung eines staatsrechtlichen Begriffes Έλληνες“ 
zu partikulanstisch und zu klein waren, in einen Verband hineingezwungen, der für diesen 
Begriff wiederum zu groß war. Freilich Alexanders gewaltiger Idee der Bildung eines 
Staatsvolkes, das Griechen und Orientalen umfassen sollte, hätte ein einheitlicher Unter­
tanenbegriff entsprochen, der zwar nicht „hellenisch“ hätte heißen können, wohl aber, wie 
wir heute sagen würden, „hellenistisch“. Aber Alexanders Nachfolger hielten, wie die 
Geschichte der Diadochenreiche, besonders erkennbar die Geschichte des Lagidenreiches zeigt, 
die Linie der nationalen Ausgleichspolitik nicht ein, konnten sie wohl auch nicht immer 
einhalten. So ergab sich infolge der Unmöglichkeit oder jedenfalls des Mißlingens einer 
politischen Verschmelzung der Nationen naturgemäß auch juristisch die Notwendigkeit einer 
Scheidung zwischen der einheimischen Bevölkerung und den „Hellenen“.

In einem juristischen Dokument aus dem ptolemäischen A.egypten, in der Juris­
diktionsnorm* 2) des Euergetes II. vom Jahre 118 (Pap. Tebtynis I, 5, 207 ff. = Mitteis, 
Chrestom. 1), werden amtlich Αιγύπτιοι und "Ελληνες unterschieden, und spielt diese Unter­
scheidung eine besondere Rolle für die Zuständigkeitsfrage der Gerichte. Hellenen unter­
einander prozessieren vor dem griechischen Chrematistengericht, Aegypter unter einander 
voi dem ägyptischen Gericht der Laokriten. Erst wenn beide Parteien verschiedener 
„Nationalität“ sind, wird die Sprache der für den Prozeß in Frage kommenden Urkunde 
in Betracht gezogen. Ohne auf diese Dinge noch einmal einzugehen, genügt für unsere 
Zwecke hier die Feststellung, daß jedenfalls der staatsrechtliche Begriff eines „Aegypters“, 
bzw. eines „Hellenen“, fixiert sein mußte, wenn sich danach eine so wichtige jurisdiktio- 
nelle Frage, wie die der Zuständigkeit des Gerichtes, regelte. Nun wird es keinem Be­
denken begegnen, unter den Αιγύπτιοί des königlichen Prostagmas die eingeborenen 
Aegypter zu verstehen. Bickermann3) definiert sie gewiß zu Recht als „die im Lande

die Bedeutung des kyrenäischen Städtebundes — der Pentapolis — für die mögliche Bildung eines über 
die Stadtbürgerschaft hinausreichenden Oberbegriffs, und erinnerte an die in der eben genannten 
Rezension besprochenen syrischen Hellenes, wozu er a. a. O. 42 schreibt: „Nun begegnet uns auch in 
Syrien eine staatsrechtliche Gruppe der "Έλληνες und zwar hier in Verbindung mit den Kommunen mit 
griechischer Stadtverfassung“. — Eine rein völkerrechtliche Bedeutung hat „o» “Ελληνες“ als Name des 
korinthischen Bundes. Dazu siehe Wilcken, Beiträge zur Geschichte des korinthischen Bundes, Sitz.-Ber. 
Bay. Akad. 1917, 10. Abh., S. 5 f. mit den Anm. Immerhin hätte hier der Ansatz zu einem staats­
rechtlichen Begriff gegeben sein können.

9 Das Wort gar nicht etwa im Sinne der heutigen politischen Sprache gemeint, sondern auch im 
bundesstaatlichen Sinne verstanden.

2) Dazu meine Ausführungen, Arch. Pap. 2(1903), 488 ff. S. jetzt über die staatsrechtliche Bedeutung 
der Einteilung Bickermann, a. a. 0. 220.

3) A. a. O. 220.
Abh. d. philos.-philol. u. d. hist. Kl. XXXIV. Bd. 2. Abh. 7



Beheimateten, die das ‘Heikunftszeichen’l) tragen“. Dagegen versteht Bickermann unter 
Hellenen „die mit dem ‘Ethnikon’2) bezeichneten Einwanderer, gleich welchen Stammes. 
"Ανδρών Πτολεμαίον Λίβυς wie Άγήνωρ Βαρκαίον Λακεδαιμόνιος“. Und in der Tat haben 
sowohl Heichelheim3) als auch Bickermann4) auf Fälle hingewiesen, wo Nichtgriechisch­
stämmige als 'Έλληνες bezeichnet werden5). Nun muß man freilich bei der Beurteilung 
derartiger Fragen recht vorsichtig sein, zumal wir eben auch der Arbeit Bickermanns0) 
die Erkenntnis von Unzuverlässigkeiten und Irrtümern in den Ethnika verdanken. Es ist 
ferner zu erwägen, daß im Prostagma des Euergetes nicht ausdrücklich von einer Ein­
teilung der ganzen Bevölkerung in Aegypter und Hellenen die Rede ist, und es könnte 
die Verordnung nur die Kompetenzabgrenzung zwischen Aegyptern und Hellenen regeln, 
während z. B. Perser und Juden unerwähnt geblieben und nicht unter die eine oder andere 
Gruppe eingereiht wären. Die große in der letzten Zeit zu diesen ägyptischen Bevölkeruno-s- 
fragen erwachsene papyrologische Literatur, insbesondere die Untersuchungen über Griechen 
und Juden, dann über die Πέρσαι τής επιγονής, und anderes werden in anderem Zusammen­
hänge einmal zusammenfassend zu würdigen sein7). Wir können von den vielverzweigteu 
und verschlungenen Einzelfragen, die speziell die ptolemäische Bevölkerungslehre beherr­
schen, für unsere Untersuchung aber auch absehen, wo wir es mit der — dem gegenüber 
jedenfalls einfacheren — Struktur der Bevölkerung einer griechischen Kolonialstadt zu 
tun haben, die mit anderen Städten einer römischen Provinz eingegliedert worden ist 
Bedeutsam aus den papyrologischen Untersuchungen für das kyrenäische und weiterhin 
das gesamthellenistische Bevölkerungsproblem bleibt aber die auch hier notwendig ge­
wordene Erkenntnis eines staatsrechtlichen Oberbegriffes von Hellenen, der sich übe* den 
nunmehr zu Unterbegriffen herabgedrückten Einzelstadtbürgerschaften erhebt, ohne diese 
doch zu vernichten oder gegenstandslos zu machen. Auch zu diesem Verhältnis vom 
Polites zum Hellenen kann aus der papyrologischen Literatur der jüngsten Zeit auf Er­
kenntnisse hingewiesen werden, die wieder unsere Vorstellungen über die Kyrenaika- 
griechen stützen und fördern. So zeigt Bickermanns kleine, aber inhaltsreiche Studie 
„A propos des άοτοί dans l’Egypte· Greco-Romaine“8) zunächst die exklusive bürgerrecht­
liche Position der Astoi, die sich in Alexandria von den schlechthin „ΆλεξανδρεΤς“ Genannten 
deutlich abheben, indem sie nur untereinander Conubium, ferner alleiniges Commercium 
zum Grundstückerwerb und endlich ihr eigenes Bürgergericht haben. Wir lernen aber 
auch die Unterhöhlung dieses exklusiven Bürgerrechts durch Verleihung desselben an alle

, - 1) Nach einer ägyptischen Stadt oder nach einem Dorfe der Chora. Beispiel: Σεννήσις Άρείον των
απο Θινός. Bickermann, а. а. О.

2) Das Ethnikon weist auf eine außerägyptische Patris (Ort oder Völkerschaft) hin. Beispiel: 
Διονύσιος Διονύσιον Μακεδών und die Beispiele im Text (nach Bickermann, a. a. O.).

3) Die ausw. Bevölk. 142, 65®.
4) 220 f. Freilich können hier nicht alle angeführten Belege als gleich sicher beweisend gelten 

da doch z. B. Nichtgriechen ein griechisches Gericht vereinbaren konnten.
5) Für außerägyptische (syrische) Verhältnisse erinnere ich nochmals an Otto, Philol. Wocti. 1920 

41—43 und oben S. 48 f. N. 5.
6) 223 f.

) In einem der künftighin auf Wilekens freundlichen Wunsch hin in Aussicht genommenen juri­
stischen Literaturberichte im Arch. Pap.

s) Revue de Philologie Ser. 13 Tom I (63, 1927), 362 ff.



der Ephebie Zugänglichen, also an alle „Hellenen“ kennen. Damit tritt uns immer wieder 
dieser nivellierende Begriff entgegen. Und damit knüpfen wir wieder an den Text der 
Inschrift von Kyrene an.

Dem römischen Eroberer mußte die Zusammengehörigkeit aller, die griechisch sprechen 
und nach griechischer Sitte leben, viel lebhafter vor Augen treten, als die Besonderheit 
eines Bürgerrechts dieser oder jener Stadt der Pentapolis. War doch für den Römer dieser 
Zeit die Denkform des Stadtbürgertums längst tatsächlich der Denkform der Reichsbürger­
schaft gewichen. Warum sollte man da vor der Umgestaltung des hellenischen' Stadtbürgers 
zum hellenistischen „Griechen“ Halt machen? War doch auch den Griechen die Denkform 
des hellenistischen Territorialstaates inzwischen schon vertraut geworden, und schien so 
wieder einmal Rom nur als der Vollender griechischer Entwicklung. Das bedeutet dann 
aber, daß „Hellene“ jeder war, der, mochte er auch ausgewandert sein, doch ehedem irgend 
ein griechisches Bürgerrecht in einer Polis, einer landgemeindlichen oder bündlerischen 
staatsrechtlichen Organisation gehabt hatte. Wie wenig dabei freilich das heimatliche 
Ethnikon in der nivellierenden Fremde standhielt, haben uns wiederum die gräko-ägyp- 
tischen Papyri gezeigt.

Die Stimmung für die Abkehr von stadtstaatlicher Engherzigkeit, aber auch die 
Vorbereitung des staatsrechtlich Neuen ist gewiß schon hellenistisch1). Rom ist auch hier 
der Vollender. Zu dieser Vorbereitung der neuen Zeit und zu ihrer Vollendung noch einige 
Worte. Die Fremde erzeugt über das partikularistische Staatszugehörigkeitsgefühl hinaus 
das Gefühl der Nationszugehörigkeit. Es erhebt sich über der Staatszugehörigkeitsidee 
die Idee der Nation. Und juristisch muß sich neben der alten Denkform einer bloß 
durch Zugehörigkeit zu einem der griechischen Einzelstaaten gegebenen Staatsbürgerschaft, 
die im Stadtstaat zugleich Stadtbürgerschaft ist, die neue weitere Denkform einer Nations­
zugehörigkeit bilden, die allen gemeinsam ist, welche irgendeine griechische Einzelstaats­
zugehörigkeit besitzen. Aber die klare Lösung, die das alle föderativ gestalteten oder doch 
aus föderativem Zusammenschluß erwachsenen Nationalstaaten beherrschende Problem von 
Landesbürgerschaft und Reichsbürgerschaft dort finden kann, wo sich über den Ländern 
ein großer Einheitsstaat erhebt, diese klare Lösung war „Griechenland“ versagt. Wir 
kommen nochmals auf oben Gesagtes zurück. Die Ansätze zur Bildung eines gesamt- 
griechischen Nationalstaates — und sei es auch nur in Form eines gesamtgriechischen 
Bundes — sind alle mißlungen. Kein einziger griechischer Stadtstaat ist je zu einer ähn­
lichen Stellung gelangt wie Rom. Das Alexanderreich, wo, wie ebenfalls schon gesagt, ein 
Griechen und Orientalen umfassendes Reichsbürgertum von "Ελληνες hätte entstehen können, 
ist in die Diadochenreiche zerfallen. Und so kann man immer nur ein Hellene sein, weil 
man Athener oder Spartaner oder Aitoler oder Alexandriner* 2) oder Kyreneer ist, wie es 
ja auch keine Stadt oder keinen Landbund oder keine sonstige Bürgerorganisation irgend 
welcher Art gibt, nach der sich staatsrechtlich der Grieche ausschließlich „Hellene“

b Das wird Otto (oben S. 48f. N. 6) auch derjenige zugeben, welcher erst dem Römer die klare 
Durchführung des Gedankens zuschreibt, daß über allem griechischen Partikularismus, der ja auch noch 
die hellenistische Zeit stark bestimmt, ein auf Zugehörigkeit zu einem griechischen Staatswesen beruhender 
einheitlicher Begriff der Hellenen sich erhebt. Auch der Athener, der als Kaufmann die Kyrenaika 
betritt, erscheint dem Römer als Hellene.

2) Für Aegypten vgl. Schubart, Die Griechen in- Aegypten (1927) 15 1.



nennen könnte. Und darum bleibt — zumal man in der Fremde bei hellenischer Kultur 
des Trägers nicht allzu genau nach seinem Bürgerrecht in einer Stadt am griechischen 
Festland oder auf einer Insel oder in einer Kolonie geforscht haben mochte und forschen 
konnte — der Begriff des Hellenen tatsächlich immer in juristischer Beziehung mit etwas 
Unsicherheit behaftet und durch die kulturelle Zugehörigkeit zum „Griechentum“ bedingt. 
So erklärt sich auch ungezwungen das Hineinkommen fremder — ursprünglich barbarischer &- 
Elemente in dieses Griechentum, man möchte, wenn es nicht so stark und beherrschend 
wäre, sagen in das Griechentum der Diaspora. Was die Heimat in engherzigem Partiku­
larismus versagt: das Hineinnehmen von Barbaren, die sich der griechischen Kultur ein- 
fügen, ja selbst die Naturalisation der „Metöken“1), oder doch auch nur die Denkform 
eines weiteren auch staatsrechtlich anerkannten Begriffs von Hellenen über den engen 
Bürgerbegriff hinaus*) - all das gibt die Fremde. Die „Hellenes“ in der Kyrenaika sind 
nun zu diesen ägyptischen und syrischen3) Erscheinungsformen hinzugetreten. Es müßten 
eist einmal für alle hellenistischen und nachmaligen römischen Gebiete die Quellen auf 
diese Frage hin untersucht werden. Ich glaube freilich, daß die hier gezeichneten Linien 
ihre Richtigkeit behalten werden, daß insbesondere auch eine gleich näher zu erörternde 
beständige Abhängigkeit des staatsrechtlichen vom kulturellen Begriff des Hellenentums 
und eine gewisse damit gegebene Unsicherheit sich bestätigen wird. Man wird sich dessen 
am besten bewußt, wenn man sich Rom und das römische Bürgerrecht vergleichend ver­
gegenwärtigt,. ein Bürgerrecht, das rein staatsrechtlich bestimmt und formell ohne jede 
Rücksicht auf die kulturelle Zugehörigkeit umgrenzt ist.

Ich schließe mit einer letzten allgemeinen Erwägung. Seit Rom sich die hellenistische 
Welt unterworfen hatte, waren staatsrechtlich alle "Ελληνες mit den barbarischen Unter­
tanen auf eine Stufe gestellt: sie waren gegenüber der herrschenden Gruppe der cives 
Romani eben auch nur peregrini. Und es hätte eine Rückkehr zum rein kulturellen Begriff 
der Hel enen bedeutet, wenn rechtlich keine Sonderbehandlung der Hellenen eingetreten 
wäre. Aber nicht nur in Aegypten»), auch in Kyrene finden wir eine solche Sonder­
behandlung. Die Hellenen erhalten da, wie wir aus der Inschrift erfahren, jurisdiktioneile 
Sonderrechte. Damit ist aber für die römische Rechtsgeschichte der Kaiserzeit ein Problem 
zur Diskussion.gestellt, das wir bisher in dieser scharfen Form wenigstens außerhalb Aegyp­
tens5) noch nicht erörtert haben. Denn wenn wir von Bekämpfung oder Schonung °und

) Vgl. Bickermann, Arch, Pap. 8, 222.
*) 'Vgl. ZU άστοί und 'Αλέξανδρέΐς als eigenartige und bezeichnende Zwischenstufe in der Entwicke­

lung Bickermann, Rev. de Philol. 1927, 362 ff. e
3) Otto, Philol. Woch. 1926, 41 ff. S. o. S. 48 f. N. 5.
4) S. die nächste Anm.
’) Und hier (für Aegypten) ist die Antwort auf die Frage nach der Stellung der Griechen oder

GrieTenTn АеГ +eVOrr?'eD St6llUn,ff de[ G"eChen ja auch nicht eindeutig. Während Schubart, Die 
über den Ae 7P u ^ ^ Bevorzugu”g der Griechen durch die Römer gegen-
‘Z t b Aegypte™ a»ssP ' TeVtntt Bicke™ann> Arch. Pap. 8, 216 ff. 239, dann ausdrücklich fn der 

Besprechung von Schuberts Arbeit im Gnomon 1927, 671 ff. den Standpunkt eines frühen Aufgehens der
FraJTto111 Г“ Mlschbevölkerung zwar namentlich auf dem Lande. Ohne auf diese schwierigen 

Ben für Aegypten hier im Vorbeigehen eingehen zu können, müssen wir jedenfalls für Kyrene die
betoTTfi d i t i Hellenen eingeräumte Sonderstellung hervorheben. Im übrigen sei nochmals 
betont, daß die staatsrechtlichen Verhältnisse ja bekanntlich in Aegypten ganz anders lagen als in Kyrene



Duldung nationaler Rechte der Unterworfenen im römischen Weltreich, also von „Reichs­
recht und V olksrecht“ handeln, so haben wir nach unserem Quellenbestande wohl in erster 
Linie dabei tatsächlich die unterworfenen Griechen und deren Rechte im Auge, denken 
aber nicht an eine Sonderstellung dieser Griechen gegenüber anderen Peregrinen.

Außerhalb seines engen Stadtstaates sind es zwei gemeingriechische Einrichtungen, 
die den Griechen der hellenistischen Zeit überall kulturell auszeichnen und vom Barbaren 
abheben: Gymnasium und Ephebie. Wenn dem Hellenen wie in hellenistischen Staaten 
so nun auch in der römischen Provinz besondere Privilegien zuteil werden, so ist es be­
greiflich, daß das nichtgriechische Herrenvolk nach diesem sichtbaren Kennzeichen blickt, 
das den Griechen von anderen Untertanen des Römerreiches abhebt. Gymnasium und 
Ephebiezugehörigkeit sind leichter und sicherer festzustellen, als die Herkunft aus irgend 
einer fern abliegenden Polis und das von einem dort vielleicht schon vor Generationen 
ausgewanderten Ahnen ererbte Bürgerrecht. Für Gymnasium und Ephebie haben uns 
ja die Papyri reichliche, wenn auch nicht erschöpfende Belehrung geboten1). In die 
vielen hiezu noch schwebenden Streitfragen einzutreten, sind wir durch unsere Inschrift 
nicht veranlaßt. Dennoch muß aber das eine hier festgestellt sein: wenn zur Aufnahme 
in Gymnasium und Ephebie freie und legitime Geburt als „Hellene“ gefordert wird2), so 
erhebt sich sofort dahinter die andere Frage, wie man denn sein Hellenentum nachwies, 
das Voraussetzung eben der Zulassung zu diesen hellenischen Einrichtungen war. Wenn 
sich also die römische Staatsverwaltung zum Beweis für griechische Nationalität mit dem 
Nachweis der Ephebieeigenschaft3) begnügte, so bleibt immer noch die Frage, wie man 
zui Einreihung in die Ephebie gelangte. Am einfachsten war es natürlich, wenn der 
Vater oder ein Vorahne schon Ephebe war. Aber bei einer fluktuierenden Bevölkerung, 
wie wir sie namentlich für die Handelsstädte voraussetzen müssen, muß jedenfalls dem 
Vater, der in einer anderen Stadt Gymnasium und Ephebie absolviert hatte, die Möglichkeit 
gegeben gewesen sein, seinen Sohn anderswo ins Gymnasium zu schicken und Ephebe 
werden zu lassen. Das aber bedeutet dann Emanzipation von der engherzigen Stadt­
burgerschaft und eine allgemein hellenische, nunmehr auch rechtlich bedeutsam gewordene 
Kultur- und Nationsgemeinschaft. So können wir auch den Versuch eines Aegypters ver­
stehen, wie ihn § 44 des Gnomon des Idios Logos mit Strafe bedroht, den Sohn als Epheben 
irgendwo einzuschmuggeln (BGU V, 1210, 10)4). Freilich dürfen wir — worauf schon Wil- 
ckens) hindeutet — annehmen, daß der Kreis der Ephebieangehörigen nicht gegen jedes 
Eindringen neuer Elemente geschlossen war. Es ist von verschiedener Seite darauf hin­
gewiesen worden6) daß auch Perser, Thraker, Araber sich zu gymnasialen Hellenen rechnen 
durften, ja selbst als Gymnasiarchen begegnen. Hier mochten nach politisch wechselnden 
Lagen die rechtlichen Möglichkeiten wechseln, die dem Nichtgriechen den auch staats-

*) Wilcken, Grundzüge 138 ff. Jouguet, La vie municipale dans l’Egypte roniaine (1911) 150 ff 
71 ff., 82 ff.

2) Wilcken, Grundzüge 140. Bickermann, Rev. de Philol. 1927, 366. 
s) Vgl. Jouguet, a. a. 0. 82.
4) P- M. Meyer, Juristische Papyri 330.
5) Grundz. 171.
6) Heichelheim, Au sw. Bevölk. 65 Bickermann, Arch. Pap. 8, 221 (im Zitat aus SB muß es 6157 

heißen). Vgl. schon Wilcken, Grundz. 141h



rechtlich anerkannten Eintritt ins griechische Lager gestatteten oder verwehrten. Man 
vergleiche für solchen Wechsel der Rechtslagen, um nur eine Antithese aus der Antike 
zu bringen, etwa die Mischehenbestimmungen des Diagrammas für Kyrene mit den römisch­
rechtlichen Bestimmungen des Gnomon des Idios Logos1).

Wir dürfen nun abschließend nach dieser Verwertung auch der papyrologischen Quellen 
und ihrer Literatur für die griechische Bevölkerung der römischen Senatsprovinz Kyrenaika 
unter Augustus etwa feststellen:

a) Es gibt für die „Hellenen“ der ganzen Provinz jurisdiktioneile Sondervorschriften, 
woduich giiechischen Parteien in Straf- und Zivilsachen in gewißem Ausmaße gemischte 
oder rein griechische Gerichte garantiert werden.

b) Wir dürfen unter diese Hellenen nicht bloß alle Bürger der Pentapolis und die 
im Lande an gesiedelten griechischen Dorfbewohner2) rechnen, sondern auch alle Griechen, 
mögen sie woher immer kommen, lange oder kurz verweilen3) und welchem Stadtstaate 
oder sonstigen griechischen Verbände immer angehören.

c) Das formale Kennzeichen eines Hellenen war Anteil an Gymnasium und Ephebie. 
Vermutlich konnten aber in diese zunächst kulturell ausgezeichnete, dann auch staats­
rechtlich abgrenzbare Gruppe der Hellenen auch Elemente fremdnationaler Herkunft, die 
sich der griechischen Kultur anschlossen, durch den Weg über das Gymnasium aufsteigen.

d) Alle Bürger von Kyrene — und den anderen Städten — gehören staatsrechtlich 
notwendig unter die Gruppe der Hellenes. Da wir aber aus dem „Diagramma“ wissen, 
daß unter die kyrenäische Bürgerschaft auch lybische Elemente Aufnahme gefunden haben, 
so sind wenigstens auf diesem Wege sicher nichtgriechische Elemente in die staatsrecht­
liche und damit jedenfalls auch in die kulturelle Gemeinschaft mit den Hellenen gelangt.

e) Die Verschiedenheit der städtischen Zugehörigkeit zu Kyrene oder einer der anderen 
Städte ist innerhalb der für Hellenen gegebenen Sondervorschriften noch insoferne von 
einer, wenn auch untergeordneten Bedeutung, als die griechischen Richter nicht derselben 
Stadt angehören dürfen wie eine der Parteien.

Auf die Frage, wie sich die Schichtung der Bürgerschaft von Kyrene selbst in der 
augusteischen Zeit unserer Inschrift gestaltet haben mag, erhalten wir aus dem Texte 
keine Nachricht4) ebenso erfahren wir über die Verfassung der Stadt nichts Neues und 
können nur aut das verweisen, was uns das ptolemäische Diagramma erzählt, ohne sagen 
zu können, inwieweit diese Verfassung noch fortgalt.

f) Eine Scheidung innerhalb der griechischen Bevölkerung zwingt uns aber die augu­
steische Gerichtsordnung für Kyrene anzunehmen: während auch nur vorübergehend an­
wesende „Hellenes“ als solche wohl sicher der griechischen Gerichte teilhaftig wurdens) —

b P. M. Meyer, Jurist. Pap. S. 327 ff. XV.
2) Ob diese zugleich Bürger einer der Städte waren und also nur draußen wohnten, oder ob es 

auf dem Lande eigene Gemeinwesen gab, oder ob beide oder noch mehr Kombinationen möglich waren, 
kann dabei zunächst ganz dahinstehen.

3) Vgl. unten N. 5.
4) Vermutungen nach Strabos Bericht s. oben S. 47 f.
6) Zwar scheidet das griechische stadtstaatliche Bürgerrecht zwischen den ortsangesessenen Fremden, 

den κατοικοϋντες oder οίκονντες und den bloß vorübergehend έπιδη μουντές oder παρεπιδη μουντές ξένοι 
(Busolt, Griech. Staatskunde I, 202), aber ich glaube trotzdem die Annahme des Textes ob ihrer inneren 
Wahrscheinlichkeit aufrecht halten zu dürfen.



man denke etwa an Marktstreitigkeiten — so konnten in die griechischen ßichterlisten 
natürlich nur Ansässige aufgenommen werden, deren Zensus, Alter und Stadtzugehörigkeit 
ja auch allein der Statistik feste Grundlagen g’eben konnten.

g) Im Verhältnis zu Rom gelten die Städte juristisch noch prinzipiell als Bundes­
städte, wenngleich die politische Abhängigkeit von Rom immer mehr wuchs1).

3. Die Römer. Zu den Hellenes sind nun, seit die Kyrenaika römisch geworden ist, 
die Römer als das neue Herrenvolk getreten. Das Verhältnis zu den Griechen scheint um die 
Zeit der Inschrift wenigstens durchaus kein erfreuliches gewesen zu sein* 2). Ankläger und 
Zeugen so klagt die griechische Abordnung beim Kaiser — spielen zusammen, um 
die Griechen mit Kapitalprozessen zu verfolgen. Wie begründet solche Beschwerden waren, 
zeigt sich darin, daß der Kaiser, der ihnen in höchsteigener Kognition nachgegangen ist, 
ihre Berechtigung für einzelne Fälle zugibt und sich nicht scheut, das Vorkommen von 
Fehlurteilen schlimmster Art als Motiv in seine Verordnung der Einsetzung gemischter 
Gerichte aufzunehmen. Man wird allerdings solch seltenen Freimut des Kaisers aus poli­
tischen Gründen gut verstehen, liegt doch in der Motivierung zugleich die denkbar schärfste 
Kritik des bisherigen Senatsregimentes in der Provinz.

Nicht alle Griechen stehen freilich dem Römertum feindlich gegenüber. Wie auch 
sonst überall streben gar manche die römische Zivität an3 *). Daß die Verleihung dieser 
Zivität den Griechen nicht ganz aus der ehemaligen Zugehörigkeit zum früheren griechischen 
staatlichen Verbände, dem er angehört hatte, loslösen, daß insbesondere der Erwerb der 
römischen Zivität nicht dem mißbräuchlichen Zwecke dienstbar gemacht werden sollte, 
die liturgischen Verbindlichkeiten gegen den früheren griechischen Verband los zu werden, 
bestimmt Augustus in der dritten Verordnung. Denn mit der Ψωμαιότης*), der civitas 
Romana, wird man ausgezeichnet5). Eine solche Auszeichnung ist aber nicht dazu da, 
Pflichten zu beseitigen. Und selbst wenn ausdrücklich auch die Liturgienfreiheit6) zusammen 
mit dem Bürgerrecht gewährt ist (άνεισφορία όμον συν τηι πολιτήαι δέδοταε, Ζ. 59f.), gilt 
dieses Privilegium nur für jenes Vermögen, das schon erworben ist, während zukünftiger 
Erwerb nicht befreit wird.

Die hier begegnende Verleihung des römischen Bürgerrechts an lryrenäische Bürger 
gibt nun zu zwei staatsrechtlichen Beobachtungen Anlaß.

Einmal zur Frage der Kompetenz zur Verleihung des Bürgerrechts. Zur Verleihung 
der römischen Zivität ist nach republikanischem Staatsrecht7) ein Volksgesetz (lex oder 
plebiscitum) nötig. Indes wird personale Verleihung durch Singularprivilegium, welcher

fl S. unten 3.
2) Ueber die wechselnden Stimmungen zwischen Griechen und Römern, über die sozialen Gegen­

sätze vgl. V. Premerstein 440, 446 unter Hinweis auf das Buch von J. Hatzfeld, Les trafiquants Italiens 
dans l’Orient hellenique (Paris 1919) und auf andere Literatur.

3) Sie mochten aus naheliegenden Gründen bei den griechisch gebliebenen Volksgenossen nicht 
sehr beliebt gewesen sein. Vgl. v. Premerstein 440.

fl Z. 39. S. oben Stroux S. 31 f.
5) Z. 57 und 59 steht überhaupt nur ποίιτήαί. In beiden Erwähnungen (Z. 39 und 57) wird die 

Ehre der römischen civitas amtlich hervorgehoben (τετειμημένος, τετείμηνταί).
6) Ueber die weitere Bedeutung von άνειοψορία (allgemeine Steuerfreiheit) und die hier angegebene 

engere Beziehung auf Liturgien aus dem Patrimonium s. v. Premerstein 471 f. und zum Ganzen 466 ff.
7) Vgl. zum folgenden Mommsen, Röm. Staatsreeht III, 132 ff., 328; II, 890 ff., 1123.



Fall hier allem in Betracht kommt, selten unmittelbar durch Yolksgesetz erfolgt sein, vielmehr 
in der Weise, daß mittelbar ein Gesetz den Imperator ermächtigt1), das Bürgerrecht zu 
verleihen. Zunächst als militärische Auszeichnung gedacht, wird von dieser Begründung 
immer mehr abgesehen und in der Prinzipatszeit von der Einbürgerung immer reichlicher 
Gebrauch gemacht. Als Auszeichnurg ist, wie wir sahen, auch die in unserer Inschrift 
vorausgesetzte Bürgerrechtsverleihung gedacht. Daß sie durch Spezialverordnung Cäsars 
oder des Augustus erfolgte, erklärt sich auch sofort aus dem Gesagten. Wenn es aber 
heißt οΐς κατά νόμον ή δόγμα συνκλή(τον)η τώι τον πατρός μον Ιπιχρίματι ή τώι Ιμωι 
άνεωφορία δμον συν τψ πολιτήαι δέδοται (Ζ. 58-60), so erscheint hier als Grundlage 
für das Verleihungsdekret eine Ermächtigung κατά νόμον (durch Yolksgesetz) oder3) κατά 
δόγμα συγκλήτου (durch Senatsbeschluß). Daß auch der Senat eine solche Ermächtigung 
erteilen konnte, ist, soweit ich sehe, bisher nicht bekannt gewesen4). Auch von einer 
faktischen Anmaßung eines solchen Hechtes durch den Senat scheint nichts überliefert zu 
sein. Eist unser Text deutet auf eine solche Erweiterung der Senatsbefugnisse, gibt zugleich 
aber auch den Fingerzeig einer möglichen Deutung. Wenn nämlich neben der Erteilung 
des Bürgerrechts auch die Verleihung der άνειαψορία, der Befreiung von Liturgien, genannt 
ist, so erinnert das an die ebenfalls der römischen Volksgesetzgebung vorbehaltene per­
sönliche Befreiung eines römischen Bürgers von einer gesetzlichen Verpflichtung gegenüber 
dem römischen Gemeinwesen. Hier ist nun aber zuerst Anmaßung und schließlich Durch­
setzung eines solchen Befreiungsrechtes durch den römischen Senat bezeugt5). Nun han­
delt es sich in der Inschrift freilich nicht um Befreiung von der Verpflichtung eines rö­
mischen Bürgers gegenüber Rom, sondern ausdrücklich um Befreiung des mit dem römischen 
Bürgerrecht ausgezeichneten Angehörigen eines griechischen Gemeinwesens {σώμα)6) von 
seinen diesem gegenüber bestehenden Verpflichtungen. Aber wenn die Möglichkeit eines 
solchen Eingriffes, der dem griechischen „Soma“ eines seiner Glieder einfach wegnehmen 
konnte, bei den politischen Machtverhältnissen gegeben war, so können wir hier eher noch

) Nach Mommsen II, 888 müßte demnach der Verleihungsakt als kaiserliche lex data bezeichnet 
werden. Aber Mommsen selber hat den Begriff der lex data (III, 310 f.) weiter und vager gefaßt als 
drns Krüger, G-esch. d. Quellen3 16«, wahr haben und gelten lassen will. Unsere Inschrift entscheidet 
gegen jede termmologrsche scharfe Abgrenzung der Arten der kaiserlichen Erlässe untereinander Die 
Verleihung des Bürgerrechts erfolgt durch ίπίκρ,μα. Mit lex data wird man dieses Wort nicht verein- 
barlieh finden, eher aber mit dem lateinischen decretum. Mehr zur kaiserlichen Gesetzgebung als Rechts- 
quelle unten Y 2.

2) 01iverio gibt in der Transskription αννχλη f. Wenn er dazu nun aber in der Note auch noch 
ein η ergänzen möchte und in der lateinischen Uebersetzung ex lege senatusve consulto vel patris mei 
edicto meove schreibt, so ist das nach dem Ausgeführten m. E. unzulässig. Denn das hü'κρίμα des 
Imperators tritt ja nicht elektiv neben Lex und Senatusconsultum, sondern kann nur auf deren Basis
{κατα) erlassen werden. Auch Radermacher (S. 79) und v. Premerstein (S. 472 f.) folgen Oliverios Er- 
gänzung.

3J Der Text ist soweit ja ganz klar: es kann nicht etwa bloß Vorbereitung eines Gesetzes durch 
den oenat (vgl. Cic. pro B&lbo 8, 19) gemeint sein.

Ь Wohl kann vom Volke auch dem Senate eine solche Ermächtigung erteilt werden; Cic. pro 
„]с ,2Ь; ,VgL Momm9en In> 123G- h einem solchen Falle würde der Senat die Verleihung durch 

eschluß üben können. Vgl. Costa, Cicerone Giureconsulto, Parte II. II Diritto Publico (Bologna 1916), p. 17'
5) Mommsen III, 337 f.
6j S. oben S. 46 f.



als im stadtrömischen Musterfalle eine Kompetenzaneignung des Senats verstehen1). Bei 
diesem Erklärungsversuch ist von der Voraussetzung ausgegangen, daß wir es mit autonomen 

soweit dies^ römische Politik erlaubte — oder, wenn wir so sagen dürfen, doch mit 
halbautonomen") Städten zu tun haben, die zu Bom in einem Föderativverhältnis standen 
(vgl. Z. 89)3) und aus deren Bürgerschaft eben einige die Τωμαιάτης erworben hatten. 
Wenn und soweit wir reines Provinzialregiment voraussetzen dürften, wären senatorische 
Bestimmungen über Liturgien noch verständlicher4). Aber all das Gesagte ist jedenfalls 
nur Erklärungsversuch für die Liturgievorschriften, die mit der Bürgerrechtserteilung ver­
bunden sind. Daß der Senat zu dieser selbst ermächtigen kann, bleibt gegenüber dem, 
was wir bisher wußten, ein Novum.

Die zweite Beobachtung bezieht sich auf die Verleihung des römischen Bürgerrechts 
an einen πολίτης aus der kyrenäischen Provinz (Z. 56 £). Daß nicht an eine Provinzial­
bürgerschaft gedacht, werden kann, ist sicher. Einen solchen Status gab es überhaupt 
nicht. Außerdem bezieht sich nicht bloß diese dritte, sondern auch die vierte Verordnung 
ausdrücklich auf Zugehörigkeit zu einer städtischen — vielleicht auch dörfischen — Ge­
meinde. Die Frage nun, inwieweit diese schon erörterte Stadtbürgerschaft (oder auch Zu­
gehörigkeit zu sonst einem Soma) noch von Rom, wenn auch nur juristisch, für gleich- 
geoidnet mit der civitas Romana angesehen, inwieweit hingegen andererseits solcher Gemeinde- 
zugehorigkeit lediglich mehr eine untergeordnete verwaltungsrechtliche Bedeutung gegenüber 
der zur Reichsbürgerschaft gewordenen römischen Zivität beigemessen worden °ist. diese 
liage läßt sich juristisch auf die knappe Formel „Inkompatibilität oder Kompatibilität 
beider Bürgerrechte“ bringen. Politisch gesprochen bedeutet der Gegensatz föderative 
Angliederung in einem bundesstaatlichen Verhältnis oder Unterwerfung unter eine alle son­
stigen Machtverhältnisse absorbierende Zentralgewalt. Wer Sinn für römische — oder heute 
englische — Staatsweisheit hat, wird nichts anderes erwarten, als was uns die Geschichte 
des römischen Staates, d. i. seiner Umbildung aus einem Stadtstaate zu einem Territorial­
staate und Weitimperium lehrt, daß eine prinzipielle Stellungnahme, eine allgemein gütige, 
theoretisch klare Antwort nicht zu finden ist. Auch wenn wir vielmehr und namentlich 
nicht römische Quellen über diesen geheimnisvollen Umbildungsprozeß besäßen: das Ge­
samturteil würde kaum anders ausfallen. Eine stadtstaatliche Verfassung kann in konse­
quenter Durchführung des Prinzips nur eine Stadt umfassen. Sollen andere Städte zu einer 
Stadt in ein staatsrechtliches Verhältnis treten, so kann dies nur Föderation5) sein. Außerdem 
gibt es nur noch Unterwerfung, Degradation der angeschlossenen Städte zu „Dörfern“. 
Für das Bürgerrecht folgt daraus notwendig Inkompatibilität6). Cicero pro Balbo 11, 28: 
duarum civitatum civis noster esse iure civili nemo potest; 12, 30: peritus vero nostri 
moris ac iuris nemo umquam, qui hanc civitatem retinere vellet, in aliam civitatem se 
dicavit7). Aber für die Zeit des Augustus lehrt Mommsen8) bereits die umgekehrte Regel, 
ohne daß die Quellen einen Einblick dahin gestatteten, „wann und wie diese Wandlung 
und ob sie auf einmal oder sukzessiv sich vollzogen hat“. Aus diesem sukzessiven Wandlungs-

0 Vgl. auch die wenig scharf abgrenzbaren Fälle, die Mommsen III, 1210 zusammenstellt, 
ü Vgl. unten S. 68. 3) Oben S. 47. 4) S, Mommsen III, 1211 ff., verglichen mit 1235.
J) Eine solche ist Z. 76 f., 89, 91, 97 vorausgesetzt. S. oben S. 44 f., 47.
6) Mommsen III, 47 f-, 698 f. ü Mehr bei Mommsen 48h
8) III, 699. Solche Umbildungen vollziehen sich als politische Notwendigkeiten. Die Juristen 

schwanken zunächst in ihren Anschauungen. Und die Meinungen müssen ja auch auseinander gehen je 
Abh. d. philos.-philol. u. d. hist. El. XXXIV. Bd. 2. Abh. 8



prozeß erklärt sich nun die dritte augusteische Verordnung. Freilich geht es auch bei 
dieser Erklärung nicht ohne Vermutung ab. So wissen wir trotz des anerkannten Symmachie- 
prinzips nicht den Grad der Autonomie zu bestimmen, die den Poleis der Kyrenaika noch 
zukam. Je geringer nämlich das erhalten gebliebene Ausmaß von Autonomie ist, desto 
inhaltsleerer ist auch jedes städtische Bürgerrecht. Beiderseitige Vollautonomie bedingt 
Inkompatibilität. Dazwischen gibt es praktisch nicht unbrauchbare Zwischengebilde: Halb-, 
Viertel-, Achtel- und Zehntelvollautonomien. Das mannigfaltige Bild der politischen und 
juristischen Stellung der Provinzstädte zu Born ist ja bekannt und schon von Marquardt 
in seiner mosaikartigen Buntheit gezeichnet1). Mag nun zur Zeit, als Rom die Oberhoheit 
über die Kyrenaika erbte3), die Autonomie der Einzelstädte der Pentapolis noch relativ 
bedeutend gewesen sein, allmählich bröckelte ein Stück nach dem anderen ab und es ent­
stand jener so oft in der römischen Staatsrechtsgeschichte begegnende ungewisse Zustand, 
der der Begriffsjurisprudenz so unsympathisch ist, und der sie leicht zu Konstruktionen 
verleitet, von welchen sie annimmt, daß sich die Wirklichkeit in ihnen restlos einfangen lasse.

Das Symmachiesystem bedeutet Inkompatibilität. Es bedeutet, daß der zum Römer 
Gewordene nicht mehr Kyrenäer ist, daß er damit ipso iure aller ihm als Bürger eines 
hellenistischen Soma obliegenden Liturgien ledig ist, weil er ja kein Glied mehr dieses 
Körpers ist. Das ist aber nicht die Meinung unserer Verordnung. Sonst würde ja Ver­
leihung des Bürgerrechts zur Befreiung von der Liturgie genügen und es würden nicht 
nur diejenigen frei, welchen mit dem Bürgerrecht auch die άνεισφορία verliehen ist. Muß 
— so dürfen wir umgekehrt schließen — also die Lastenbefreiung besonders verliehen 
sein, so bedeutet das schon einen Rechtszustand, bei welchem bloße Bürgerrechtserteilung 
noch nicht von der früheren Poliszugehörigkeit frei macht, bei welchem also bereits der 
Kompatibilitätsgedanke zugrunde liegt. Der neuere Grundsatz ist aber doch noch keines­
wegs selbstverständlich. Der Kaiser hat es für nötig befunden, die Steuerpflicht der nicht 
ausdrücklich Befreiten besonders anzuordnen (κελεύω). Offenbar gab es also unter den zu 
römischen Bürgern Gewordenen nicht wenige, die das andere, das alte Inkompatibilitäts­
prinzip praktisch dadurch betätigen wollten, daß sie der alten Heimatgemeinde die Liturgie 
verweigerten. So gestattet unsere Inschrift einen Einblick, wie ihn Mommsen noch ent­
behren mußte. Die alte Denkform war Inkompatibilität und ipso iure gegebene Liturgie­
freiheit gegenüber der früheren Gemeinde. Jetzt sollen die Liturgien grundsätzlich erhalten 
bleiben, auch wenn ein Kyrenäer zum Römer wird. Ja selbst wenn einer mit dem römischen 
Bürgerrecht auch die Befreiung von den Liturgien erhalten hat, soll das nur das derzeit 
vorhandene, nicht auch das zukünftige Vermögen betreffen. Aber gerade die Verleihung 
der άνειοφορία ist merkwürdig genug. Roms Machtvollkommenheit könnte sich nicht besser 
zeigen als darin, daß es fremde Bürger mit seinem Bürgerrecht beschenken und zugleich
nach dem politischen Ausgangspunkte, den der eine oder andere Theoretiker einnimmt. Einen Beleg aus 
Nepos, Att. 3 bringt Mommsen III, 481 (quod nonnulli ita interpretantur amitti civitatem Romanam alia 
adscita, „weil manche Juristen meinen, daß also durch Annahme eines anderen Bürgerrechts das römische 
verloren gehe“). Cicero hatte daran noch nicht gezweifelt. Von ungleich aktuellerer Bedeutung als der 
Pall des Verlustes oder Nichtverlustes der römischen Zivität durch Erwerbung einer anderen war der 
umgekehrte Pall, daß ein anderer Bürger die Zivität der Römer erlangte. Hier aber bedeutet das sich 
durchsetzende Kompatibilitätsprinzip die Bildung einer römischen Reichsbürgerschaft über den früher 
autonomen Einzelbürgerschaften. Vgl. dazu jetzt auch v. Premerstein 470.

') Röm. Staatsverw. T, 69 ff. Bei den verfließenden Grenzen ist es schwer, auch nur allgemeine 
Kategorien festzilhalten. 2) Vgl. Marquardt, а. а. O. über die erste Römerzeit.



von den früheren Lasten befreien kann. Denn diese nunmehr von Fall zu Fall gewährte 
Liturgiebefreiung ist den früheren Heimatstädten gegenüber weitaus niederdrückender als 
das fiühere formelle Inkompatibilitätssystem. Und auch die Anordnung ganzer oder halber 
Liturgiepflicht erscheint jetzt als ein Geschenk von Roms Gnaden an die frühere Heimat­
gemeinde des Bürgers. Denn davon daß, wie es ebenfalls das Prinzip der Autonomie der 
Poleis und der daraus zu folgernden Inkompatibilität der Bürgerrechte verlangte1), das 
römische Bürgerrecht nicht wirksam werden könnte, ehe die frühere Heimatstadt ihren 
Biiigei entlassen hätte, davon verlautet gar nichts, und das ist sicher auch nicht anzu­
nehmen. Sonst hätte es ja einer solchen Hilfe gar nicht bedurft, wie sie die Verordnung 
bietet. Sonst hätte ja die kyrenäische Polis selbst Vorsorge gegen solche Ausbürgerung 
tieilen können. In der römischen Staatsrechtslehre und in der Staatsrechtspraxis war denn 
auch da manche Unsicherheit. Mommsen* 2) lehrt uns, daß die Notwendigkeit der Zustim­
mung des Staates, aus dem der Bürger durch Uebertritt in den anderen ausschied, zu 
dieser Ausbürgerung notwendig war. Aber Mommsen zeigt uns zugleich, daß zwar Rom 
den Bürger festhalten konnte, wenn er in ein anderes Staatswesen übertreten wollte, das 
mit Rom nicht im Bundesverhältnis stand, daß aber innerhalb der im römischen Bundes­
verhältnis stehenden Gemeinden3) die Frage der Zustimmungsnotwendigkeit umstritten war. 
Praktisch konnte hier natürlich die Frage nur werden, wenn einer die Angehörigkeit zu 
irgend einer Bundesstadt mit der römischen Zivität vertauschen wollte. Denn der umge­
kehrte Fall ist unpraktisch und wird selten genug vorgekommen sein, wenn man auch 
nur die politischen Vorteile der Zugehörigkeit zur civitas Romana erwägt. Und da zeigt 
uns Mommsen weiter, daß bezüglich der Zustimmung der bundesgenössischen Heimat­
gemeinden zum Uebertritt eines ihrer Bürger in die römische Zivität in der ausgehenden 
Republik gestritten wurde4). „Und es mag wohl den Bürgern derselben (sc. der bundes­
genössischen Gemeinden) das römische Bürgerrecht damals tatsächlich durch einseitigen
1 ömischen Akt verliehen worden sein; aber die entgegengesetzte Auffassung ist tatsächlich 
die korrekte. Unter dem Prinzipat findet sich von der Anwendung dieses Rechts der 
Föderierten keine Spur.“ Soweit wir also dieses Föderiertenrecht in ganzer oder halber 
Analogie noch auf die Städte der Kyrenaika an wenden können, zeigt unsere Vorschrift, 
daß die römische Zivitätsverleihung zunächst ohne Rücksicht auf die Zustimmung der Polis 
von Augustus, aber auch schon von Cäsar erfolgt ist, daß aber nachträglich Reparaturen 
der daraus erwachsenen Mißstände versucht wurden.

Aber mögen auch solche Schutzbestimmungen die geringen Reste der einstmals im 
wahren Sinne vorhandenen Autonomie griechischer Poleis erhalten und die Flucht ins
2 ömische Lager nicht allzu gemütlich und nur vorteilhaft gestalten, so scheint doch die 
Stellung des Römers in jeder Hinsicht gegenüber der des Griechen gehoben zu sein. Und 
wenn man noch die Lasten weitertragen mußte, die die griechische Vergangenheit auf- 
erjegte, so mochte das reine Römertum nur um so begehrenswerter scheinen. Wenn wir 
nun noch fragen, ob diese Fortdauer der Liturgiepflicht bloß den zum Römer Gewordenen 
selber an seine griechische Vergangenheit erinnerte und etwa sein Sohn ein in jeder Hin-

') Und wie es Rom sicher für sich in Anspruch nahin. Mommsen III, 698.
2) III, 698. 3) Vgl. Z. 76 f„ 89, 91, 97.
b Mommsen 6984 zitiert Oie. pro Balbo 8, 19: accusator . . . negat ex foederato populo qnemquam

potuisse, nisi is populus fundus factus esset, in hanc civitatem venire.



siebt von dieser Vergangenheit losgelöster Römer wurde, so werden wir, obwohl die Ver­
ordnung darüber schweigt, doch wohl eher Fortdauer der Last auch beim Erben annehmen 
müssen, der in ein so beschwertes Vermögen eintrat.

Koch einmal begegnet uns die Sonderstellung der zu Römern gewordenen Griechen: 
dort wo ihnen das Anklagerecht für getötete griechische Verwandte und Mitbürger gewahrt 
bleibt1), das sonst nur mehr den Griechen zustehen soll (Z. 33 ff.). Stroux wird unten 
(VII)2) zu dieser ganz merkwürdigen Vorschrift näher handeln. Hier mag nur auf die 
Zurücksetzung des Römers hingewiesen sein, die gerade für ihn, den Sohn des Juristen­
volks, darin liegen muhte, daß ihm mit recht durchsichtiger und wenig schmeichelhafter 
Begründung das Anklagerecht für gewisse Fälle entzogen wurde, wo der Kaiser es demon­
strativ den Griechen zugestand. Es ist ein charakteristischer Zug in unserem Bilde, das 
doch sonst den Römer als Herrscher zeigt, wenn er hier vor dem Griechen zurückstehen 
muß: aber es ist ein Zug im Bilde, der in eine Zukunft zu weisen scheint, in der der 
Römer wie der Grieche und Barbare sein wird — ein Untertane des Kaisers, der Kaiser 
aber ist über alle gleich gerecht zu herrschen bestrebt, mögen sie von Haus aus Römer 
oder Griechen sein. Wir sind damit bei einer letzten Beobachtung zum Bevölkerungs­
problem angelangt.

4. Die Untertanen. Die Bevölkerung der Provinz Kyrenaika weist nach dem 
Gesagten den Mischcharakter der Bevölkerung einer hellenistischen römischen Provinz auf: 
Einheimische, Griechen verschiedener Herkunft zum Sammelbegriff der Hellenen zusammen­
gefaßt, aber doch noch ihre partikuläre Herkunft nicht verleugnend, und anderseits mit 
Lybiern schon gemischt, Juden — wenngleich in unserer Quelle nicht genannt, so doch 
anderwärts sicher als starker Bevölkerungsbestandteil bezeugt —, Römer, auch sie mit 
römisch gewordenen Leuten durchsetzt. All diese heterogenen Bevölkerungselemente, so 
sehr sie noch miteinander im Kampfe liegen mögen, sind nun, von der Höhe der römischen 
Regierung aus besehen, doch nur bestimmt, eine einheitliche Masse von Untertanen zu 
werden: ein Grundsatz, der natürlich überall gilt und für die Kyrenaika keine Besonder­
heit bedeutet. So verstehen wir es, wenn sich der Kaiser im Publikationsedikt des Senats- 
konsults einfach „an alle“3) wendet, denen die kaiserliche Fürsorge gilt (Z. 77 f.: iva 
πΓιοιν fj γνωστόν, ών κηδόμεϋα), damit sie allen Provinzbewohnern (Z. 79 f.: πασιν τοΐς 
τάς επαρχήας κατοικονσιν) zum Bewußtsein komme. Denn Kaiser und Senat wünschen, 
daß keiner ihrer Untertanen (Z. 81 f.: μηδένα των ήμΐν ϋποτ άσσο μενών) ein Unrecht erdulde. 
So verstehen wir es endlich, wenn der Kaiser von den zum Volksrichteramt Tauglichen mit 
dem Ausdruck τοιοντοι άνθρωποι spricht (Z. 17 f.: αν γε ευπορία τοιούτων άν&ρώπων ήή. 
Und wir werden es nach diesem Belege nicht mehr nötig haben, uns über die Verwendung 
des Wortes αν&ρωποι für Untertanen im vielerörterten P. Giss. 40, 6 zu verwundern und 
nach einer besonderen Erklärung für die Wendung in dieser Konstitution eines Caracalla 
zu suchen, der von Leuten spricht, die εις τους εμονς ανθρώπους kommen. Auch das 
besitzanzeigende Fürwort (τους εμονς ανθρώπους), gesprochen aus der bewußten Macht­
fülle des Kaisers über Land und Leute, ist doch höchstens eine graduelle Steigerung gegen­
über dem των ήμΐν νποταασομένων unserer Inschrift.

0 Ob auch hier die Erben des zum Römer Gewordenen das Anklagerecht behielten, mag zweifel­
hafter sein. 2) Vgl. auch meine Bemerkungen VI zu Ende.

3) So hat auch dieser moderne Anruf sein antikes, noch dazu monarchistisches Vorbild.



Λ . Das römische Regiment in der Kyrenaika und die 
Verordnungen des Augustus.

Wir sind mit dem Gesagten auf die Erörterung des römischen Regimentes in Kyrene 
gekommen. Hier, in unserer Inschrift, tritt uns auf den ersten Blick nur der Kaiser 
Augustus als Gewalthaber entgegen. Und doch ist, wie schon oben erwähnt, die Kyre­
naika Senatsprovinz *). Als solche steht sie unter einem senatorischen Prokonsul als Statt­
halter2), während die höchste Verwaltungs- und Regierungsbehörde der Senat ist3). So 
das offizielle Staatsrecht auch der augusteischen Zeit. Aber die Stellung, die in unserer 
Inschrift Augustus einnimmt, ist doch nicht verfassungswidrig. Der Princeps nimmt nicht 
bloß, woran unser Text keinen Zweifel läßt, faktisch eine beherrschende Stellung ein, 
diese ist vielmehr auch rechtlich in der neuen Ordnung begründet. Denn dasselbe römi­
sche Staatsrecht hat für die geänderten politischen Gegebenheiten die juristische Formel 
gefunden, als dem Princeps 23 v. Chr. das dauernde prokonsularische Imperium maius 
im ganzen Reiche, also auch in den Senatsprovinzen eingeräumt wurde. So hat denn der 
Princeps „die Befugnis, den senatorischen Prokonsuln Instruktionen zu erteilen und auch 
für diese [sc. die senatorischen] Provinzen spezielle Regulative zu erlassen so wie einzelne 
Angelegenheiten nach Ermessen zu regeln“4). Diese von Mommsen vor allem auf Dio 
Cassius5) gestützte, von der folgenden gelehrten Literatur weithin angenommene Lehre 
erklärt restlos die Stellung des Kaisers in Kyrene, wie sie uns hier entgegentritt. Und 
unsere Inschrift ist sonach umgekehrt eine entschiedene Stütze dieser Lehre gegen die 
Anfechtung, die sie in neuester Zeit erfahren hat6). Dazu darf jetzt auf von Premerstein 7 *) 
verwiesen sein.

So begegnen wir denn in unserem Texte neben dem Kaiser dem römischen Senate 
(σύγκλητοςs), βουλή9), und unter dem mit Imperium maius ausgestatteten und die Situation

b Strabo 17,25 (oben S. 44 N. 2. 2) Mommsen, Staatsr. II, 244. 3) Mommsen III, 1211 ff.
4) Mommsen, Staatsr. II, 860.
5) Mommsen beruft sich besonders auf 53, 15; zum Imperium maius s. 53,23,5: εν τω υπηκόφ το 

πλεΐον των εκασταχόϋτ αρχόντων Ιοχνειν.
0) Donald McFayden hat in einem Aufsatze The princeps and the senatorial provinces, Class. 

Philol. 16 (1921), 34 ff. dagegen Stellung genommen. Vgl. jetzt für das maius Imperium und gegen 
McFayden Rice Holmes, The Architect of the Roman Empire (44—27 В. C.) (Oxford 1928), 265/7.

7) S. 435; 462f. und N. 3; 482 mit weiterer Literatur.
β) Z. 12: αχρι αν ή σννκλητος βουλενοηται; Ζ. 58: δόγμα σννκλή(τον) ■ u. ö. in der fünften Verordnung.
э) Z. 88: ανενεγβήναι . . . προς την βουλήν; Ζ. 89 f. εδοξε τήι βονλήι. Zu diesen Gesamtbezeichnungen 

und zur Bezeichnung der Senatoren und ihrer Gruppen (Z. 110 f.: έκ των Άλλων συνκλητικών ή οΐς ίπ.; 
τής οννκλήτον γνώμην άποφαίνεσΰαι ίξεστιν; ferner der Ränge των {,παπκών und των στρατηγιών in 
Ζ. 107—109; ferner zum Senatsausschuß, der den Antrag vorbereitet, steht jetzt alles Wissenswerte schon 
bei V. Premerstein 479 ff.



. beherrschenden Princeps dem Statthalter1). Konfliktsmöglichkeiten konnten sich aus der 
Konkurrenz zwischen Kaiser und Senat ergehen2), Reibungsflächen konnten vor allem aus 
drei Funktionen des kaiserlichen Imperiums erwachsen, aus der regierenden und verwal­
tenden Tätigkeit des Kaisers, aus seiner Gesetzgebung und seinem Gericht. In unserer 
Inschrift verlautet begreiflicherweise davon nichts. Das Hervortreten des Princeps erscheint 
als Selbstverständlichkeit, aber er übt seine Macht diskret unter Anerkennung des Senates 
und unter Schonung auch des statthalterlichen Ansehens.

Gelegentlich dämmert auch noch eine ferne Erinnerung an des römischen Volkes 
Herrlichkeit und wird seine nunmehr vor den neuen Gewalten abdankende Gesetzgebung 
erwähnt. Aber auch diese Erinnerung erhält sich nur, wenn des Kaisers Imperium sich 
auf sie zu berufen für gut findet; so wenn wie schon Caesar nun auch Augustus Zivität 
κατα νομον (Z. 58) verleihen3), oder wenn es einmal beliebt, von den Symmachoi τοϋ 
δήμου τον 'Ρωμαίων zu sprechen (Z. 76£; 89). In wieweit im Senatsbeschluß der fünften 
Verordnung römische leges als „zeitgenössische Vorlagen“ dienten, hat von Premerstein 
sorgfältig erwogen4).

So entspricht es dem Stand der Dinge, wenn wir von der kaiserlichen Gewalt den 
Ausgang nehmen. Daß dabei aber die Funktionen des kaiserlichen Imperiums selbst nicht 
scharf untereinander abgegrenzt werden können, daß die Grenzen dieser Funktionen ver­
schwimmen, beruht nicht auf unklaren Vorstellungen, sondern bekanntlich gerade auf der 
klaren Vorstellung von der Einheitlichkeit jedes, nicht bloß des kaiserlichen Imperiums, 
das seinem Wesen nach unbeschränkte Vollgewalt5) ist und Beschränkungen nur kennt, 
soweit solche aus besonderem Anlaß von außen kommen. Wenn wir also die drei Funk­
tionen Regierung, Gesetzgebung, Gericht — nicht ohne Hinblick auf bekannte moderne 
Verfassungsideen — besonders hervorheben und der folgenden Betrachtung richtunggebend 
zu Grunde legen, so mag auch für unseren Text noch einmal der bloß deskriptive und 
exemplifizierende Charakter dieser Disposition hervorgehoben sein. Die Urkunde wirkt 
auf den Leser wie ein Musterbeispiel für die ursprüngliche und im Kaisertum wieder ge­
wonnene Einheitlichkeit des römischen Imperiums.

1. Die kaiserliche Regierung. Die staatsrechtliche Stellung des Augustus äußert 
sich zunächst in der von ihm geführten Titulatur6). Wir finden sie an der Spitze jeder 
der fünf Verordnungen, am vollsten steht sie zu Beginn der ersten Z. 1 f.: Αϋτοκράτωρ 
Καΐσαρ Σεβαστός άρχιερενς δημαρχικής εξουσίας έπτακαιδ άκατον αϋτοκράτωρ τεαεραακαι- 
δέκατον, also Imperator Caesar Augustus pontifex maximus tribunicia potestate septimum 
decimum imperator quartum decimum. In den weiteren Fällen vermissen wir den Schluß­
passus, die Titelreihe enthält nicht mehr das wiederholte αϋτοκράτωρ mit der Iterations- 
ziffer (Z. 40£; 55f.; 62f.; 72 f.;). In der fünften Verordnung, die zwei Jahre nach den 
anderen datiert ist, bekleidet der Kaiser zum neunzehntenmal den Tribunat. Hier fügt

b Z. 14 sind die Statthalter bezeichnet als ol την Κρητικήν και Κυρηναϊκήν επαρχήαν κα&έξοντες; 
Ζ. 33 heißt der Statthalter <5 οτρατηγός; Ζ. 37 steht: öooi Κρήτης και Κυρήνης στρατηγήσουσιν; Ζ. 65: ος 
αν τήν επαρχήαν δι ακατέχη. Auch dazu jetzt alles Wissenswerte bei v. Prem erstein 439.

2) Mommsen, Staatsr. II, 860; 1061; 1072.
ή Oben S. 55 f. 4) Zusammenstellung 524 ff.
5) Mommsen, Staatsr. II, 840 ff.
6) Mommsen, Staatsr, II, 763 ff.



er auch dem αρχιερενς noch ein μέγιστος1) pleonastisch hinzu, das schon im άρχι- gele­
gene maximus der römischen Titulatur unterstreichend.

Am vollsten ist, wie gesagt, die Titulatur in der ersten Verordnung. Da finden wir im 
doppelten Vorkommen des Wortes αντοκράτωρ zunächst bestätigt, was seinerzeit Mommsen 
ausgeführt hat: das voranstehende Αντοκράτωρ ist Bestandteil des Eigennamens des Augustus 
geworden* 2). Das wiederholte, hier, wie schon die Iterationsziffer und die Stellung erst 
nach dem Tribunatsjahr zeigen, rein titular gebrauchte αντοκράτωρ ΐεσερασκαιδέκατον 
bedeutet „Imperator das vierzehntemal“ und bezieht sich auf einen unter den kaiserlichen 
Auspizien erfochtenen Sieg, nicht aber noch auf den Prokonsulat, der erst seit Traian 
titular wird3).

Anders als in der von Mommsen für den ersten Princeps erschlossenen Regel4) 
steht in diesem offiziellen Dokument die tribunizische Gewalt nicht erst hinter, sondern 
л 01 dem Imperatoientitel. Ihr alleiniges Vorkommen unter den übernommenen republika­
nischen Ämtern und Ehren in den vier anderen Kaisertiteln, während da der Imperatoren­
titel fehlt, deutet auf die wohlverstandene Bedeutung der tribunizischen Gewalt, die „als 
die höchste mit dem Prinzipat notwendig verknüpfte bürgerliche Magistratur namentlich 
in formaler Beziehung der rechte und volle Ausdruck der Herrschergewalt geworden und 
geblieben“ ist5).

Das Datum unserer kaiserlichen Verordnungen läßt sich aus den eponymen Angaben 
für die erste bis vierte aufs Jahr 7—6 v. Chr. unserer Zeitrechnung, für die letzte Ver­
ordnung aufs Jahr 4 v. Ohr. bestimmen. Irgendwelchen besonderen eigenen Beitrag zur 
Chronologie liefern unsere Datierungen, soweit ich sehen bann, nicht.

Von Einzeläußerungen des kaiserlichen Imperiums, die uns in der Inschrift begegnen, 
haben wir bereits der Verleihung des römischen Bürgerrechts, sowie der Ordnung der 
Liturgiepflicht gedacht, wovon die dritte Verordung handelt. Eine besonders wichtige 
Funktion des kaiserlichen Regiments erfahren wir sodann aus dem Beginn der Inschrift, 
dem Berichte über den Empfang der Gesandtschaft durch den Kaiser. Senat und Statt­
halter scheinen ganz ausgeschaltet, sind jedenfalls nicht erwähnt. Und doch hätte die

4 Magie, De Rom. im·, voc. 64; v. Premerstein 479.
-) Staatsr. II, 768 f. Vgl. Liebenam, Fasti Consulares (1909), p. 10 L mit weiterer Literatur.
3) Mommsen 781 f. 847. Über die Siege des Augustus in diesem Jahre vgl. Oliverio p. 36. Das 

Hauptgewicht der kaiserlichen Gewalt ruht im Imperium, das seinem Ursprung nach immer militärisch 
bleibt, wenn es auch unter den Friedenskaisern sich als Zivilgewalt auswirkt. Es ist das Imperium eben 
die im kriegerischen Oberbefehl am ursprünglichsten und allezeit am deutlichsten in Erscheinung tretende 
Vollgewalt. Die staatsrechtliche Einkleidung des Imperiums in die prokonsularische Form ist gegenüber 
dem Wesen des Imperiums nur Gewand. Darin hat Gardthausen, Augustus und seine Zeit (1891) II 
288 ff. Recht.

4) Staatsr. II, 783. Übrigens deutet Mommsen selbst 783 f. die Schwankungen an. Vgl. Liebenam, 
Fasti Consulares 102 f.

fl Mommsen 873. Es ist jetzt interessant, die Kaisertitelfolge im Brief des Claudius, London 1912 
(ed. Bell: Jews and Christians in Egypt, 1924) 14f. zu vergleichen: Τιβεριος Κλανδιος Καΐσαρ Σεβαστός 
Ι'ερμανικύς Αντοκράτωρ αρχιερενς μέγειατος δημαρχικής εξουσίας ύπατος αποδεδειγμένος. Beim Tribunat 
fehlt hier die Ziffer. Da er ja ein für allemal und dauern 1 ist, ist das begreiflich, aber so war es ander­
seits schon für Augustus rechtens und nur für die Datierung war die Ziffer von Bedeutung.



Gesandtschaft aus der Senatsprovinz ja an den Senat gehen müssen1). Ganz wie selbstverständ­
lich geht sie aber an den Kaiser, der sie empfängt, ihre Beschwerden über ungerechte 
Urteile gegen Griechen anhört, selbst Einzelheiten untersucht und dann — da er tatsäch­
lich Rechtsbeugungen übelster Art feststellen mußte — vorläufig durch Einsetzung ge­
mischter Gerichte Abhilfe zu schaffen unternimmt2). Im römischen Staatsrecht3) gab es da 
eine Frage, ob und inwieweit der Statthalter der Senatsprovinz solchen ihm gewiß nicht 
immer genehmen, wenn nicht gar direkt gegen ihn gerichteten Botschaften und Petitionen 
gegenüber einschreiten konnte, ob seine Erlaubnis einzuholen war, ob er sie verbieten 
konnte. Es braucht nicht ausgeführt zu werden, wie sehr gerade das Zugeständnis des 
freien Weges zum Senat die statthalterliche Stellung erschüttern mußte. Nicht anderes 
galt natürlich, wenn anstelle des Senates der Kaiser trat. Indeß auch hier muß man nur 
die politische Seite betrachten, um sofort zu wissen, daß es dem kleinen Statthalter von 
Kreta und Kyrene gar nicht beifallen konnte, eine Gesandtschaft an den Kaiser zu ver­
eiteln. Juristisch wirkt sich auch hier das Imperium maius aus4).

Aber darum ist der Senat als Regierungs-, Gesetzgebungs- und Gerichtsorgan des 
Reiches auch für die Provinz nicht tot oder ausgeschaltet. Der Kaiser nennt ihn mit 
Achtung, wenn er seine erste Anordnung nur provisorisch5) erläßt, und erklärt, daß sie 
nur gelten solle, bis der Senat über die Sache beschließe oder bis der Kaiser selber eine 
bessere andere Regelung der Sache finde (Z. 12 f.: αχρι αν ή σννκλητος βονλεύοηται περί 
τούτον ή εγώ αυτός αμεινον εν ρω τι)6). Das ist juristisch korrektes Staatsrecht des 
Prinzipats. Der Senat geht im senatorischen Provinzialregiment vor: ein Senatsbeschluß 
hebt die provisorische kaiserliche Verordnung auf. Politisch freilich haben die Macht­
verhältnisse ein anderes Gesicht. Der Senat wird ohne den Willen des Princeps keine 
Änderung treffen7), der Princeps aber braucht keinen Senat, wenn ihm etwa selber später 
etwas besseres einfällt. Er kann dann einfach wieder eine Verordnung erlassen.

Im Publikationsedikt zum Senatusconsultum spricht der Kaiser von der Fürsorge, 
die er und der Senat für alle Untertanen haben, damit keinem ein Unrecht geschehe 
(Z. 77—82). Aber gerade hier beim Senatskonsult steht der Kaiser vor dem Senat (Z. 81 :

J) Mommsen, Staatsr. III, 1214 f. Etwas anderes ist das vom Senat auf den Kaiser übergegangene 
Vorrecht, die Gesandten anderer selbständiger Staaten im internationalen Verkehr zu empfangen. 
Mommsen II, 957. Aber freilich mag auch das bei den politisch immer fließenden Grenzen zwischen 
völkerrechtlicher Selbständigkeit und Föderativ Verhältnis (hier wieder Bundesstaats- oder Staatenbundes­
verhältnis) auf jenes innerstaatliche Gesandtschaftsrecht eingewirkt haben.

2) Vgl. unten 2 und 3.
3) Mommsen III, 1212 ff. ä) Vgl. Mommsen II, 860.
5) Das „Provisorium“ ist freilich ein solches, wie es zum ganzen Prinzip paßt: die Verordnungen, 

wohl zunächst bloß im Aushang auf der Holztafel eines Albums verkündet, sind hier in Stein gegraben. 
Steininschriften deuten aber praktisch nicht auf bloß provisorische, sondern auf dauernde Geltung.

6) Stroux erinnert mich dazu an Cass. Dio 65, 4, 1 (zum Jahre 9 v. C.): ταντά τε οϋν και ταλλα (α) 
τόνε кνομο&έτηοεν, ες τε το οννέδριον εν λενκώ μαοι γεγραμμένα προέ&ηκε πριν χρηματίσαι τι περί αυτών, καί 
τοΐς βονλευταις επέτρεψεν, όπως αν τι μη άρέοτ] αντονς η καί ετερόν τι βέλτιον σνμβονλενσαι δννηΰ'ώσιν. ειπωαιν.

') Obzwar der Kaiser princeps senatus ist (vgl. Mommsen II, 894 ff.), konnte der Senat formell­
juristisch anders beschließen, als es der Kaiser wollte. Wie wenig aber diese Unabhängigkeit politisch 
in Erscheinung trat, ist bekannt. Daß es selbst an kaiserlichen Bestrebungen, den Senat aus der Stellung 
eines willfährigen Jasagers herauszuheben, nicht fehlte, wird an Hand der oratio des Claudius in BGH 
611 demnächst Stronx deutlich vor Augen stellen.



εγώ τε και ή οννκλητος), während in der ersten Verordnung der Kaiser die bescheidenere 
zweite Stelle einnimmt (Z. 12 f.). Ich möchte solche Äußerlichkeit für nicht ganz gleich- 
giltig halten. Aber ich wage sie doch nicht als sicheren Beweis für die politische Macht­
steigerung des Prinzipats in seinem Verhältnis zum Senat zu buchen, die in den Jahren 
zwischen der ersten und fünften Verordnung (7/6 und 4 v. C.) eingetreten sein konnte.

Im selben Senatskonsult spricht der Senat selbst vom Kaiser als vom ήγεμών ήμέτερος 
(Z. 86 f.), was gewiß mit Recht Oliverio1) nicht mit princeps senatus wiedergegeben hat, 
sondern allgemein mit princeps noster* 2). Sein Einfluß auf die Entstehung des Senats- 
konsults wird noch kurz zu erwähnen sein, wenn wir die gesetzgebenden Faktoren des 
Provinzialrechts überblicken (2.)3).

Noch sei gegenüber augenscheinlichen Schwächungen des Senatseinflusses auf den 
einen Punkt zurück verwiesen, wo wir aus der Inschrift auf eine bisher nicht bekannte 
Senatsbefugnis schließen durften, auf die auch in Kyrene wirksam gewordene Ermäch­
tigung des Cäsar und des Augustus, Bürgerrechtsverleihungen nebst persönlichen Lasten­
befreiungen zu gewähren4).

Was sich juristisch zur Stellung des Statthalters unter dem Kaiser sagen läßt, haben 
wir oben5) Mommsen entnommen. In unserer Inschrift lernen wir nur die gerichtlichen 
Funktionen kennen. Sie werden bei der Behandlung der Gerichtsbarkeit in der Provinz 
(unten 3.) mit zur Sprache kommen. Die statthalterliche Unterordnung unter den Kaiser 
konnten wir aus dem Erscheinen der Gesandtschaft am kaiserlichen Hof erschließen; nach 
dem ganzen Zusammenhang ist der Statthalter um Gestattung dieses direkten Appells an 
den Kaiser nicht gefragt worden. Auch das hängt freilich gleicherweise, wie mit der 
Überordnung des Kaisers in Regierungsangelegenheiten, so mit der kaiserlich allgemeinen 
Gerichtshoheit zusammen. Wir werden die nicht leichte politische Stellung eines Statt­
halters aus dem der zweiten Verordnung zugrunde liegenden Fall entnehmen, wo Aus­
übung der Koerzitionsgewalt mit der Ausübung der Gerichtsbarkeit zusammenfließt. Wir 
werden auch sehen, daß Augustus es versteht, einen Übergriff aus Übereifer zu verzeihen 
und den Statthalter zu decken. Wir dürfen in gleicher Richtung auf die vornehme Art 
verweisen, in der der Kaiser den Statthaltern seinen Willen zu wissen tut, wo er ihnen 
die Neuordnung der Volksrichterlisten aufträgt: δοκοϋαί μοι καλώς καί προαηκόντως ποιή- 
αειν οΐ την Κρητικήν και Κυρηναϊκήν επαρχήαν καθ-έξοντες προτι&έντες etc. (Ζ. 13f.). Auch 
in der vierten Verordnung begegnet derselbe Ton: Der Kaiser befiehlt6) dem Statthalter 
nicht, sondern spricht nur seine Wohlmeinung aus (Z. 67: cΈλληνας κριτάς δίδοσ&αι άρέσκει

!) ρ. 26; 55.
2) Über ήγεμών — princeps s. Mommsen II, 774 f. Magie, De Romanorum iuris publici sacrique 

vocabulis solemnibus in Graecum sermonem conversis (1905) 63; vgl. auch Bell, Jews and Christians 
p. 22 n. 3. v. Premerstein macht den griechischen Übersetzer dafür verantwortlich, den princeps senatus 
hier in den princeps civium verwandelt zu haben.

3) Die vielerörterte Frage der juristischen Wertung des Prinzipats im Widerstreit von Republik 
und Monarchie wird auch durch unsere Inschrift kaum gefördert. Richtig hat den Übergang m. E. 
der Rechtshistoriker Sehönbauer charakterisiert. Sav. Z. 47, 261 ff. Vgl. jetzt auch die Bemerkungen 
v. Premersteins 480.

4) Vgl. oben S. 56 f. 5) S. 62.
6) Sein κελεύω spricht der Kaiser den römisch gewordenen Griechen aus, die sich der Liturgie 

entwinden möchten (Z. 58). Vgl. Stroux oben S. 28.
Abb. d. philos.-philol. u. d. hist. Kl. XXXIV. Bd. 2. Abh. 9



und Z. 70: οϋκ άρέοκεΐ). Auch in solchen anscheinenden Kleinigkeiten zeigt sich der 
ganze Zug der augusteischen Verfassungsneuerung.

2. Die kaiserliche Gesetzgebung. Wir haben fünf in sich abgeschlossene, von­
einander unabhängige selbständige Verordnungen des Kaisers Augustus vor uns, die sieb 
abgesehen von dem schon besprochenen Fall der Liturgiepflicht der naturalisierten Kyre- 
näer mit gerichtsorganisatorischen und prozeßrechtlichen Fragen beschäftigen (unten 3.).

Hier sollen einige formale Beobachtungen zur Rechtsquellenlehre vorangeschickt sein, 
da die Inschrift für einige recht umstrittene Fragen von Bedeutung ist, wenngleich sie 
sie nicht endgiltig beantwortet.

Ihrer Form nach erscheinen alle fünf Verordnungen als Edikte. Das formale 
Kennzeichen des Edikts ist1) das immer wiederkehrende einleitende Αντοκράτωρ λέγει 
(Z. 3; 41; 56; 63; 73). Es ist das Imperator dicit der lateinischen Kanzleisprache1 2), wie 
es uns füi Edikte von Magistraten3) und Kaisern4 5) in beiden Sprachen auch sonst häufig 
begegnet. Über die Herkunft dieser λέγει-Formel hat sich eine Debatte entsponnen. Für 
das Vorkommen der Formel weist Dittenberger Parallelen aus der orientalischen Kanzlei­
sprache nach6); ob diese Formel aber darum Vorbild der römischen geworden, wie der­
selbe Gelehrte6) annimmt, ist doch weder sicher, noch auch wahrscheinlich. Wilcken7) 
hat demgegenüber vielmehr „die Edikte, in deren Präskript der Römername des Kaisers 
oder seines Statthalters mit diesem eigenartigen, altertümlichen dicit verbunden war, das 
auf die ursprünglich mündliche Verkündigung hinweist“, als „etwas Urrömisches“ ange­
sprochen, das für die gräkoägyptische Welt als „absolut Fremdes“ wirken mußte. Das 
Ganze klingt in der Tat durchaus lateinisch und erinnert ja auch an das pvaetor ait in 
den Ediktskommentaren der römischen Juristen8). Die von Dittenberger angeführten

1) Außer der Publikation durch öffentlichen Anschlag (Mommsen, Ges. Sehr. IV, 298), bezeich­
nender Weise hier in der auf Dauer berechneten Form der Inschrift. Vgl. unten S. 70. Vermutlich 
ist für die Zwischenzeit, ehe die Inschrift fertig war, auch gewöhnliche Publikation auf dem Album 
erfolgt. Steinpublikation für Edikte von dauernder Bedeutung kommt auch sonst vor. Vgl. Bruns, Fontes 
Nr. 74 oder auch das Ed. des Ti. Julius Alexander, Dittenberger, Or. Gr. Inscr. II Nr. 669. Zur Dauer 
kaiserlicher Edikte später unten im Text. Zum Folgenden Stroux oben S. 18 ff.

2) Vgl. Mommsen, Ges. Sehr. IV, 297 f.1, wo eine Reihe von Belegen steht.
3) Schon Mommsen, a. a. 0. zitiert das Edikt des ägyptischen Statthalters Ti. Julius Alexander 

(Dittenberger, Or. Gr. Inscr. II Nr. 669 Z. 3: T. ’L Ά. λέγει). Vgl. weiter bei Dittenberger, Sylloge II3 
Nr, 867 (c. 160 η. 0.) Z. 2: ανθύπατος λέγει- Nr. 880 (202 n. C.) Z. 12 f.: αντιστράτηγος λέγει; Nr. 904 (4. Jhd.) 
Z. 1 und Nr. 905 (359 n. C.) Z. 1 f., beidemale vom Prokonsul, άν&νζτατος λέγει. Für Ägypten jetzt das 
Publikationsedikt zur Lpistula des Kaisers Claudius an die Alexandriner im rasch berühmt gewordenen 
P. Lond. 1912 (vgl. o. Stroux S. 21), Z. 1, wo der Statthalter L. Aemilius Rectus λέγει, während der Kaiser- 
zu den Bürgern die Briefform verwendet (Z. 16: χαίρειν).

4) Lateinische und griechische Beispiele bei Mommsen, a. a. 0.
5) Formula τάδε λέγει solennis est in regum et satraparum orientalium rescriptis et mandatis, Syll. I3 

Nr. 22 (zu einer Epistula Darei aus der Zeit nach 494) p. 21 n. 4.
6) Or. Gr. Inscr. I zu Nr. 424, einer Inschrift, wo Agrippa I. (oder II.) „l-έγει“; dazu eben n. 2 die 

Annahme, daß nicht Agrippa morem Romanum imitatus sit, sed vice versa Romani hic ut multis aliis 
in rebus institutisque exemplum regum orientis secuti sunt.

7) Sav. Z. 42, 132.
8) Vgl. übrigens auch ait lex in Dig. 9, 2, 21. Sprachlich vgl. Stroux S. 19 f.A



Parallelen aus der orientalischen Kanzleisprache haben übrigens die typische Formel τάδε 
λέγει. Dies sowie das ώδε λέγει ist etwas auch formelhaft anderes als das bloße dicit1).

Wir müssen leider feststellen, daß das λέγει der einzig sichere durchwegs feststehende 
quellenterminologische Ausdruck in unserer Inschrift ist. Jedenfalls fehlt noch der charak­
teristische Ausdruck für das römische Edikt, das Wort διάταγμα* 2 3). Dagegen bezeichnet 
der Kaiser seine ersten vier Verordnungen als sein πρόγραμμα (Z. 79), indem er ver­
kündet : πέμπειν εις τάς επαρχήας διέγνων καί τώι ίμώι προγράμματι ϋποτάοαειν (Ζ. 78 f.). 
Das ist gewiß ganz allgemein gehalten und könnte nicht bloß für die Kyrenaika, sondern 
für die Eparchien insgesamt als gleichlautende Einführung zur Publikation des Senats­
beschlusses verwendet werden, wo immer der Kaiser schon vorher ein Programma ver­
kündet hat. Aber in Anwendung auf die einzelne Provinz kann das Programma, dem 
diese neue Anordnung anzuschließen ist, doch nur eben das Programma dieser Provinz, 
also hier von Kyrene, sein. Dann aber kann es nicht wohl anders als auf die vor­
stehenden Anordnungen bezogen werden, wofür auch die wörtliche Auslegung des νπο- 
τάσσειν spricht. Man wird nicht ohne Schwierigkeit etwa an ein anderes Programma 
denken wollen, das nicht so sichtbarlich über der fünften Verordnung stünde3). Es ist 
aus der Lichtdrucktafel auch ersichtlich, daß die fünfte Verordnung mit dem Senats­
beschluß, die ja zeitlich zwei Jahre jünger ist als das andere, äußerlich von den vier Ver­
ordnungen abgehoben ist, auch die Schrift ist im Anfang wenigstens, wo diese Abhebung 
vielleicht bewußt hervorgehoben werden sollte, breiträumiger. Während die zweite, dritte 
und vierte Verordnung sich unmittelbar in kontinuierlicher Folge aneinanderschließen 
und mitten in der Zeile beginnen (Z. 40; 55; 62), ist der Schluß der vierten Verordnung 
vom Steinmetz, da er für eine Vollzeile zu wenig Stoff hatte, in einer vorne und hinten 
mit einem Spatium ausgezeichneten Zeile untergebracht. Er hatte also offenbar zunächst 
nur den Auftrag, die ersten vier Verordnungen kontinuierlich anzubringen. So stand der 
Stein einige Zeit; dann erst wird neu begonnen und die fünfte Verordnung angesetzt4 *). 
Gegen gleichzeitige Anfertigung des Ganzen spricht gewiß auch die Bedeutung, die den 
ersten vier Verordnungen zukommt; man wird sie nicht zwei Jahre ohne Steinausfertigung 
gelassen haben. Namentlich aber spricht für unsere Auffassung der Tenor der zweiten 
Verordnung, die während Schwebens des abgesonderten Verfahrens gegen den dritten 
Angeklagten (Z. 51 55) erlassen und in diesem Zustand, vielleicht eilig, um die Gemüter
zu beruhigen, veröffentlicht worden sein wird.

Wenn Oliverio6) zu πρόγραμμα auf Wilckens6) Erklärung der ptolemäischen προ­
γράμματα als „Verordnungen, die ohne einleitendes Präsbript, vielfach im lapidaren Poli­
zeistil, an Beamte mit dem Befehl, sie zu publizieren, übersandt wurden“, hinweist, so

J) Mit der Ablehnung der Annahme dieses formellen Einflusses soll natürlich nicht irgendwie zur 
viel wichtigeren und allgemeineren Frage nach einem eventuellen Einfluß hellenistischer Vorbilder auf 
die Entwickelung römischer Kaiserkonstitutionen Stellung genommen sein. Vgl. Wenger, Arch. Papy- 
rusf. 2, 50; Partsch, ebd. 6, 44; Wilcken, а. а. O. 132 h

2) P. M. Meyer, P. Giss. 40, S. 26 II1. Wilcken, a. a. 0. 128 f. Zum Folgenden Stroux S. 25.
3) Sachlich würde auch das ebenso verständlich sein, sprachlich ist die im Text gegebene Inter­

pretation m. E. die naheliegendste.
4) Alb. Rehm hält es nach der Tafel für möglich, daß die fünfte Verordnung von anderer Hand

eingemeißelt sei.
6) p. 54 r. 79. 6) Sav. Z. 42, 131.



kann die ptolemäische Terminologie, wie Wilcken selbst zeigt1), nicht ohne weiteres für 
die Kaiserzeit in Anspruch genommen werden. Zwar würde die Publikation allein noch 
nicht das ptolemäische πρόγραμμα charakterisieren — hietür ist εκίλεμα das bezeichnende 
Wort —, aber gerade dieses Moment wird aus der Begriffsbestimmung der ptolemäischen 
Zeit am ehesten in die kaiserliche mit herübergenommen worden sein, so daß wir zwar 
nicht sagen düifen, nur das πρόγραμμα wird veröffentlicht, wohl aber sagen dürfen, jedes 
πρόγραμμα wird veröffentlicht. Im Worte liegt der Gedanke der öffentlichen Bekannt­
machung2) ausgesprochen. Es ist dann das griechische Korrelat zum lateinischen edicfum, 
das ja auch auf Veröffentlichung abgestellt ist3). Aber es ist bezeichnend, daß der Grieche 
zur Veröffentlichung an „Schreiben“, der Börner an „Sprechen“ denkt. Und es scheint 
mir das in diesem Zusammenhänge ein neuer Beweis für Wilckens Deutung des λέγει unserer 
Edikte. Zum πρόγραμμα paßte kein λέγειν, sondern ein γράφειν.

Bezüglich der Veröffentlichung, um das hier gleich anzuschließen, besteht nun ein 
wesentlicher Unterschied zwischen den ersten vier und der fünften Verordnung. Für das 
magistratische und kaiserliche Edikt ist die Veröffentlichung durch Spruch — wie die
römische Terminologie zeigt, und noch zur Zeit des Schriftsystems in Erinnerung' behält _
oder durch Schrift selbstverständlich und begrifflich notwendig. Das schriftlich bekannt 
gemachte Edikt muß öffentlich ausgestellt sein, palam, unde de plano recte legi possit4). 
Anders der Senatsbeschluß. Er wird rechtswirksam mit Einzeichnung des erfolgten Be­
schlusses in das biefür bestimmte Buch5). Die Mitteilung des Senatsbeschlusses hat nur 
deklaratorische Bedeutung. Publikationen finden nicht regelmäßig, sondern nur nach 
besonderer Anordnung statt6). In solchen Fällen wird die Äußerlichkeit der Publikation 
internationaler Urkunden7) gewahrt. In unserem Falle verkündet der Kaiser der Provinz 
den — schon rechtskräftig gewordenen — Senatsbeschluß. Beispiele solcher Verkündigung
sind — von den internationalrechtlichen Senatsbeschlüssen natürlich abgesehen _ gar
nicht so häufig8). Am nächsten liegt die Publikation des Senatusconsultum de Bacchana- 
übus, wo in der in agro Teurano gefundenen Bronzetafel auch nicht die vom Senat aus­
gehende Publikation selbst vorliegt, sondern ein den Inhalt des Senatsbeschlusses auszugs­
weise wiedergebender Brief an die Lokalbehörden zur Publikation9) und zur Darnacli- 
achtung der Bevölkerung. Nun mag die formelle Jurisprudenz in alter und neuer Zeit 
allerdings zum Schlüsse nötigen, daß das Senatskonsult für das ganze aus der Stadt zum 
Reich gewordene Bom auch ohne Publikation in allen Provinzen gelte: das Edikt unserer 
Inschrift kann doch praktisch nicht anders gedeutet werden, als daß erst durch diese 
Publikation das neue liecht in den Provinzen zur Geltung kam.

Noch schwieriger als πρόγραμμα ist das Wort έπίκριμα terminologisch scharf zu 
umgrenzen. Der Kaiser verwendet es zweimal: Z. 59 für das eine Einzelentscheidung, ein 
Privilegium, betreffende Dekret des Cäsar oder des Augustus selbst, womit Bürgerrecht 
und Lastenfreiheit verliehen wird; Z. 69 aber mit Bezug auf das Edikt über national­
griechische Gerichte. Das Wort έπίκριμα ist auch sonst selten. Im P. Teb. 286, 4, einem

’) A· a- O. 129. 2) Vgl. Preisigke, Fachwörter s. v. mit Literatur; Wörterbuch s. v.
3) Mommsen, Staatsr. I, 205 f.
4J Djg. 14, 3, 11, 3. 5) Mommsen III, 1012f. 6) Mommsen III, 1014 f.
7) Mommsen I, 255 f. Seither Täubler, Imperium Romanum I (1913), 318 f. 371.
8) Mommsen III, 1014 f.6. Vgl. zur Sache jetzt v. Premerstein 482 f. 9) Vgp Täubler 243 f.



Prozeßbericht aus hadrianischer Zeit, kann damit m. E. ein Edikt1) aus dem Besitzrecht 
gemeint sein, auf das Hadrian in seinem Reskript* 2) sich bezieht. Sonst findet sich in 
ägyptischen Rechtsquellen das Wort noch im Edikt des Tiberius Julius Alexander (o. S. 66 
U. 1), wo der Präfekt von der Aufrechterhaltung früherer Befreiungen von Lasten spricht 
und diese Entscheidungen seiner Vorgänger als επικρίματa bezeichnet3). Hier kommt das 
Wort wohl am nächsten der sachlichen Bedeutung des επίκριμα in der dritten Verordnung 
des Augustus. Im sog. Senatus consultum de Aphrodisiensibus4 *) ist επίκριμα ein Dekret 
dei Triumvirn, das eine cäsarische Entscheidung zu Gunsten einer karischen Stadt bestätigt, 
woiin dieser vielerlei Tempelprivilegien bewilligt wurden; da gewinnt das Wort sogar 
einen völkerrechtlichen Anstrich. Ein weiterer Beleg bei Stroux o. S. 25.

Wenn wir so επίκριμα bald auf Edikt, bald auf Dekret im Sinne unserer Schul­
tradition deuten müssen, so brauchen wir uns ob der nicht präzisen Haltung der grie­
chischen Sprache um so weniger zu wundern, als auch das römische decretum, das doch 
auch sprachlich am ehesten gleichzusetzen ist, schon vorlängst in einer entsprechenden 
Doppelbedeutung, einer engeren für kaiserlichen Urteilsspruch und einer weiteren für über­
haupt jeden Beschluß des Kaisers, aufgezeigt worden ist6).

Nach der uns heute geläufigen Einteilung unterscheiden wir in den kaiserlichen Kon­
stitutionen inhaltlich6) Edikte an die Bevölkerung, Mandate an Beamte7), Dekrete8) und 
Reskripte in Prozessen. Sind von unseren fünf Verordnungen nun alle trotz der λέγει-Form 
auch inhaltlich als Edikte anzusprechen? Man wird die zweite Verordnung gleich aus- 
scheiden. Sie ist Entscheidung in einem Strafverfahren und fällt damit unter die Gruppe 
der gerichtlichen Erlässe, der Dekrete i. e. S. Darüber alsbald (unter 3). In der dritten 
Anordnung, der über die Liturgiepflicht, richtet sich der kaiserliche Befehl (κελεύω, Z. 58) 
ediktal direkt an die Liturgiepflichtigen. Die fünfte Verordnung enthält ediktale \rerlaut- 
barung eines Senatsbeschlusses. Es bleiben die erste und dritte Verordnung noch zu be­
stimmen. Am deutlichsten spricht der Kaiser in der ersten Verordnung, aber auch das an 
den jeweiligen Inhaber der Eparchie (Z. 65: ος αν την έπαρχήαν διακατέχη) gerichtete άρέακει 
weist in dieselbe Richtung (Z. 67; 70). Z. 13 hörten wir den Kaiser zum jeweiligen Statt­
halter sagen, er würde „recht und angemessen9) handeln“, wenn er die gemischten Gerichts­
höfe bildete. Das ist doch der typische Inhalt eines Mandates. Freilich eines generellen 
Mandates an die wechselnden Statthalter von Kyrene, nicht an den gerade amtierenden 
Mann. Dürfen wir aber — und mir scheint doch alle Berechtigung hiezu vorzuliegen — 
dieses Mandat in Ediktsform für publiziert halten, so beantwortet die Inschrift im be-

') So übersetzen auch die Engländer.
2) Die Bedeutung von απόκριμα hier im Sinn von Reskript möchte ich mit der Mehrzahl der 

Bearbeiter dieses nicht leichten Textes annehmen. So zuletzt auch Arthur Stein, Untersuch, z. Gesch. 
u. Verwalt. Ägyptens (1916), 205. Wilcken, Hermes 55 (1920), 331 (ex p. 32) will unter dem απόκριμα 
hier eine Sentenz verstehen. Aber damit wäre die Sache doch erledigt gewesen.

3) z. 28: επεί ovv καί Βάλβιλλος καί Οϋηατεΐνος тайга απέλυσαν, αμφοτέρων των έπαρχων έπικρίματα 
φυλάσσω.

4) Dittenherger, Or. Gr. Inscr. II, 453—455; Bruns. Fontes Nr. 43.
s) Wlassak, Kritische Studien zur Theorie der Rechtsquellen (1881), S. 135 mit Berufung auf Guyet.
6) Ich folge etwa Kipps bewährter Gesch. d. Quellen d. röm. Rechts4 (1919) 68ff.
7) Vgl. über ihre umstrittene Einreihbarkeit in die Konstitutionen Wlassak 137ff.
8) Über die weitere Bedeutung s. o. 9) Radermacher; v. Prem erstein. Sachlich ebenso Stroux.



jahenden Sinne eine andere alte Frage1): die öffentliche Kundmachung von Mandaten, ge­
wiß nicht von allen, aber von rechtsbildenden und das Publikum darum in seiner Haltung 
beeinflussenden Mandaten wäre durch ein klassisches Beispiel belegt.

Wir rühren damit aber an noch tiefer gehende Fragen. Es ist, seit Mommsen über 
„die Verfügungen des Princeps^) gehandelt, und Wlassak in den Kritischen Studien die 
Frage nach allen Richtungen hin überprüft hat, noch immer keine einheitliche Stellung­
nahme der Literatur zu zwei Punkten zu erkennen: nämlich zur juristischen Natur des 
aus den kaiserlichen Konstitutionen stammenden Rechtes und zur Geltungsdauer desselben3) 
Für die erste theoretisch interessantere Frage ergibt die Kyrene-Inschrift nichts Unmittel­
bares. Aber wenn der Kaiser seine erste Verordnung für so lange Zeit als in Geltung 
stehend verkündet, bis der Senat oder er selber etwas anderes verfüge, so lägt sich diese 
Redewendung ungezwungen nicht anders als mit der Vorstellung einstweilen dauernder, 
jedenfalls nicht auf die Regierungszeit des Kaisers von rechtswegen beschränkter und mit 
seinem Tode erlöschender Geltungsdauer erklären4). Nach der staatsrechtlichen Auffassung 
des Prinzipats als einer mit formeller Republik noch — juristisch — verträglichen Staats- 
torm konnten gewiß die kaiserlichen Konstitutionen nur insoferne sie im Gewände der 
authentischen Interpretation auftraten5), dauerndes neues ziviles Recht schaffen, während 
sie sonst nur mit dem Magistrate — und sei dies auch der Kaiser selber — verschwin­
dendes Ediktairecht (ius honorarium) hervorzubringen vermochten6). Indes die klassischen 
Juristen lehrten anders7). Am schärfsten bekanntlich Gai. 1, 5: Constitutio principis est, 
quod Imperator decreto vel edicto vel epistula constituit nec umquam dubitatum est, quin 
id legis vicem optineat, cum ipse imperator per legem Imperium accipiat. Ohne auf die 
Begründung dieser Behauptung mit der lex de imperio einzugehen, wird man sagen müssen, 
dah ein noch von genaueren Überlegungen nicht befangener erster Blick auf unsere In­
schrift eher für als gegen Gaius sprechen möchte. Schon zu Augustus Zeiten gelten diese 
m Stein verewigten kaiserlichen Edikte doch nicht bloß auf Lebenszeit des Augustus oder 
etwa höchstens dann darüber hinaus, wenn der Nachfolger sie neuerlich edizierend be­
stätigte oder doch stillschweigend in Kraft beließ — also weiter anwendete —, sondern 
diese Edikte galten eben, bis ein neues Recht vom Kaiser oder vom Senate kam. Daß der 
Kaiser sein eigenes Edikt jederzeit aufheben kann6) und nicht etwa seine Amtsdauer lang 
daran gebunden war, wird sicher allgemein richtig angenommen, bedeutet aber ja auch 
eine nicht unwichtige Änderung gegenüber dem Ediktairecht und der Bindung der republi­
kanischen Magistrate an ihr eigenes Edikt durch das kornelische Plebiszit vom J. 67 v. C.

2 Je1· Wlassak 138 W η Staatsr. II, 905 ff. ») Sehr gut auch hier .Tors, Rom. R. 10 f.
) Auch für die dritte und vierte Verordnung ergibt sich wie von selbst die Dauergeltung. Für die 

lunlte ist es aber natürlich, daß ein vom Kaiser zur Kenntnisnahme veröffentlichtes Senatskonsult durch 
1 1686 ecl4ktaje Einkleidung nichts von seiner unabhängigen Geltungskraft einbüßen kann, wie immer 
man auch die Geltungsdauer der kaiserlichen Konstitutionen sonst beurteilen mag. Hier würde auch 

urucknahme des Edikts durch den Edizenten selber gewiß juristisch unzulässig sein; vgl. Mommsen II 1124 
) Mommsen ΙΓ, 911 ff. Wlassak 151; 164; 181.

b) Vgl. Mommsen II, 1124 „Edikte . . . treten auch wahrscheinlich mit seinem Tode von Rechts 
wegen außer Kraft . Vgl. Wlassak 151. 172.
u ■(■ nT| ^er Ver8uch Ereüers, diese Stellen für interpoliert zu erklären, Sav. Z. 41, 262 ff., hat wenig 
Beitall gefunden. Ablehnend Jörs, Röm. R. ID; Kühler, Gesch. d. röm. Rechts (1925), 253.

V Vgl. Mommsen II, 914; 1124; Wlassak 151



3. Das kaiserliche Gericht und die Provinzialgerichte. Die Inschrift bestätigt 
nur Bekanntes, wenn sie uns den Kaiser bereits als höchsten Richter im römischen Reiche 
voifühlt. Einzelheiten veimögen nur das große Gesamtbild unserer Vorstellung zu beleben. 
über Einzelheiten mögen Zweifel bestehen, das Gesamtbild ändert sich darum nicht.

Ob da gleich in der ersten Verordnung mit den Worten in Z. 10—12: κάγώ δε αυτός 
έγνωκα (cognovi)1) αναίτιους τινας ταη τρόπτρ τούτορ καταβεβαρημένους και ες την έοχάτην 
ήγμένους τιμορίαν nur die Feststellung dieses Tatbestandes ausgesprochen sein sollte, oder 
ob auch diesen Rechtsmißbrauch strafende Erkenntnisse gemeint sind, ist nicht ersichtlich. 
Solche wären jedenfalls möglich. Die Strafprozesse würden sich wegen Mißbrauch der 
Justiz und des Zeugnisses* 2) gegen die in den οννωμοσίαι3 *) — verbotenen Eidbünden — 
verschworenen falschen Ankläger und Zeugen*) gerichtet haben. Dürfte man hier vor 
dem Kaiser verhandelte Strafprozesse annehmen, so wäre das ein willkommener weiterer 
Beleg für die langsam und mehr ausnahmsweise einsetzende eigene Strafgerichtsbarkeit 
des Princeps5). Ein sicheres Beispiel für solch kaiserliches Eingreifen in Strafsachen bietet 
aber jedenfalls der Tatbestand, welcher der zweiten augusteischen Verordnung' zugrunde 
liegt. Ob man dabei nun annimmt, daß gegen den Statthalter Publius Sextus Sceva 
selbst ein eigentliches Strafverfahren eingeleitet war6), mag dahinstehen. Der Spruch des 
Kaisers, daß die Handlungsweise des Statthalters keinen Tadel verdiene, läßt keinen 
bestimmten Schluß auf den juristischen Charakter des vorangegangenen Verfahrens zu. 
Es ist ebensogut möglich, daß der Kaiser etwa im Laufe des Verfahrens gegen die gefesselt 
nach Rom gebrachten Bürger seinen den Statthalter exkusierenden und dessen Verhalten 
rechtfertigenden Ausspruch getan habe. Und der Wortlaut, dessen sich der Kaiser bedient7),

7) Auch Oliverio übersetzt: „et eg о ipse cognoverim“; Radermacher übersetzt: „und (da) ich auch
persönlich zur Gewißheit gekommen bin“; v. Premerstein: „und ich selbst konnte feststellen“.

3) Mommsen, Röm. Strafr. 634 f.
3) Mommsen, Strafr. 875 ff. Vgl. zu diesen αννωμοαίαι factiones eingehend v. Premerstein 440 ff., 

der gut besonders auch auf die griechischen politischen Organisationen hinweist, deren eine Aufgabe 
es auch war, sich in Prozessen durch Anklage und Zeugnis gegenseitig zu unterstützen. Darüber George 
Miller Calhoun, Athenian Clubs in Politics and Litigation (Bulletin of the University of Texas, Austin 
1913) Ch. III, p. 40 ss. Stroux oben S. 25.

*) Übrigens deutet der Text darauf hin, daß es sich nicht allein um verbrecherisches Zusammen­
spielen von Anklägern und Zeugen (Z. 9 f. κατηγορονντων και μαρτνρούντων) handelt, sondern daß auch 
die κριταί nicht reine Hände hatten, denn das läßt sich m. E. indirekt erschließen aus der Art, wie die 
κριταί in Z. 7 genannt sind. Danach sind auch die κριταί zu den Kreisen gehörig, aus denen heraus die 
geheimbündlerische Zusammenarbeit zwischen Anklägern und Zeugen erwachsen ist.

s) Die Entstehung dieser Jurisdiktion ist nicht an ein bestimmtes Datum zu knüpfen. Sie ergibt 
sich von selbst aus dem Imperium, wo keine hindernde gesetzliche Schranke da ist. Die Fälle sind 
selten und darum unser Beleg wertvoll. Mommsen verweist für Augustus auf zwei von Sueton, Aug. 33 
berichtete Fälle. Vgl. Mommsen, Staatsr. II, 959 ff.; 9592; 964*; Strafr. 260 ff. Auch v. Premerstein 462 f. 
schließt sich Mommsens Auffassung an und verteidigt dieselbe gegen eine entgegenstehende These von 
Mc Fayden, The vise of the Princeps’ jurisdiction, Washington, Univers. Stud. Hum. Ser. X (1923), 231 ff. 
Ich konnte jetzt diese Arbeit nicht einsehen.

6) Es müßte wegen Mißbrauchs der Justiz gegen römische Bürger durch Fesselung und Freiheits­
beraubung, formell also wegen Vergewaltigung (Mommsen,' Strafr. 634) eingeleitet worden sein. — Über 
mutmaßliche Personalien des Statthalters und der Angeklagten s. v. Prem erstein 458 ff.

7) Zunächst negativ, Tadel ablehnend: Φ&όνος ψόγος τε είναι . . . ονκ οφείλει (Ζ. 41 f.), dann positiv' 
belobend τοντο γάρ εποίησεν Σέξοτιος καϋηκόντως και επιμελώς (Ζ. 47 f.).



mag als — wenn auch nicht unbedingt sicherer — Beleg für diese Auffassung gelten. 
Immerhin, daß auch der senatorische Statthalter kaiserlicher Koörzition und Judikation 
unterstand, wird nicht bezweifelt werden. Mag also unser Fall nicht als sicheres Bei­
spiel der kaiserlichen Gerichtsbarkeitsübung gegen den Statthalter selber gelten dürfen, 
gegen die drei nach Rom geschickten Inkulpaten ist das Verfahren im kaiserlichen Hof­
gericht jedenfalls durchgeführt worden1) und hat mit völligem Freispruch zweier von 
ihnen geendet, während der dritte noch bis zur Erledigung eines abgezweigten Einzel­
verfahrens in seiner Freiheit beschränkt bleibt2).

Ь Es handelt sich liier sicherlich um ein erstinstanzliches Verfahren vor dem Kaisero-ericht nicht 
nm ein Berufungsverfahren. Denn in einem Kapital prozeß, der doch wohl voriiegt (s. nächste Änm.) 
kann der Statthalter gar nicht ein Todesurteil gegen römische Bürger fällen, es sei denn, daß er das 
ms gladn hatte. Emen Fall von Schwertrecht hier anzunehmen, liegt aber kein Anlaß vor Ob nun der 
Statthalter von sich ans den Prozeß nach Rom ans kaiserliche Gericht zur Entscheidung abgab oder ob 
etwa die drei Bürger die Herstellung durch Provokation an das kaiserliche Gericht erzwangen, ersehen 
wir nicht unmittelbar, doch scheint das letztere recht wahrscheinlich (vgl. die folg. Änm. am Schluß) 
Jedenfalls war die Fesselung eine arge Kompetenzüberschreitung, wenngleich der Kaiser dem übereifrigen 
Beamten den Fehler nachsah und sein Verhalten deckte. Der ganze Fall, insbesondere ungerechte Fesse­
lung, Überstell ung ans Kaisergericht, auch die dort eintretende mildere Haft gegen den noch nicht o-leich 
endgiltig frei gesprochenen dritten Angeklagten erinnert vielfach lebhaft an den in der Apostelgeschichte 
erzählten Prozeß gegen den Apostel Paulus. Act. Ap. besonders 22, 25-29; 25, 6-12. 27 (statthalter- 
ücher Bericht nach Rom); 26,29. 32. Vgl. zum ganzen Verfahren Mommsen, Strafr. 242 ff · zu den 
Rechtsverhältnissen des Apostels Paulus Mommsen, Ges. Sehr. 111, 443 ff.; mit weiteren papyroUisehen 

eziehungen Taubenschlag, Bull, de l'Acadämie des Sciences et des Lettres Cracovie 1919/20 55 ff.
Vgl. die folgende Anm. Nach v. Premerstein, der das Verfahren, insbesondere Verschickung nach Rom 
r esselung und παραφύλα*,] (custodia) eingehend bespricht, ist das der ältest bekannte Fall einer Ver’ 
Schickung römischer Bürger nach Rom ans kaiserliche Gericht. Auch v. Premerstein sieht natürlich die 
Parallelen zum Rechtsfalle des Apostels und erinnert an die Verschickung christlicher Römer an Traian 
(Plin. ep. ad Trai. 96, 4). J

-) Viel schwieriger als die leidlich klargestellten Prozeßformalien dieses Kaisergerichts ist es den 
materiellen Straftatbestand zu erschließen, wobei zunächst wohl anzunehmen ist, daß auch ge°-en den 
Statthalter eine Anklage oder Beschwerde von den Angeklagten bezw. ihren Angehörigen erhoben ge­
wesen sein wird, die der Kaiser eben in der schon erwähnten für den Beamten wohlwollenden Welse 
erledigt. Der Vorwurf gegen den Statthalter konnte sich nun nur auf Mißbrauch seiner Amtsgewalt
beziehen, mag diese mm hier zunächst als Kocrzition oder sofort als Vorbereitung des kaiserlichen Ge
nchts zu bezeichnen sein (vgl. Mommsen, Strafr. 634; 663; auch 235; 238). Aber was haben die drei
gefesselt nach Rom Geschickten getan? Oder wessen sind sie beschuldigt worden, da sich ja in der
Hauptsache ihre Unschuld im Kaisergericht herausstellte? Sie waren irgendwie in ein Gerede über das 
gefährliche Thema „kaiserliches und Staatswohl“ verstrickt, hatten aber im Kaisergericht naehweisen 
können, daß - ich folge hier der m. E. sehr einleuchtenden Erklärung von Stroux, oben S 36 f - nur 
böswillige Verleumdung ihnen irgendwelchen Anteil an der Sache angedichtet hatte. Der Statthalter 
hatte also offenbar Verleumdern geglaubt und erst im Kaisergericht hatte sich die Unschuld der Römer 
herausgestellt. Um was für einen juristischen Tatbestand kann es sich bei diesem Vorwurfe nun er­
handelt haben? Man denkt natürlich sofort an das Staatsverbrechen (perduellio, crimen maiestatis im- 
minutae; Mommsen, Strafr. 537 ff), und auch Oliverio p. 46 s. und Ebrards Übersetzung nehmen das ohne 
weiteres an. Das Staatsverbrechen ist in alter (Tac. Ann. 3, 38: addito maiestatis crimine quod tum 
ommum accusationum supplementum erat) und neuer Zeit als das Delikt gekennzeichnet, das in seiner 
Unbestimmtheit recht eigentlich dazu bestimmt zu sein scheint „jedem denkbaren politischen Vorwurf 
die Form einer Stvafklage zu geben“, ein Delikt, das „durch seine juristische Grenzenlosigkeit“ recht 
eigentlich dem Mißbrauch der Anklage Tür und Tor öffnet (Mommsen, Strafr. 542). Von den vielen über­
lieferten Einzeltatbeständen, die Mommsen 516-587 systematisch anzuordnen sucht, scheint hier am



Tritt so in diesem Falle nur das neue kaiserliche Gericht in den Vordergrund, so ist 
nicht zu bezweifeln, daß Sceva als Statthalter einer Senatsprovinz auch dem Senate unter­
stand. Der Senat konnte dem Statthalter Lob und Tadel für seine Amtsführung aussprechen, 
genau so wie es der Kaiser hier tat, der Senat konnte „abmahnend und verbietend ein- 
schreiten“-1); dem Statthalter konnte der к о nsul arisch-sena torische Strafprozeß2) 
gemacht werden. Mochte praktisch auch die kaiserliche Gerichtsbarkeit dort überwiegen, wo 
sie mit der konsularisch-senatorischen in Konkurrenz trat3), so war doch diese letztere darum 
keineswegs gegenstandslos. Das beweist die fünfte Verordnung des Senatsbeschlusses mit 
der dort vorgesehenen Spezialordnung für Repetundensachen vor einem Senatsgericht*).

In der Provinz selbst ist die höchste Gerichtsbehörde natürlich der Statthalter5), 
feein Einschreiten im I alle der Stlakkier haben wir schon besprochen, wenngleich wir 
dabei offen lassen mußten, wie weit dasselbe noch der Koerzition, wie weit schon der Juris­
diktion zuzurechnen war. Wir sahen da auch die Beschränkung der statthalterlichen Straf­
justiz gegenüber dem römischen Bürger. Die Inschrift gibt uns aber auch interessante 
Aufschlüsse zur Straf- und Zivilgerichtsbarkeit über Griechen, also Nichtbürger. Da auch 
hier die sonstige Überlieferung recht dürftig ist, sind diese neuen Nachrichten besonders 
willkommen. Sie finden im nächsten Abschnitte ihre Besprechung.

ehesten der Fall der Ermittelung zukünftiger Dinge übers Kaiserhaus anwendbar (a. a. 0. S. 584); Paul. 
Sent. 5, 29, 3 ist die 1 odesstrafe dem angedroht, qui de salute principia vel summa rei publieae Wahr­
sager konsultiert (Mommsen, a. a. 0. 584 f.*, wo weitere Quellenbelege); v. Premerstein, der dieser Deutung 
zuneigt, erinnert treffend an die auffallenden Anklänge an die Paulusstelle in Z. 45 der Inschrift: προς 
την έμην σωτηρίαν και τα δημόσια πράγματα. Auch ich hatte an die Eventualität der verbotenen Divi- 
nation gedacht, und Rehins Konjektur, sowie die Ausführungen von Stroux würden dazu gut passen. 
Aber ganz befriedigend aufgeklärt ist die Sache nicht, und so möchte ich doch noch eine andere 
erwogene Erklärungsmöglichkeit nicht unterdrücken. Stroux beobachtete die auch bei Mommsen, soweit 
ich sehe, nicht behandelte Stelle Dig. 48, 19, 6 pr., wo Ulpian 1. 9 de officio proconsulis von merkwür­
digen Fällen berichtet, in welchen ein Verurteilter, um die Hinrichtung hinauszuschieben, dicat se habere 
quod principi referat salutis ipsiua causa. Die Statthalter verhielten sich in solchen Fällen verschieden, 
der Jurist gibt dann auch seine eigene Ansicht über die rechtliche Behandlung bekannt. Das könnte 
in der Tat mutatis mutandis: in unserer Inschrift hätten nicht schon Verurteilte eine solche Behaup­
tung aufgestellt, sondern es wäre eine derartige Behauptung Anlaß des Strafverfahrens — der Sach­
verhalt der Anschuldigung gewesen sein, den die Inschrift voraussetzt. Freilich wäre es dann, um einen 
vernünftigen Sinn herauszubekommen, nötig, mit Stroux am Ende von Z. 45 ein μή zu ergänzen. Die 
Leute hätten also dem Statthalter die Antwort verweigert und damit das Provinzialgericht abgelehnt. 
Wir dürften dann — neuerlich an den Prozeß gegen den Apostel erinnernd — annehmen, daß sie vor 
den Kaiser gestellt zu werden verlangt hätten, um sich dort zu rechtfertigen, was ihnen ja auch gelang. 
Die Worte επειδή — — bis εφαααν (Z. 44—46) stammten aus dem statthalterlichen Bericht, der die 
Gefangenen nach Rom begleitete — (vgl. Act. Ap. 25, 27). Der ausgeschiedene Fall am Schluß betrifft 
natürlich iniuria gegen den Kaiser.

1) Mommsen, Staatsr. III, 1213. 2) Zu diesem Verfahren Mommsen, Strafr. 251 ff.
-) Mommsen 255 nimmt auch die Möglichkeit einer Provokation an den Senat in Strafsachen an. 

Aber die Parallele, auf die er hinweist (Staatsr. II, lOß1), betrifft die Appellation in Zivilsachen.
4) Zu dieser fünften Verordnung wird zunächst immer auf den eingehenden Kommentar v. Premer- 

steins (S. 478—531) zurückzugreifen sein. S. ferner Stroux unten VII.
5) Mommsen, Strafr. 229 ff. 238 ff. (Prinzipat).

Abh. d. philos.-philol. u. d. hist. Kl. XXXIV. Bd. 2. Abh. 10



VI. Die griechischen Gerichte im Allgemeinen.1)
Unsere Kenntnisse von Gericht und Prozeß in den Provinzen sind bekanntlich recht 

dürftig. Nur für Ägypten sind die Quellen ergiebig, aber Ägypten kennt nach allem, 
was wir aus den Papyri ersehen können, keine Volksgerichte, sondern nur die kaiserliche 
Вeamtenjudikations) mit iudices dati, mag gleich auf deren Ernennung den Parteien gelegent­
licher Einfluß eingeräumt worden sein2 3). Der in Ägypten geltende Privatprozeßwar seit 
dei Einverleibung des Landes ins römische Weltreich, soweit wir Zeugnisse besitzen, der 
Kognitionsprozeß, d. h. die herkömmlich als cognitio extraordinaria bezeichnete Ver­
fahrensart4 *). Von einer privaten vertragsrechtlichen Vereinbarung der Parteien, „per con- 
cepta verba“, einem von ihnen erwählten Schiedsrichter den Spruch zu überlassen, wobei 
der Gerichtsherr nur diesen Schiedsrichter zur Fällung eines staatlich anerkannten Urteils 
autorisiert und den etwa Unwilligen zur Übernahme des Amtes veranlaßt — von alledem 
ist in den Papyii nichts zu bemerken. Aber auch von einer Verwendung anderer als 
Beamtenrichter im Strafprozeß ist in keinem Papyrus die Rede. Und während wir für 
das privatrechtliche Verfahren aus einigen Senatsprovinzen Zeugnisse über Verwendung 
von nichtbeamteten Richtern besitzen6), ist für die Verwendung von „Geschworenen“ im 
Strafprozeß außerhalb der hauptstädtischen Quaestionen nirgends ein Zeugnis gefunden 
worden6). Hier nun bringen die erste und vierte Verordnung unserer Inschrift über­
raschende neue Mitteilungen.

1. Zivilprozeßrecht. Es muß vorweg bemerkt sein, daß der römische Zivilprozeß­
historiker auf die nächstliegendste Frage nach dem Vorkommen des römischen Formular­
verfahrens in der Kyrenaika keine Antwort erhält. Das Wesen des Formularprozesses7), 
des „ordo iudiciorum privatorum“, wie die Neueren sagen, beruht bekanntlich auf der Ver­
knüpfung von zwei an sich gedanklich trennbaren Momenten: auf der Verwendung der 
concepta verba (Formel) als vereinbartem Prozeßprogramm unter den Parteien und auf

3) Die wichtigsten, eine besondere Untersuchung verlangenden Einzelprohleme der kyrenäischen 
(Terichtsorganisation hat Stroux im nächsten Abschnitte, der mir schon vor Niederschrift dieses Ab­
schnittes bekannt war, erörtert. Wenngleich ich bemüht war, Wiederholungen zu vermeiden, so war 
dies um des Zusammenhanges der Darlegungen wegen doch nicht durchwegs möglich, und einigemale war 
eine Wiederholung durch verschiedene Fragestellung und Zielrichtung unserer Untersuchungen geboten.

2) Wlassak, Zum römischen Provinzialprozeß (1919), 4 ff.
3) Wenger, Actio iudicati (1901), 130 f. Anm.

. Wlas3ak, a. a. 0. 6, erwägt die Möglichkeit eines echten Formularverfahrens „vielleicht zwischen 
römischen Bürgern“.

2 Smlien’ Asla’ Bithymen. Quellen und Literatur stellt jetzt v. Premerstein zusammen: 442. 474,
6) S. jetzt v. Premerstein 442. 444.
7) Ich meine den echten, noch nicht „verstaatlichten“, also „denaturierten“ Zivilprozeß. Die Ent-

Wickelung schildert Wlassak, Provinzialproz.



der Betreuung eines von den Parteien erwählten und von ihnen nach magistratischer 
Zuweisung eingesetzten nichtbeamteten Spruchrichters (des „Geschworenen“)1).

Unsere Verordnungen behandeln nun überhaupt nicht Prozesse römischer Parteien. 
Es fragt sich, ob wir aus den Bestimmungen für Privatrechtshändel der Griechen unter­
einander Rückschlüsse ziehen dürfen, wie es mit Prozessen von Römern mit Römern und 
von Römern mit Griechen stand. Ganz offen bleibt dabei noch die Frage nach den Pro­
zessen mit jüdischen2) oder lybischen Parteien. Denn die naheliegendste Vermutung, daß 
derartige Privatrechtsstreite eben in diesen nationalen Gruppen nach ihren eigenen Rechten 
und zwar nach eigenen materiellen und prozessualen Normen entschieden worden seien3), 
diese Vermutung findet in den für die kyrenäischen Hellenes in unserer Verordnung 
gegebenen Vorschriften keine Unterstützung. Damit soll zwar nicht die Geltung solcher 
” Autonomie für die Nationen und nationalpolltischen Gebilde der Kyrenaika bestritten 
werden. Aber jedenfalls ist von autonomen, d. h. also von der Gerichtshoheit des römischen 
Statthalters ganz unberührten griechischen Gerichten nicht die Rede. Freilich scheint mir 
da in der Literatur eine prinzipielle Frage nicht scharf genug gestellt, vielleicht darum, 
weil eine scharfe Antwort von den Quellen nicht erwartet werden kann, die Frage nach 
dem Wesen dieser autonomen Gerichtsbarkeit, die für griechische — um nur den wich­
tigsten Anwendungsfall zu erörtern — Stadtgemeinden seit ihrer Einordnung ins Römerreich 
noch verschiedentlich bezeugt ist*). Eine einheitliche Beantwortung dieser Frage ist nun 
eben deshalb nicht möglich, weil die bunte Gestaltung der staatsrechtlichen Beziehungen 
der Städte und anderen politisch früher selbständigen Gebilde sie nicht zuläßt. Nach der 
ideengeschichtlich gegebenen in der gräko-italischen Stadtstaatsverfassung verwirklichten 
staatsrechtlichen Denkform ist Recht und Gericht, sowie überhaupt jede Staatseinrichtung 
nur für den Bürger bestimmt, es kann also ein autonomes — oder wenn wir im partiku- 
laristischen Sprachgebrauch entsprechend damaliger Denkform uns ausdrücken wollen, ein 
nationales, ein bürgerliches, ein ziviles — Gericht nur für Bürger desselben Gemeinwesens 
geben. Alles, was darüber hinausreicht, jedes Gericht zwischen Bürgern verschiedener 
Gemeinden ist bereits nicht mehr nationaler, sondern internationaler Art. Die Autonomie 
muß, soweit solcher internationaler Rechtsverkehr notwendig wird, ersetzt werden durch 
völkerrechtliche Vereinbarung.

*) Über die Mitwirkung des Gerichtsherrn bei Formelzulassung und Richterzuweisung (dare actionem 
[iudicium] und dare iudicem) habe ich meine von der Wlassaks etwas abweichende Auffassung in der 
Abh. Praetor und Formel (1926) 33 ff.; 69 ff'.; 59*; 772 niedergelegt.

2) Für die Juden vgl. Mittels, Reichsrecht 94 unter Berufung auf Mommsen, [jetzt] Jurist. Sehr. III, 417. 
Vgl. Partseh, Schriftformel 81; 83 f. Für die Zeit nach der Zerstörung Jerusalems gehen die Ansichten 
über die Rechtsstellung der Juden und insbesondere auch über ihre eigene Gerichtsbarkeit auseinander. 
Lit. bei Wenger, Instit. d. röm. Zivilproz. 3312.

s) Vgl. für die untertänigen Sikuler Oie. in Verr. II, 2, 37, 90: ut cives inter sese legibus suis 
agerent; zur ausführlicheren Stelle ΙΓ, 2, 13, 32 unten. Oder für Kilikien Cic. ad Att. 6, 1, 15: illud, in 
quo sibi Iibertatem censent Graeci datam, ut Graeci inter se disceptent suis legibus . . . Graeci vero 
exsultant, quod peregrinis iudicibus utuntur. Nugatoribus quidem, inquies. Quid refert? Tarnen se 
αυτονομίαν adeptos putant. Cic. ad Att. 6, 2, 4: omnes, suis legibus et iudiciis usae, αυτονομίαν adeptae, 
revixerunt. Dazu Wlassak, Rom. Prozeßges. II (1891), 127 ff. Mitteis, a. a. 0. 91 ff.

*) Am reichhaltigsten die Behandlung der diesbezüglichen Quellen und Literatur bei Mitteis, 
Reichsr. 91—94.



Es ist schon früher ausgeführt worden und ist durchaus keine neue, wohl aber eine 
nicht immer hinreichend berücksichtigte Wahrheit, daß die Überwindung des Personalitäts­
prinzips in der Rechtsordnung und die Ersetzung desselben durch das Territorialitäts- 
prinzip eine Auswirkung der Überwindung des Stadtstaatsgedankens durch die Idee des 
Flächenstaates ist, und daß diese Neugestaltung der Dinge erst der hellenistischen und 
römischen Staatsgeschichte Vorbehalten blieb, während das Griechentum — nachdem es 
alte territorialstaatliche Zusammenhänge eingebüßt hatte1) — in der partikularistischen 
Kleinstaaterei stecken blieb und an ihr zugrunde ging. Auf Recht und Gericht bezogen 
bedeutet der Gegensatz von Stadtstaats- und Territorialstaatsidee, daß erst der helleni­
stische und römische Staat ein staatliches Gericht zu schaffen vermochten, das sich über 
ein städtisch-beschränktes Gericht erheben konnte.

Die in ihrer Auswirkung nur immer von neuem Bewunderung erweckende Synthese 
der Stadtstaats- mit der Reichsidee, wie sie in vollkommener Form zu schaffen römischer 
Staatskunst Vorbehalten blieb, zeigt sich im Gerichtswesen in der Gegenüberstellung der 
„iudicia Iegitima“ und der anderen iudicia, von welchen es heißt „imperio continentur“2). 
Vom stadtstaatlichen Verfassungsstandpunkt aus ist gewiß auch das Gericht der Rom 
aiigegliederten autonomen Stadt noch iudicium Iegitimum, soferne das Verhältnis zu Rom 
bundesrechtlicher und nicht untertäniger Natur ist. Das politische Geschick der Römer 
hat nun die Umgestaltung der Bundesgenossenschaft in ein Untertänigkeitsverhältnis meister­
haft zu verschleiern verstanden, ganz ähnlich wie der Übergang von der republikanischen 
zur monarchischen Staatsform sich unter verschleiernden Formeln3) vollzieht, die heute 
noch, wie mir scheint, zum aussichtslosen Versuche verleiten, für den Prinzipat eine scharfe 
juristische Konstruktion zu finden. Das mag wiederum4) dem Anhänger einer reinen 
Begriffsjurisprudenz mißfallen, ja das mag - - nach unseren vom römischen Privatrecht 
hergeholten Vorstellungen — für das römische Recht unwahrscheinlich klingen, aber wer 
m das römische Staatsrecht einzudringen versucht, wird zugeben, daß hier viel weniger 
juristische Konstruktion zu finden ist als man dies fürs römische Privatrecht gemeinhin 
annimmt5), daß wir im römischen Staatsrecht nicht selten in ein gewolltes Halbdunkel 
uns versetzt fühlen, ja daß in entscheidenden Zeiten gerade in diesem Halbdunkel die 
Staatskunst der Römer sich auswirkt. Und man kann sich manchmal des Eindrucks schwer 
erwehren, als ob die Römer ihr Staatsrecht weniger juristisch scharf präzisiert hätten, als 
selbst ein Mommsen es darstellt.

') Vgl. Wilcken, Griech. Geseh.3 (1926) 18; 33; 36 u. ö.
а) Gai. -I, 103 ff. Dazu Wlassak, Röm. Prozeßges. I. II.; hier bes. II, 126 ff.
3) Zu lhnen rechne ich auch die Verwendung von „auctoritas“ im Tatenbericht dea Augustus. 

Zu der von mir, Praetor und Formel 105 ff. angegebenen Literatur seither Schönbauer, Sav. Z. 47,П264£. ■ 
290 ff. Rmh. Schmidt, Gedenkschrift für Ludwig Mitteig (1926), 170; vor allem die kommentierte Aus­
gabe des Monumeutum Antiochenum durch William Mitchell Ramsay und Anton v. Premerstein (Klio, 
Beih. 19, 1927). Hatte man doch das griechische αξίωμα des Monumentum Ancyranum herkömmlich’
lommsen folgend, mit dignitas identifiziert, obwohl auch schon Franz u. a. auctoritas vorgeschlagen batten’

4) V gl. oben S. 68.
б) Wurde man freilich alles, was nachgeborene römische Juristen, nicht zum mindesten deutsche 

unsten bis in die neueste Zeit in der konstruktiven Jurisprudenz geleistet haben, einmal wegdenken
und nicht aufs Konto der römischen Juristen setzen, wie dies leicht unbewußt geschieht, so würde auch 
das Konto römischer konstruktiver Privatrechtsjurisprudenz viel kleiner erscheinen.



Dis bekannten Zeugnisse Giceros über die Rechts- und Gerichtsautonomie der Pro­
vinzialen in Sizilien und Kilikien sind schon erwähnt*). Wenn danach Bürger peregri- 
nischer Gemeinden untereinander nach ihrem Rechte vor ihren zivilen Gerichten Prozesse 
führen können, so ist das für untertänige Städte allerdings eine starke Konzession, die 
ihnen eine in dieser Hinsicht ähnliche Stellung wie freien Gemeinden einräumt. Freilich, 
wieweit solche Konzession dauernden Charakter hat, ist „quaestio facti“, worüber mangels 
besonderer Sanktionen das Ermessen des römischen Statthalters befindet* 2 3). Denn nur die 
römischen „Bürger leben nach gesetzlichem Recht, die Peregrinen regiert das Imperium 
dei römischen Beamten“3). Solche Autonomie, über der stets das Damoklesschwert des 
römischen Imperiums hängt, haben die sizilischen und kilikischen Griechen. Hellenisch 
sanguinischer Charakter mochte ob solcher wiedergewonnener Autonomie triumphieren, 
aber in den zitierten4 *) Berichten des Cicero hört man dazu die ironische Note des Römers 
anklingen. Wir müssen, wo von autonomer Gerichtsbarkeit die Rede ist, also trotz prin­
zipieller Aufrechthaltung der Möglichkeit eines Eingreifens des Imperiumsträgers den Ge­
danken an eine regelmäßige statthalterliche Ingerenz ausschalten und können nur an städti­
sche Gerichte denken, deren Funktionen von Richtern versehen werden, die — mögen es 
nun Spruchrichter (Geschworene) oder etwa städtische Amtsträgers) sein — jedenfalls in 
der Regel, und solange eben diese Autonomie gewährt wird, unabhängig vom Statthalter 
ihr Richteramt ausüben. Für die sizilischen Bürgerprozesse unter Gemeindezugehörigen 
ist uns eine derartige, zur Zeit des Verres bestehende, freilich, wie gesagt, vor Eingriffen 
der Statthalter nicht sichere Ordnung — die „lex Rupilia“ von 131 v. C. — überliefert, 
hieben Giceros Bemerkung in Verr. II, 2, 37, 90: ut cives inter sese legibus suis agerent, ist 
oft die in der berühmteren Stelle II, 2, 13, 32 berichtete Gerichtsordnung im einzelnen 
besprochen worden6). Sie kann auch für unsere Inschrift nicht außer Betracht bleiben7) 
und mag darum zur Bequemlichkeit abgedruckt sein: Siculi hoc iure sunt, ut, quod civis 
cum cive agat, domi certet suis legibus; quod Siculus cum Siculo non eiusdem civitatis, 
ut de eo praetor iudices ex P. Rupilii decreto, quod is de decem legatorum sententia 
statuit, quam illi legem Rupiliam vocant, sortiatur. Quod privatus a populo petit aut 
populus a privato, senatus ex aliqua civitate qui iudicet datur, cum alternae civitates 
reiectae sunt. Quod civis Romanus a Siculo petit, Siculus iudex datur: quod Siculus а 
civi Romano, civis Romanus datur: ceterarum rer um selecti iudices ex conventu civium Ro­
manorum proponi solent.

Es liegt sehr nahe, die rupilische Gerichtsordnung für Sizilien als Paradigma auch 
der Gerichtsordnungen anderer Provinzen anzunehmen und ähnliche Verhältnisse auch 
dort vorauszusetzen, zumal Giceros Bemerkungen ad Atticum8) solche historische Analogie-

’) Oben S. 75 N. 3. Vgl. noch den gleich folgenden Text,
2) Vgl. Wlassak, Prozefig. II, 128. 3) Wlassak, a. a. 0. 126. 4) Oben S. 75 N. 3.
6J Ob es neben dem Spruchrichterverfahren (vgl. unten) auch eine nichtrömische städtische amt­

liche Kognition gab, wissen wir nicht und können es weder behaupten noch bestreiten. Das Geschworenen­
verfahren ist aber sicher. Vgl. unten.

6) Aus der jetzt bei v. Premerstem 4741 zusammengestellten Literatur bes. Karlowa, Rom. R-echts- 
gesch. I (1885), 328 f. Wlassak, Prozeßges. II, 127 ff.; 134 ff.'

7) Oliverio verwertet sie p. 49 s.; jetzt v. Premerstein 474 f. Ich verweise außerdem nochmals auf 
Stroux, unten VII.

8) Oben S. 75 N. 3.



Schlüsse unterstützen1)· Aber bei näherem Zusehen zeigen sich gleich auch die Bedenken
gegen eine weitgehendere Parallelisierung der sizilischen und der kyrenäischen Bestim- 
mungen.

Die Anwendbarkeit enchorischen Rechts für die sizilische Rechtspflege ist von Wlas- 
sak2) eingehend erörtert worden. Wir können unter engem Anschluß an diese Ausfüh­
rungen dem Berichte Ciceros über die sizilischen Verhältnisse zunächst die eben genannte 
b ortexistenz der aus der nationalen Freiheit herübergeretteten3) autonomen Gerichtsbarkeit
bei zivilen Streitigkeiten der eigenen Gemeindegenossen entnehmen. Hier waren es _ von
den Römern geduldete - leges, nach welchen sich Recht und Gericht bestimmten: quod 
civis cum civi agat domi certet suis legibus. Das bedeutete eine Entlastung des 
Statthalters, und man wird Karlowa4) beipflichten müssen, wenn er annimmt, daß die 
Statthalter derartige peregrine Bürgerzivilprozesse in Behandlung zu nehmen ablehnen 
konnten, auch wenn die Parteien statthalterliches Gericht wünschten. Aber man wird 
diese Ablehnungsmöglichkeit als Recht und nicht als Pflicht betrachten müssen5).

Wie derartige peregrine Bürgerprozesse nach den sizilischen Bürgerrechten etwa 
vor sich giengen, darüber können wir uns nur schwache Vorstellungen machen. Wlassak 
denkt an weitgehenden Parallelismus mit römischen iudicia Iegitima6). Jedenfalls ist nach 
der eben zitierten Cicerostelle die Prozeßbegründung in iure vom Verfahren vor dem 
Judex unterschieden.

Die andere Gruppe von Prozessen sizilischer Bürger untereinander aber, wo Kläger 
und Beklagter verschiedener Zivität waren, und wo in der Zeit der nationalen Freiheit 
ein sizihsches^us gentium die Grundlage für Recht und Gericht abgegeben hatte, wurde 
in römischer Zeit von der neuen Gerichtshoheit in Anspruch genommen. Für eine solche 
Verschiedenheit in der Behandlung war einerseits gewiß der von Wlassak7) angeführte 
politische Grund maßgeblich, die rechtlichen Zusammenhänge der Stadtstaaten zu zer-

]) Vgl. Karlowa, a. a. 0. 328 f. 2) prozegges. Π, 127ff.; 134ff.
n- p Schriftforme! 79 spricht mit Hecht von einem „Rest der einstigen Souveränität“.

Г Л7СМ!Ьа'Гке1* darf 1UCht 8,18 3tändige Delegation oder Mandierung statthalterlicher Jurisdiktion 
aufgefaßt werden, woran Mitteis, Reichsr. 91 f. denkt; u. zw. dies auch dann nicht, wenn vielleicht zeit­
weise ein strengeres Regiment diese Autonomie noch mehr eingeengt oder gar beseitigt, ein milderes 
sie wieder aufleben gelassen hätte. Vgl. unten S. 80.

■ ,4) A; a- ?■ 32® unter Hinweis auf das reicere bei Cic. in Verr. II, 2, 24, 59: nt se ad leges suas 
lenciat aut ex lege Rupilia dicam scribi iubeat; cf. 1. c. 25, 61; sodann 37, 90: ut cives inter sese legibus 

agerent, idemque hoc haberet Verres lpse in edicto, ut de his omnibus causis se ad leges reiiceret.
) . .M. vielleicht Partsch, Schriftformel 66, der allerdings nur davon spricht, daß derartige „Zivil­

prozesse zwischen Bürgern derselben Gemeinde, zwischen Angehörigen desselben Eigenjurisdiktionsbezirkes 
in allen iallen und in ihrem ganzen Verlaufe dem Schriftformelverfahren entzogen“ gewesen seien. 
* U1„, ro™lsche Prozeßrecht trifft das gewiß zu, soweit eben provinziales Recht Anwendung fand. Aber 
m. E. konnte eben der Statthalter wenigstens auf Wunsch der perigrinen Parteien die Sache an sich 
ziehen und dann römisches Prozeßrecht kraft Imperiums anwenden, insoweit also einheimisches Prozeß-
ÄhnHrhTri .SC^lebe“’ und anderseits werden wir auch für das „autonome“ Verfahren vielleicht manche 

ichkeit mit dem Schriftformeiverfahren der Römer annehmen dürfen. Vgl. den gleich folgenden Text.
, Auffallend ist da gewiß der Parellelismus Cic. in Verr. II, 2, 13, 33: si legibus erat iudicium con- 

tutum et ad civem suum ludicem venerant, libere civi iudicare non licebat mit den gajanischen Insti­
tutionen 4, 104: inter omnes cives Romanos sub uno iudice. . . . Wlassak, Prozeßges. II 139" Vgl 
oben N. 5 und unten S. 79 N. 1. 6 *

7) Prozeßges, II, 13522 unter Hinweis auf Huschke und Mommsen.



schlagen und sie als isolierte Gemeinwesen fester und sicherer an Rom zu ketten, ander­
seits aber konnte der römische Staat ein Territorialrecht ausbilden, dem alle Peregrinen 
einer Provinz unterworfen waren, und das nur noch dem Bürgertum der früher ^auto­
nomen Städte für den engsten Wirkungskreis eine beschränkte Freiheit gewährte. Für 
Prozesse zwischen Sikulern verschiedener Staatsangehörigkeit lost der Statthalter die 
Richter aus. Wir haben ein zweigeteiltes Verfahren vor uns und insoferne einen 
Parallelismus zum klassischen Formularprozeß. Wieweit dieser Parallelismus aber sonst 
reicht, welchen Einfluß die Parteien auf Richterbestellung und Prozeßbegründung 
hatten, davon wissen wir recht wenig *). Möglich, daß wir nicht fehl gehen, wenn wir 
auch hier an weitgehende Ähnlichkeiten denken, zumal unter dem gleichgerichteten Ein­
fluß des nationalsizilischen Bürgerprozesses und des von Rom aus propagierten römischen 
Privatprozeßrechts. Um so mehr spricht alles für Anwendung römischen Rechtes (ius 
gentium), wenn eine Prozeßpartei römisch war. Auffällig ist da die weitgehende Kon­
zession, daß sich die Nationalität des Richters nach der des Beklagten richtet. Auch 
sonst noch wird in der Cicerostelle unterschieden und alle Kasuistik mit einer generellen 
Schlußklausel über Bestellung römischer Richter für in dieser Kasuistik nicht besonders 
aufgezählte Fälle beendet.

Gegenüber solch minutiöser Differenzierung ist die kyrenäische Inschrift viel ein­
facher. Sie bringt nicht nur für Prozesse unter Römern nichts, sondern sie behandelt 
auch nicht Prozesse zwischen Römern und Griechen. Da aber griechische Spruchrichter 
nach der vierten Verordnung ausdrücklich nur für Prozesse unter griechischen Parteien 
vorgesehen sind, iet der sichere Schluß zulässig, daß, wo auch nur eine Partei römisch 
ist, auch ein Römer richtet. Dies um so mehr, als selbst wenn beide Parteien Griechen sind, 
dei Beklagte römische Richter verlangen kann. Ein derartiges Begehren eines Griechen 
braucht durchaus nicht als ganz unwahrscheinlich oder gar unerhört zu erscheinen. Man 
denke au politische Gegnerschaft gegen einen zum Römertum haltenden Griechen, etwa 
gegen einen sich um die 'Ρωμαιότης Bewerbenden1 2). Aber auch abgesehen davon mochte 
oft genug wie die statthalterliche Strafjustiz3) so auch die Justiz römischer Spruchrichter 
in Zivilsachen objektiver und darum beliebter erscheinen. Auf alle Fälle aber zeigt diese 
Möglichkeit, römische Richter zu begehren, daß Rom sich hier der Einflußnahme auch auf 
Prozesse Einheimischer nicht so ganz begeben hat, wie das wenigstens die Regel des rupi- 
lischen Dekrets nach dem ciceronischen Berichte tut. Das geringere Ausmaß des hier 
dem Griechentum eingeräumten Einflusses verglichen mit der rupilischen Ordnung liegt 
klar zu Tage.

Des weiteren erscheint diese Konzession griechischer Richter in Prozessen griechischer 
Parteien hier im ganzen Zusammenhänge als eine Gnadengabe des Kaisers, die eine Besse-

1) Am meisten bringt dazu die Erzählung Ciceros über den Pall des Heraclius Syracusanus, in 
Verr. 11,2, 14, 35ff. Für die Richterbestellung kommen da verschiedene Modi tatsächlich in Frage, wobei 
allerdings ja Verres ungesetzlich vorgeht. Immerhin läßt sich ersehen, daß eigenmächtige Bestellung 
des dem Beamten beliebigen Richters nicht angeht, sondern den Parteien ein Bestimmungsrecht zusteht 
und daß bei Losung reiectio möglich ist. Vgl. v. Premerstein. 475 2. Die dort zitierte Arbeit von Cowlesi 
Gaius Verres (1917) ist mir nicht bekannt geworden. — Über die Prozeßeinleitung durch dicam scrihere 
viel Literatur. Vgl. Kipp, Litisdenuntiaton (1887), 151 ff. A. Steinwenter, Versäumnisverfahren (1914) Ulf.

2) Vgl. oben S. 65. 3) Vgl. Mommsen, Strafr. 239 f.



rung gegenüber früheren Zuständen bedeutet. Diese können dann aber nur dahin gedeutet 
werden, daß es auch für griechische Parteien keine griechischen, sondern nur römische 
Spruchrichter gegeben haben wird. Wir brauchen, wie schon oben angedeutet1), darum 
nicht an ständige Delegation oder Mandierung der statthalterlichen Gewalt zu denken. 
Die Sache wird vielmehr so liegen, daß mit dieser Verordnung ein Stück wenigstens der 
alten Souveränität den Kyrenäern wiedergegeben zu sein schien, was gegenüber einem 
härteren Zwischenregiment, wie es ganz unserer Auffassung von der drückenden und aus­
saugenden Praxis der ausgehenden republikanischen Zeit2) entspricht, ja als Wohltat 
empfunden werden mußte, auch dann, wenn noch Wünsche nach ehemaliger Vollautonomie 
unerfüllt blieben. Übrigens wissen wir ja auch für Sizilien nicht, wie es dort mit der 
Rechtspflege von der Zeit der Eroberung (241 bzw. 212 v. C.)3) bis zur Erlassung des 
rupilischen Provinzialstatuts (131 v. C.) gestanden haben mag. Wir können uns sehr leicht 
vorstellen, daß in den unsicheren Zeiten zwischen dem ersten und zweiten punischen Kriege 
und während der Unruhen des Sklavenkrieges die Römer jede Selbstverwaltung sistiert 
haben. Und Ciceros Bericht über die Freude der Griechen, daß sie durch sein Edikt die 
Autonomie wiedergewonnen hätten und darum neu auflebten, deutet ja auch auf damit 
abgeschlossene Zeiten einer geringeren Freiheit4).

Aber noch .eine weitere und wohl die bedeutendste Verschiedenheit gegenüber der 
rupilischen Ordnung und gegenüber Ciceros kilikischem Edikt muß für die kyrenäische 
Verordnung des Augustus festgestellt sein. Der dort an die Spitze gestellte Satz, daß 
der Bürger mit dem Bürger domi certet suis legibus, daß die Autonomie von den Griechen 
für wiedererlangt betrachtet werde, weil es den civitates gestattet sei suis legibus et iudi- 
ens uti wird doch gewiß mit Recht dahin verstanden, daß sich der Statthalter überhaupt 
um derartige Rechtstreite nicht kümmerte, also insbesondere auch auf die Richterbestellung 
keinen Einfluß nahm. Auch wenn wir diese Zurückhaltung nicht als unbedingte betrachten, 
sondern dem Imperienträger die prinzielle Möglichkeit von Eingriffen zuerkennen wollen6),’ 
so bleibt ein Unterschied grundsätzlicher Art zwischen der einfachen Überlassung gewisser 
Angelegenheiten an die städtischen Gerichte und der für ICyrene festgesetzten Tätigkeit 
des Statthalters bei der Konstituierung des Spruchgerichts. Von einer Überlassung irgend 
welcher Angelegenheiten an lokale, städtische Gerichte, ohne daß der Statthalter damit 
überhaupt etwas zu tun erhielte, ist in Kyrene keine Rede. Immer ist es der Statthalter, 
der die Richter „gibt“. Und zwar ist dies schlechthin für alle von Griechen unter ein­
ander geführten Privatprozesse6) bestimmt: Atuvee άμφισβψήσεις άνά μέσον \Ελλήνων 
ε'σονται κατά την Κυρηναϊκήν επαρχήαν — mit Ausnahme u.s.w. — ύπέρ δέ των λοιπών 
πραγμάτων πάντων 'Έλληνας κριτάς όίδοσ&αι άρέσκει, es sei denn, daß der Beklagte römi­
sche Richter wolle (Z. 63—68). Unter diese generelle Bestimmung für alle Prozesse von 

riechen gegen Griechen fallen also auch solche von Griechen eiusdem civitatis7).

’) S. 78 N. 3. 2) Vgl. V. Wilamowitz, Kyrene (Vortrag) 23.
4 Besetzung des westlichen Teils der Insel 241, von Syrakus 212. Vgl. Marquardt, Staatsverw. 1, 242 f.

) uch in Kilikien läßt die der Eroberung folgende Zeit eher ein strengeres Zugreifen der römi­
schen V erwaltung vermuten. Vgl. Marquardt 379 ff.

Oben S. 77. 6) über die minderen Strafsachen unten 2.
Λ M d dieStem Ergebnis sind Strous Ügl. unten VII) und ich unabhängig von einander gekommen.

- v. I reinerstein 474 f., der für solche Prozesse auch hier die Zuständigkeit der städtischen Lokal-



Bezüglich der Gemeindezugehörigkeit der Richter bestimmt der Schlußpassus, daß 
kein Richter von gleicher Gemeindezugehörigkeit mit einer der Parteien gegeben werden 
darf. Der vergleichbare Satz der sizilischen Gerichtsordnung bestimmt: quod Siculus cum 
Siculo non eiusdem civitatis, ut de eo praetor iudices ex P. Rupilii decreto . . . sortiatur. 
lur Sizilien ist also keine weitere Vorschrift über den Ausschluß eines Mitbürgers der 
einen oder anderen Partei gegeben. Vielleicht hat Cicero diesen Punkt einfach unberührt 
gelassen. Möglich auch, ja wahrscheinlich, daß diese Fernhaltung von Gemeindegenossen, 
wenn nicht vorgeschrieben, so doch praktisch im Interesse richterlicher Unbefangenheit 
geübt wurde. Für Kyrene könnte sich nun bei unserer Beziehung der Verordnung auf 
alle, also auch auf Prozesse unter Gemeindegenossen eine Merkwürdigkeit dann ergeben, 
wenn man den Schlußpassus auch auf solche Prozesse beziehen wollte, wo der Bürger dem 
Mitbürger gegenubersteht, und demnach also auch für solche Prozesse den gleichbeheima­
teten Richter für ausgeschlossen erklären wollte. Indeß wird diese, wenn nicht unmög­
liche, so doch unwahrscheinliche Deutung durch den Wortlaut nicht zwingend nahegelegt. 
Der mit ών 3’ (Z. 68—71) angehängte Satz zeigt schon durch seine Stellung, daß es sich 
um eine besondere Gruppe von Prozessen zwischen Hellenen handelt, und das Kläger 
und Beklagten deutlich auseinanderhaltende η läßt unbefangene Auslegung doch hier 
nur an Prozesse von Bürgern non eiusdem civitatis denken. Wir dürfen für Pere- 
grmenrecht zusammenfassen: anstelle der sizilischen Vorschrift statthalterlicher iudicum 
datio nur für Prozesse zwischen Nichtgemeindegenossen gilt in Kyrene eine entsprechende 
Vorschrift für alle Prozesse von Hellenen untereinander: für Prozesse von Nichtgemeinde­
genossen besteht in Kyrene eine Sondervorschrift gegen befangene Richter, die für Sizilien 
nicht berichtet wird, aber vielleicht bestanden hat.

Wir dürfen schließen, daß die κριταί in der Mehrzahl gegeben worden sind (Z. 67: 
'Έλληνας κριτάς δίδοσΰαι άρέοκει; Ζ. 68: πολείτας 'Ρωμαίων κριτάς ’εχειν, Ζ. 69: 'Έλληνες 
κριταϊ δοΰήσονται'-)). Es ist sehr schwierig, sich über den Charakter dieser κριταί ein Bild 
zu machen. Denkt man an die κριταί der ersten Verordnung, so ist man auch für die vierte 
Veioidnung an Volksrichter zu denken veranlaßt. Soweit es sich dabei — wiederum römisch­
rechtlich gesprochen um iudicia privata handelte, wäre die Verwendung von Volks­
richtern auch sehr naheliegend. Und es empfiehlt sich jedenfalls, einmal unter dieser Vor­
aussetzung die Verordnung zu überdenken.

Es mag dahingestellt bleiben, ob wir für die Bildung einer Richterbank in Zivil­
sachen ein ähnliches Losungsverfahren* 2) annehmen dürfen, wie es die erste Verordnung für 
die Bildung der Richterbank in Kapitalsachen vorsieht3); nur daß für Zivilsachen eben nur

magistrate. annimmt, wie das eben für Sizilien und Kilikien galt. Aber gerade die Berichte über diese 
unter römischer Herrschaft denkbar vollste Auswirkung der Autonomie zeigen, daß man sich in Rom 
der Bedeutung dieser Freiheit für die Untertanen wohl bewußt war und sie gehörig zu betonen ver­
stand. Sie hier stillschweigend als gegeben vorauszusetzen, könnte ich mich nicht entschließen. V°l. 
übrigens den folgenden Text.

h Das κριτήν δίδοα&αι in Z. 69 bezieht sich auf den einen aus dem Kollegium, wie dies das folgende 
ον&ε ενα ja unterstreicht.

2) Vgl. auch das „sortiatur“ in der rupilischen Gerichtsordnung.
) Bewiesen ist eine solche Verwendung der für Strafprozesse über kapitale Verbrechen be­

stimmten Liste auch in Prozessen über geringere Strafsachen und in Zivilprozessen freilich nicht. Ja in 
Abh. d. philos.-philol. u. d. hist.Kl. XXXIV. Bd. 2. Abh.



griechische Richter aus der griechischen Liste erlöst worden wären. Da nach der ersten 
Verordnung die Listen — die römische und die griechische — einheitlich für die ganze 
Kyrenaika hergestellt und proponiert sind (Z. 14 f.; 20), so könnten die nach ihrer Zu­
gehörigkeit zum Gemeinwesen der einen oder anderen Partei Ausgeschlossenen schon beim 
Losungsverfahren abgesondert, d. h. deren Namen nicht auf die in die Losurne zu werfenden 
Kugeln geschrieben oder, wenn dies doch geschehen, im Falle der Ziehung gleich eliminiert 
worden sein. Denn es ist sicher, daß beim Zensus auch die Gemeindezug°ehörigkeit fest­
gestellt wurde.

Welchen Einfluß die Parteien in Zivilsachen auf die Bestimmung der Person der 
Richter hatten, wie weit der statthalterliche Einfluß rechtlich geregelt1) war2), ob die 
Parteien etwa auch nicht in die Liste Aufgenommene als Richter wählen konnten,’ daferne 
diese nur die allgemeinen Vorbedingungen fürs Richteramt erfüllten3), ob anderseits der 
Statthalter auch von der Liste abweichen konnte4), wie dann der Prozeß begründet wurde, 
und ob man ihm noch den Charakter eines staatlich gefestigten Parteienschiedsverfahrens 
zuerkennen darf, oder ob er bereits den Charakter eines „verstaatlichten“ Prozesses trug — 
all das sind offene Fragen. Sicher ist die „zweigeteilte“ Gestalt des Verfahrens und°das 
statthalterliche „Geben“ der Richter5); mit Grund angenommen werden kann die Verwendung 
von „Geschworenen“ (nichtbeamteteten Volksrichtern) im zivilgerichtlichen Verfahren der 
kyrenäischen Griechen und — wie wir mindestens mit ebensolcher Wahrscheinlichkeit 
sagen dürfen — in Prozessen zwischen Römern und Griechen und Römern untereinander. 
Die Feststellung der ersten Verordnung, daß zur Beruhigung der Griechen und um geo-en 
ihre Unterdrückung ein wirksames Schutzmittel zu finden, gegebenenfalles griechische statt 
der bisher allein vorkommenden römischen κρααί berufen werden sollen, läßt weiterhin 
den sicheren Schluß zu, daß überall, wo nicht seit der augusteischen Verordnung griechische 
Spruchrichter für zulässig erklärt sind, nach wie vor römische Spruchrichter fungierten. 
Hält man dazu, daß eine Eigengerichtsbarkeit der kyrenäischen Gemeinden aus unserer 
Verordnung wenigstens nicht erschließbar, darum aber auch nicht für die Zeit vor dieser 
Verordnung ohne weiteres anzunehmen ist, so kann man sich von der Überlastung des 
Statthalters, aber auch der römischen Spruchrichter eine Vorstellung machen und° sich 
auch denken, daß die römischen Richter die mit der Verordnung gegebene Entlastung nur 
wohltuend empfunden haben mögen. Diese Entlastung aber zugleich als Wohltat für die 
Griechen erscheinen zu lassen, wäre auch ein Stück römischer Regierungskunst6).

der Proponierungsvorschrift wird die Liste ausdrücklich als für Beurteilung kapitaler Verbrechen her­
gestellt bezeichnet (προτΜχωοαν κρηάς λν τοΤς θανατηφόρος των 'Ελλήνων κρπηρίοις, Ζ. 20 f.). Gleich­
wohl scheint mir die Annahme im Text berechtigt zu sein.

1} A]so angesichts der prinzipiellen Unbeschränktheit des Imperiums beschränkt.
2 V^L den Prozeß des Heraclius (oben S. 79 N. 1). Vgl. dazu jetzt auch v. Premerstein 475.

) Dazu zählt die nach dem Wortlaut als zwingende Rechtsvorschrift erscheinende Ausschließung 
eines Richters, der infolge Gemeindegenossenschaft mit einer Partei gesetzlich als befangen erklärt ist.

) v. Premerstem 478 verweist hiebei gut auf das dem Verres vorgeworfene eigenmächtige Zu weisen 
von mdices, ohne sich um den Willen der Parteien zu kümmern oder doch ohne ihn restlos zu erfüllen. 
Aber es ist natürlich schwierig festzustellen, ob alles, was dem Verres vom Ankläger vorgeworfen wird 
auch wirklich unerlaubt war.

) Der Text verwendet nur das Passivum δίδοοФеи δοδήοονται (Ζ. 67; 69).
G) Auch hiezu ist Cic. ad Att. 6. 1, 15 zu vergleichen.



Uber Zeit und Ort der Begründung der Privatprozesse unter den Griechen erfahren 
wir aus der Verordnung ebensowenig als über das bei diesen Prozessen beliebte Verfahren. 
Die Einrichtung eines kyrenäischen Konvents und damit das Vorkommen der Konvent­
gerichtsbarkeit werden wir, auch ohne daß es unsere Inschrift erwähnte, annehmen dürfen; 
ebenso aber auch eine ständige Gerichtsbarkeit1), namentlich in der Residenz des Statt-

t61J’ 7°bei es Ja — Wle eben in der Provinz Kreta-Kyrene — nichts verschlägt, ob 
eine totadt die ständige dauernde Residenz ist oder nicht. Man darf dann die helfende 
Gerichtsbarkeit2) höherer Unterbeamter nicht vergessen, endlich auch nicht die nicht 
gerichtliche, aber polizeilich-köerzitive Tätigkeit der dem Magistrat unterstehenden Ver- 
waltungs-, insbesondere Polizeiorgane. Die Papyri aus Ägypten haben uns all das kennen 
und verstehen gelehrt. Inwieweit in den ständigen Gerichten immer Volksrichter „gegeben“ 
wurden, inwieweit hier auch in Kyrene außer jenen κριταί die Statthalter auch niedere 
Beamte als mdices dati verwendeten3), entzieht sich allerdings wieder unserer Kenntnis. 
Bemerkt sei, daß die Konkurrenz statthalterlicher Eigenkognition mit einem provinzialen 
r ormularprozeß oder irgendwie gestalteten Verfahren mit Volksrichtern durchaus in der 
Linie der Entwicklung liegt. Wenn allerdings in unserer vierten Verordnung eine mit dem 
Geschworenenverfahren konkurrierende statthalterliche Kognition ausdrücklich nur für 
gewisse Strafsachen erwähnt ist (Z. 65 f.)4), so werden wir eine solche um so eher für 
Zivilsachen annehmen dürfen, da wir eben in der Provinz und hier vor dem statthalterlichen 
Imperium stehen. Aber wollte jemand sich an die Wortinterpretation halten und eine 
noch so weitgehende Geltung der iudicia privata annehmen, eines könnte auch er nicht 
leugnen: die bei jeder beliebigen Konzession an iudicia privata nicht ausgeschaltete polizeiliche 
Tätigkeit untergeordneter, letzten Endes doch dem Statthalter unterstehender, unter­
einander in verschiedener Rangordnung sich abstufender Beamter hat gewiß, ebenso wie 
m Ägypten, rasch Alltagshändel in Zivil- und kleinen Strafsachen erledigt. Es ist da sehr 
wohl denkbar, daß auch hier zunächst eine friedensrichterliche Tätigkeit, ein Güteverfahren 
eingeschoben wurde, das viele drohende Prozesse von vornherein abschnitt, daß aber, wenn 
der Guteausgleich nicht gelang, dann eben das ordentliche Verfahren einsetzte. Zu alle 
dem genügt heute ein rascher Hinweis auf die Papyri, nur daß, was in Ägypten mangels 
polizeilicher oder „güterrechtlicher“ Erledigung Beamtenkognition wurde, unter der Voraus­
setzung volksrichterlicher κριταί in Kyrene nach dieser augusteischen Verordnung im Wege 
von iudicia privata, außerdem allerdings auch in Kyrene nach unserer Meinung durch statt- 
lalterhche, bezw. dieser unterstellte Beamtenkognition entschieden worden wäre. Damit
ergibt sich für Kyrene ein brauchbares und in keinem Punkte unwahrscheinliches Bild 
des Zivilprozesses.

Aber auch wenn wir jene Voraussetzung volksrichterlichen Charakters der κριταί 
einmal beiseitestellen und an beamtete iudices dati denken wollten, würde ein ebenso »ut 
vorstellbares Ergebnis herauskommen. Wir müßten nur überall statt des Volksrichters 
einen^ beamteten Richter setzen, der vom Magistrat abhängt, dessen Einsetzung — nicht

nl,_ Vgl" m2besondere Wlassak, Provinzialproz. 36« der von den Papyrusergebnissen aus zu
allgemein auch über Ägypten hinausreichenden Schlüssen kommt.
, n / I>1,eSe Delei?ation kann sich auch auf den Konvent erstrecken und bedeutet natürlich nicht, daß 

ueiegat nun selbst richten muß; auch er kann vielmehr die richtenden Volksrichter .geben“
3) Vgl. Wlassak, a. a. 0. *) Unten 2.



bloß Zulassung — Sache des Magistrats ist, wobei aber gleichwohl eine Einflußnahme 
mehr faktischer als rechtlicher Natur den Parteien gewährt worden sein könnte1). Wäre 
dieses aber die richtige Voraussetzung, dann würde sich das Zivilverfahren Kyrenes mehr 
dem ägyptischen als dem sizilischen angenähert haben: ein Ergebnis, das angesichts der 
staatsrechtlichen Verschiedenheiten einer Senatsprovinz von einer kaiserlichen Domäne uns 
nicht gerade wahrscheinlich dünkt. So ergibt sich für Zivilprozesse unter Griechen doch 
die wahrscheinlichere Lösung, die xqixcii als Volksrichter und nicht — oder wenigstens 
regelmäßig nicht — als beamtete Richter zu verstehen.

2. Strafprozeßrecht. Schwieriger ist es, sich für das Strafprozeßrecht ein be­
friedigend wahrscheinliches Bild von den Kritai der vierten Verordnung zu machen. Voraus­
geschickt sei, daß die Verordnung selbst die den Kritai vom Statthalter zu überweisenden 
Streitsachen allgemein als αμφισβητήσεις mit den Kapitaldelikten2) einheitlich zusammen­
faßt. Das Wort entbehrt damit jeder juristischen Präzision: die bisherigen Übersetzer 
geben es richtig mit „Rechtsstreitigkeiten“ (Ebrard, Radermacher) oder mit „Rechtshändel“ 
(v. Premerstein) wieder. Oliverio übersetzt „controversiae“, „le liti*; Stroux3) „Prozesse“.

Gegenüber dieser Unbestimmtheit von άμφισβήτησις ist es beachtlich, daß eine an­
scheinend bewußt scharfe terminologische Unterscheidung bei den beteiligten Parteien 
gemacht wird: dem διώκων steht der άηαιτονμενος, dem εν&ύνων der ενϋννόμένος gegen­
über (Z. 68; 70 f.). Es liegt nahe, hier den „actor“ und „denjenigen unde petitur“, den 
„Kläger und „Beklagten einerseits, und den „accusator“ und „denjenigen qui aceusatur“ 
(Oliverio), den „Ankläger“ und „Angeklagten“ (Ebrard) als Paare einander gegenübergestellt 
zu sehen4). Ebrard bemerkt zu seiner Wiedergabe mit Recht, daß der moderne Gegen­
satz zwischen Zivil- und Strafprozeß, auf den eine solche Übersetzung zwangsläufig anspiele, 
mit dem römisch-rechtlichen Sachverhalt jener Zeit sich keineswegs decke. Bezüglich des 
διώκων und άπαιτονμενος wird kein Zweifel sein5): das Prozeßverhältnis zwischen beiden 
ist entweder — wiederum römisch-rechtlich gesprochen — iudicium privatum oder ver­
staatlichter Privatprozeß. Ενϋννων und ευρυνόμενος ist aber nicht so leicht zu bestimmen. 
Gewiß handelt es sich um ein „kontradiktorisches“ Verfahren: die Parteien werden ein­
ander gegenübergestellt6). In der attischen Rechtssprache bedeutet ενϋ·υνα im weiteren 
Sinne das rechtliche V erfahren überhaupt und die darin zuerkannte Buße, im engeren 
Sinn das Rechenschaftsverfahren gegen den abtretenden Beamten und die hiebei zuerkannte 
Buße7). Sollte an Anklagen solcher Art hier gedacht sein, so würde es sich um Rechen-

ü Oben S. 82. J) Darüber unten. 8. oben ö. 62.
4) Dem Sinne nach wohl gleich Radermacher, der den „Kläger“ und „den, der sich zu verantworten 

hat (der zur Verantwortung gezogen wird)“ einerseits, anderseits den „Rechenschaft Fordernden“ und 
denjenigen, „an den eine Forderung gestellt wird“ auseinanderhält.

■) Auch διώκων deutet nicht notwendig auf Verfolgung einer zivilprozessualen Sache im heutigen 
Sinn, wohl aber ist απαιτονμενος als Gegensatz bezeichnend. Vgl. Stroux S. 34.

) Ich möchte gleich hier schon (mehr unten S. 87 N. 1) davor warnen, aus einer derartigen Gegenüber­
stellung auf ein Mitwirken des εύ&ννόμενος beim Prozeßbegründungsakt zu schließen; der Begründungs­
akt des (öffentlich-rechtlichen) Strafprozesses ist begriffsmäßig einseitig. Das Akkusationsprinzip bedingt 
natürlich nicht zweiseitige Prozeßbegründung. Diese Bemerkung ist ganz abgesehen davon zu machen 
notwendig, wie weit wir das hier zwischen Griechen Platz greifende Prozeßrecht uns mit dem römi­
schen konform denken wollen.

7) Lipsius, Attisches Recht 287 f.; vgl. auch 107 ff.



schaftsprozesse griechischer Politai gegen ihre eigenen städtischen Beamten handeln, um 
ein У ei fahien also, das die Römer zwar bestehen gelassen, aber „in ihre Zucht genommen“ 
hätten, indem der Statthalter die Richter gab. Es wäre weiter zu erwägen, ob nicht etwa 
ein privatdeliktisches Verfahren, also in Formen des iudicium privatum, gemeint sein könnte. 
Dann will de dei 1 ai allelismus mit dem vorhin geschilderten Zivilprozeß ganz selbstver­
ständlich sein, aber es bliebe eine Lücke in unserer Verordnung, die außer Privatprozeß 
(einschließlich dem Fall des delictum privatum) nur den Kapitalprozeß nennte. So bleibt 
denn doch wohl nur übrig, an einen Strafprozeß mit Anklageverfahren irgend welcher Art 
zu denken, bei welchem sich Ankläger und Angeklagter gegenüberstehen, bei welchem 
das Gericht aber vom Statthalter gegeben würde, ohne daß dieser nach Einsetzung des 
Gerichtshofs weiter mit der Sache zu tun, insbesondere also jedenfalls nicht den Vorsitz 
zu führen hätte. Der Fall eines Rechenschaftsverfahrens würde sich da zwanglos einreihen.

Die κριταί aber könnten entweder Volksrichter aus den Listen oder Unterbeamte sein. 
Da das für den Zivilprozeß Bemerkte uns eher auf Volksrichter, als auf beamtete Richter 
schließen ließ, dei Text aber beide к alle ganz gleichartig behandelt, so werden wir wohl 
auch im allgemeinen eher auf Volksrichter1), als auf Beamte schließen dürfen.

Ein sicheres Ergebnis scheint mir leider nicht erreichbar. Ich wollte darum eher alle 
Möglichkeiten erwägen und zur Diskussion stellen, als mich vorschnell auf eine derselben 
festzulegen.

Es soll nach diesen Bemerkungen zur vierten Verordnung nunmehr auch meinerseits2) 
der Versuch gemacht werden, sowohl die statthalterliche Strafgerichtsbarkeit in die Er­
örterung einzubeziehen, als auch die viel schärfer — als dies bei den κριταί der vierten 
Verordnung der Fall war — hervortretende Stellung der unter statthalterlichem Vorsitz 
urteilenden κριταί der ersten Verordnung zu besprechen.

Die Tätigkeit des Statthalters im Verfahren gegen die in einen Majestätsprozefi ver­
wickelten Römer ist schon oben3) besprochen worden. Es ist dort auch bereits auf die 
nunmehr zu behandelnde Strafgerichtsbarkeit gegen Provinzialen verwiesen worden. Aus 
Mommsens Römischem Strafrecht4) erhalten wir eine Vorstellung von der komplizierten 
Kompetenzenverteilung, dem Ineinandergreifen und der nicht bloß tatsächlichen, sondern 
auch rechtlichen Konkurrenz von einheimischer und römischer Strafgerichtstätigkeit, von 
statthalterlich er Koerzition5) und Judikation. Mommsen führt „die Beschränkung der 
Gemeindeautonomie in der Handhabung des Strafrechts“ auf Augustus zurück und fügt 
bei, daß unter diesem Kaiser „die statthalterliche Kriminaljustiz bereits in vollem Umfang 
gewaltet zu haben scheint“6). Diese Justiz tritt auf „als magistratische Kognition, bei 
welcher die Zulassung eines Anklägers nicht ausgeschlossen ist7) und das Konsilium zur

1) Die aus der Gegenüberstellung des ευϋύνων und ευρυνόμενος erschließbare Akkusationsform der 
Prozesse der vierten Verordnung lassen aber keinen Schluß auf damit notwendig gegebene Verbindung mit 
Geschworenenprozei zu. Vgl. Mommsen, Strafr. 239; 348; v. Premerstein 457.

2) Berührungspunkte mit den Autührungen von Stroux waren gerade hier notwendig gegeben.
Dennoch schienen uns unsere Ausführungen hinlänglich verschieden, um sie ergänzend nebeneinander 
zu stellen. 3) S. 71 ff.

4) Siebenter Abschnitt. Das statthalterliche Strafrecht.'S. 229 ff. 5) S. 235 ff.
6) S. 238.
7) Vgl. auch S. 348, wonach die Akkusationsform tatsächlich die Regel bildete, wenngleich der 

kognoszierende Magistrat nicht gebunden war.



Anwendung kommt; aber einer Bindung durch die Geschworeneninstitution, wie sie im 
/mlprozeß auch bei den Statthaltern auftritt und in der städtischen Justiz auf den 
Kriminalprozeß erstreckt ist, hat der statthalterliche Strafprozeß nicht unterlegen “ 4)

An dieser Darstellung bestätigt die Inschrift zunächst die Annahme einer zurück­
gedrängten Stellung der Gemeindestrafjustiz. Ob diese vor der Verordnung noch schlechter 
gestellt, etwa ganz oder fast ganz ausgeschaltet gewesen sein mag, in welchem Falle wir 
die Verordnung erst als das verstünden, als was sie sich doch ausgibt, als eine Wohltat 
für die Griechen, das muß dahingestellt bleiben. Es gelten hiezu die gleichen Erwägungen 
wie sie für den zivilgerichtlichen Teil oben2) angestellt worden sind. Auch dafür darf 
auf das oben Gesagte3) verwiesen sein, daß m. E. von einer Eigenjustiz der Gemeinden 
hier überhaupt nicht mehr die Bede ist4). Und darin bestätigt sich Mommsens Lehre 
jedenfalls msoferne, als das Ergebnis für die augusteische Epoche das von ihm gelehrte ist

Auch die Eigenkognition des Statthalters findet ihre lebhafte Bestätigung0 im vierten 
Edikt Z. 65 f.: υπέρ ών der Statthalter αυτός διαγεινώσκειν και ιοτάναι5) . .. οφείλει. Ein hiebei 
fakultatives Konsilium braucht nicht erwähnt zu sein, ist darum aber als bloß beratender
Ben-at wahrscheinlich3). Soweit würde die neue Quelle nur feste ältere Erkenntnisse 
bestätigen.

Das große Novum unserer Inschrift sind aber die Volksrichter in provinzialen 
Strafsachen. Sie begegnen hier als vollständige Überraschung. Mommsens oben wiedei­
gegebene Darstellung mußte sie nach dem vorliegenden Quellenstande ausschließen7). Das 
erste und das vierte8) Edikt lehrt nun ihr Vorkommen in der Kyrenaika. Und zwar lehrt 
die erste Verordnung in ihrer Einleitung die wichtige Tatsache, daß es solche Provinzial- 
quaestionen auch schon vorher gegeben hat, daß da aber nur Römer auf den Richterbänken 
gesessen haben. Jetzt wird bestimmt, daß der wegen eines mit Todesstrafe bedrohten 
Verbrechens an geklagte Grieche berechtigt ist, entweder es beim bisherigen Stand der 
Dinge zu belassen und ein rein römisches, oder aber ein aus Römern und Griechen 
zusammengesetztes paritätisches Gericht zu verlangen (Z. 21—24), das unter dem Vorsitz 
des Statthalters, also ganz nach dem Muster des hauptstädtischen ordo iudiciorum publi- 
corum9), zu tagen hatte. In der vierten Verordnung wird in Zeile 66 der statthalterlichen 
Eigenkognition (αυτός διαγεινώσκειν κ[αϊ\ ίστάναί)10) dieses iudicium publicum der ersten

Ь S. 239. 2) S. 80. 3) S. 80.
b Auch hier, wie für die Zivilgerichtsbarkeit, а. A. v. Premerstein 476 f., der für leichtere Straf­

sachen von Bürgern derselben Stadt ein - hier freilich nicht erwähntes - Gericht der Heimatstadt
Qrmühmnn

, ,, 7 °hverl°’ dem v· Premerstein in dieser Lesung, aber nicht im Emendationaversuche folgt (S. 476)
hatte υα^ιστανα1 ergänzt; die richtige Ergänzung steht jetzt, von Ad. Wilhelm gefunden, bei Badermacher
■ 1 S' daruber str0ux’ oben S· 33· Für das cognoscere des Statthalters in Zivil- und Strafsachen vo-1 
jetzt v. Premerstein 476. ö

c) Mommsen 239; v. Premerstein 444 mit derselben Vermutung.
b Straft·. S. 242 schreibt Mommsen: Wenn die Geschwornenhöfe der iudicia publica nicht auf die 

rovinzen übertragen werden konnten“, während es S. 348 unbestimmter heißt: „Auch beim Kriminal- 
piozeß vor dem Statthalter sind wohl die Geschwornen ausgeschlossen“. Vgl. v. Premerstein 444.

) Unter der Voraussetzung, daß die κριταί nicht Beamtenrichter waren.
°) Mommsen 186 ff. 193.
10) Mit beratendem Consilium, an dessen Votum der entscheidende Statthalter aber nicht ge-



Verordnung mit den Worten r) σννβούλαον κριτών παρέχειν οφείλει zur Seite gestellt. Die 
Bezeichnung der Geschworenenhank als σννβονλιον entspricht genau der römischen Bezeichnung 
Consilium, aber dieses Konsilium ist nicht mehr bloß das beratende des selbst entscheidenden 
Magistrats, sondern es ist ein σννβονλιον κριτών ein consilium iudicum geworden1), das 
selbst entscheidet und dessen Mehrheitsvotum als Urteil zu verkünden dem Vorsitzenden 
Statthalter obliegt.

Wohl hat der Vorsitzende das ganze Verfahren zu leiten2), aber er nimmt schon 
nicht an der Abstimmung teil. Dafür bringt jetzt unsere Inschrift einen von Mommsen, 
der in dieser Frage zeitweise verschieden geurteilt hat, vermißten positiven Beweis3). Denn 
das Z. 30—33 geschilderte Abstimmungsverfahren stellt die zur Abstimmung zu entlassenden 
Römer und Griechen, die gesondert ihre Stimmtäfelchen in die Urnen legen, deren Stimmen 
dann gezählt werden, in geraden Gegensatz zum Statthalter, der das von der Majorität 
der Kritai gefällte Urteil εμφανώς άποφαινέσθω. Würde er mitstimmen, so müßte das 
Verfahren ganz anders geschildert, jedenfalls die Stimmabgabe des Vorsitzenden erwähnt 
sein. Da das ganze Verfahren im Quaestionenprozeß öffentlich ist4), so mag man über die 
Bedeutung von εμφανώς zweifeln. Soll man das Wort mit „öffentlich“ wiedergeben oder 
soll man es mit „deutlich, laut“ übersetzen? Ebrard paraphrasiert „das . . . vor der 
Öffentlichkeit mündlich zu verkündende Urteil“, Radermacher und v. Premerstein übersetzen 
„öffentlich“, Oliverio sagt in der lateinischen Übersetzung „palam“, in der italienischen 
aber „chiaramente proclamerä“. Öffentliche Urteilsverkündung ist in einem öffentlichen 
Verfahren selbstverständlich, ja selbst in einem nichtöffentlichen durchaus nichts Ungewöhn­
liches. Die Betonung der Öffentlichkeit der Urteilsverkündung könnte hier in gedanklichem 
Gegensatz zur geheimen Abstimmung der Geschworenen stehen. Wem das nicht wahr­
scheinlich scheint, der muß zur Übersetzung „laut, vernehmlich“ die Zuflucht nehmen — 
wobei ja freilich nicht verkannt sein soll, daß damit juristisch nichts besonderes ausge­
sagt wäre.

Die Kompetenz dieses Gerichtes ist für -θανατηφόροι δίκαι (Z. 9) in den θανατηφόρα 
κριτήρια (Z. 21) bestimmt. Damit sind die capitales causae gemeint5), d. h. in erster 
Linie Straffälle, die den Kopf kosten. Dahin gehen auch die motivierenden Worte 
des Kaisers και ες την εσχάτην ή)'μένους τιμορίαν (Ζ. 11 f.), womit die Wendung der

>) Vgl. zur Entwicklung Mommsen, Staatsr. II, 222 ff., weitere Literatur jetzt bei v. Premerstein 463. 
Es braucht kaum vermerkt zu sein, daß mit den Verweisungen auf Mommsen nicht auch der Lehre von 
der Natur des iudicium publicum als eines „im öffentlichen Interesse gesteigerten Zivilprozesses“ (Staatsr. II, 
224, weitere Belege bei Wlassak, Anklage (s. gleich folg.) 2214) zugestimmt sein soll. Hierzu hat Wlassak 
wiederholt, ex professo: Anklage und Streitbefestigung im Kriminalrecht der Römer (1917) und nochmals 
Anklage und Streitbefestigung. Abwehr gegen Philipp Lotmar (1920) eingehendst dargelegt und m. E. 
unzweifelhaft erwiesen, daß zwischen der auf Parteienvereinbarung beruhenden Prozeßbegründung des 
iudicium privatum durch Litiskontestation und dem das iudicium publicum begründenden einseitigen 
Akt der Anklage ein die beiden Prozesse begrifflich und grundsätzlich scheidender Gegensatz besteht. 
Für die Zeit unserer Inschrift gilt dieser Unterschied ohne jede Einschränkung. S. auch Stroux unten VII, 4.

2) Mommsen, Staatsr. II, 582 ff.
3) Strafr. 2084. Vgl. jetzt gegen die Annahme eines weitgehenden Stimmrechts des Vorsitzenden 

Magistrats v. Premerstein 4561 und die dort Zitierten.
4) Mommsen, Strafr. 359.
s) Dazu Stroux oben S. 27.



römischen Strafrechtsterminologie „ultima poena“1) wörtlich wiedergegeben ist. Damit 
scheint in der ersten Verordnung aber das statthalterliche Strafrecht gegen Griechen3) 
wesentlich eingeschränkt. Dazu stimmte auch das schon besprochene συμβούλων κριτών 
παρέχειν οφείλει der Ζ. 66. Und dazu stimmte die Ausnahme der „Kapitalverbrechen“ der 
vierten Verordnung von dem dort angeordneten Verfahren für rein griechische Rechts­
händel. Scheint sich doch νπεξειρημένωv των υποδίκων κεφαλής begrifflich augenscheinlich 
ganz mit den θανατηφόροι δίκαι zu decken. Aber für die in der vierten Verordnung aus­
genommenen btreitfälle των υποδίκων κεφαλής ist außer der Zuweisung an die iudicia 
publica (σνμβουλιον κριτών παρεχειν') eben noch die schon genannte statthalterliche Eigen­
kognition (αυτός διαγεινωσκειν κ[αιJ ιστάναΐ) vorgesehen. Zwei Erklärungsmöglichkeiten 
bestehen für den so anscheinenden Widerspruch der beiden Verordnungen. Entweder man 
lehnt den zwingenden Charakter der ersten Verordnung ab. Diese Lösung ist keineswegs 
so unmöglich, wie sie vielleicht auf den ersten Blick scheinen möchte. Zwar soll auf den 
verbindlichen Ion, in dem der Kaiser den Statthaltern seinen Willen kundgibt (Z. 13f.), 
kein zu großes Gewicht gelegt und daraus keine Schlußfolgerung gezogen werden, steigert 
sich doch von Z. 20 ab dieser ratende Ton zum Imperativ, so daß wir nicht etwa aus der 
sprachlichen Färbung eine bloße „SollVorschrift“ werden erschließen dürfen. Aber ganz 
abgesehen davon wäre es nichts Ungewöhnliches, wenn die aus dem statthalterlichen &Im- 
perium fließende Koärzition und Eigenkognition sich neben dem regulären Verfahren mit 
Quaestionen, wie es die erste Verordnung vorsieht, behauptet hätte, und die so gegebene 
Konkurrenz dem statthalterlichen Ermessen zur fallweisen Erledigung freigestanden wäre.

Doch prüfen wir zunächst die andere Möglichkeit der Lösung. Diese setzt eine Unter­
scheidung zwischen den θανατηφόροι δίκαι und anderseits den υπόδικοι κεφαλές voraus. 
Wir wissen3), daß poena capitis, worunter ursprünglich wörtlich nur die Todesstrafe ver­
standen werden konnte, ausdehnend auch auf Fälle von Freiheits- und Bürgerrechtsverlust 
angewendet wird4). Versteht man κεφαλή in diesem weiteren Sinne von caput, so ließe 
sich die Interpretation gewinnen, daß todeswürdige Verbrechen nach der ersten (und den 
Worten αννβονλιον κριτών παρέχειν οφείλει der vierten) Verordnung der statthalterlichen 
Eigengerichtsbarkeit entzogen wären und der angeklagte Grieche ein Recht auf das iudi- 
cium publicum hätte, das ihm der Statthalter nur unter Rechtsbruch nehmen könnte, 
während Prozesse, bei welchen es nicht um den Kopf, wohl aber um Freiheit oder Bürger­
iecht ging, der statthalterlichen Eigenkognition erhalten geblieben seien. Nur auf diese 
würde sich dann das διαγεινώσκειν και Ιστάναι beziehen. Und die υπόδικοι κεφαλής 
würden sowohl auf die todeswürdigen als auch auf diese anderen minder gefährlichen 
Kapitalverbrechen zu beziehen sein: für jene schwersten Fälle wäre das Quaestionen- 
gericht vorgesehen, für diese leichteren die statthalterliche Kognition. Das ist der Lösungs­
versuch, den von Premerstein als den richtigen hinstellt5). Dagegen erhebt sich aber 
sofort ein besonderes Bedenken. Es handelt sich um Griechen, die als ύπόδικοι κεφαλής

p Mommaen, Strafr. 9081; daneben ultimum supplicium, v. Premerstein 443.
J) Nicht auch gegen andere Peregrinen der Kyrenaika: die Verordnung erscheint als Ergebnis der 

gnechiechen Gesandtschaft an den Kaiser, und als Sehutzgesetz eben der hellenischen Bevölkerung.
3) Mommsen, Strafr. 907.
') Am deutlichsten ITlpian, Dig. 48, 19, 2 pr.: Bei capitalis damnatum sic accipere debemus, ex 

qua causa damnatp vel mors vel etiam civitatis amissio vel sevvitus contingit. 6) 443 f.



erscheinen. Die Strafen aber, an die man neben der Todesstrafe bei diesem weiteren 
Sinn der poena capitis zu denken hätte, sind Freiheits- und Bürgerrechtsverlust. Meines 
Wissens kommt nun aber der Bürgerrechtsverlust überhaupt nur für Römer in Betracht1). 
Nur das römische Bürgerrecht ist ein so hohes Rechtsgut, daß dessen Entziehung harte 
Strafe sein kann. Wohl anerkennt das römische Staatsrecht die Freiheit des Nichtbürgers 
und sein nationales Bürgerrecht, aber es wäre für den Römer unverständlich, sich um 
Vorhandensein oder Fehlen des Bürgerrechts eines Peregrinen in seiner Heimatgemeinde 
zu bekümmern oder das vorhandene ihm zu entziehen. Es bleibt dann die Möglichkeit 
strafweisen Freiheitsentzugs gegenüber Peregrinen zu erwägen. Auch hier wird wie selbst­
verständlich der status (Romanae) libertatis vorausgesetzt1 2). Die Freiheitsentziehung ist 
zunächst gar nicht Strafe, sondern begegnet als Koerzitionsmittel. Erst im Prinzipat er­
scheint sie als Strafe, aber auch nur als Begleitstrafe bei Todesurteilen bis zur Vollstreckung 
und bei Verurteilung zu Bergwerksarbeit und sonstiger Zwangsarbeit3). Als Einfiihrungs- 
zeit dieser Strafen wird nun von Mommsen4) die Regierung des Tiberius — vielleicht das 
Jahr 23 n. C. — vermutet. Würde das zutreffen, so würde damit schon die Möglichkeit, 
in der augusteischen Verordnung an diese Strafe zu denken, ausscheiden. Andernfalls wäre 
unsere Inschrift das älteste Zeugnis der vermuteten Anwendung einer solchen Strafe. Daß 
sie sich auch als Strafe für Peregrinen in dieser furchtbaren Gestalt verwenden läßt, ist 
ja gewiß richtig5). Dennoch vermehrt das Ausgeführte meine Bedenken gegen diesen 
zweiten Lösungsversuch. Man entginge der Schwierigkeit, wenn man in beiden Verord­
nungen trotz der Möglichkeit einer weiteren Beziehung von poena capitis6) hier dennoch 
sowohl bei den θανατηφόροι δίκαι als auch bei den υπόδικοι κεφαλής nur mit Todes­
strafe bedrohte Verbrechensfälle voraussetzte. Dann unterstünden also todeswürdige Delikte 
entweder der Eigenkognition7) oder dem in Verordnung! geschilderten Quaestionenverfahren. 
Gewiß bleibt bei diesem Erklärungsversuch die Schwierigkeit bestehen, daß gemäß Verord­
nung IV die statthalterliche Eigenkognition mit dem Quaestionenverfahren konkurrieren 
würde8), während die wörtliche Auslegung der Verordnung I eher den Eindruck eines rechtlich 
gewährleisteten Quaestionenverfahrens macht. Wäre dem wirklich so, so hätten wir es mit 
einer Antinomie zwischen I und IV zu tun, wobei es durchaus begreiflich wäre, wenn das in 
der ersten Verordnung als der lex posterior (quae derogat priori) Bestimmte äußerlich

1) Mommsen, Strafr. 956ff. setzt für die Möglichkeit des Zivitätsverlustes selbstverständlich römischen 
Zivitätsbesitz voraus.

2) „Den Verlust der Freiheit, die Umwandlung des römischen Bürgers in einen unfreien Mann . . .“ 
beginnt bei Mommsen, Strafr. 945, der Abschnitt über „Verlust der Freiheit“. Es ist natürlich nicht an 
unsere Freiheitsstrafe zu denken. Untersuchungshaft ist etwas ganz anderes.

3) Mommsen, Strafr. 947; 949 ff. 4) Strafr. 9474; 949.
5) So sind die in die Bergwerke verschickten Christen (Mommsen, Strafr. 9506) jedenfalls nicht

lauter römische Bürger gewesen.
6) Man müßte dann also „Kapitalsache“ hier sowohl in der ersten wie in der vierten Verordnung 

nur in dem stets in erster Linie in Betracht kommenden ursprünglichen Sinne verstehen, nicht in jener 
weiteren Bedeutung, wie dies Ebrards Übersetzung („mit Verlust des Lebens, der Freiheit oder Natio­
nalität bedrohte Verbrechen“) tut und wohl auch Oliverios lateinische Wiedergabe „in capitalibus iudiciis“ 
und „exeeptis reis capitis“; vgl. auch dessen italienische Übersetzung,

7) An Koerzition wird man hier nicht mehr denken wollen. Sprachlich kommt nur cognitio in 
Frage. Vgl. Mommsen, Strafr. 238.

8) Vgl. Sti-oux unten VII, 6 und die dort behandelten Stellen aus dem Corpus Iuris.
Abh. d. philos.-philol. u. d. hist. Kl. XXXIV. Bd. 2. Abh. 12



vornean stünde1). Aber ich glaube zu Ende dieses Abschnittes doch zeigen zu können, 
daß statthalterliche Eigenkognition auch in gewissen mit Tod bedrohten Straftaten von 
Griechen gegen Griechen nicht ganz ausgeschlossen sein konnte. Dort wird auch die Frage 
nach prinzipiell stets möglicher, gewöhnlich allerdings wohl bloß subsidiärer Geltung der 
Eigenkognition zu erwägen sein.

Das angeordnete Quaestionenverfahren vor einem entweder römischen oder paritätisch 
römisch-griechischen Spruchrichterkollegium zeigt nun mit aller Deutlichkeit den Charakter 
des vom Ankläger einseitig begründeten Kriminalprozesses der Römer2), gibt allerdings 
leider keine nähere Auskunft über die der Konstituierung der Geschworenenbank voran­
gehenden vorbereitenden und prozeßbegründenden Handlungen des Anklägers und des Be­
amten, bei dem die Anklage angebracht wird. Wir treffen indes sicher das Richtige, wenn 
wir die postulatio und deren Genehmigung, die „Anordnung eines Gerichtstags, zu dem 
der Beschuldigte geladen werden muß, um prozefihindernde und andere Einwendungen vor­
zubringen“3) hier ebenso als bereits geschehen voraussetzen, wie „die Vollendung der An­
klage“ durch delatio nominis und endgiltiges förmliches nomen recipere des Beamten4). 
Denn der in der Verordnung frühest genannte Zeitpunkt ist der Vortag vor der Ankläger­
rede. Unter dem τον κατήγορον αρξασ&αι λέγειν (Ζ. 22) werden wir nämlich den nach dem 
Aufruf der Parteien und der Geschworenen einsetzenden, der Orientierung des Gerichts 
dienenden und das Be weis verfahren hier wohl einführenden Einleitungsvortrag des An­
klägers5) verstehen. Über das Beweisverfahren, das Hauptstück des Prozesses, etwas zu 
verordnen, lag kein Anlaß vor. Dagegen ist das Abstimmungsverfahren bei der Urteils­
fällung sowie die Urteilsverkündigung geregelt. Indes auch diese dem Strafverfahren zu­
zurechnende Bestimmungen sind nur notwendig geworden, weil die genannte bedeutsame 
Änderung der Gerichtsverfassung neben die früher schon bestehenden römischen Schwur­
gerichtskollegien nun die neuen gemischten Kollegien gestellt hat. Soweit nicht dadurch 
neue Verfahrensvorschriften notwendig geworden sind, bleibt es offenbar beim bisherigen 
Gang eines Quaestionenprozesses.

Hauptsache sind und bleiben demnach die Vorschriften zur neuen Gerichtsverfas­
sung. Was da über die Bildung der Geschworenenlisten, insbesondere über Census und 
Mindestalter sich aus der Inschrift ergibt, wird im nächsten Abschnitte Stroux erörtern. 
Ei wird doit auch über die Bildung der gemischten Geschworenenbank, sowie über die 
merkwürdige Regelung des Anklägerrechts bei Anklagen wegen Tötung eines Griechen 
durch einen Griechen handeln.

Unter stetem Hinweis auf diese Ausführungen möchte ich hier nur einige Bemer­
kungen dazu vorausschicken.

4) An diese Möglichkeit der Erklärung erinnerte mich gesprächsweise Albert Rehm, dem ich die 
Schwierigkeit bei angenommener Antinomie vortrug. Ich teile das hier für diejenigen Erklärer zur Er­
wägung mit, die nach wie vor durch die Auslegung von I sich zur Ausschließung statfchalterlicher Kog­
nition gezwungen erachten.

2) Zum Folgenden Wlassak, Anklage und Streitbefestigung 6ff. 3) Wlassak 7.
) Vgl. Wlassak 7 f. und über die Terminologie dort in den Arm. Zu Mommsens Ausführungen 

über Aufkommen und Wesen des Akkusationsverfahrens (Strafr. 343 ff.) und über die Einleitung der Akku- 
sation (381 ff.) ist stets zu beachten, daß erst Wlassaks genannte Ausführungen die grundsätzliche Ver­
schiedenheit des einseitig begründeten iudicium publicum vom zweiseitigen iudieium privatum dargetan 
haben. . 5) Mommsen, Strafr. 426 f.



Daß Stroux mit seiner Deutung der άδικοι θάνατοι als „rechtswidriger Tötungsdelikte“ 
und nicht als „ungerechter Hinrichtungen“1) das Richtige getroffen hat, ergibt sich aus 
der sehr einfachen Überlegung, daß „ungerechte Hinrichtungen“ ja nur zu Strafprozessen 
gegen die römischen Strafrechtsorgane, gegen römische Richter, Ankläger, Zeugen führen 
könnten, die bisher nach der ersten Verordnung diesen Teil der Justiz ganz in ihren 
Händen hatten und dabei eben mißbrauchten. Z. 38 f. wird aber als Angeklagter aus­
drücklich ein Hellene vorausgesetzt, der einen Griechen oder eine Griechin beseitigt zu 
haben beschuldigt wird.

Während Römer als Ankläger ausgeschlossen sind, werden positiv οικείοι (und in 
zweiter Linie) ή πολΐται als Berufene genannt. Ein Anklägermonopol dieser nahestehenden 
Angehörigen aber anzunehmen, scheint mir die wörtliche Interpretation nicht nahezulegen. 
Als Motivierung für den Ausschluß der Römer wird angeführt, daß τους αδίκους θανάτους 
ώς τδ πολύ, (in der Regel) οί προσήκοντες τοΐς άπολοολόαιν ουκ ατειμωρήτους περιορώσιν 
(Ζ. 33 f.), und etwas bestimmter εικός τέ έστιν2) τοΐς ενόχοις μη ενλί-ψειν "Έλληνας κατηγόρους. 
Aber nirgends heißt es, daß ferner stehende Griechen ausgeschlossen sein sollen, die An­
klage vorzunehmen, wenn es an οικείοι oder πολΐται fehlt3). Der Kaiser scheint mir dem­
nach nur tatsächlich festzustellen, daß οικείοι und πολΐται schon im Kreis dieser nächsten 
und nahen Angehörigen ihre Rächer finden werden, ohne aber dem weiteren Kreis der 
'Έλληνες das Anklagerecht zu entziehen. Nur soviel wird man der Verordnung entnehmen 
dürfen, daß, wenn verschiedene Griechen als Ankläger auftreten wollten, in erster Linie 
Verwandte, in zweiter Mitbürger des ums Leben Gekommenen, dann aber erst andere 
Griechen zugelassen wurden. Es ist das dann eine Spezialvorschrift für die Auswahl des 
geeignetesten Anklägers bei einer Konkurrenz mehrerer sich dazu Meldenden im sogenannten 
Divinationsverfahren4). Die Vorschrift ist um so mehr beachtlich, als es sonst an derartigen 
Vorschriften im allgemeinen gefehlt zu haben und alles auf das Ermessen des über die 
Divinatio befindenden Gerichts abgestellt gewesen zu sein scheint. Die Zusammensetzung 
dieses Gerichts ist nun nicht eindeutig ersichtlich. Im bekanntesten Falle, der Rede Ciceros 
gegen Caecilius, den Mitbewerber um die Anklage gegen Verres, sind es iudices. Aber ent­
weder konnte der Magistrat nach Ermessen auch schon diese Frage vor Geschworene ver­
weisen, oder es ist an das bloß beratende consilium des Beamten gedacht, jedenfalls sind 
diese Leute nicht mit den iudices der —■ noch nicht gebildeten — für den Quaestionen- 
prozeß selbst maßgebenden Geschworenenbank identisch, wenngleich einige der Richter hier 
und dort Verwendung finden konnten. Aber das entscheidende Wort steht beim Beamten. 
Hitzig5) verweist auf Ulp. Dig. 48, 5, 2, 9, wo es von der Anklägerrolle im Ehebruchs­
verfahren nach der lex Iulia heißt: et quotiens alii, qui post maritum et patrem accusare

!) So Ebrard („unrechtmäßige Hinrichtungen“) und Radermacher („wider Recht vollzogene Todes­
strafen“). Auch ich hatte, ehe mir die im Text genannte und m. E. entscheidende Erwägung einfiel, an 
Hinrichtungen gedacht, während Stroux sofort energisch die andere Auffassung vertreten hat.

s) Ich möchte dabei die Übersetzung Radermachers „wie es sich von selbst versteht“ der schwä­
cheren v. Premersteins „voraussichtlich“ vorziehen; auch in der Sprache der Papyri bedeutet ώς εικός 
„wie es selbstverständlich ist“. Vgl. Preisigke, Wörterbuch. Stroux: „das Natürliche“.

3) Eine Ausnahme besteht hier nach dem Wortlaute nur insoferne für den Römer griechischer 
Herkunft, als dieser bloß für Angehörige auftreten darf, nicht aber mehr für ihm ferner stehende Griechen.

4) Mommsen, Strafr. 372 f. Hitzig, Pauly-Wissowa Realenz. s. v. Divinatio.
6) A. a. 0. 1235 f.
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possunt, ad accusandum prosiliunt, lege expressum est, ut is, cuius de ea re notio esfc, de 
lusto accusatore constituat. Genau so weist auch unsere Inschrift die Frage der Zulassung 
des Anklägers dem Statthalter zur Entscheidung zu. Man wird demnach ”für die auguste” 
ische Zeit, auch wenn schon im Divinationsverfahren Geschworene verwendet worden sein 
sollen, sicher an der Entscheidung durch den Statthalter festzuhalten haben. Derselbe 
Ulpian gibt denn auch, Dig. 48, 2, 16, dem Magistrat1), der zwischen mehreren Bewerbern 
zu bestimmen hat, den Richtweg: eligere debet eum qui accuset, causa scilicet cognita 
aestimatis accusatorum personis vel de dignitate, vel ex eo quod interest, vel aetate vel 
monbus vel alia iusta de causa. In unserer Inschrift aber ist dem Ermessen des über die 
Anklage befindenden Beamten eine engere Schranke gezogen.

So wenig wie ein Anklagemonopol ist eine Anklagepflicht des Angehörigen normiert. 
Auch eine solche müßte ausdrücklich ausgesprochen sein, wenn wir sie anzunehmen hätten. 
Das Fehlen einer derartigen Pflicht entspricht hinwiederum der römischen Akkusations- 
ordnung mit seinem Freiwilligkeitssystem2). Der Kaiser konnte es dem Ehr- und Pflicht­
gefühl der Griechen überlassen, die Anklage zu erheben. Ein starker moralischer Impuls 
dazu liegt ja in der Motivierung der Verordnung.

Ganz fremd ist der Gedanke einer Sonderstellung der Verwandten als Ankläger 
wegen Ermordung Angehöriger auch dem römischen Strafprozeßrecht ja nicht. So konnte 
schon aul die Zulassung sonst von der Anklage ausgeschlossener Personen, si suam iniuriam 
exequantur mortemve propinquorum defendent (Dig. 48, 2, II pr.) und auf die Zulassung 
der Frauen zur Akkusation „wegen Ermordung eines Verwandten innerhalb der Zeugnis­
grenze“ (Dig. 48, 2, 2 pr.) verwiesen werden3), aber Stroux betont mit Recht4), daß\ier 
Gesichtspunkte gegeben sind, die mit unserer Verordnung nur eine recht entfernte Be­
ziehung aufweisen.

hür den Rechtshistoriker von besonderem Interesse sind aber die auf den ersten 
Blick frappierenden Analogien zum attischen Mordprozeßrecht5), das Stroux vergleichend 
herangezogen hat. Wollten wir aus ihnen Schlüsse ziehen, so müßten wir freilich wissen, 
ob das drakontische Blutrecht nicht bloß attisches, sondern gemeingriechisches Recht 
darstellt. Denn wir müssen bedenken, daß Kyrene eine dorische Kolonie ist. Dürfen wir 
aber einmal die Hypothese wagen, daß in Kyrene ein dem attischen ähnliches Mord­
prozeßrecht gegolten habe, ehedem die Römer ins Land kamen, so müßte ein in römischen 
landen ruhendes Quaestionenverfahren mit römischen Anklägern und römischen Spruch­

richtern von vornherein auf größtes Mißtrauen der Griechen stoßen. Kamen dann gar, 
wie die Gesandten erzählten und sogar der römische Kaiser Augustus zugab, Rechts­
beugungen schlimmster Art vor, so kann man das Maß der Erbitterung des griechischen 
Volksteils verstehen. Und da wäre unter dem klugen Regiment des Augustus den Griechen

9 Iudex steht für consul (Lenel).
9 Mommsen, Strafe. 345f.; 2999. Auch die Ausnahmebestimmung gegen den Erben, der bei Er­

mordung des Hausherrn durch Gewalt oder Gift die Akkusation gegen die Sklaven anzustellen hatte,
MommsenTiSf ™ ^ ^ Sanktion der Vorschrift ist ja nur drohender Nachlaßverlust.

9 Mommsen, Strafr. 3694; Oliverio p. 45; v. Premerstein 458. 4) Unten VII, 5.
. . J b'psras Das attische Recht und Rechtsverfahren 239 f.; 243; 600. Beauchet, Histoire de Droit 

pnve de la, Repubhque Athenienne I (1897), 14 f.; 20 f.



griechisches Volksrecht — nationales Recht — wiedergegeben worden! Nicht alles freilich, 
was sie ehemals hatten, als sie frei waren, aber doch ein wenigstens zur Hälfte griechi­
sches Gericht in Kapitalsachen, und griechische Ankläger in Mordprozessen gegen Griechen: 
Graeci vero exsultant, quod peregrinis iudicibus utuntur, lasen wir bei Cicero1).

Treffen diese Ausführungen zu, dann ist auch der Zusammenhang dieses zweiten 
Teils der Verordnung mit dem ersten evident. Paritätisch besetztes Quaestionengericht 
und griechische Regelung des Anklagewesens waren Errungenschaften, womit die Griechen 
allen Anlaß hatten zufrieden zu sein.

Erhaben über all diesen Konzessionen aber steht, wie wir auch für Kyrene zu be­
zweifeln keinen Anlaß haben, der römische Imperien träger. Kommt einmal wirklich kein 
griechischer Ankläger, der sich des erschlagenen Landsmanns erbarmte, so konnte — viel­
leicht nach Ablauf einer den Anklägern gegebenen Frist — der (prinzipiell ja überhaupt 
zulässige) Kognitionsprozeß in die Wege geleitet werden. Aber freilich, ob der Statthalter 
die Kognition einleiten wollte, war wieder eine Frage seines Ermessens.

9 Oben S. 75 N. 3.



VII. Die Geschworenengerichte 
und die Gerichtsbarkeit des Statthalters.

Das erste und vierte Edikt enthalten eine Neuordnung der Provinzialgerichte und 
Hinweise auf die zuvor bestehende Regelung. Diese Aufschlüsse bringen nicht nur neue, 
oder doch für die provinziale Ordnung neue Einzelheiten, deren Analogie sich auch für 
die Deutung der spärlich vorhandenen Zeugnisse über römische Gerichtsverfassung fruchtbar 
ei weist, sondern sie veranlassen auch eine Revision der Grundanschauungen über die Ver­
teilung der Gerichtskompetenzen in den Provinzen.

I. Die Geschworenen:
Nach der Lehre Mommsens ist die Richterliste des Statthalters in den Provinzen mit 

der (übrigens nicht bezeugten!) Rekuperatorenliste der Hauptstadt zu verknüpfen1). Während 
dei lomische Magistiat für die Auswahl des iudex zunächst an den Senat, später an die 
durch die leges iudiciariae gebotenen Dehurien gebunden war, habe er für die Auswahl der 
Becuperatores freie Hand besessen. In gleicher Weise habe der Statthalter aus den beim 
Conventus sich einstellenden römischen Bürgern für jeden Bezirk aus freiem Ermessen eine 
Liste von (rekuperatorischen) Geschworenen aufgestellt. „Weder für diese Zeit (Ciceros 
Verrinen) noch für die spätere findet sich irgend ein Anhalt für formale Beschränkung 
dieses Rechts bei der Provinzialmagistratur nach Analogie der stadtrömischen Iudiziar- 
gesetze ... Die Einrichtung besteht auch unter dem Prinzipate“2). Einen Fall der Bin­
dung auch der Rekuperatoren-Auswahl lehrte freilich die lex agraria3) vom Jahre 111 
kennen [de ea re consul proue con\sule praetor proue praetore . . . recuperatores ex ciuibus 
L quei classis primae sient, XI dato. Und da das Έdictum Venafranum des Augustus4) 
auf eine Regelung der Rekuperatoren-Auswahl in der lex {Julia) de iudiciis priuatis ver­
weist, hat Wlassak5) vermutet, dafi diese wohl auch den Personenkreis „irgendwie um­
grenzt“ hatte15).

Wie sich das nun auch bei den römischen Becuperatores verhalten habe: für die κριταί 
in der Provinz liegt durch Kyrene ein klares Zeugnis vor: die Auswahl ist schon vor 
dem Eingriff des Kaisers an einen census gebunden. Durch diesen und die bis dahin gel­
tende Beschränkung auf eines Bomani war sie so eingeschränkt, daß gerade dadurch die 
beklagten Übelstände eingetreten waren. Sie sind diesmal keine solchen statthalterlicher

l) Strafrecht 178; 235. η Strafrecht 235 А. 1.
3) Bruns: Fontes 7 No. 11, Z. 37. 4) Ebda No. 77, Z. 68.
5) Roe. Prozeßgesetze II 198.
) Dazn VVenger: Heeiperätio (P.-W.) 423, der was die Provinz angeht, andrerseits an Mommsens 

obiger These festhält. Auf die sich aus der oratio Claudii (BGU. 611) ergehenden Fragen komme ich 
in einer gesonderten Abhandlung zurück.



Willkür im Kognitionsverfahren*). Die Machenschaften der Römer können nicht den Bei­
sitzern im consilium des richtenden Statthalters zur Last fallen: Wortlaut und Inhalt be­
zeugen klar ein Geschworenengericht, besetzt ausschließlich mit römischen Geschworenen, 
das gegen Griechen in einem Verfahren, in dem ein regelrechter Ankläger fungiert, auf 
Todesstrafe erkennt. Ja, dieses Gericht wird nicht aufgehoben. Es kann auch künftig auf 
Wunsch des Angeklagten wie früher nur mit römischen Geschworenen besetzt werden. 
Wäre nun nach Mommsens Auffassung eine vom Census freie Auswahl in andern Provinzen 
in Geltung -— was äußerst unwahrscheinlich —, Ivyrene eine Ausnahme gewesen, so lag 
die Aufhebung der Beschränkung in Kyrene als das beste Heilmittel für die Vergrößerung 
der Richterzahl dem Kaiser zum mindesten nahe. Er tut das Gegenteil: für ein bestimmtes 
iudicium wird eine Sonderliste neu geschaffen, und die Aufnahme an einen höheren Census 
als den bestehenden und an ein Mindestalter gebunden. Es ist wahrscheinlich* 2), daß zu 
Beginn der Kaiserzeit analoge Bestimmungen für die Geschworenenlisten in andern Pro­
vinzen in Geltung waren3). Aber Bindung an den Ort des Konventes ist für Kyrene nicht 
vorgesehen, der Ausdruck προτιΦέντες εν τ») κατά Κνρήνην έπαρχηίαι spricht für Geltung 
der Liste in dem ganzen Gebiet von Kyrene, das nach unserem Text (vgl. Z. 14 und 37) 
offenbar in der Gesamtprovinz Kreta und Kyrene für sich geordneter Gerichtsprengel war4).

Für unsere Kenntnis des römischen Provinzialprozesses hat das durch Edikt 1 be­
zeugte Geschworenengericht schon abgesehen von den gleich zu besprechenden Aufschlüssen 
über die Institution als solche durch seine bloße Existenz nach zwei Seiten hin große 
Bedeutung: I. In den unserem bisherigen Wissen entsprechenden Bilde der Prozeßordnung 
auf provinzialem Boden fehlte ein dem Verfahren der stadtrömischen Quaestiones ent­
sprechender Strafprozeß vollkommen. „Der ursprüngliche öffentliche Strafprozeß kann gar 
nicht anders geführt werden als in der Hauptstadt“ (Mommsen: Strafr. 235)5 * * * *). Daher 
mußte Mommsen auch die unter dem Prinzipat stärker hervortretende statthalterliche Straf­
gewalt aus anderen Voraussetzungen ableiten und in der Form der magistratischen Cogniüo

J) Über die Frage der statthalterlichen Strafgerichtsbarkeit vgl. unten S. 109. Wenn v. Premerstein 
(S. 444) feststellt, daß „der Statthalter im Strafverfahren völlig unabhängig war11 in den gleichen Pro­
vinzen, in denen für die Ziviljurisdiktion die Geschworenengerichte nachgewiesen sind (vgl. Mommsen: 
Strafr. S. 239), so ist eben die Frage, oh diese unabhängigen Strafverfahren etwas anderes waren als 
cognitiones. Nur als solche will sie für die Zeit der Republik Mommsen gelten lassen. Alsdann war der 
Unterschied von den Zivilprozessen selbstverständlich, aber ein Vergleich mit den vor Geschworenen 
unter dem Vorsitz des Statthalters verhandelten Kapitalprozessen (θανατηφόροι, δίκαι) Kyrenes gar nicht 
möglich.

2) Eine Bestätigung für die Vermutung Wlassaks: Z. röm. Provinzialprozeß S. 15: „Ähnlich wird 
man auch in den Provinzen in die Richterlisten der Konvente solche Privatleute aufgenommen haben, 
die zu den Begüterten und Angesehenen gehörten“.

3) Daß die in dem Dekret des Rupilius für Sizilien vorgesehenen selecti iudices ex conuentu ciuium 
Romanorum, aus denen der praetor in gewissen Fällen iudices sorlitur, nicht nach dem census ausge­
wählt waren, kann aus Ciceros Schweigen nicht gefolgert werden.

4) Das spricht gegen den Versuch Wlassaks, die Geschworenen nur für die bei den Provinzial- 
konventen tagenden Gerichte gelten zu lassen: Zum röm. Provinzialprozeß S. 35 A. 54.

5) „Wenn die Geschworenenhöfe der iudicia publica nicht auf die Provinzen übertragen werden
konnten . . (а. а. O. S. 242) „Und die Einführung des Quaestionsverfahrens in Rom kann den provin­
zialen Strafprozeß nicht ins Leben gerufen haben“ (a. a. 0. 236). Das bleibt, soweit die zeitliche Kon­
gruenz in Frage kommt, wohl bestehen; aber später sind also die quaestiones doch wenigstens Muster
eines provinzialen Strafprozesses geworden.



sich vollziehen lassen4). In diesem Zusammenhänge bedeutet das Zeugnis für Kyrene weit 
mehr als die Kenntnis einer örtlichen Institution. Es durchbricht an einem entscheidenden 
Punkte die auf Grund des bisherigen Materiales nötig erschienene Konstruktion vom Unter­
schiede der Strafjustiz im stadtrömischen Rechte und Reichsrechte2). II. Damit hängt die 
zweite Lehre zusammen; denn eine so umgestaltende Erweiterung der Kenntnis des&Ver­
fahrens muß auch die Rechtsidee, aus der die Institution bisher abgeleitet wurde, neu 
verstehen lehren. In der Tat haben die Zeugnisse der republikanischen Zeit, besonders die, 
welche dem Verres-Prozeß verdankt werden, auf der einen Seite, die des Corpus juris, 
namentlich der Konstitutionen des Codex aus der späteren Kaiserzeit,· auf der anderen Seite 
dazu geführt, die jurisdiktioneile Gewalt des Statthalters in Strafsachen teils aus seinen 
militärischen Funktionen teils aus der magistratischen coerciüo, die ihm gegenüber den 
Untertanen zustand, abzuleiten (Mommsen: a. a. 0. S. 237). Dazu kam in der Kaiserzeit 
— wie früh ist unbekannt — die Übertragung des Schwertrechtes (ius oder potestas gladii) 
als Delegation kaiserlicher Strafgewalt. Die Nichtbürger schienen ohne die schützende 
Form des geregelten Prozesses dieser Art statthalterlicher Justiz unterstellt. Nur für die 
m den Provinzen lebenden Bürger glaubte Mommsen einen statthalterlichen Strafprozeß, 
freilich auch diesen ohne die Geschworenengerichte der iudicia publica, annehmen zu müssen 
(a. a. 0. S. 242)»). Jetzt öffnet das Edikt I den Einblick in die als Entwicklungsstadium 
besonders wichtige augusteische Periode und zeigt, daß hier in einem bisher ungeahnten 
Maße die aus dem prätorischen Imperium des Statthalters fließende Gerichtsbarkeit analog 
zu den in der städischen Prätur entwickelten Formen normiert war. Zwar haben auch 
jetzt die Nichtbürger in Kapitalsachen nicht den für alle Fälle gütigen Rechtsanspruch 
auf die Durchführung eines dem hauptstädtischen analogen Strafprozesses4), aber es kann 
wenigstens ein Consilium iudicum gegeben werden. Und wenn das geschieht, ist der Statt­
halter als Vorsitzender des iudicium in der Durchführung des Verfahrens gebunden, wie 
der praetor und iudex quaestionis, und verkündet ein Urteil, das die Mehrheit der Richter 
in geheimer Abstimmung fällt. Das läßt also auch auf diesem Gebiet den Rückschluß auf 
eine Auffassung der statthalterlichen Gewalt, die sich an der städtischen Prätur orientierte, 
zu, eine Auffassung, die m Bezug auf die Angleichung des Provinzialediktes an das städtische 
und in Bezug auf die Ziviljurisdiktion schon erkennbar war. Aber sie kam in der Ent­
wicklung nicht zum Zuge. Wie es bezeichnend für den Begründer des Prinzipates ist, daß 
er sich als ihr Anhänger zeigt, so ist es umgekehrt für die Umgestaltung des Prinzipates 
bezeichnend, daß der Statthalter in der Strafjustiz immer mehr zum Vertreter der kaiser­
lichen Gerichtshoheit wird5). 9

9 »Einer Bindung durch die Geschworeneninstitution, wie sie im Zivilprozeß auch bei den Statt­
haltern auftritt und in der städtischen Justiz auf den Kriminalprozeß erstreckt ist, hat der statthalter­
liche Strafprozeß nicht unterlegen“ (а. а. O. S. 239).

2) Vgl. v. Premerstein S. 442; Anderson J. R. S. XVII S. 41.
3) Auch Mommsen bedurfte für sein Bild des statthalterlichen Strafrechtes (a. a. 0. Abschnitt VII 

LS. 229ff.]) der Hypothese von einem „Anschluß an die städtischen Kriminalordnungen“, aber er glaubte 
diesen nur in den Grenzen der Strafjustiz über die Bürger und ohne die Geschworenenhöfe wirksam.

. lst 1 ehrreich, gerade diesen tastenden Versuch (a. a. 0. S. 242) der richtig eingestellten Konstruktion 
mit dem Zeugnis des Ed. I (und IV) zu vergleichen, um die Veränderung des ganzen Bildes abzuschätzen.

*) Hierzu unten zu Edikt IV S. 110.
5) Vgl. Mommsen: Staatsrecht3 II 1, 270f.



2. Der Census:
Augusfcus geht von der Feststellung aus, wie viele römische Bürger, die den für das 

Richteramt festgesetzten Minimalcensus (εξ ων είσιν oi κρασί) aufweisen, überhaupt in 
Kyrene ansässig sind. Die kleine Zahl von 215 Köpfen in dem ganzen Provinzteil wird durch 
den Zusatz εκ πάσης ηλικίας unterstrichen. Das ist für eine negative Feststellung wichtig: 
der Kaiser stützt sich nicht auf ein album iudicum, eine Geschworenenliste, sondern auf 
die beim allgemeinen Census der römischen Bürger gefertigte, in Kom aktenmäßig vor­
handene Aufstellung1). Überraschend niedrig auch der Minimalcensus (ή μείζω έχοντας) 
von 2500 Denaren, also 10000 Sesterzen. Er gilt nur für die eines Romani. In der neu 
aufzustellenden, aus Griechen und Römern gemischten Liste sollen, wenn möglich, nur durch 
einen dreifachen Census (7500 Denare)* 2) qualifizierte Personen stehen. Für Sinn und Ab­
leitung dieser Zahl ist wichtig, daß der Kaiser von vorneherein mit dem Falle rechnet, die 
Liste könne unter dieser Voraussetzung nicht gefüllt werden. Im Notfall soll die Hälfte 
des Census genügen. Also ist diese Festsetzung nicht aus den ökonomischen Verhält­
nissen der Provinz Kyrene ad hoc abgeleitet, sondern dem Kaiser aus anderen Gründen 
nahegelegt, den Versuch damit in Kyrene zu machen und nur im Falle der Unmöglich­
keit auf die Hälfte herabzugehen. Ist dann diese Zahl nur durch Anwendung der Ver­
dreifachung auf den bestehenden Zustand zu deuten, oder läßt sich für die beiden Zahlen 
2 500 Denare und 7500 Denare eine Analogie im Bereiche der römischen Gerichtsverfassung finden ?

Jedenfalls nicht an dem für das stadtrömische Richteralbum geltenden Census; er 
steht für die Zeit des Augustus fest auf 400000 Sest. (100000 Denare) für die drei ersten 
Dekurien3), die Hälfte (200000) für die erst von Augustus mit eingeschränkter Kompetenz 
geschaffene vierte der ducenarii. Von da aus ergibt sich kein Reduktionsverhältnis auf die 
Zahlen von Kyrene. Die von Oliverio (S. 41) mitangeführte Zahl von 100000 Sest. war 
nicht in Geltung. Sie würde eine an sich wahrscheinliche Reduktion nach dem Verhältnis 
1 : 10 ergeben haben. Der jüngere Plinius bezeugt in seinem generösen Briefe (ер. I 19,2) 
an den condiscipulus Romatius Firmus, den er aus seinen Mitteln auf den Census des Ritters 
erheben will, daß für das Dekurionat in Сото der Minimalcensus von 100 000 Sest. ver­
langt war. Er steht zu dem von Augustus festgesetzten des römischen Senators von 
1000000 Sest.4) im gleichen Verhältnis 1 : 10. Es spricht alles dafür, daß dieser Census 
auch außerhalb Comos municipale Geltung hatte5). Nur von diesem Census des muni-

!) Auf Monum. Ancyr. 2, 5 verweist schon Oliverio.
2) Daß es sich bei dem τίμημα (census) nicht um ‘Einkünfte’, sondern ‘Vermögen’ handelt (schal. 

Juuenal III 155), ist durch den Zusatz καί ουσίαν (Z. 17) gesichert. Die Kleinheit der Zahlen könnte 
Zweifel verursachen. Zur Terminologie oben S. 35.

3) „400000 Sest. für die decuriae equitum, 1 Million Sest. für die Senatoren“ v. Premerstein, S. 448. 
Aber nach den Quellenstellen hat es unter Augustus zunächst nur einen Richtercensus gegeben, der 
für die ersten 3 Dekurien im Sinne eines Mindestcensus giltig war, bis die vierte der ducenarii hinzu­
gefügt wurde. Die Senatoren erfüllten diese Qualifikation per se, wie auch die des Mindestalters, aber 
es waren lange nicht alle Senatoren im album der selecti iudices, nur einen Richtercensus von 1 Million 
hat es nicht gegeben noch damals eine eigene Dekurie der Senatoren.

4) Nach Dio Oass. 54, 17, 3; 26, 3. Die Zahlen stimmen bekanntlich nicht zu Suetons Zeugnis Aug. 41.
6) Die Lex Julia municip. setzt die Buße für angemaßtes Dekurionat auf 50000 Sest., den halben

Census, fest. Kubitschek (bei P-W III 1924) vermutet im Gegenteil, daß die Census-Summe nach „Städten 
von verschiedenem Reichtum verschieden “ war. (Marquardt: Staatsverw. 12180,4; Lange: Rö. Altertümer 13 498). 
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cipalen Dekunonates die Verbindung zu dem für die Richter in der Provinz geltenden zu 
suchen, empfiehlt sich nicht1).

Zwei zufällig erhaltene Zeugnisse legen eine andere Vermutung nahe: In der Gol- 
latio IV 4 (de adulteriis) wird aus Papinian, und zwar dem auf die lex Julia de adulterüs 
bezüglichen Titel seiner Responsensammlung, ein Mindestcensus für das Äkkusationsrecht der 
hberti sine ßio zitiert: 30000 Sesterzen. Dieser hängt zusammen mit der sehr alten, von 
Liuius zum Jahre 168 (45,15) berichteten Bestimmung, daß Freigelassene in die Liste der 
tribus rusticae aufgenommen werden, wenn sie entweder einen über 5 Jahre alten Sohn 
haben oder qui praedium praediaue rustica pluris sestertium triginta milium liaberent. In 
dem Ansätze ist der Census der zweiten Centurienklasse zu erkennen2). Es ist also 
Anlehnung des Census für ein spezielles Äkkusationsrecht an die Sätze der classes“ 
erwiesen. Dazu erinnere man sich der oben (S. 94) zitierten Bestimmung der lex agraria 
vom Jahre 111: recuperatores quei classis primae sient dato. Daran ist in diesem Zusammen­
hänge nicht die Hohe selbst, die alle im alten Sinne in fr a classem befindlichen ausschließt 
von Bedeutung, sondern die Anlehnung, die für die Festsetzung des ßichtercensus an die 
Satze der Centurienklassen genommen wird3). Darf man von hier aus auf die Sätze in 
Kyrene schließen, so gliedern sich diese ohne Schwierigkeit ein. Der bereits bestehende 
Ansatz von 2500 Denaren*) = 25000 As = 10000 Sesterzen entspricht dem Census der 
vierten Klasse, der neue Ansatz von 7500 Denaren = 75000 As = 30000 Sesterzen dem 
der zweiten Klasse. Wie die in Rom geltenden hohen Census-Sätze für Senat und Ritter 
durch Vervielfachung aus dem der alten Centurienklassen entwickelt scheinen so hat der 
Kaiser diese provinzialen Sätze nach Analogie der Tafel der Bürgerschatzung zu bestimmen 
versucht. Bei der Gleichung der alten Census-Sätze der classes mit den später geltenden 
Geldwerten ist folgerichtiger Weise nicht der jüngere (seit 217) Unzialfufi, der 16 Unzial- 
asse auf den denarius gehen läßt, angewandt worden, sondern der alte Ansatz des Triental- 
asses mit dem ‘echten’ denarius = 10 As5). So ist auch oben die Gleichung aufgestellt.

3. Das Mindestalter:
Besonders willkommen ist das neue Zeugnis der Stele für das Mindestalter der 

Geschworenen zur Zeit des Augustus: μηδένα νεώτερον πέντε καί είκοσι ετών μήτε Τωμάΐον 
μήτε 'Έλληνα. Ein altes Problem wird mit Sicherheit gelöst. Sueton bezeugt in der Vita 
des Augustus (c. 32): iudiccs a tricensimo actatis anno adlegit, id est quinquennio maturius 
quam solebant. Das Wort tricensimo (in dieser Schreibung der Memmianus; tricesimo 
trigesimo die andern älteren Hss.) ist einhellig überliefert. Mommsen, zuerst zögernd 
(Staatsrecht3 III 534 А. 1), dann mit entschiedenem Einspruch gegen jede Änderung des 

extes (Strafrecht 212 A. 4) stützt seine Ansetzung des Geschworenenalters auf diese

7 1 f V 10 Hefert Frontin de αϊ· ein Beispiel einer Strafbestimmung: In Rom das
Zehnfache: 100000 Sest. Bruns: Fontes7 S. 113 mit S. 193.

J Mommsen: Staatsrecht III 437; Strafrecht 370. Weißenbom-Müller zu Liuius 45 15
> Aufustlls scheint auch für seine stadtröm. Neuerungen die'se alten ‘Klassen’ zum Ausgang genommen 

zu haben. Vgl. Lange: Rö. Altert. I3 497. gang genommen
b Nichts gewinnen läßt sich leider aus dem Briefe des Proconsuls von Asia an die Gemeinde

, t T /‘“,μ AppelIatl0nssache’ der ats Succumbenzgeld oder Prozeßpfand die Summe von 2600 Denaren 
festsetzt. (Mommsen: Ztsch. d. Sav. Stiftg. 1890, 34ff).

J) Lange: Rö. Alt.8 I, 496; Marquardt: Rö. Staatsv.2 II, 16.



Suetonstelle. Er muß daher dem quinquennio maturius folgend für die durch das Aurelische 
Gesetz geschaffene Geschworenenordnung eine untere Grenze von 35 Jahren, die auch für 
Caesars Ordnung weiter bestanden haben mühte, annehmen (Staatsr. S. 537). Das paßt 
schlecht dazu, daß bereits unter dem Regime der Gracchischen Gerichtsordnung die Lex 
Acilia für die Richterbank de repetundis ein Mindestalter von 30 Jahren vorsieht (Bruns: 
Fontes7 S. 61) und — wollte dies Gesetz von der zu seiner Zeit geltenden Norm abweichen — 
nur eine Verschärfung in Betracht kommen konnte1). Es stimmt aber auch der Anschluß 
nach unten nicht. Denn der Papyrus B. G. U. 611, eine Oratio des Kaisers Claudius, zwingt 
trotz aller Schwierigkeit seiner Deutung, zu dem Schluß, daß das Mindesfalter von 25 Jahren 
für die deeuriae iudicum bis dahin in Geltung war* 2).

Nun darf die Frage überhaupt nicht auf das Geschworenenalter isoliert werden. 
Für die Bekleidung municipaler Ämter muß eine analoge Verschiebung des Mindestalters 
eingetreten sein, wir können zunächst sagen, nach Caesar und vor Domitian. Denn die 
Tafel von Heraclea verbietet dem minor XXX annos natus die Bewerbung um die honores 
in den municipia coloniae praefecturae (§ 89 vgl. Mommsen Staatsr. I 509), während die 
Lex Malacitana (zwischen 81 und 84 p. Chr.) an entsprechender Stelle (cap. 54) den minor 
annorum XXV nennt. Caesars Ordnung schließt sich an schon geltende ältere Bestimmungen 
an. Nach Ciceros Zeugnis (Verr. II 122) hat Halaesa in Sizilien durch den Praetor 
C. Claudius leg es de cooptando senatu erhalten: in quibus multa sanxit de aetate hominum 
ne qui minor XXX annis natus . . . legeretur. Dasselbe Alter scheint nach II 123 bereits 
in den leges anüquae Scipionis de cooptando senatu, welche Agrigent erhielt, gestanden 
zu haben.

Das gleiche setzte die Lex Pompeia für Bithynien fest: ne quis capiat magistratum 
neue sit in senatu minor annorum triginta. Piinius der dies ad Traianum 79 berichtet, 
stellt dem gegenüber, daß ein Edictum Augusti das capere magistratus bereits ab annis XXV 
erlaubt habe. Da es aber über das Eintrittsalter in den Senat nichts bestimmte, muß 
Piinius den Kaiser befragen, ob dieses nun auch allgemein auf 25 Jahre herabgesetzt sei, 
oder ob dem Wortlaute strikt entsprechend nur die nach dem Edikt des Augustus vom 
25. Jahre an zu den magistratus Gelangenden auch den damit verbundenen Eintritt in den 
Senat erhielten, non capto magistratu aber die alte Grenze der lex Pompeia mit 30 Jahren 
bestehen bliebe. Und für diese, allem Anschein nach dem Willen des Augustus nicht 
entsprechende, enge Auslegung entscheidet Traian (ep. 80).

Freilich ist in diesem Hinweis auf den Briefwechsel Gebrauch gemacht von einer 
auf den Vorschlag Nipperdeys zurückgehenden Änderung des Textes, die in die Ausgaben 
von Kukula und Merrill aufgenommen ist, die Ziffer XXV zweimal an Stelle der über­
lieferten: XXII einzusetzen. Andrerseits bietet dies Zeugnis für das Intervall zwischen 
lex Julia municipalis, zu der die lex Pompeia in der Altersgrenze stimmt, und lex Mala­
citana, in der eine wichtige Stütze für die Änderung in XXV gegeben ist, die genaue 
Bestimmung eines edictwn Augusti.

!) Mommsen (Strafrecht 212) maß daher annehmen·: „ln jener Hinsicht (Altersgrenze) wird in 
republikanischer Zeit früher das Überschreiten des 30., nach dem aurelischen Gesetz das des 35. Lebens­
jahres gefordert; Augustus hat wiederum jenes als Grenze gesetzt*.

2) Ich darf bereits auf meine Abhandlung über die Oratio Claudii hinweisen.



Schon die Übereinstimmung der lex Acilia allein mit dieser für munizipale und 
provinziale Magistrate und Senate geltenden Satzung beweist, daß in der Altersgrenze 
für die Geschworenen nur ein Anwendungsfall eines im letzten Jahrhundert der Republik 
in viel weiterem Sinne geltenden Normalalters vorliegt. Es war aber des weiteren — so­
viel steht trotz gewisser Schwierigkeiten in der Deutung der Überlieferung fest — auch 
für den Beginn der städtischen Laufbahn, die Quästur, und für den damit verbundenen 
Eintritt in den römischen Senat giltig, sicher in nachsullanischer Zeit1). Inmitten dieser 
Zeugnisse hatte die Sueton-Überlieferung, an der die Altersgrenze für das Geschworenen- 
Album nach den leges iudiciariae mit und seit dem Aurelischen hängt, schon immer einen 
schweren Stand. Die früheren Editionen setzten der Autorität des Cuiacius (observ. XXI 32) 
folgend uicesimo für tricesimo ein, andre tilgten das id est quinquennio maturius q. s. als 
späteres Glossem, sie konnten dann tricesimo verstehen wollen als eine Erhöhung der ‘üb­
lichen Zahl 25. Auch die richtige Zahl 25 ist vorgeschlagen worden; namentlich Wlassak 
hat sich, wenn auch mit einigem Zweifel, dafür ausgesprochen2). Aber jetzt erst leuchtet 
das inschriftliche Zeugnis der Stele von Kyrene mit der analogen Regelung des Ge­
schworenenalters hinein in die Verdunkelung der Ziffern, welche die Handschriften sowohl 
im Texte Suetons wie in dem der Briefe des Plinius und Traian zu stände brachten. In 
beiden Fällen ist die Zahl 25 jetzt mit Sicherheit herzustellen. Da das Suetonzeugnis 
durch sein quinquennio maturius zugleich ein solches für die republikanische Regelung dar­
stellt, schließt sich hier der Ring der Anwendungen der Normalzahl 30 als Mindestalter, 
zu denen nun das album der städtischen Geschworenen hinzukommt. Und es ist folglich 
auch abzulehnen, daß künftig noch von dieser und jener Änderung des Minimalalters durch 
Augustus als von einer vereinzelten Maßnahme gesprochen wird. Die vorliegenden Zeugnisse 
für die Geschworenenliste der Stadt, für die Magistratur (Quästur) und den Senat Roms 
(vgl. Mommsen: Staatsrecht I 573), für die Geschworenen in der Provinz Kyrene, für die 
Magistrate der Provinz Bithynien, die im Rechte von Malaga greifbare Nachwirkung um­
schreiben einen Kreis von Anwendungen des neuen Normalmindestalters von 25 Jahren, 
der in seinem Gegensatz zur Geltung des 30. Jahres in republikanischer Zeit weit genug 
ist, um von einer systematischen Neuregelung zu sprechen3). Das Motiv, warum Augustus 
die notwendig erscheinende Herabsetzung des Alters beim 25. Jahre Halt machen ließ, ist 
au einer, allerdings der rhetorischen Erfindung verdächtigen Stelle, in der Rede, die Cassius 
Dio den Mäcenas über die Grundsätze des neuen Prinzipates halten läßt, vorgetragen (52, 
20): καταλέγεοϋω. δε χρή ... ες το συνέδριον πεντεκαιεικοαιέτεις. πώς γάρ ουκ αισχρόν

0 Über die Schwierigkeiten ist Mommsen: Staatsrecht I 570 (Karlowa: Röm. Rechtsgeschichte I 183; 
Kubier s. v. magistratus P.-W. XIV 406) zu vergleichen. Seine Annahme, daß das Mindestalter von 30 Jahren 
für die städt. Quästur erst mit der lex Cornelia de magistratibus Sullas begonnen habe, wird durch den 
Zusammenhang mit den im Text erläuterten Zeugnissen nicht gestützt. Sie lassen auf frühere Geltung 
schließen (ebda: 567).

J) Prozeßgesetze 1 175. Die Ausgabe von Ihm verweist anf die Spezialausgabe der Vita Augusli 
von Shuckburgh, die mir mellt zugänglich war. Ihm selbst schreibt im Text tricesimo. Auch Oliverio 
scheint für diese Lesung zu sein. Mommsens Autorität vor allem hat für tricesimo gewirkt.

3) Daß durch das Zeugnis der Stele von Kyrene die bisherigen Quellenstellen so entscheidend ergänzt 
und gedeutet werden, daß sich die einheitliche neue Norm gegenüber der Zeit der ausgehenden Republik 
jetzt mit Sicherheit erkennen läßt, halte ich gegenüber dem Versuche v. Premersteins (S. 451 f.) aufrecht, 
die nur durch Überlieferungsfehler entstandenen Dissonanzen mit der Erklärung bestehen zu lassen, es



καί σφαλερόν εστι τα μεν οικεία μηδενί προ ταύτης της ηλικίας επιτρέπεσ'&αι, τά δε δημόσια 
καί νεωτέροις τι.σίν εγχειρίζεσ&αι; Aus dem Schutze also, den die minores XXV annis durch 
die Lex (P)laetoria genießen, wird auch ihre Schutzbedürftigkeit abgeleitet, die ihre Zu­
lassung zu verantwortlicher politischer Stellung (Quästur-Senat) unrichtig erscheinen läßt. 
Es ist wahrscheinlich, daß dieses Argument durchaus ‘historisch’ ist und von Augnstus 
selbst zur Begründung des neuen Mindestalters angeführt wurde1). Das Mindestalter von 
25 Jahren ist bis zum Ende der Kaiserzeit gültig geblieben* 2). Augustus hat also die 
ältere (republikanische) Altersgrenze der 30 Jahre mit glücklicher Treffsicherheit versetzt.

4. Sortitio, reiectio, Consilium iudicum:
Das Consilium hat der Proprätor durch sortitio aus dem neuen album zu bestellen. 

Da die lex Acilia das andere Verfahren des edere iudices vorsieht, lagen bisher für die 
sortitio keine inschriftlichen Zeugnisse vor. Nur das fragmentum Florentmum hat — so­
viel ist sicher — eine Richterauslosung enthalten, die pilae, das aequari, die inscriptio 
nominis finden sich vor (Z. 24 f. σηκωϋ-ειαών των σφαιρών καί επιγραφέντων αύταΤς των 
ονομάτων), aber es lassen sich nur Einzelheiten erkennen. (Bruns: Fontes1 No. 25b S. 118.) 
Die wichtigste Parallele ist daher die von Asconius (S. 36; 45 Stgl.) zum Prozeß des Milo 
beigebrachte, welche die sortitio von 81 Namen aus einem Album von 360 und die (erst 
vor der Abstimmung selbst stattfindende) reiectio bis zur Zahl von je 15 Namen vorsieht. 
Freilich beruhte die Bestellung dieses consilium iudicum auf Spezialgesetz {lex Pompeid) 
und hat gewisse Besonderheiten aufzuweisen.

Über das Verfahren der reiectio durch die Parteien nach voraufgegangener sortitio 
ist wenig bekannt3). Um so mehr fällt ins Gewicht, daß die einzige präzise Angabe, die 
Cicero (Verr. act. II 2, 77) verdankt wird, in der Gerichtsordnung für Kyrene ihre genaue 
Analogie findet. Cicero sucht dort das Verlangen des römischen Volkes nach Justiz an 
Verres möglichst unerbittlich hinzustellen und stützt sich dafür auch auf die Unmöglich­
keit, daß er als Richter noch Vertrauen finde, mag der Senat sich zu seinem Mit­
glied stellen wie er wolle. Den naheliegenden Einwand gegen dies Argument, daß ja das 
Recht der reiectio iudicis Sicherung gegen Verres biete, entkräftet er mit dem Hinweis auf 
die starke Einschränkung desselben für die nicht-senatorischen Bürger in den ‘famosen’ 
leg es Corneliae: „de se homines si qui extra istum ordinem sunt, quibus ne reiciundi quidem 
amplius quam trium iudicum praeclarae leges Corneliae faciunt potestatem, liunc hominem 
tarn crudelem tarn sceleratum tarn nefarium nolunt iudicare. Da sich im Verres-Prozesse selbst 
fünf Fälle der reiectio durch den Angeklagten an den Erwähnungen abgelehnter Namen 
aufzeigen lassen, ist mit Wahrscheinlichkeit vermutet, daß die Senatoren nach den leges

habe a) „ein gesetzliches Mindestalter der iudices“ gegeben, b) „ein Normalmindestalter“, das in der 
Praxis bei der Aufstellung des album maßgebend war. Zu a) würde dann das Edikt von Kyrene ge­
hören, aber bei dem Richtermangel sei natürlich dort auch in praxi danach verfahren worden. Hingegen 
sei Sueton: Aug. 32 aus der Bevorzugung „der höheren Jahrgänge“ zu erklären, die hei genügender Zahl 
der Anwärter Augustus über das Mindestalter heraufgehen ließ. Auch der Wortlaut der Sueton-Stelle 
scheint mir mit dieser Deutung nicht vereinbar.

1) Vgl. dazu die oben (S. 94,6) angekündigte Abhandlung über die Oratio Claudii.
2) TJlpian D. 50, 4, 8 (vgl. Papinian 50, 2, 6, 1); Callistratus D. 50, 2, 11.
3) Vgl. die durchaus hypothetisch vorgetragenen Ansichten Mommsens (Strafrecht 214ff.) und die 

vorsichtige, unbestimmte Formulierung Steinwenters (Artikel: Iudex P.-W. 1X 2473).



Gorneliae die doppelte Anzahl, sechs Richter, ablehnen durften. Aber als Vorbild für die 
provinzielle Ordnung war natürlich die nicht-senatorische Zahl die gegebene. Da Augustus 
sie wieder verwendet, liegt es nahe, zu folgern, daß auch die lex Julia für gewisse,"nicht 
näher bestimmbare Fälle die kleine reiectio-Ziffer der Cornelischen Gesetze, nicht die großen 
Zahlen, die in den speziellen quaestiones der ausgehenden Republik angetroffen werden, 
weiterfühite. Daß die I. Julia de iudiciis priuatis eine Bestimmung über die reiectio iudicum 
enthielt, zeigt die Rückverweisung darauf im Edictum Venafranum (Bruns: Fontes7 S. 251). 
Wie die Steigerung des Rejektionsrechtes der zunehmenden Politisierung der Prozesse ent­
sprach1), so wird die entgegenwirkende Tendenz der leges Juliae das Zurückgreifen auf 
die früher geltenden kleinen Zahlen herbeigeführt haben.

Das im Abschnitt V der Inschrift durch S. C. neu geschaffene Gericht in Repetunden- 
fällen, von dem unten gezeigt werden wird, daß es ganz dem Rekuperatorenverfahren nach­
gebildet ist, sieht nach einer Auslosung von neun Richtern eine reiectio ανά μέρος der Par­
teien von höchstens vier Gelosten vor. Hier ist gewiß, daß jede Partei das Recht auf eine 
gleiche Zahl von Ablehnungen hatte. Das ist das Natürliche im rekuperatorischen Prozeß. 
Die freilich gerade hier lückenhafte Lex agraria 37 (Bruns: Fontes7 S. 81) bezeugt nach 
der gewiß zutreffenden Ergänzung Mommsens ein gleiches Rejektionsrecht der Parteien2). 
Anders aber ordnet Augustus die reiectio beim Mordprozei, der fauor rei macht sich be­
merkbar, indem ihm eine Ablehnung mehr als dem Kläger zusteht. Leider sind wir für 
die reiectio durch den Kläger im städtischen Prozeß ohne ausreichende Angaben gelassen. 
Die Analogie aber zur Ordnung in Kyrene, die ja für das Recht des Angeklagten besteht, 
warnt davor, durchwegs große Zahlen wie beim Editionsverfahren anzunehmen und auch 
in dem Falle, der dem Angeklagten nur ein Recht auf drei (resp. sechs) Ablehnungen 
läßt, beim Kläger ein viel umfangreicheres vorauszusetzen. Das ist z. B. für den Prozeß 
des Verres aus Ciceros doch recht unbestimmten Worten gefolgert worden: Ita reieci 
iudices, ut hoc constet, post Itunc statum rei publicae, quo nunc utimur, simili splendore 
et dignitate consilium nullum fuisse. Aber das schließliche Consilium war klein an Zahl 
{actio I 30) die in den Reden verfolgbaren Namen führen bis zwölf, viel mehr haben nicht 
gesessen. Danach wird die Zahl der Ablehnungen durch den Kläger auch nicht hoch 
gewesen sein.

Nach der Höchstzahl von fünf Ablehnungen bleibt für das endgiltige Consilium 
iudicum der Bestand von mindestens 45 Richtern. Wenn Mommsen seinen Überblick über 
die Zahl der Geschworenen (Strafrecht S. 218) mit dem Vermerk schließen mußte: „Aus 
der Zeit des Prinzipates liegen keine entsprechenden Nachrichten vor“, so tritt nun dieses 
Zeugnis aus Kyrene als erstes in die Reihe ein. Näher als man es von der provinzialen 
Ordnung erwarten konnte, schließt sie sich an gewisse stadtrömische Zahlen an. Zwar 
1 ührt die kurze Notiz Oliverios (S. 44) an den Beispielen des bei Cicero pro Cluentio 74 *)

*) Zu was für Experimenten mit der reiectio der politische Hader sich rüstete, beleuchtet z. B. 
Cicero in Vatmium 27; vgl. pro Plancio 36 ff.

2) Mommsen schwankte bei der Zahl von elf dati recuperatoresZwischen vier oder drei Ablehnungen 
jeder Seite; quaternos setzen Bruns-Gradenwitz7 und Girard6 in den Text. Obwohl die Besetzung re- 
kuperatorischer Gerichte bis auf drei heruntergehen kann, ist doch auch hier die Sicherung des Minimums 
von fünf Richtern, die Beschränkung auf das von Mommsen zur Wahl gestellte ternos für die reiectio 
wahrscheinlich.



erwähnten, unter der Sullanischen Ordnung stehenden Prozesses des Oppianicus die Zahl 32, 
am Prozeß des Milo 51, des Scaurus 70, des Clodius 56, des Gabinius 70 der Geschworenen 
vor, so daß gegenüber dem Zeugnis von Kyrene der Eindruck der Mannigfaltigkeit in der 
Besetzung vorwaltet. Indessen dürfte der Vergleich auf anderer Basis zu ziehen sein. Denn 
schon die sortitio und reiectio führte darauf, daß Augustus nicht von den durch Spezial­
gesetze nach zum Teil politischen Gesichtspunkten geschaffenen quaestiones der ausgehenden 
Republik für seine Regelung ausging, sondern an einem — vielleicht in die leges Jiüiae 
aufgenommenen — Normalverfahren, dessen Spuren sich gerade durch die Ordnung von 
Kyrene da und dort als Bestandteil der seit dem Aurelischen Gesetz geltenden städtischen 
Ordnung oder als Weiterbildung daraus erkennen lassen. So dürfte auch bei der Be­
trachtung der Geschworenenzahl die Analogie möglichst bei der Normalzahl im Akkusations- 
Verfahren zur Zeit der drei Dekurien-Ordnung gesucht werden müssen. Trotz des schmalen 
Materials (vorgelegt Strafrecht 218 f. in den Anmerkungen) hat Mommsen die Zahl 3 X 17 
= 51 Geschworene hiefür erschlossen. Als Stütze dafür dient gewiß auch die Überein­
stimmung mit dem Repetundengesetz des Acilius (50 Richter) und mit der Lex Pompeia 
vom Jahre 52 (pro Milone), aber von Einfluß auf die Ordnung von Kyrene dürften sie 
nicht gewesen sein. Hingegen trifft die Zahl der 50 auszulosenden Richter mit der ‘Normal- 
zahl’, wenn man auf Grund weniger Zeugnisse so sagen darf, von 51 Geschworenen sehr 
nahe zusammen1); da hier nur die beiden Gruppen der Griechen und Römer zu berück­
sichtigen waren, dort hingegen die drei Dekurien den Faktor ‘drei1 der Multiplizierung 
voraussetzten, so ist die Zahl zunächst eigentlich identisch. Ein Unterschied trat insofern 
ein, als. die reiectio bis zu fünf Namen in Kyrene hernach stattfand, während im städtischen 
Gericht die Zahl 51 die endgiltige Mindestzahl gewesen zu sein scheint. Übrigens hatte 
ja Cäsar die Besetzung der dritten Dekurie mit Arartribunen aufgegeben (Sueton: Caes. 41) 
und Augustus hatte durch den gleichen Census für die drei ersten Dekurien weiter aus­
geglichen. Da er ferner zur Erleichterung der Richterpflicht jeder der Dekurien im Wechsel 
ein Jahr Ruhepause gewährte (Sueton: Aug. 32), so war weder für die geteilte Abstimmung 
(dies zum Unterschiede von Kyrene) noch für die Besetzung jedes einzelnen consilium aus 
gleichviel Geschworenen jeder der drei Dekurien noch die Voraussetzung vorhanden. Über 
die hier zu vermutenden Änderungen liegt kein Zeugnis vor. Aber es ist damit zu rechnen, 
daß auch das städtische consilium auf die in Kyrene geltenden Zahlen gemindert war. 
Faßt man diese Eventualität einmal ins Auge, so würde sich ergeben, daß Augustus das 
consilium. in Kyrene, seine sortitio und vielleicht auch die reiectio nach Analogie der stadt­
römischen iudiciapublica geordnet hätte, während album, census, die beiden Nationalitäten, 
die Abstimmung, das Anklagerecht den speziellen Verhältnissen der Provinz entsprach.

0 Einen wirklichen Beweis gestattet das zu enge Material nicht, v. Premerstein (S. 455) geht, wo­
für auch zunächst manches spricht, nicht von der Gesamtzahl 50 (51), sondern von der Richterzahl jeder 
Gruppe ("25) aus, und verbindet sie mit der (vgl. Mommsen a. a. O. S. 218) in einer Reihe haupt­
städtischer Geschworenenprozease bezeugten Zahl von 70—75 Richtern, je 22—26 aus jeder Dekurie. Das 
würde natürlich die Zusammensetzung des consilium in Kyrene gleichfalls gut erklären. Die Frage ist 
nur die, welche Zahl für die lex Julia anzunehmen ist. Da scheint mir nach der ganzen Tendenz dieser 
Gerichtsordnung sowohl die Wiederaufnahme der ‘Normalzahl’ wie die Entscheidung für die kleinere 
Zahl das wahrscheinlichere, also die Gesamtzahl 50 (51), die dann in die Ordnung von Kyrene über­
tragen ist.



5. Ausschluß der römischen Bürger von der Anklage gegen einen Griechen 
wegen Ermordung eines Griechen1):

Das iudicium publicum setzt die freiwillige accusatio voraus. Grundsätzlich steht sie 
jedem offen, wenn auch eine Reihe von Einschränkungen anzuführen sind; grundsätzlich 
ferner verfolgt der Kläger nicht ein eigenes Interesse, sondern vertritt die Gemeinde. 
Daß auf dieser Grundlage der accusatio des römischen Kriminalverfahrens, die Mommsen 
(Strafrecht 366ff.) als wesentlich herausarbeitet, sich eine Reihe von Fällen, in denen die 
personale Verletzung durch die Straftat berücksichtigt wird, herausgebildet hat, läßt sich 
an seiner Liste (S. 368 ff.) verfolgen. Dazu kommt nun die Analogie des Mordprozesses 
m Kyrene; aber dieser Fall geht nicht nur praktisch über die anderen Beispiele weit hin­
aus, sondern er erhält noch eine besondere theoretische Bedeutung dadurch, daß der Kaiser 
eine grundsätzliche Motivierung beifügt: (Z. 33 ff.) Έπε'ι τους άδικους θανάτους ώς τδ πολύ 
οι προσήκοντες τοΐς άπολωλόαιν ονκ άτειμωρήτονς περιορώαιν, είκός τέ εστιν τοΐς ενόχοις 
μη ένλίψειν "Ελληνας κατηγόρους τους δίκην υπέρ των απολωλότων οϊκήων ή πολειτών πραξο- 
μένονς . . . (darum Ausschluß der κατήγοροι "Ρωμαίοι). Eine so weitgehende Anerkennung 
des Vorrechts der persönlich durch die Tat Betroffenen auf die Klage scheint sonst in den 
römischen Quellen nicht ausgesprochen. Die von Oliverio angeführte Stelle aus Macer 
de Vublids iudiciis II (Di. 48, 2, 11) kommt wohl äußerlich nahe (hi omnes (qui prohiben- 
tur accusare) si suam iniuriam exequantur mortemue propinquorum defendent, ab accusa- 
tione non excluduntur), aber es ist natürlich rechtlich etwas ganz andres, einen Kreis von 
regulär ausgeschlossenen Personen, wie liberti oder Frauen, in diesen Ausnahmefällen des 
nächsten Interesses zuzulassen, als die aus der grundsätzlichen Anerkenntnis eines besonderen 
Klageinteresses vom Kaiser gezogene Folgerung, einen andern zahlreichen Personenkreis 
des sonst so allgemein geltenden Klagerechtes zu berauben2). Hier dürften politische 
Erwägungen mitgespielt haben, denn die Einleitung der Inschrift (Z. 9) zeigt, daß die 
klageführende Gesandtschaft aus Kyrene gerade wegen der Bedrückung des griechischen 
Bevölkerungsteiles durch die κατήγοροι Ρωμαίοι vorstellig wurde. Der Wunsch, hier ab­
zuhelfen, siegte in dem Falle über die allgemeine Tendenz der frühen kaiserlichen Politik, 
die privilegierte Stellung der eines in den Provinzen zu erhalten und zu verstärken. Aber 
die rechtspolitische Konzession wird von Augustus aus einer politisch unverfänglichen, 
juristischen Motivierung abgeleitet.

ß Dieser Abschnitt verdankt Wenger besonders viel; ich konnte hierzu außer mündlichen Mit­
teilungen auch einen von ihm schriftlich fixierten Entwurf verwerten.

2) v. Premerstein weist ferner auf die Verpflichtung der mutmaßlichen Erben hin im Falle der 
Ermordung des Hausherrn gegen das sub eodem tecto verweilende und daher kompromittierte Gesinde An- 

age zu erheben, ansonst sie der Erbschaft verlustig gehen. Wenn diese Analogie auch den Ausschluß 
der römischen Kläger nicht erklären hilft, so doch vielleicht die Bevorzugung der προσήκοντες? Das ist 
des Tatbestandes wegen, den diese durch Edikt geschaffene Verpflichtung der Erben voraussetzt, und der 

anktion wegen (Verlust der Erbschaft) nicht sehr wahrscheinlich. Denn da nur in dem Falle der Er­
mordung des dominus und der dadurch kompromittierten familia domestica die Verpflichtung des προ­
σήκων emtritt, so mufi das Motiv ähnlich dem des S. C. Süanianum (vgl. Ulpian Dig. 29, 5, 1 pr.) nur 
gegen die Gefahr der Verdunkelung oder gar die in der Literatur (Satire) oft genug an gedeutete Gefahr 

er Beseitigung auf Anstiften der Erben selbst gerichtet gewesen sein. Die Sanktion aber trifft nicht 
dl® πβοσ*>κον™ε als solche, sondern nur die Erben. Das gesetzgeberische Motiv erscheint danach doch 
ganz anders geartet als das des Ediktes I.



Zunächst ist die Form dieser Motivierung zu beachten. Denn sie bietet eine Vor­
stufe zu den in den rechtlichen Entscheidungen und Erlassen der späteren Kaiser zu formel­
haften, typischen Wendungen erstarrenden Begründungen. Gewisse Bestandteile in der 
Motivierung des Augustus sind keineswegs streng prozeßrechtlich zu fassen: so der Appell 
an das ‘natürliche’ Strafinteresse der Verwandten ([προσήκοντες), ja darüber hinaus das der 
griechischen Mitbürger (πολΐται), so die unklaren Begrenzungen ώς το πολύ, εϊκός εστιν. 
Fände sich das bei einem klassischen Juristen im Corpus Juris vor, so wäre die Motivie­
rung in hohem Grade interpolationsverdächtig. Daß keine unbedingte Sicherheit besteht, 
es werde stets ein griechischer Ankläger auftreten, deutet der Kaiser jedenfalls selbst an. 
Aber er wird diesen nicht unmöglichen Ausfall der accusatio, den ein möglichst weit er­
strecktes Anklagerecht mit größerer Gewißheit verhindert hätte, nicht für bedeutungsvoll 
gehalten haben, weil er die Ergänzung durch die magistratische cognitio, die auf jedwede 
Anzeige hin eröffnet werden konnte, im Sinne hatte. Dem Frieden zwischen den beiden 
Bevölkerungsteilen war durch die neue Regelung sicher gedient, aber die ebnes Romani 
werden sie zunächst als Minderung ihrer Stellung empfunden haben.

Wenn sich der Inhalt der kaiserlichen Motivierung nicht aus dem römischen Akku- 
sationsverfahren ableiten läßt, ja diesem sowohl was die Praxis wie was die grundsätzliche 
Auffassung betrifft, merklich widerstrebte, hat dann der Kaiser für die Regelung des kyre- 
näischen Verfahrens ad hoc einen neuen Grundsatz aufgestellt? Das scheint nicht der Fall; 
es scheint der in der römischen Rechtsentwicklung immer sehr beachtenswerte, in einem 
kaiserlichen Edikte der augusteischen Periode doppelt wichtige Vorgang der Übernahme 
eines griechischen Grundsatzes und einer griechischen Praxis erkennbar. Erklärt in dem 
Falle dadurch, daß es sich um das Prozeßrecht einer Provinz des griechischen Kultur­
kreises handelt! Aber der Kaiser trägt immerhin diese Motivierung als eine allgemein 
gütige Rechtserfahrung vor und zieht erst dann den Schluß auf die spezielle kyrenäische 
Ordnung. Denkt man an die späteren kaiserlichen Konstitutionen, so hat sich die verall­
gemeinerte Rechtsgiltigkeit dieser oft den Spezialfall regelnden Erlasse mit Vorliebe gerade 
an die zur Motivierung ausgesprochene grundsätzliche Erwägung angeschlossen. Von diesem 
Satz unseres Ediktes aber ist keine erkennbare Nachwirkung ausgegangen.

Seine griechische Quelle nun scheint letztlich das drakontische Mordgesetz. In den 
literarischen Zeugnissen dafür tritt sogar der Terminus der προσήκοντες zur Bezeichnung 
der zur Klage Verpflichteten hervor: [Demosthenes] contra Euergum 71: τους νόμους 
επισκεψάμενος τους τον Δράκοντος εκ τής οτήλης . . . κελεύει γάρ δ νόμος . . . τους προσή­
κοντος έπεξιέναι μέχρι ανεψιαδών, και εν τω ορκφ έπερωταν, τί προσήκων εατί, καν οΐκέτης 
fj, τούτων τάς έπισκήιμεις είναι . εμοϊ δε ούτε γένει προαήκεν ή άνθρωπος ονδέν . . . ονδ' 
αν -θεράπαινά γε. In der Rede gegen Makartatos ([Demosthenes] or. 43) wird eine Partie 
des Mordgesetzes zitiert, um die Verpflichtung und damit auch das Vorrecht der Ver­
wandten zu illustrieren (§ 57ff.). Der Anfang stimmt zu dem πρώτος αξων des inschrift- 
lieb erhaltenen Teiles des drakontischen Gesetzes (Dittenberger Syll.3 111, 9 ff.). Auch im 
folgenden Auszug (or. 43, 58) wendet sich die denuntiatio des δήμαρχος an die προσήκοντες 
τον άπούλανόντος für die Bestattungspflicht. Entsprechend lautet in Demosthenes’ Aristo- 
cratea (or. 23, 82) der Gesetzestext: εάν τις βιαίφ θανάτφ άποθ-άντ], υπέρ τούτον τοΐς προσ- 
ήκονσιν είναι τάς άνδροληχρίας, εως αν ή δίκας τον φόνον ϋπόσχωαιν ή τους άποκτείναντας 
έκδώσιν. Eben weil Mordklagen nicht durch alle Bürger angestellt werden können, weil 

Abh. d. philos.-philol. u. d. hist. Kl. XXXIV. Bd. 2. Abh. 14



nur ein kleiner, genau umschriebener, in seinem Recht gradweise abgestufter Kreis топ 
προσήκοντες Ankläger sein kann, sind die Mordprozesse Privatdeliktsklagen δίχαι φόνον 
(φονικαί), aber keine γραφαί, keine öffentlichen Klagen1). Diese Ordnung der attischen 
Mordprozesse hat nun nicht nur im attischen Rechte sich, soweit zu erkennen, dauernd 
behauptet, sondern gerade die νόμοι φονικοί Athens sind Vorbild für die Strafjustiz der 
übrigen griechischen Staaten geworden2). Es ist also sehr wahrscheinlich, daß die Ge­
sandtschaften aus der Provinz Kyrene ihren Beschwerden über die römischen Ankläger 
und ihren Kechtsmißbrauch den Hinweis auf das griechische Recht und die darin vorge­
sehene Rolle der προσήκοντες hinzugefügt haben. Bei uns “Έλληνες — so konnten sie 
argumentieren ist es nicht nur durch Gesetz vorgeschrieben gewesen, sondern auch 
heilige Verpflichtung, daß die προσήκοντες die άδικοι θάνατοι der Angehörigen nicht un- 
gerächt lassen. Römische Ankläger sind daher nicht nur der σννωμοσίαι wegen gefährlich, 
sondern sie nehmen den griechischen προσήκοντες die Erfüllung einer Pflicht den Toten 
gegenüber vorweg.

Es scheint wenigstens so, daß Augustus durch solche Vorstellungen bewogen dieses 
urgriechiscbe Recht der προσήκοντες auf die δίκαι φονικαί wieder hergestellt hat — nun 
allerdings dadurch deutlich seinen politischen Standpunkt verratend, daß er die Erweite­
rung auf die "Ελληνες überhaupt, die πολίται (doch wohl beim Fehlen der προσήκοντες als 
Ankläger), verfügte. Ihm lag ja an der friedlichen Scheidung der ΎωμαΤοι und 'Έλληνες. 
Aber die Überzeugung, daß dem Rechte durch Verfolgung der Mordtat auch so Genüge 
geschehen werde, wird er doch aus der Tatsache entnommen haben, daß das griechische 
Recht mit einer solchen Ordnung der Mordklage ausgekommen war und die Verwandten 
ihre Pflicht zur τιμωρία erfüllt hatten. 6

6. Die Prozeßordnung für die nicht-kapitalen Fälle. Die Gerichtsbarkeit 
des Statthalters.

Auch abgesehen von den kapitalen Fällen haben vor der neuen Gerichtsordnung 
des Augustus in Kyrene die durch den (alten) Census zum Richteramte befugten eines 
Romani (Ρωμαίοι) über Griechen zu Gericht gesessen. Es ist dies freilich im vierten 
Edikt nicht ganz so klar als vorgängiger Zustand ausgesprochen, wie im ersten Edikt 
die nur aus Römern gebildeten Geschworenengerichte der θανατηφόροι δίκαι. Aber schon 
der auch in IV zugunsten der Stellung römischer Richter gemachte Vorbehalt, daß solche 
auf Wunsch des Beklagten oder Angeklagten eingesetzt werden (Z. 68, vgl. Z. 22), erklärt 
sich am besten als Rücksicht auf die durch die Reform beseitigte frühere Ordnung. Zu­
dem konzentriert sich das ganze Edikt auf die Bestimmung der Nationalität der Richter. 
Hatte es das Verfahren als solches oder die richterlichen Kompetenzen neu regeln wollen, 
so wären Bestimmungen wie die des ersten Ediktes — auf das ausdrücklich Bezug genommen 
ist (Z. 65 vgl. oben S. 87, unten S. 109) — nötig gewesen. So aber erscheint eine bereits 
geltende Gerichtsordnung, in der Richter bisher nur Römer sein konnten, fortzudauern, 
aber so, daß von nun an (ίκ τονδε τον εμού επικρίματος Ζ. 69), wenn beide Parteien 
Griechen sind, griechische Richter gegeben werden. Der sie »gibt“, kann nur der Statt- 
halter gewesen sein; leider ist für die Auswahl keine Grundlage angegeben, keine Richter-

1) Lipaius: Att. Recht (II) S. 243.
2) Lipsius a. a. 0. S. 619.



liste genannt. Das Album des Ediktes I ist durch den Wortlaut (Z. 21)1) ausdrücklich 
als ein Spezialalbum für die Kapitalprozesse gekennzeichnet.* 2) Welcher Kreis der Hellenes 
für die nach Ed. IV vorgesehenen Richter legitimiert war, ist nicht zu erkennen. Eine 
Prüfung der Persönlichkeiten durch den Statthalter vor Bestellung für den einzelnen 
Prozeß ist aber vorausgesetzt, da er nur so den Ausschluß der den beiderseitigen Wohn­
orten der Parteien angehörigen πολΐται verbürgen kann. Und welche Römer kommen als 
Richter in Betracht, wenn nach Ed. IV die beklagte Partei sich für römische Richter 
entscheidet?3) Wenn die neue Censusgrenze von 7500 (resp. 3750) Denaren nur für das 
Spezialalbum gilt, dann dauert der Z. 7 ganz allgemein angegebene Zustand fort, daß 
aus den 2500 Denare und darüber besitzenden Römern die Richter bestellt werden.

Für die Neuordnung, die den griechischen Parteien griechische Richter gewährt, 
bieten sich zum Vergleich die beiden Beispiele4) der Ordnung in Kilikien durch Cicero 
und der Siziliens durch das Rupilische Dekret, per abusionem von den Siziliern lex Hupilia 
genannt. Das kilikische Beispiel erhellt mehr die Tendenz, die Angustus’ Regelung befolgte. 
Denn Cicero äußert sich über die Wirkung seiner dem Scaevola, der für Asia edizierte, 
nachgebildeten Ordnung: Graeci exsultant, quod peregrinis iudicibus utuntur, ... se 
αντονομίαν adeptos putant. Illud, in quo sibi libertatem censent Graeci datam, ui Graeci 
inter se disceptent suis legibus {ad АШсит VI 1, 15; vgl. VI 2, 4). Des gleichen Hoch­
gefühles sollten sich nach dem Willen des Augustus εκ τονδε τον εμον επικρίματος die 
Hellenen der Provinz Kyrene erfreuen, nachdem ihnen die Besetzung der Gerichte mit 

‘Ρωμαίοι als Mittel der Unterdrückung erschienen war.
Kompliziertere Verhältnisse als die Kilikischen und in Kyrene durch Ed. IV neu 

geschaffenen lehrt die Rupilische Ordnung vom Jahre 132 a. Chr. für Sizilien kennen. 
Cicero faßt sie (Verr. II 2, 32) dahin zusammen5 6): I. Wenn beide Parteien Siculi privati 
sind, ist zu unterscheiden a) beide sind Bürger der gleichen cimtas: alsdann prozessieren 
sie daheim nach ihrem Gemeinderecht6) b) sie sind aus verschiedenen ciuitates: dann wird 
ein Richterkollegium7) durch den Propraetor ausgelost „nach dem Verfahren der Rupilischen 
Ordnung“. II. Beide Parteien sind zwar Siculi, aber die eine ist eine cimtas, die andre 
ein priuatus: dann bestimmt der ‘Praetor’ den Senat einer nichtbeteiligten cimtas als

') Dort so ausdrücklich, daß danach auch der weitergefaßte Ausdruck Z. 14/5 προτιΰέντες iv zu; 
κατά К. έτταρχηίαι τον ίσον άριϋμον 'Ελλήνων κριτών . . . verstanden werden muß.

2) Das Zeugnis für diese Art Sonderlisten für eine Kategorie von Prozessen ist wichtig, vgl. Mommsen: 
Staatsrecht3 III 531; Wenger: Instit. d. rö. Zivilprozeßr. 56; Steinwenter: P.-W. IX 2466.

®) Es scheint mir nicht ganz gleichgiltig, daß der Normalfall die Besetzung mit griechischen 
Richtern ist, der Kaiser nur dem als Ausnahme eingeführten (εί μή τις — βούληται) Verlangen nach 
römischen Richtern nachzukommen befiehlt, in Zivilklagen wie Strafklagen (άπαιτον μένος ή ο ευρυνόμενος 
Ζ. 68). „Nach der bisherigen Ordnung waren es durchweg Römer; nun werden auf Begehren des An­
geklagten auch Griechen als Richter gegeben“ v. Prem erstem S. 477.

<tj Beide werden auch von Oliverio, v. Premerstein und Anderson zur Erklärung herangezogen.
6) Vgl. Mommsen: Staatsrecht3 III 746; Wlassak: Rö. Prozeßgesetze II 127; Costa: Cicerone Giure- 

consulto Parte II 149; Girard: Organisation judiciaire 1 329ff.
6) „domi suis legibus“.
7) Cic. a. a. O. § 32 de eo praetor iudices ex P. Rupili decreto . . . sortiatur Drei sind es in dem 

ausführlich geschilderten Verfahren gegen Heraclius § 42.



Richterkollegium1). III. Die eine Partei ist ein ciuis Itomanus, die andre ein Siculus. 
Dann richtet sich die Nationalität des Richters nach der in Verteidigung befindlichen 
Partei. IV. Für alle andern Fälle (ceterae res)1) ist ein Richteralbum aus dem conventus 
ciuium Itomanorum aufgestellt.

Im ganzen also läßt sich wohl der Geist dieser Rupilischen Ordnung mit der des 
Augustus für Kyrene vergleichen, aber in den Einzelheiten scheint die von Scaeuola für 
Asia, von Cicero für Kilikien gegebene, freilich den Charakter einer zunächst nur für die 
Amtsdauer des einen Statthalters gütigen Privilegierung tragende mehr entsprochen zu 
haben. Aus den Prozeßkategorien der sizilischen Ordnung kommt dem Ed. IV am nächsten 
die unter Ib angeführte3). Aber es tritt auch hier sogleich der Unterschied hervor, daß 
die sizilischen Richter (biciili iudices müssen es nach dem Zusammenhang sein) vom ipr<xetor'> 
erlöst werden, § 42 illustriert das am Einzelfall: ex lege Mupilia sortiri dicas oportere. 
Educit (Verres) ex urna tris. Im Edikt IV aber werden die Richter ‘gegeben’ (δίδοσϋαι. 
Z. 67; 69). Eher läßt sich vergleichen, was in diesem zitierten Einzelfall, dem Verfahren 
gegen Heraclius, dessen Gegner, die angeblich mit Verres im Einvernehmen sind, bean­
tragen : aduersarii postulant ut in eam rem iudices dentur ex iis ciuitatibus quäe in id forum

1) Renatus ex aliqua eiuitate qui iudicet datur. cum alternae ciuitales reiectae sunt: das aliqua 
hebt die Freiheit der Auswahl durch den Praetor hervor, gegen deren Mißbrauch die beiden Parteien 
durchs Recht auf je eine reiectio geschützt werden. Ras heißen wenigstens Ciceros Worte. Der konfuse 
Pseudo-Asconius will verstehen (S. 264 Stgl.): apparet ex hoc. dicto primum petitoris ac rei ciuitatem ad 
iudicandum non (sinnlos, wegen des folgenden, daher [non] Aldina; more Baiter; unam Stangl) proponi, 
sed postremo iri ad aliam quamlibet utriusque facta reieetione. Sein Erklärungsversuch zielt also in ähn­
liche Richtung wie die Bestimmung des Ed. IV, wonach Richter aus den Städten beider Parteien aus­
geschlossen sein sollen. Gerade der Vergleich zeigt aber, wie unmöglich die Vorstellung des Kommen­
tators ist, die offenbar nur aus dem Wortlaut Ciceros, nicht aus einer zur Deutung heran gezogenen 
juristischen Quelle stammt. Denn wenn in der lex Rupilia (ähnlich wie im Edikt) der Senat der beiden 
Städte ausgeschlossen war, so doch wohl von vorneherein, nicht erst durch reiectio-, jedenfalls steht gar 
nichts davon bei Cicero. Dessen Worte können nur auf ein freies Rejektionsrecht, allerdings nur je eines, 
gehen. Daß der Senat des populus, der ciuitas, die Partei war, nicht zum Richten berufen werden konnte, 
ist selbstveistündlich. Stand es im Gesetz, so hat Cicero es nicht in das — sehr allgemein gehaltene — 
Referat aufgenommen. Schon das zeigt, daß die Erklärung des Ps.-Asc. in dieser Form wertlos ist; aber es 
zeigt auch die Unmöglichkeit der Konjektur more, das unam Stangls geht sprachlich nicht; nur die Tilgung 
des non (vielleicht aus no = nota, womit ein Benutzer den rechtlich interessanten Inhalt vermerkt hätte) 
genügt; vielleicht aber steckt ein passe dahinter, was den Inhalt etwas sinnvoller machen würde.

2) Ceterarum rerum selecti iudices . . . proponi solent, sprachlich entspricht das dem υπέρ των 
λοιπών πραγμάτων πάντων “Έλληνας κριτάς δίδομαι άρέσκει (Ζ. 67) des Ediktes; r er um fehlt allerdings in 
dei besten Überlieferung (”VOl); Mommsen (Staatsrecht III 748, 4) vermutete ceterum für ceterarum.

3) Auch v. Premerstein (S. 475) findet hierin die eigentliche Analogie. Ob aber auch für das kyr. 
Gebiet, bei 1 rozessen von griechischen Bürgern unter sich ohne weitere Beteiligung des Statthalters die 
griechischen Magistrate richteten oder den Richter gaben, wie v. P. annimmt, scheint mir zum mindesten 
unsicher. Spricht nicht die eindeutig alle αμφισβητήσεις zwischen Hellenen außer den Kapitalsachen 
umfassende Zeile 64 und das kategorische υπέρ των λοιπών πραγμάτων πάντων (Ζ. 67) gegen diese An­
nahme ? Dann ist diese Ordnung für die Provinzialen ungünstiger nicht nur als die in Sizilien, der 
gegenüber sie auch das Anrecht auf einen provinzialen Richter, wenn ein Sikuler von einem Römer be­
klagt wird, nicht kennt, sondern ungünstiger auch als die Ordnung Ciceros in Kilikien. Aber Augustus 
stellt, nicht auf die selbständige Gerichtsorganisation der einzelnen πόλεις ab, sondern ordnet das Gebiet 
von Kyrene als einheitlichen Gerichtssprengel.
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convenirent electi, qui Verri uiderentur, und zunächst wird so verfahren: (Ferres) negauit 
se e lege Rupilia sortiturum: quinque iudices quos commodum ipsi fuit, dedit (in Verr. act. 
II, 2, 38 ff.). Wenn auch in dieser Prozeßbeschreibung Ciceros der Ausdruck des dari (dare) 
iudices mehrfach für die durch sortitio bestellten Richter vorkommt, so doch auch wieder 
im engeren Sinne gerade im Gegensatz dazu. Ein solches διδόναι, das dem Statthalter die 
Benennung aus einem größeren Kreis in Betracht kommender Griechen freigibt, ist wohl 
im Sinne des Ediktes IV zu verstehen, nicht die sortitio der lex Rupilia1). Und auch die 
freie Auswahl unter richterfähigen Bürgern einer Anzahl von ciuitates ist vergleichbar, 
in dem sizilischen Antrag aus den ciuitates, die zu einem conuentus gehören, in Kyrene 
zum mindesten aus den πόλεις des ganzen Teilgebietes Kyrene, da diese alle durch die 
Ausnahme nur der beiden πόλεις der Parteien inplicite freigegeben sind. Schon der Antrag 
der aduersarü im Prozeß des Heraclius, sodann auch Verr es’ Haltung und Ciceros Glossen 
dazu zeigen, daß dieser Hergang der Richterbestellung an sich den Kompetenzen der Statt­
halter und dem Usus in den Provinzen entsprechen konnte, nur eben Sizilien hat in der 
Rupilischen Ordnung ein Sonderprivileg. Mit diesem kann die Regelung des Ediktes für 
Kyrene nur in der Überlassung gewisser Teile der Rechtsprechung an die Provinzialen 
verglichen werden, nicht aber in den einzelnen Bestimmungen; diese gehen in einem be­
sonders wichtigen Punkte, der Art der Bestellung der griechischen Richter durch den 
Statthalter1 2), vielmehr einig mit einem Verfahren, das nach Ciceros obigen Äußerungen im 
Widerspruch zur lex Rupilia stand.

Das Verfahren der aduersarü sah fünf (rekuperatorische) Richter vor, die sortitio auf 
Grund der lex Rupilia drei (Cicero a. a. 0. § 39, 9, 42): im Edikt IV spricht der Wort­
laut ebenfalls dafür, daß die ins Auge gefaßten iudicia mit mehreren iudices besetzt waren, 
nicht mit dem einen 4udex datus'3).

Da Ed. IV die zivilen wie die kriminellen Klagen umfaßt, ist es für die Regelung 
der provinziellen Gerichtsbarkeit von weit allgemeinerer Bedeutung als Ed. I. Nach ihm 
wird in den Fällen des täglichen Lebens Gericht gehalten. Aber die auf das Ed. I zurück­
weisende Zwischenbemerkung des Ediktes IV führt, da sie einen gewichtigen neuen Zug 
bringt, noch einmal zu der Frage der Strafjustiz, die der Statthalter selbst ausübt: υπεξει- 
ρημένων των υποδίκων κεφαλής νπερ ών ος αν την επαρχήαν διακατέχη αυτός διαγεινώσκειν 
καί Ιστάναι ή ουνβούλιον κριτών παρέχειν οφείλει. Hier ist im Gegensatz zu der futurischen 
Anweisung des übrigen Ediktes IV zunächst offenbar die bereits vorhandene Kompetenz 
des Statthalters festgehalten; denn das ουνβούλιον κριτών, das hier nicht dem Consilium 
des Statthalters entspricht, sondern dem consilium iudicum der quaesüones, ist aus Ed. I 
zu erklären. So sehr es dort in der Zusammensetzung geändert wird, so ist es andrerseits 
als Prozeßgericht für Kapitalsachen auch in I als schon zuvor bestehend vorausgesetzt. 
Damit wird der Statthalter um die Mitte der Regierungszeit des Augustus in vollem Walten

1) Die Sprache des Ediktes macht das doch sehr wahrscheinlich, wenn sie auch das κληρονσϋαι 
nicht völlig ausschließt, v. Premerstein läßt den Modus ganz unentschieden (S. 475). Den Fall des Heraclius 
zieht auch er zum Vergleiche heran (S. 475 Anm. 2).

2) über das κριτήν SiSovai im Provinzial verfahren, vgl. Wenger: Praetor und Formel, S. 80 ff., wo 
es sich freilich um den 4udex datus’ handelt.

S) Vgl. Mommsen: Strafrecht 235, 1; Wenger: s. v. reciperatio (P-W I А 421); Wlassalt: Z. röm. 
Provinzialprozeß 28. Gerade an den iudex datus denkt v. Premerstein (S. 477).



als Strafrichter angetroffen, in der richterlichen Funktion also, die nach Mommsens Lehre 
absolut nicht seines Amtes war: „Strafrichter ist der Provinzialprätor so wenig wie der 
hauptstädtische“ (Strafrecht 235). Die Nachrichten republikanischer Zeit, die ihn in solcher 
Funktion zu zeigen scheinen, seien alle auf Gebrauch — oder Mißbrauch — der auf dem 
Imperium beruhenden coercitio aufzufassen. Das Bild wandte sich aber völlig in der Kaiser­
zeit, die den Statthalter nun zum „Träger der Reichsjustiz, namentlich auch auf dem Ge­
biete des Strafrechtes“ (S. 238) gemacht habe. Mommsen vermutete schon, daß diese Ent­
wicklung auf Augustus zurückzuführen sei. Unsere Edikte liefern nun auch für diese Frage 
das erste frühe Zeugnis. Freilich setzen sie die strafrichterliche Kompetenz, an die sie als 
Vorbedingung ohne weiteres anknüpfen, so offensichtlich voraus, daß die Ansicht Mommsens 
wohl auch, was das Ende der republikanischen Periode angeht, einer Revision bedarf1).

Der neue Zug im Bilde seiner Kapitalgerichtsbarkeit gegenüber Ed. I ergibt sich aus 
der betonten Alternative: αυτός δίαγεινώσκειν καί ίστάναι . . . οφείλει, d. h. daß er das 
Verfahren selbst im Wege der cognitio durchführt und das Urteil fällt. Die Gründe, nach 
denen der Statthalter sich zwischen diesen beiden Möglichkeiten cognitio -—- consilium iudicum 
zu entscheiden hat, sind — leider — nicht mitgeteilt. Aber diese Zurückhaltung wie über­
haupt die Alternative selbst wird sprachlich wie rechtlich durch zwei oft behandelte Frag­
mente des Titels de officio praesidis der Digesten (I 18, 8 u. 9) beleuchtet, die ihrerseits 
an dem Zeugnis des Ediktes eine frühe Stütze finden. Das erstere (aus Julians Digesten I 
[de imisdictione]2)) beruft sich auf Äußerungen des Kaisers Hadrian oder Antoninus Pius: 
saepe audiui Caesarem nostrum dicentem hac rescriptione: ‘eum qm prouinciae praeest, adire 
potes’ non imponi necessitatem proconsuü . . . suscipiendae cognüionis, sed eum aestimare 
debere, ipse cognoscere an iudicem dare debeat. Dazu kommt der hier wie öfter von 
Julian abhängige Callistratus (aus de cognitionibus 1): sed is (proconsul) aestimare debet, 
utrum ipse cognoscat an iudicem dare debeat3). Abgesehen vom Singular iudex, 
der auf die Verschiedenheit der Fälle oder die Änderung der Gerichtsordnung4) zurück­
gehen kann, stimmt die lateinische Formel der Alternative wortwörtlich zu der griechischen 
des Edikts IV. Aber die Juristen bringen uns im inhaltlichen Verständnis weiter: es gibt 
nicht gewisse Fälle der υπόδικοι κεφαλής die durch cognitio, andere, die durch die Ge­
schworenen zu richten sind·') sondern eine dem freien Ermessen, dem aestimare, des Statt-

J Die vor Mommsen geltende Ansicht faßt Karlowa: Rom. Rechtsgescli. I 327 f. gut zusammen, 
aber ohne die coercitio scharf von eigentlicher Krimmalgerichtsbarkeit zu trennen. Gegen Mommsen 
erhob Einwände z. B. Girard: Organisation judiciaire 1 327, 1. Bei Leonhard s. v. iudicium publicum 
(P-W IX 2502): „In den Provinzen hatten die Statthalter von jeher die Strafgerichtsbarkeit (Mommsen: 
Röm. Strafrecht 229ff.)‘ durfte, wenigstens was M. betrifft, ein Irrtum vorliegen.

2) Nach Lenel: Palingenesia I 319.
3) Zu beiden Stellen Hartmann-Ubbelohde: Ordo Iudiciorum I 521; Wenger: Institutionen d. röm. 

Zivilprozesaes 60, und eingehend Wlassak: Z. röm. Provinzialprozeß 16ff., dessen Folgerungen sich durch 
die neue Analogie in etwas modifizieren dürften.

4) Der Singular beweist für die Zeit Julians oder des Callistratus nichts, sie könnten iudices ge­
schrieben haben.

) v. Premerstein (S. 444; S. 476) sucht diese Teilung in schwere, nämlich mit dem Tode zu be­
strafende, Kapitalfälle und in leichtere, nur mit dem Verlust des Status oder der Freiheit bedrohte aus 
Ed. I und IV zu folgern. Die leichteren habe der Statthalter gerichtet, die ersteren das Geschworenen­
gericht. Ich glaube an der im Text gegebenen Erklärung festhalten zu müssen. Zu dem Ausdruck 
θανατηφόρος oben Si 27; zu υπόδικοι κεφαλής S. 33, 1.



halters überlassene Wahl zwischen zwei Verfahren. Das bedeutet keine Willkür, gegen 
die übrigens auch das Wort οφείλει des Ediktes sprechen würde, wohl aber das Fehlen 
einer generellen Regelung. Angesichts des Einzelfalles entschied der Statthalter das Ver­
fahren, die Gründe — so lassen sich die obigen Stellen deuten — sind nur an Ort und 
Stelle und aus dem provinziellen Usus zu entnehmen, der Kaiser greift in ihre Würdigung 
nicht ein, setzt aber voraus, daß der Statthalter sie überprüft und seine Entscheidung doch 
in gewissem Maße dadurch gebunden hält1). Als Herr über solche Entscheidung läßt Augustus 
also den Statthalter in Kyrene bezüglich der Kapitalprozesse erscheinen.

!) Wenger verweist auf die reiche Literatur zum „freien Ermessen“ im modernen Recht, z. B. auf 
Fritz Fleiner: Institutionen des deutschen Verwaltungsrechts (8 A., 1928), S. 141 ff., 257 ff. und die weitere 
dort S 141 f. Anm. 1 angeführte Literatur.



VIII. Das neue Verfahren de repetundis. 4

Die Rolle, welche die leges de pecuniis repetundis und die durch sie geschaffene guotestio 
in der inneren Politik des römischen Staatswesens und rechtsgeschichtlich in der Ent­
wicklung seiner Strafjustiz gespielt haben, ist von so zentraler Bedeutung2), daß eine 
Urkunde, welche für diese cüttstxe eine von Augustus durchgeführte Neuordnung und Neu- 
emführung eines andern Verfahrens kennen lehrt, von vornherein als eine prozeßgeschieh t- 
liche Quelle von einzigartigem Werte anerkannt werden muß. Aber auch der Kaiser selbst 
stellt der Bekanntmachung eine Einleitung voraus, die den Bewohnern der Reichs­
provinzen vor der Verkündigung die Augen darüber öffnen will, daß Kaiser und Senat 
in dem neuen Verfahren eine neue Garantie für das Eigentum der Gemeinden und der 
Privaten gegen Mißbrauch der Amtsgewalt schaffen wollten. Die Sorge für die ‘Sicherheit’ 
des Reiches, für den Rechtsschutz der ‘ Untertanen’ wird (Z. 76 ff.) in dem kaiserlichen 
Edikt so stark unterstrichen, daß darin ein Appell liegt, den Wert des neu dargebotenen 
Rechtsmittels hoch genug zu würdigen. Darum auch die Aufschlüsse über die Genesis 
des Senatsbeschlusses. Der Vorschlag war dank der Initiative des Kaisers selbst vor den 
Senat gebracht, nachdem er zuvor die Billigung des kleinen Beirates, der als besonderer 
Ausschuß des Senates dem princeps zur Verfügung stand, gefunden hatte. Sehr wahr­
scheinlich war er auch an dieses Consilium, schon im wesentlichen fertig gelangt und ver­
dankt er seine Entstehung und wenigstens den das Verfahren normierenden Gehalt den

b Wie unsere Einleitung (oben S. 6) hervorhebt, hat das Erscheinen des Kommentares v. Premer- 
steins am stärksten die Behandlung des S. C. umgestaltet. Gerade hierüber hat er so eingehende Aus­
führungen, die alle Einzelteile des neuen Verfahrens an Hand der Literatur erläutern, daß diese Ab­
schnitte unseres Kommentares überflüssig wurden. Auch in der Hauptthese, daß dieses senatorische Fünf- 
Richter-Kollegium ein Abbild des rekuperatorischen Verfahrens sei, stimmen wir vollkommen überein. 
Aber es blieben Unterschiede gerade in der Beurteilung des prozessualen Wesens der neuen Schöpfung 
und ihrer Rolle in der Entwicklung des Rep.-Verfahrens, die eine Auseinandersetzung nahe legten; 
gerade diese Punkte sind nun herausgearbeitet, bei der Charakterisierung des Verfahrens waren Wieder­
holungen nicht zu vermeiden. Aber für die einzelnen Bestimmungen wie die zu ihrer Deutung nützliche 
Literatur wird im folgenden Kenntnisnahme des Premerstein'schen Kommentares vorausgesetzt.

b Es genüge, an die Diagnose Ciceros zu erinnern (de officiis II 75): nondum centum et decem 
anni sunt, cum de pecuniis repetundis a L. Pisone lata lex est, nulla antea cum fuisset. At uero postea 
tot leges et proxumae quaeque duriores, tot rei, tot äamnati, tantum Italicum bellum propter iudiciorum 
metum excitatum, tanta sublatis legibus et iudiciis expilatio direptioque sociorum, ut inbecillitate aliorum, 
non nostra uirtute ualeamus. Aus der hier bezeugten Klimax der tot leges kennen wir folgende sechs: 
Die von Cicero an die Spitze der Reihe gestellte Lex Calpurnia vom Jahre 145, die nur dem Namen 
nach bekannte lex Junia des trib.-pl. M. Junius, die inschriftlich großenteils erhaltene lex Acilia von 
123/2, die lex Servilia des trib.-pl. Seruilius Olaucia, die lex Cornelia Sullas vom Jahre 81, die lex 
Julia von 55 v. Chr., vgl. Mommsen: Strafrecht 708 f., und ausführlicher: Ges. Sehr. I 10 ff.



(oder dem) beauftragten kaiserlichen Juristen. Denn es ist, so politisch seit Alters die 
Materie war, kein Versuch einer politisch orientierten Neuerung, er beruht auf einer er­
sichtlich juristisch eingestellten Idee, die, vorläufig allgemein gesagt, den eigentlichen 
Zweck eines Verfahrens de pecunüs repetundis, den Geschädigten wieder zu ihrem Gelde 
zu verhelfen, reiner und wirksamer erfüllen will als ein mit der quaestio und ihrem ganzen 
Apparat durchgeführter Prozeß. Welche Folgen die Umwandlung der forensischen Atmo­
sphäre unter dem Prinzipate für die in der Republik das Forum beherrschenden Prozeß­
formen hatte, tritt gerade an der die Einführung dieses Verfahrens de repetundis leitenden 
Idee deutlich zu Tage.

Ausdrücklich knüpft das S. C. an die Gesetzgebung der maiores, die republikanischen 
leges de pecunüs repetundis an (Z. 90), was das gesetzgeberische Motiv betrifft, mit offen­
kundiger Zustimmung, was aber das Verfahren angeht, mit kritischer Aufdeckung eines 
Grundfehlers in seiner prozessualen Konstruktion. Bestimmt für die fern von der Haupt­
stadt, dem Orte des Gerichtes, wohnenden socii populi Homani verlangt es das Erscheinen 
und lange Verweilen eines solchen Aufgebotes von Personen in Rom, daß seine Durch­
führung in den meisten Fällen (natürlich gab. es je nach der Entfernung der Provinz und 
den persönlichen Verhältnissen der Betroffenen Unterschiede) eine schwere, abschreckende 
Last bedeutete. Deshalb konnte es den vom Gesetzgeber gewollten Zweck: όπως ραον οι 
σύμμαχοι . . . έπεξελϋεΐν καί κομίσασϋαι χρήματα . . . όύνωνται nicht mehr, oder besser 
sehr oft nicht mehr, erreichen. Dieser Zweck also wird von neuem als Abhilfe gegen die 
Gefährdung der socü anerkannt, aber ihm von nun an — μετά το γενέσϋαι τούτο τό δόγμα 
τής συγκλήτου — ein von dem iudicium der Quästionen, das nicht aufgehoben wird, grund­
verschiedenes Verfahren dienstbar gemacht.

Eingeleitet wird es durch den Willen der klagenden Partei, der zwischen den ver­
schiedenen Möglichkeiten entscheidet. Anders lassen sich die Worte: εάν τινες των συμμά­
χων χρήματα άπαιτεϊν βονλη&ώσιν χωρίς τον κεφαλής ευϋννειν τον είληφότα καί υπέρ τού­
των ενφανίοωσιν κτλ. wohl nicht auffassen. Allerdings sucht v. Premerstein die für das 
Verständnis der Neuerung besonders wichtige, mit χωρίς eingeleitete Einschränkung anders 
zu deuten: es seien du-rch diese Worte „solche Fälle, in denen das Rep.-Vergehen mit 
andern schweren Delikten konkurriert und auf Kapitalstrafe zu erkennen ist“, weil „sie 
sich nicht zur Verhandlung vor dem Fünfrichterkollegium eignen, von vornherein ausdrück­
lich ausgeschlossen“ (S. 516). Aber ist irgendwo in dem S. C. von anderen konkurrieren­
den Delikten die Rede? Und wer sollte die Entscheidung über den jeweiligen Tatbestand 
und damit also über das zu wählende Verfahren treffen? v. Premerstein muß hypothetisch 
entweder den Magistrat, der die Anzeige entgegenninmt, oder aber das Plenum des Senates 
in diese Funktion einsetzen (a. a. 0. S. 517); es bleibt dann auffallend, daß das S. C. diese 
für die Einleitung des Verfahrens entscheidende Kompetenz unerwähnt gelassen hätte. 
Aber sein Wortlaut steht der Annahme direkt entgegen. Denn der Bau das Periode: 
εάν . . . χρήματα . . . άπαιτεϊν βονληϋωσιν χωρίς τον κεφαλής ευϋννειν . . . καί υπέρ τούτων 
— ενφανίσωσι των αρχόντων τινί, τούτους τον άρχοντα . . . stellt die mit χωρίς eingeleitete 
Voraussetzung ersichtlich in den Teil des Verfahrens, über den die σύμμαχοι1) als lian- *)

*) Sie werden Z. 91 und Z. 97 ao ausschließlich als die Ankläger genannt, daß Mommsens Ver­
mutung (Strafr. 722): „Erst in der Kaiserzeit werden die Ausdehnung des Bürger- und die Erweiterung 
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delnde Subjekte die Entscheidung haben; das gleiche folgt aus dem gewählten Terminus 
ενϋννειν und seiner Beziehung zu dem άπαιτεΐν. Denn letzteres gibt das pecunias repetere 
wieder, das nun, wenn es den alten Weg nähme, den der ‘Kapitalklage’ zu beschreiten 
hätte. Dann wäre der είλψρώς’) ein υπόδικος κεφαλής, ein κεφαλής ευρυνόμενος, die 
σύμμαχοι aber εύϋννοντες κεφαλής, während sie im neuen Verfahren an den Stellen, die 
sorgfältig terminologisch sprechen, die τά χρήματα μεταπορευόμενοι sind, der είληφώς 
aber derjenige, άφ' ου χρήματα μεταπορεύονται, und nur gelegentlich im Zusammenhang 
das einfache ol εύϋννοντες (Z. 132) und <5 ευρυνόμενος (Z. 118 und 129) angewendet wird” 
Entsprechend wird die Kompetenz des Richterkollegiums, der Umkreis der unter Beweis 
gestellten Tatsachen und das Urteil strikt eingeschränkt auf das κεφάλαιον χρήματος, das 
dem angerichteten Schaden entspricht (Z. 130 ff.). Die besondere Charakteristik, die damit 
durchgehende von dem neuen Verfahren gegeben wird, hat ihren gewichtigsten, ihren 
entscheidenden Ausdruck eben in der Anordnung über die Einleitung des Verfahrens ge­
funden ! Würde hier nur gesagt sein εαν , . . χρήματα άπαιτεΐν βονληϋώσιν, so wäre bei 
der technischen Bedeutung dieses repetere pecunias, die auch Z. 90/1 vorausgesetzt ist, das 
alte Verfahren der quaestio zu verstehen gewesen. Das nouum diesem gegenüber liegt in 
dem χωρίς той κεφαλής ενϋννειν τον εϊληφότα, die eigentliche Distinktion.

Damit haben wir zunächst ein Ergebnis für die Bestimmung des Wesens der alten 
Repetunden-Klage in Händen, das gut zu der durch die lex Julia abgeschlossenen Ent­
wicklung paßt, aber nicht klipp und klar bezeugt war: sie war eine Kapitalklage ge- 
woiden. Soweit es erkennbar ist, war sie das in der lex Calpurnia noch nicht2). Auch 
was die lex Acilia betrifft, ist die Frage, ob das hier bereits erwähnte exilium (Cap. 29) 
Strafcharakter hatte, oder als Folge der Verurteilung zum Geldersatz ein trat, offen, und 
im allgemeinen wird das letztere angenommen. Die Vermutung Zumpts: Das Kriminal­
recht der röm. Rep. II1, 175, daß aus der Z. 76 der lex Acilia dem Ankläger als Be­
lohnung in Aussicht gestellten Erteilung des römischen Bürgerrechtes folge, daß in einem 
verlorenen Absatz des Gesetzes auch eine das caput der Angeklagten betreffende Bestim­
mung gestanden habe3), läßt sich zwar in dieser Form nicht halten4). Aber die lex Acilia 
geht, indem sie den Ersatz auf die doppelte Höhe festlegt, in diesem Punkte sicher zu 
der Verhängung einer Strafe über und illustriert so im Unterschiede von der lex Calpur­
nia das oben (S. 112,2) zitierte: proxumae quaeque duriores Ciceros; welche Folgen aber für 
die bürgerliche Stellung des Verurteilten sich ergaben, ist nicht sicher5). Nachweisbar

des Klagerechts dem Repetundenverfahren seinen überwiegend bundesgenössischen Charakter genommen 
haben“ sieh für die Zeit des Augustus noch nicht bestätigt.

4) Vgl. in der lateinischen Terminologie das capere pecunias. Belege bei Mommsen: Strafr. 714,1.
) Es sei an Mommsen s bekannte These von der „prozessualisch geschärften privaten Forderungs- 

klage erinnert (Strafr. 202,1), die zwar als prozeßgeschichtliche Konstruktion nicht haltbar ist (vgl. 
Wlassak: Anklage und Streitbefestig, i. Kriminalrecht d. Röm. (Wiener Sitzb. 184,1), S. 221 ff.; Wenger: 
Institutionen des röm. Zivilproz. S. 15), aber die gewisse Zwiespältigkeit des beginnenden Repe tun den­
verfahren s charakterisiert.

b Für unseren Zusammenhang seien folgende Worte Zumpts angeführt: „Wüßte man nicht durch 
ein Beispiel, daß nach ihm (der lex Acilia) Bestrafte auch mit Geldstrafe, ohne Verlust an Ehre und 
Wüide davon kommen konnten, so würde man annehmen können, daß selbst auf jedes Annehmen von 
Geschenken, auf jede Erpressung Kapitalstrafe gestanden hätte“ (a. a. 0. S. 175).

b V gl. Strachan-Davidsohn: Problems of the roman criminal law II 10.
■’) Mommsen: Strafr. 729,2. Die Behauptung Kleinfellers s. v. repetundarum crimen (P.-W. Ia 1,

S. 606): „über die Verbannung des Verurteilten findet sich in den Fragmenten nichts“ ist nach Z. 29*



scheint nur ein Fall, in dem der Verurteilte ohne Minderung seiner bürgerlichen Ehren 
in Rom blieb: der des C. Porcius Cato vom Jahre 113 a. Chr.* 1 * 3 4). Erst die weitere Ver­
schärfung durch die lex Seruilia hat mit Gewißheit eine ignominia und infamia2) als 
Rechtsfolge an die Verurteilung de repetundis geknüpft, die zwar auch jetzt noch nicht 
das exilium bedeutete, aber wohl den Entzug einer Reihe von bürgerlichen Rechten3). 
Die Stellung der lex Cornelia in dieser Hinsicht ist wieder unsicher. Nach Mommsens4) 
Vermutung hätte die lex Cornelia die infamierenden Folgen wieder beseitigt, das Julische 
Gesetz aber die Bestimmungen des Servilischen aufgenommen (Strafr. 729), und die frühere 
Kaiserzeit sich darin dem Julischen angeschlossen. Einige Äußerungen in den Verrinischen 
Reden scheinen andererseits für die lex Cornelia, unter deren Regime der Verres-Prozeß 
gestanden hat, doch infamierende Folgen der Verurteilung ins Auge zu fassen, so gewiß 
das exilium des Verres ein freiwilliges war. act. II 2, 76 f. geht davon aus, daß er so­
wohl den Sitz im Senate wie die Fähigkeiten zum Richteramte verlieren würde5). Es ist 
danach der Ausdruck, mit dem Cicero Verr. act. II 3,152 den Prätor Metellus das gegen 
Apronius verlangte rekuperatorische Gericht ablehnen läßt6), verständlich: non impetrat cum

die freilich von einem freiwilligen in exilium abierit spricht, nicht vorsichtig genug, und auch die Be­
hauptung: „Die Infamia war damals noch nicht mit der Condemnation verbunden“ läßt sich mit dieser 
Sicherheit nicht aufstellen.

1) Vgl. Strachan-Davidson a. a. 0. S. 13.
2) Die Terminologie macht Schwierigkeiten. Dio läßt den Maecenas mit Beziehung auf die den 

Senator treffenden poenae unterscheiden (62, 31, 3): αν ποτέ τινα αιτίαν βαρντέραν ώστε τον άλόντα αψών 
ατιμίαν η φνγην η και ϋ·άνατον όφλεΐν, λάβωσιν, vgl. 32,2: όταν περί ϋανατώσεως ή και ατιμίας τίνος αγω- 
νίζωνται. Das werden auch — im weiteren Sinne — Kapitalprozesse sein. Für diese ατιμία fehlt ein 
früher Terminus; zunächst scheint sie nicht eigentlichen Strafcharakter getragen zu haben, sondern 
mittelbare Folge der Verurteilung gewesen zu sein; vgl. Mommsen: Strafr. 909, der ihren ausgesprochenen 
Strafcharakter spätestens mit der Sullanischen Gesetzgebung ein treten läßt. In der Gesetzgebung de 
repetundis war sie, wie im Text ausgeführt, sehr wahrscheinlich schon früher, in der lex Seruilia, in 
diesem Sinne verwendet. Nach Cicero de orat. I 194 wird man sie ignominia nennen können; die späteren 
sprachen von der poena existimationis (z. B. TJlpian Dig. 50, 16, 131, 1; 48, 19, 5 pr.; Callistratus 48, 19, 28, 1). 
Sie wird oft als Gefährdung des caput bezeichnet (vgl. Mommsen: Strafr. 907), ohne im engeren Sinne 
der strafrechtlichen Terminologie ‘Kapitalstrafe’ zu sein. Aber die Repetundenklage hat doch wesentlich 
durch die Verbindung mit dieser Art Atimie den Charakter der Kapitalklage, ihr i-udicium den des 
iudicium publicum angenommen. Wer auf sie verzichtet, wer χωρίς τον εν&ννειν κεφαλής eine einfache 
Ersatzklage erheben will, hat das Verfahren des S. C. zur Verfügung.

3) Nur eines hebt der Auct. ad Her. I 20 heraus: lex uetat eum qui de pecuniis repetundis dam- 
natus sit, in contione orationem habere. Mommsen fügt vermutungsweise Verlust des Sitzes im Senate 
hinzu: Strafr. 729, 3; Sueton Caes. 43 für die lex Julia.

4) Ihm stimmt Strachan-Davidson a. a. 0. S. 13, 2 zu.
4 Die Abschwächuug bei Strachan-Davidson: a. a. 0. S. 14, 5 wird dem Wortlaut Ciceros nicht ge­

recht. Auch den Redner Antonius läßt Cicero de or. II 194 die Aufgabe seiner Verteidigung des M\ 
Aquillius in einem Prozeß de repetundis so auffassen: „cwwi mihi 711. A.quillius in ciuitate retinendus 
essetu. Die ganze Anlage seines rednerischen Epilogs mit dem Zerreissen der tunica und Aufzeigen der 
Narben auf der Brust, ebenso wie die Ausdrücke: adflictum, debilitatum, maerentem, in summwn discrimen 
adductum . . . maestum ac sordidatum senem für den Angeklagten gehen von der Vorstellung eines reus 
capitis aus. Vgl. zum Prozeß des Aquillius Max Krüger: Ж1 Ληίοηϋ et Tj. Licinii Crassi fra.gment(t 
(Diss. Breslau 1909), S. 20.

6) Metellus entscheidet sich also für Denegation, er hätte im stadtrömischen Prozesse die exceptio 
gewähren können: extra quam in reum capitis praeiudicium fiat, an die sich die Begründung seiner 
Denegation anschließt; diese exceptio bezeugt Cicero de inuent. II 60 und erläutert: „пои enim oportet



hoc diceretMetellus, praeiudicium se de capite G. Verdis per hoc mdicium nolle fieri. Das
S. C. beweist nun, daß eine Anklage auf Grund des Julischen Repetundengesetzes als ein 
κεφαλής eUύνειν, ein capitis accusare, bezeichnet wurde, die Repetundenklage dieser Zeit 
als Kapitalklage gegolten hat. Aus dem bisherigen Material war das nicht zu folgern 
aber es sprachen doch einige Züge dafür1). ö

Der Senat ging also, um mit Papinian zu reden (Dig. 48, 13, 16) auf die lquaestio 
principalis ablatae pecuniae’, die m jedem Repetundenfalle steckt, zurück und stellte den 
Geschädigten frei: falls sie nur ihr Geld erlangen und Wiedergutmachung des Schadens 
haben wollen, aber nicht uldscendi causa prozessieren und keine kriminelle Schuld und 
Strafe, wie es beides dem gesetzlichen Repetundenverfahren damaliger Auffassung eigen 
war, verfolgen, dann sollen sie in folgender Weise verfahren. . . . Falls sie aber, so ist sinn­
gemäß die Alternative zu denken, den Täter zur Rechenschaft ziehen und zur Strafe 
bringen wollen, dann soll ihnen das Recht ungeschmälert sein. Aber dann müssen sie 
das Repetundenverfahren lege Julia anstrengen und die Umstände und Lasten die seine 
Durchführung auferlegt, auf sich nehmen*). Denn dann hat der Verfolgte auch seinerseits 
Anspruch auf alle Garantien des Geschworenenverfahrens und des Apparates der Verteidigung 
da sein caput, seine bürgerliche Existenz, bedroht war. Es handelt sich bei dem χωρίς 
τον εύϋύνειν κεφαλής τ'ον εϊληφότα nicht um konkurrierende Verbrechen, die im Verfah­
ren außer Betracht bleiben sollen, sondern um eine Zerlegung des Tatbestandes de repe- 
tumhs in seinen alten Kern der pecunia ablata und die ihm im Verlaufe der immer 
härter gewordenen Gesetzgebung zugewachsene Schale krimineller Beurteilung die aus 
der ursprünglichen Wiedergutmachung durch einfachen Ersatz eine Strafe werden ließ 
indem die Summe vervielfacht und die Vernichtung der bürgerlichen Existenz oder 
doch wenigstens der Verlust einer Anzahl politischer Rechte damit verbunden wurde

Die Weisheit des Kaisers und seiner Berater, die den Senat leitete, sucht also den

inrecuperatorio ludicw eius maleficii, de quo inter sicarios quaeritur, praeiudicium fieri\ Dazu setzt Me 
tel us die Verfolgung mit der Repetundenldage parallel. Zu diesen in gleichem Sinne wirkenden Dene- 
gationen bzw. Exceptionen, vgl. Wenger: Institutionen d. röm. Zivilproz. S lül

’) Vgl. dazu im ganzen: Mommsen: Strafr. 729 f.; Strachau-Davidson a. a. 0. S. 1-15 (der trennt-
a t/wn dr .Г»”!' 70r Geschworenengerichten, b) die Kapitalklagen vor den Geschworenen­
gerichten); Klemfeller: P.-W. 1 а 1, GO6 ff.

*> Mit anderen Worten: Das S. C. stellt ein Wahlprinzip für die Entscheidung über das Verfahren 
auf zu Gunsten dei Klager. Bei der Analogie, die, wie oben auszuführen, in der Anlage des ganzen 
Verfahrens zum rekuperatorlachen Prozesse besteht, gewinnt die Parallele Bedeutung für die Beurteilung 
des viel ei örterten Problems, ob das Nebeneinander von recuperatores und iudex im Sinne eines Rechtes 
auf Auswahl des Gerichtes durch die Parteien zu beurteilen sei. Dafür ist Wlassak: Röm. Prozeß­
gesetze И 308 ff. eingetreten, Eisele: Beitr. z. röm. Rechtsgesch. 55E hat einen ausführlichen Gegen­
beweis zu liefern versucht; auf seine Seite neigt sich Len eis Ansicht, Ed. perpeV, S. 28, 2. So weni» das
Fast wörtlich г НаЫ ** S° g6wiß Stützt cs durch Analogie die These Wlas^aks.
last wörtlich trifft auf das S. C. zu, was er II 310 ausführt: „War doch die Absicht, welche der Ver-
heissung eines wdiaum recuperatorium zu Grunde lag, schwerlich eine andere als die, dem actor eine 
Begünstigung zu gewahren insbesondere eine rasche Durchsetzung des Klaganspruchs zu ermöglichen 
Verzichtete der Kläger auf diesen Vorteil, so hatte der Prätor keinen Anlaß, ihm das strengere (in 
Tri ’ Ausnahmegericht aufzuzwingen, selbst nicht in den Fällen, wo es sich um

gefährliche Delikte handelte. Wenger bei P.-W. Ia, 429: „Verzichteten die Bürger aber auf ein iudi-
Z°gen sie vielmehr ein Verfahren nach den flüssigeren, rascheren Formen des R.-Gerichtes 

vor, . . . dann ließ ihnen der Gerichtsherr den Willen“.



gefährlichsten der politischen Prozesse (bald überflügelte ihn der Majestätsprozei) zu ent­
giften und die socii in ihrem eigensten Interesse zu der von Rache und persönlicher Ver­
folgung absehenden, leidenschaftslos durchführbaren Wiedererlangung ihres Hab und Gutes 
zu erziehen, indem ihnen hiefür ein bequemes, rasches, neues Rechtsmittel an geboten wurde. 
Durch diese rechtspolitische Mahnahme wird die Art beleuchtet, wie der Prinzipat des 
Augustus das Verhältnis der Provinzen zum Reichsregiment und seinen Vertretern auf 
neue Grundlagen zu stellen suchte.

Dieser Aufgabe des neuen Verfahrens entspricht vollkommen seine prozessuale Form, 
die in genauer Analogie zum rekuperatorischen Prozesse steht. Nur das unterscheidet 
beide Prozesse, daß die Richter de pecuniis repetundis nicht wie die Rekuperatoren auf 
Grund einer Liste bestellt werden, sondern nach bestimmter Quote ausgelost aus den Dig­
nitätsgruppen der Senatoren. Das hängt unmittelbar mit der bereits von Augustus dem 
Senate zugewiesenen richterlichen Kompetenz zusammen, mittelbar mit dem Privileg, daß 
die Senatoren durch den Senat gerichtet werden. Denn auch jetzt noch sind die wegen 
Erpressung von den socii, den Provinzialen, verfolgten Amtspersonen meistens solche der 
senatorischen Provinzen, während die der kaiserlichen Provinzen, naturgemäß von dem 
Kaisergericht abgeurteilt wurden. Ein kaiserlicher procurator, der sich vor dem Senate 
de repetundis verklagen und verurteilen lassen mußte, ist eine so besondere Erscheinung, 
daß Tacitus1) sie verwertet, um die geflissentliche Einräumung von Rechten an den Senat 
durch Tiberius im ersten Abschnitt seines Prinzipates zu beleuchten. Dem Muster des 
rekuperatorischen Prozesses folgt zunächst die Zahl der auszulosenden Richter (9), die 
reiectio Zug um Zug, und die Zahl des verbleibenden Kollegiums von fünf Richtern; dies 
ist in dem Falle so strikt die Mindestzahl, daß bei Krankheit oder Behinderung eines 
Richters Ersatz durch subsortitio vorgeschrieben ist1 2). Diesem Muster folgt weiter die 
Festsetzung einer Frist bis zur Beendigung des Verfahrens: in diesem Falle 30 Tage 
(Z. 134), in andern Fällen rekuperatorischen Prozesses ist eine Frist von 20 Tagen 
(lex Urson. c. 95, Bruns1 S. 130), wenn auf Dionys v. Halicarnass (Arch. VI 95, II 405 
Jacoby) zu bauen ist, im alten Latinerbündnis eine solche von 10 Tagen vorgesehen. Auch 
die Vorschrift, daß der die Anzeige empfangende Magistrat die Kläger ώς τάχιστα vor den 
Senat zu stellen hat (Z. 101), daß er in der gleichen ersten Senatssitzung die Losung der 
Richter vorzunehmen hat (Z. 106), daß die beiderseitige reiectio innerhalb zweier Tage 
nach der Losung zu erfolgen hat (Z. 121) übt den gleichen, für jedes rekuperatorische 
Verfahren charakteristischen Druck auf Beschleunigung aus. Aus diesem Muster stammt 
die Beschränkung der Zeugenzahl her, die'wenn auch im Verfahren apud iudicem gleich­
falls nachgewiesen, doch im rekuperatorischen wiederum zum Zwecke der Beschleunigung 
heimisch war3), während der Prozeß de repetundis hohe Zahlen4) und entsprechend lange

1) Ta-cit. ann. IV 15; vgl. dazu den Kommentar von Nipperdey-Andresen und Mommsen: Strafr. 713; 
Staatsr. III 2, 902, 1. Freilich war Asia, prokonsularische Provinz.

2) Die Bestimmung über Nachlosung schließt unmittelbar an die Mindestzahl πέντε (Z. 122) an ; 
ihr Wortlaut (Imperativ) ist zwingend, v. Premerstein hingegen (S. 500) formuliert: „In dem Fall . . . 
kann subsortitio . . . eintreten“.

3) Vgl. Wenger P.-W. I а 1, 428; Eisele: Beiträge z. rötn. Rechtsgesch., S. 49; Girard: Hist. d. l’or- 
ganisation judiciaire des Romains, S. 103, 1, vertritt mit guten Gründen die Ansicht, daß dies Recht 
auf denuntiatio ursprünglich für den peregrinischen Kläger im alten Rekuperationsverfahren geschaffen sei.

4) Val. Max. VIII 1, 10 läßt einen accusator de repetundis vom Jahre 54 (also nach der lex Julia



Fristen für die Vorbereitung des Prozesses und die Einvernahme vorgesehen hat. Gerade 
auf die Zeugenbeschaffung bezieht sich die Kritik, die das S. C. am Verfahren der quae- 
stio ubt (Z. 96), und der Betonung der Mißhelligkeiten, die aus der geographischen Ent­
fernung erwachsen, entspricht die Bestimmung des neuen Verfahrens, daß die testes, für 
welche der Vorsitzende dem Ankläger das Recht der denuntiatio (καταγγέλλειν Z. 139) er­
teilt, sich bereits auf dem Boden Italiens befinden müssen. Die Fünfzahl, die den aus privater 
Schädigung Klagenden zugestanden wird, erscheint neu; die Zehnzahl, hier für die δημοσία 
Geschädigten, ist mehrfach überliefert, vor allem durch Probus de notis V 8 (IV 274 Gra. 
Lat.; Girard: Textes de droit ro.5217) in einem Wortlaut, der auch als lateinische Parallele 
zu dem καταγγέλλειν . . . εξουσίαν διδόναι zu erwähnen ist: tantae pecuniae iudicium reci- 
peratormm dabo testibusque publice dumtaxat decem denuntiandi potestatem faciam. Wenn 
nur dem, resp. den μεταπορενομενοι (Z. 140) die potestas denuntiandi gewährt wird, so 
stimmt das mit dem durch Quintilian V 7, 91) und, was speziell die Prozesse de repe- 
tundis angeht, durch Plimus ер. VI 5, 2 bezeugten Vorrecht der accusatores überein 
(vgl. Mommsen: Strafr. 408). Dem rekuperatorischen Prozeß entspricht weiter die Be­
freiung der Richter für die Dauer des Verfahrens von andern, konkurrierenden munera, 
die Findung des Urteils durch einfache Majorität und der endgiltige, also keine Appellation 
zulassende Charakter dieses Urteils; endlich die Bezeichnung des Verfahrens als δίαιτα 
Z. 139. Diese gemeinsamen Züge sind so bezeichnend, daß die Folgerung, das S. C. habe 
neben (nicht an ihre Stelle) die quaestio ex lege Julia de repetundis ein rekuperatorisch 
geordnetes Verfahren gestellt, vollkommen sicher ist, und es deshalb trotz des freilich 
sehr einschneidenden Unterschiedes, daß die Losung dieser '"recuperatores' nur aus Sena­
toren erfolgt, nicht Wunder nehmen kann, das Richterkollegium in der Tat mit diesem 
Namen benannt zu finden. Die griechischen Termini des S. C. lassen für das lateinische 
Original freilich eher auf iudicium, iudices, zurückschließen2). Aber Tacitus hat in einem 
der Prozeßberichte seiner Annalen (I 74), der überhaupt erst durch die Verbindung mit 
dem S. C. ganz verständlich wird, und der das einzige sichere Zeugnis für die Fortdauer 
des neuen Verfahrens, worüber gleich zu handeln sein wird, darstellt, diese senatorischen 
Richter schlechtweg recuperatores genannt: (Tiberius) Mit absolut reum criminibus maie- 
statis (nämlich vor dem Senate als Gerichtshof): de pecuniis repetundis ad reciperatores 
itum est. Nach unserer früheren Kenntnis mußte hier entweder eine starke Willkür des 
Ausdruckes bei Tacitus angenommen oder die Verkürzung des Berichtes um die eigent­
liche Feststellung des Tatbestandes auf die derselben folgende Ästimation angenommen

de repetundis) sich auf das gesetzliche Recht auf denuntiatio an 120 Zeugen berufen, nicht ohne ein 
ironisches Argument aus diesem Massenaufgebot zu ziehen; die lex Acilia spricht von 48; vgl. Mommsen· 
Ges. Sehr. I 66; 233; Strafr. 408, 4.

>) Quintilians Definition: duo genera sunt testium, aut uoluntariorum aut eorum, quibus <in) iudi- 
cns pubhcis lege denuntiari solet, quorum altero pars utraque utitur, alterum accusatoribus tantum con- 
cessum est, ist zu eng. Denn die Quellen, unter andern die oben zitierte nota iuris aus Probus zeigen 
die denuntiatio auch im rekuperatorischen Verfahren, es liegt also keine Übertragung aus der lex Julia 
de repetundis in das S. C. vor.

2) v. Premerstem S. 503. Es wird gerade das Bestreben, dieses senatorische Kollegium von den 
damaligen eigentlichen recuperatores zu unterscheiden, den Senat zu den Ausdrücken iudices, iudicium 
arbitnum {δίαιτα) geführt haben.



werden1). Aber der Zusammenhang bei Tacitus drängt doch in eine ganz andere Rich­
tung: der Prozeß war einer der ersten maiestatis, der dem Historiker daher Anlaß gibt, 
im Ankläger den neuen Typus der delatores zu charakterisieren, in dem persönlichen Ein­
greifen des Kaisers die damals noch ganz maskierte saeuiüa hervorbrechen zu lassen. 
Aber gerade die Reue über diese ungewollte Eruption und die Scheu vor ihrer Wirkung 
veranlaßt, so charakterisiert Tacitus, den Kaiser, das Verfahren maiestatis in Freisprechung 
ausmünden zu lassen. Wenn hieran, ohne daß vorher etwas von Repetunden gesagt wäre, 
plötzlich dieses crimen angehängt wird, so wäre es ein unorganisches Anhängsel, würde 
nicht irgendwo die innere Verbindung vollzogen sein: sie liegt vor in ad recuperatores 
itum est, dem — wie so oft bei Tacitus — in ein einziges Wort verlegten Gegensatz zu 
dem Prozeß, der das caput bedrohte. Nun erst ist der Proprätor Bithyniens sicher ge­
rettet, um mit dem S. C. zu reden, es wird χωρίς τον ενϋννειν κεφαλής verfahren. Und 
damit gehört alles weitere nicht mehr zur ‘Geschichte’ im Sinne des Tacitus, der wenn 
wir umschreiben, abschließt: Und selbst das Verfahren de repetundis, das eine weitere 
Handhabe, den Granius Marcellus zu verderben bot, nahm den ungefährlichen Weg vor 
die — senatorischen — recuperatores1 2). Terminologisch ist die Bezeichnung also zwar 
frei gewählt, aber nicht für die iudices der quaestio oder einen ev. Ausschuß, der die 
litis aestimatio festzustellen hätte, sondern für die senatorischen Richter des S. C., deren 
Wesen damit durchaus zutreffend angegeben war.

Von der gewonnenen Einsicht in die rekuperatorische Natur des neuen Verfahrens 
aus ergeben sich die beiden Fragen: 1. in welchem Verhältnis es, was die prozessuale 
Form angeht, zur quaestio nach der lex Julia steht, und 2. woher die Merkmale stammen, 
die zunächst nicht mit anderweitig für den rekuperatorischen Prozeß bezeugten Einzel­
heiten in Parallele zu setzen sind.

1. Bereits die Erläuterung des gesetzgeberischen Motivs des S. C. führte darauf, daß 
sein Verfahren im bewußten Gegensatz zu dem der lex de repetundis steht. Die einzige 
feststellbare Beziehung, die unter den von v. Premerstein (siehe besonders S. 525) in Be­
tracht gezogenen charakteristisch ist, betrifft die Bezeichnung des Tatbestandes de repe­
tundis, also den selbstverständlichen Ausgangspunkt, nicht das Verfahren. In Betracht
kommt außerdem die Übernahme der Bestimmung über den συνήγορος (Z. 102), den pa-
tronus, welchen der Magistrat nach Auswahl der socii ihnen ‘geben’ soll. Denn die lex 
Acilia (Z. 9) hat seine Rolle gleichfalls geregelt, und aus Ciceros Auftreten für die Sizilier 
ergeben sich analoge Vorschriften der lex Cornelia. Aber mit dem συνήγορος des S. C. 
hat es augenscheinlich eine ganz andere Bewandtnis. Er tritt vor dem Richterkollegium 
überhaupt nicht auf, die εύ&ννοντες selbst führen dort den Nachweis ihrer Schädigung, 
sie erhalten das Recht der denuntiatio an die Zeugen, sie vertreten sich selbst bei der 
reiectio und subsortitio. Folglich ist die Beschreibung seiner Funktion Z. 102: ος νπερ 
αυτών ερει επι τής συγκλήτου im engen Sinne wörtlich zu nehmen. Dieser συνήγορος 
entspricht mehr der Geschäftsordnung des Senates als den patroni der leges repetundci-

1) Mommaen: Strafr. 726,2; Wenger: P.-W. Ial, 422; v. Premerstein S. 503.
2) Der Zusammenhang drängte die Erklärer der Annalen (vgl. Nipperdey-Andresen und Draeger- 

Heraeua zu der Stelle) schon zu Erklärungen in der Richtung, die nun durch das S. C. gesichert wird.



nim1). Alle anderen Züge aber, die dem neuen Verfahren mit der quacstio de repetundis 
gemeinsam zu sein scheinen, wie die sortitio der Richter, die reiectio, die aestimaüo in 
Geldeswert, die Verurteilung nach Majorität, sind keine charakteristischen Eigenheiten des 
Quaestionenverfahrens, sondern in dem rekuperatorischen Prozesse ebenso zu finden8) und 
daher in das S. C. gelangt. Das Itepetunden-Gesetz Cäsars übt gewiß großen Einfluß auf 
die neue Regelung, weil sie im Hinblick und mit Rücksichtnahme auf dieses bestehende, 
nicht abgeschaffte Verfahren getroffen wird, aber nicht den Einfluß eines Vorbildes noch 
die Hilfe einer Quelle, sondern den des Gegenbildes, zu dem der Unterschied im ganzen 
wie im einzelnen durchgeführt wird3).

2. Unsere bisherigen Quellen liefern kein vollständiges Bild des rekuperatorischen 
Prozesses4). Ist die erwiesene Gemeinschaft zwischen ihm und dem Verfahren des S. C 
eine genügende Unterlage, um durch Rückschluß das Mehr an Einzelheiten, das 'die 
Prozeßbeschreibung des S. C. liefert, auch in das Bild des rekuperatorischen’ Prozesses 
aufzunehmen P Hier ist die größte Vorsicht geboten. Gewiß wird die Entscheidung durch 
einfache Majorität (Z. 144) als neues Argument für die bisher nur erschlossene5) gleiche 
Urteilsfindung des rekuperatorischen Prozesses gelten dürfen6), ebenso wird die&offene 
Abstimmung (αναφανδόν άποψαίνεσ&αί) im Gegensatz zu der geheimen mittels Stimm­
täfelchen der quaestiones, weil sie zum Wesen des rekuperatorischen Verfahrens sehr gut 
paßt, dafür in Anspruch genommen werden dürfen; die subsortitio für den Ausfall eines 
Richters aus dem kleinen, nach stattgehabter reiectio verbleibenden Kollegium ist auch 
für die recuperatores sehr wahrscheinlich. Auch sie müssen analoge Exkusationsgründe 
haben geltend machen dürfen, wie sie das S. C. für die παραίτησις einräumt. Dmunter 
wird für den recuperator gleichfalls Verwandschaft im Ausmaß der durch die lex Julia de 
iudiciis publicis für das Recht der Zeugnisverweigerung sanktionierten Grenze, die über-

Ь Daß die socu auch selbst zum Vortrag kommen, scheint das ών de — επιψέρουοιν (Z. 105 v°d. 
dazu oben S. 37) anzudeuten.

8) Die Frage, ob die Quaestionen in ihrem Ursprung auf die rekuperatorischen Prozesse zurück- 
gehen, kann hier auf sich beruhen.

3) Seiner Natur nach kann dieses neue Verfahren nur die Wiedergutmachung, also einfachen Ersatz 
vorschreiben (Z. 133). Daraus einen Rückschluß auf die Höhe der Verurteilung nach der lex Julia zu 
ziehen, wie v. Premerstein (S. 519) tut, geht, wenn das Verhältnis beider Verfahren oben richtig erfaßt 
ist, nicht an. Ebensowenig natürlich die Folgerung aus der lex Julia, daß auch au die Geldveruvteilun» 
nach dem neuen Verfahren sich, wenn schon im Urteil nicht ausgesprochen, doch die gleichen infamic“ 
renden Folgen angeschlossen hätten (ebda. S. 521). Im Gegenteil: es ist ein Hauptmotiv der Neuerung, 
dem Wiedergutmachungs-Bedürfnis der socii diese kriminellen Stachel zu nehmen. Der Gedanke vollend’s 
„daß die Novelle des Jahres 4 v. Chr. (das S. C.) damals bereits (Zeit des jg. Plinius) als ein vollwer- 
tigei Bestandteil der lex Julia rep. selbst behandelt wurde, wie dies später auch mit sonstigen vom 
Senat beschlossenen Erweiterungen des alten Gesetzes geschah“ (ebda. S. 518) erscheint bei der dar^e- 
legten Gegensätzlichkeit beider Satzungen unmöglich. Zur Frage der Nachwirkung des S. 0. unten mehr'

4) Die beste Übersicht bietet Wenger s. reaipsratio P.-W. Ia 1, 405 ff.; 'eine Zusammenstellung
der Hauptqnellen ebda. Sp. 432. °

6) Wenger а. а. O. Sp. 428.
I') Per Wortlaut des s- C· eröffnet den Durchblick auf eine prozessuale Schwierigkeit: denn er gibt 

als Inhalt des Richterspruches an: όσοι- κεφάλαιον χρήματος (das die socii als erlittenen Schaden erweisen 
konnten) xooovxov άηοδΜναι χελευέτωοαν Z. 133. Das ist zunächst zu beurteilen und in seinem lateinischen 
Wortlaut zu verstehen nach Dig. 42, 1, 59 pr.: „In summa sufficit, si expresserit iudex summ am in sen- 
tenha soluique lusserit uel praestari uel quo alio uerbo (hier wohl reddi nach diroSMrai) hoc significauerit.



haupt als Norm gegolten haben dürfte1), Etkusationsgrund gewesen sein (vgl. Z. 117). 
Daß sich das S. C. besonders auf diese lex Julia gestützt habe, folgt aber aus solcher 
Bezugnahme nicht.

Für die übrig bleibenden Bestimmungen ist es wichtig, jeweils die Abhängigkeit 
von der Geschäftsordnung des Senates selbst in Betracht zu ziehen* 1 2). Schon die Art, 
wie ein rekuperatorisch waltendes Kollegium von iudices zugleich durch die Bestellung 
seiner Mitglieder den Charakter eines Ausschusses, einer Kommission des Senates erhält, 
bestätigt die historische Konstruktion Mommsens, daß die späteren richterlichen Kom­
missionen des Senates (iudices dati) an die ältere, gerade auch für schiedsrichterliche Funk­
tionen geübte Praxis der Bestellung und Beauftragung von Kommissarien des Senates 
anknüpft3). Tacitus ann. III 28 bezeugt Einsetzung und Zusammenfassung einer Senats­
kommission zur Abmilderung der lex Papia Poppaea: ni Tiberius statuendo remedio quin- 
que consularium, quinque e praetoriis, totidem e cetero senatu sorte duxisset, cipud quos ex- 
soluti plerique legis nexus modicum in praesens leuamentwm fuere. Diese Parallele zeigt 
deutlich, daß der Grundsatz der Quoten aus den drei Rangklassen der Senatoren, nach 
dem auch das S. C. verfährt, der Geschäftsordnung des Senates für die Auslosung von 
Kommissarien entstammt, während ein solcher Schlüssel in der Losung von Rekuperatoren 
keinen Anhalt hat4). Durch die Praxis des Senates beeinflußt erscheint ferner die Alters-

Amplius est rescriptum, etsi in sententia non sit summa acliecta, si tarnen is qui petif, sunintam expresserit, 
et iudex ait: ‘sollte qiiod petitum est’ uel ‘quantum petitum est’, liniere sententiam. Aber nach dem S. C. 
urteilen fünf Richter und jeder soll, καϋ' S αν αυτών έκάατφ δόξ?/ seinen Spruch tun. Das mußte gerade 
im Palle de repetundis, in denen sich das Gesamt-χειρ dlctioy aus sehr verschiedenartigen Posten zusammen­
setzen konnte, zu Meinungsverschiedenheiten innerhalb des Kollegiums und zu Differenzen in der schließ­
liehen Höhe dieser Summe führen. Was hatte, wenn drei oder gar mehr Zahlen bei der Abstimmung 
genannt wurden, die Entscheidung durch ‘Majorität’ für einen Sinn? Da das S.C. nichts darüber äußert 
wird der Fall Dig. 42, 1, 38 eintreten: Si diuersis summis condemnent iudices, minimam spectandam esse, 
Julianus scribit. Die Sache ist nicht ganz klar (vgl. Wenger: Institutionen des röm. Zivilprozesses, 
S. 195, 67), das rekuperatorische Verfahren des S. 0. aber ein neues Beispiel dafür, wie sehr Wlassaks 
Vorsicht berechtigt war, auch für Aktionen, die Schätzungen notwendig machten, trotz der Schwierig­
keit, ein solches Urteil durch Abstimmung zu ermitteln, die Mehrzahl rekuperatorischer Richter an 
Stelle des einen in Betracht zu ziehen (Röm. Prozeßgesetze II 312, 32).

1) Dig. 48, 2, 2 pr.: concessa est mulieribus publica accusatio ueluti si mortem exequantur eorum 
earumque, in quos ex lege testimonium publicorum inuitae non dicunt ist trotz der nicht zu beanstan­
denden Auslassung von (iudiciorum) wegen der Stellung (ex lege publicorum testimonium stellte Haloander 
um) wohl aus dem S. C. Z. 117: ώστε νόμφ . . . μαρτνρεΐν επί δημοσίου δικαστηρίου ίίκων μη αναγκάζεσϋαι 
zu emendieren: ex lege testimonium publico iudicio inuitae non dicunt.

2) V. Premerstein scheint das Maß dieser Abhängigkeit zu gering zu veranschlagen.
3) Über die Kommissionen des Senates handelt Mommsen: Staatsr. 111 2, 1000 f.; über die iudices 

dati а. а. О. II, 121. Zur Verbindung beider vgl. an erst.erer Stelle (S. 1001,1): „Sicher knüpft hieran 
auch das Recht des Senats in seiner späteren kriminellen Iudikation an, die Sache an eine Kommission 
(iudices dati) abzugeben“.

*) v. Premerstein vergleicht in anderem Zusammenhang (für die Gruppen als solche S. 489) die 
Tacitusstelle mit dem S. C., denkt aber für die sortitio aus drei Ranggruppen an die Möglichkeit, sie 
sei der Auslosung der recuperatores aus (drei) Richterdekurien nach der lex Iulia iudiciorum priuatorum 
nachgebildet (ebda S. 526). Aber eine solche Losung der recuperatores ist ganz unwahrscheinlich (vgl. 
Wenger: P.-W. la 1, 422), und hätte es sie gegeben, so wären die Ranggruppen der Senatoren und 
ihre Quoten so anderer Art, daß sie auch dann unmittelbar aus der Ordnung des Senates hergeleitet 
werden müßten.

Abh. d. philos.-philol. u. d. hist. Kl. XXXIV. Bd. 2. Abh. 16



grenze der Auszulosenden von 70 Jahren (Z. 112). Es könnte zwar Herkunft aus einer 
Prozeßordnung deshalb angenommen werden, weil auch da eine Altersgrenze für die Über­
nahme des Richteramtes bestimmt war. So ist der Ansatz der lex Acilia in Z. 13: maior 
annos LX natus erhalten, auch hier in unmittelbarer Verbindung mit der Aufenthalts­
grenze. Für recuperatores scheint ein Maximalalter nicht bezeugt1)· Wohl aber steht das 
munus iudicandi später in der Reihe der munera personalia, für die ganz allgemein 
Befreiung mit dem 70. Lebensjahr eintritt: iudicandi quoque necessitas inter munera 
personalia habetur Dig. 50, 4, 18, 142). Nichts natürlicher3), also, als diese Norm mit 
der Altersgrenze des S. C., das alsdann das erste Zeugnis hiefür bieten würde, in Ver­
bindung zu setzen (v. Premerstein S. 491)! Nur ergibt sich aus der Geschäftsordnung 
des Senates ein Gegengrund. Denn anders als in der-republikanischen Zeit begrenzte sie 
in der Kaiserzeit die Verpflichtung zur Erfüllung des munus senatorium, vor allem die 
zum Erscheinen im Senat durch ein Höchst alter4). Seneca der Vater bezeugt controuers. I 8, 4 
Senator post sexagesimum et quintum annum in curiam uenire non cogitur, non uetatur. 
Seneca der Sohn de breuit. uitae 20, 4: lex a quinquagesimo anno militem non legit, а 
sexagesimo Senatorem non citat. Gewiß ist dieser Unterschied nicht wegzudisputieren5), 
sondern Zeugnis einer eingetretenen Verschiebung der Altersgrenze. Es lag zunächst nahe, 
wie Mommsen es tut (Staatsr. III 2, 917, 2), die Befreiung mit dem 65. Jahre auf Augustus, 
der ja überhaupt die Geschäftsordnung des Senates gründlich neu gestaltet hat, zurück- 
zuiühien, die mit dem 60. „unter oder vor Claudius“ anzusetzen. Die Altersgrenze des 
fe. C. von 70 Jahren käme mit diesen 65 in Konflikt. Denn es ist von der Einleitung 
des Verfahrens an {αρχών ώι εφεΐται σννάγειν την σύγκλητον) Wert darauf gelegt, die 
Kompetenz des Magistrates, der die Durchführung zu übernehmen hat, zu sichern und 
eine Ablehnung der Ausgelosten möglichst zu erschweren (Z. 115; 124); bei der Losung bis 
zu 70 Jahren würde ihm aber kein Recht zum Zitieren6) der über 65 Jahre alten Ge­
losten zugestanden haben und kein Mittel {pignoris capio) ihr Erscheinen zu erzwingen. 
Daher liegt in der Annahme dieser Differenz der Altersgrenzen für Erfüllung der Pflichten 
als Senator und der Richterpflicht in dem rekuperatorischen Senatsausschuß eine, wie mir 
scheint erhebliche, Schwierigkeit; sie läßt sich durch die Vermutung — mehr kann es auf 
Grund des heutigen Materials nicht sein —- beseitigen, daß zur Zeit des S. C., also in der 
Neuregelung des Augustus, die senatorische Altersgrenze7) überhaupt 70 Jahre betragen

*) Über das Minimalalter wird die oben angekündigte Abhandlung über die Oratio Glaudii handeln; 
vgl. jetzt Wenger P.-W. Ia I, 423.

2) Weiteres hiezu bei v. Premerstein 8. 491.
3) Obwohl Kuhn: Städt. u. bürgerl. Verf. d. röm. Reiches I 70 zu erwägen gibt, ob hier nicht eine 

für das übrige Reich zur Geltung gekommene, für die munera (Liturgien) allgemein gültige Regelung 
nachträglich auch auf die Hauptstadt Rom übertragen wurde, vgl. auch Karlowa: R. Rechtsgesch. 1 612; 
Liebenam: Städteverwaltung 425.

4) Vgl. Mommsen: Staatsr. III 2, 917.
°) Bourgdry merkt in der neuen französischen Ausgabe de breuitatc uitae (Paris 1923) zur Über­

setzung (S. 77) an: „II est probable que dans les deux cas notre auteur a arrondi les chiffres“.
e) Ls können ersichtlich auch die Namen Abwesender in die Urne gelegt werden (Z. 107 ff.), aber 

die Gelosten müssen hernach von dem Magistrate zitiert werden können.
') Penn der zweite Ausweg, daß zur Zeit des S. O. ein Befreiungsalter für den Senator noch nicht 

bestanden habe, ist kaum gangbar, da die Neuregelung des Senates, die Minimalalter, Census, Frequenz­
ziffern und daher 'gewiß auch die Altersgrenze umfaßte, der Zeit unseres S. C. vorausliegt.



habe, und daß diese dann stufenweise1) auf 65 (Seneea d. Ä.) und 60 Jahre (Seneca d. J.) 
herabgesetzt wurde. Ähnlich dürfte es sich mit der Aufenthaltszone von 20 Meilen (Z. 103 ff.) 
verhalten. Auch hiefür gibt es Analogien in der Gerichtsordnung, so in der lex Acilia, 
die freilich Z. 13 genau dort abbricht, wo die Entfernungszahl gestanden haben muß. 
Die Ausgaben (z. B. Bruns: Fontes7, S. 61, Girard: Textes5, S. 35) lesen mit Mommsens 
(vgl. Ges. Sehr. I 28) Ergänzungen: queiue in urbem Romani propiusue u[rbem Romam 
p(assus) M domicilium non habeat . . ,]1 2), das S. C. liefert nicht nur sprachlich die grie­
chischen entsprechenden Termini ή επ' αυτής της 'Ρώμης η εντός (Ζ. 111 Εγγειον) εΐκοσ 
μειλίων3 *) (από) πόλεως (Ζ. 107; 109; 111), sondern auch eine sachliche Stütze für
den von Mommsen (Ges. Sehr. 151) mit aller Vorsicht geäußerten Zweifel, ob die der 
althergebrachten Ausdehnung der eigentlichen Stadtzone entsprechende Ergänzung der 
M. passus die richtige Zahl treffe: „quamquam fieri potest ut lex maius spatium cidnuerit“ 
setzt er mit Hinweis auf Appian bell, ciuile I 23 hinzu. Aber deutlicher als die bei 
Appian bezeugte Bannmeile von 40 Stadien (8 röm. Meilen), die eine einmalige, durch 
konsularisches Edikt verfügte politische Maßnahme gegen C. Gracchus darstellt, verweist 
das S. C. auf die Wahrscheinlichkeit, daß für die Aufnahme in das album iudicum eine 
weitere Aufenthaltszone als die der einen Meile zugelassen war*). Nur ist natürlich 
nicht an eine Übertragung der Zahlen zu denken. Es liegt im Gegenteil hier wie bei 
der Altersgrenze so, daß beider Orts, in der Prozeßordnung und in der Geschäftsordnung 
des Senates, diesbezügliche Bestimmungen existierten5), und daß für das rekuperatorische 
Kollegium des S. C. in dieser Hinsicht maßgebend die senatorische Ordnung war. Das 
gleiche ist wahrscheinlich für den durchaus auf den Senat zugeschnittenen Ritus der εξω­
μοσία (eiuratio) anzunehmen, durch den die Unfähigkeit,, den durch das Los erhaltenen Auf­
trag zu erfüllen, dem Senate gegenüber von seinem Mitgliede nachgewiesen werden mußte6).

1) Das Zeugnis Seneca d. A. in den wohl erst unter Caligula abgeschlossenen rhetorischen Memoiren 
ließe ohne weiteres den allgemeinen Ansatz: ‘Unter Tiberiua’ zu. Es ist allerdings zu bedenken, daß er 
den Satz als Zitat aus einer Deklamation des P. Nonius Asprenas anführt. Aber das steht, auch abge­
sehen von der Frage, wieweit Seneca d. A. seine auctores auch in solchen Einzelheiten historisch genau 
sprechen läßt, diesem Ansatz nach dem Wenigen, was aus Seneca über Asprenas zu ermitteln ist, nicht 
im Wege. (Schanz: Röm. Lit. II 1, 493; Prosop. Imp. Rom. II 411.)

2) Die Parallelstelle Z. 17 bietet auch nur: queiue in urbe Romae propiusue urbem Roma [. . .] 
aber den Z. 14 fast ganz ausgefallenen Abschluß: queiue trans таге erit.

3) Auch auf den offenbar im amtlichen Gebrauch schon eingebürgerten Terminus μίλιον, μείλιον 
sei hingewiesen.

*) Gaius IV 104, die Definition des iudicium legitimum, gibt für unsere Distanzfrage keinen Aufschluß.
s) Die Entfernung von 20 Meilen wird in der Gerichtsordnung, und daher gewiß auch im weiteren 

Sinne, ζ. B. der Praxis für senatorische Kommissare auf einen Reisetag gerechnet; vgl. Modestinus 
de excusationibus Dig. 27, 1, 13: d ds νπερ εκατόν μιλιά τής πόλεως αποδήμων είκοσι μιλιά εξει άριύλμονμενα 
αντφ κα&' εκάστην ημέραν . . . καί έξωέλεν τούτων άλλας τριάκοντα ημέρας εχει προς δικαιολογίαν; dazu 
Gaius Dig. 2, 11, 1: uicena milia passuum in singulos dies dinumerari praetor iubet; Ulpian: 50, 16, 
3 pr. gleichfalls mit Bezug auf das prätorische Edikt (vgl. Lenel: Ed. perp.3 S. 56) und im Anschluß 
an die Definition des Stadtkreises (urbs Roma). W. Riepl: Nachrichtenwesen des Altertums S. 145 ; 
v. Premerstein S. 488. Die τριάκοντα ήμέραι des S. C. (Z. 134) werden ausschließlich für die δικαιολογία, 
also εξωύλεν des Reisetages gerechnet sein, und sicher abzüglich der 2 Tage bis zur reiectio; dagegen 
nicht abzüglich der Reisetage für etwaige festes.

6) v. Premersteins Vermutung (S. 495 ; 527), daß für diese εξωμοσία griechischer Einfluß wirksam war, ist 
doch wohl nur bei Vermittlung durch eine allgemeinere Praxis, resp. Geschäftsordnung des Senates ausdenkbar.
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Zwei Züge des neuen Verfahrens verdienen schließlich noch besondere Beachtung: 
einmal die Vorschrift über den magistratischen Vorsitz Z. 138. Hier gerade wird das 
Verfahren als δίαιτα bezeichnet und von dem προίατασϋαι so selbstverständlich gesprochen, 
daß die Annahme zum mindesten nah egelegt wird, es habe in ähnlich geordneten Prozessen 
einen solchen Vorsitz gegeben. Wenn dabei der αρχών hier charakterisiert wird 
τον την κλήρωσιν των δικαστών ποιήσαντα, während doch die Bezeichnung aus Z. 105 δς 
αν αντοϊς πρόσοδον εις την σννκλητον δω beibehalten werden konnte, so ist gewiß dabei 
an die Verbindung, welche zwischen Leitung der Losung und Führung des Vorsitzes 
besteht, gedacht. Dieser Vorsitz erinnert zunächst an den der quaestiol), wie an ihre 
Nachbildung im ersten Edikte. Aber das Wort δίαιτα zieht doch eine scharfe Grenze 
und verdeutlicht den Unterschied des Fünf-Richter-Kollegiums von einem Gerichtshof de 
repetundis·, daher muß auch hier gefragt werden, ob die nächste und wahre Analogie 
im rekuperatorischen Prozeß zu finden ist. Das scheint aber nicht der Fall, obwohl in 
gewissen Einzelfällen (namentlich dem unten zu erwähnenden bei Liuius 43, 2, 3) die 
Quellen so ausgelegt wurden1 2). Daher ist dieser magistratische Vorsitz nächst der Ein­
schränkung der Richterlosung auf Senatoren das stärkste Unterscheidungsmerkmal des neuen 
"Verfahrens vom rekuperatorischen damaliger Ordnung. Und auch hiezu darf an gewisse 
Fälle senatorischer Kommissionen, die schiedsrichterliche Funktionen zu erfüllen hatten, 
erinnert werden, in denen die Konsuln oder einer von beiden den Vorsitz führte3). Dieser 
Einfluß wird sich mit dem von der quaestio ausgehenden gekreuzt haben.

Zu Zweit die Teilung des Verfahrens. Denn der die Anzeige empfangende Magistrat 
hat nicht von sich aus die Sache an das nach Vorschrift konstituierte Kollegium zu leiten, 
sondern ein erstes Mal wird von den Anklägern Vortrag gehalten im Plenum des Senates. 
Daß dort auch verhandelt oder gar Beweise vorgeführt werden, davon steht nichts da, 
und so muß das Gegenteil gelten. Aber dieses επιφέρειν αιτίας (Z. 105) führt immerhin 
zu der prozessual sehr wichtigen Begrenzung und Feststellung des zur eigentlichen Ver­
handlung gelangenden Falls. Das ist aus der Beziehung zu folgern, die zwischen der 
Aufgabe des auszulosenden Kollegiums nach Zeile 1054) ών αν εν xfj αννκλήτφ αιτίας 
ίπιφέρονσιν όπως άκονσ&ώσιν . . . κληρούοϋ·ω und der Einschränkung des Urteilsauftrages 
Z. 130 f. besteht: oi δε κριτα'ι περί τούτων μόνον ακονέτωσάν και. διαγεινωσκέτωσαν, 
περί ών αν τις ενϋύνηται . . . νενοσφισμένος. Bedenkt man, daß die Richterlosung sich 
auch auf die in der Sitzung Abwesenden erstreckt, so ist es nicht wahrscheinlich, daß 
diese Richter ohne Instruktion über das in der Sitzung Vorgebrachte geblieben sind, auch 
nicht, daß hiefür nur die mündliche Auskunft des Vorsitzenden allein giltig sein sollte: 
vielmehr dürfte ein Auszug aus dem Senatsprotokoll5) mit der Aufzählung der ahiai den

1) Daß freilich der praetor de repetundis nicht damit beauftragt wird, dessen Nichterscheinen 
v. Premerstein mit Recht (gegen Oliverio) betont (S. 501), kann nach dem im Text über die Gegen­
sätzlichkeit beider Prozeßarten Ausgeführten nicht Wunder nehmen.

2) Vgl. Wenger P.-W. Ia 1, 425f.
3) Vgl. die Zusammenstellung bei Mommsen: Staatsr. III 2, 1001 f; dazu auch Partgeh: Die Schrift­

formel im röm. Provinzialprozeß (1905) 5 ff.
4) Zur Worterklärung vgl. S. 37.
s) Es sei erinnert an den auf Weisung des Senates von der Gemeinde Mylasa im Streit zwischen 

Magnesia und Priene gefällten Scliiedspruch. Zu den in Magnesia gefundenen ‘Akten’ (Sylloge3 679. 
Ohne Erwähnung der prozeßgeschichtlichen Deutung Partschs) gehört ein die Instruktion für den Schieds-



‘Rekuperatoren’ zugeleitet worden sein als Unterlage für ihr άκούειν και διαγιγνώοκειν. 
Damit stellt dieser erste Vortrag der Kläger eine, um von anderm abzusehen, schon durch 
die Verlegung des Verfahrens vor das Forum des Senats gewiß stark abweichende, aber 
doch erkennbare Analogie des Verfahrens in iure vor. Ebensowenig zu verkennen aber 
ist darin die Rücksichtnahme auf die durch die Tradition absolut befestigte Anschauung, 
daß die eigentliche und entscheidende Instanz nur das Plenum des Senates sein kann, und 
daß die Überweisung an eine ‘Kommission’ nur ein durch die Natur der Sache etwa gebotener 
Notbehelf bleiben muß1). Auch hierin also haben sich zweierlei Einflüsse auf die neue 
Institution gekreuzt: der von der Zweiteilung des rekuperatorischen Prozesses ausgehende 
mit dem, den ein fester Grundsatz der Geschäftsordnung des Senates ausübte.

Und diese beiden Einflüsse waren, wie rückschauend allgemein festgestellt werden 
darf, für den oder die Juristen, die den vom Senate akzeptierten Entwurf des neuen Ver­
fahrens ausgearbeitet haben, maßgebend: der eine war berechtigt, weil das Verfahren 
seinem Wesen nach ‘rekuperatorisch’ war, der andere, weil eine ‘Kommission’ des Senates 
die richterliche Aufgabe des ‘rekuperatorischen’ Kollegiums zu erfüllen hatte.

Von der Einsicht in die Zweckbestimmung und den Aufbau des neuen Verfahrens aus 
ergibt sich die Beurteilung der historischen Beziehungen, in denen es zu den vorausliegenden 
Entwicklungsstadien des Repetundenprozesses steht, und derjenigen, in denen sich eine 
etwaige Nachwirkung auf das Verfahren der späteren Kaiserzeit kund gibt. Zwar hat in 
Bezug auf die erste Frage das S. C. selbst seiner Einordnung in die Reihe der Repetunden- 
gesetze deutlich widersprochen, weil es diese ganze νομοθεσία των προγόνων und die durch 
sie geschaffenen δίκαι χρημάτων άπαιτήσεως mit den zugehörigen δικαοτήρια (Z. 90ff.) 
kritisiert und zu dem eigenen Verfahren in Gegensatz stellt — ein Satz, an den sich die 
prozeßgeschichtliche Bewertung desselben zu halten verpflichtet ist. Soweit das Verhältnis 
zur unmittelbar in dieser Zeit gütigen lex de repetundis in Betracht kommt, stellte die 
oben vorgenommene Prüfung der einzelnen Abhängigkeiten auch seine Richtigkeit heraus. 
Wenn der gesetzgeberische Wille zur Neugestaltung, obwohl ersieh in so markanter Weise 
ausspricht, bis zu dem Grade eingeschränkt wird, daß z. B. v. Premerstein rückschauend 
feststellen möchte: „Wie wir sehen, verzichtet das S. C. — gewiß in bewußter Absicht — 
auf neue schöpferische Ideen“ (S. Ü26)2) so liegt das nur zu einem Teil an der Überschätzung * II.
Spruch enthaltender ‘Brief des Prätors mit Rekapitulation der in Rom verlaufenen Einleitung des Ver­
fahrens i I. Die Vertreter der Parteien erscheinen in Rom vor dem Prätor, tragen den Streitfall vor und 
bitten όπως αντοΐς σύγκλητον δφ. Ganz analog sollen die socii nach dom S. C. der Stele verfahren.
II. Sie ‘erhalten’ eine Sitzung des Senates, über deren Verlauf und Beschluß der Prätor nach dem Pro­
tokoll an die Adresse der das Schiedsamt übernehmenden Gemeinde referiert. III. Diese (Mylasa) ver­
fährt entsprechend τοΐς ze υπό τής σνγλήτον δεδογματιαμίνοις και τή απεσταλμένη προς αντονς επιστολή _ 
Auf gleichartige Unterlagen seines Schiedspruches beruft sich Milet: Sylloge3 683, 50 und Magnesia: 
Sylloge3 685, 10, vgl. Partsch: Schriftformel S. 5 ff. Im Verfahren de repetundis nach dem S. C. ist ein 
Senatsbeschluß nicht mehr erforderlich, nach dem Vortrag der ahiai folgt vielmehr zwangsläufig die 
Richterlosung. Aber gerade weil die Befassung des Plenums nicht mehr den Zweck hat, den Senat zur 
Bestimmung von iudices erst zu bewegen, weil diese also nur mehr die eine Station eines zweigeteilten 
Verfahrens bedeutet, tritt ihre prozessuale Rolle deutlicher hervor. Über die vermutliche Rolle des Protokolls 
als Fixierung der Vorgänge in iure vgl. nach Wlassak Wenger: Prätor und E’ormel S. 27.

!) Vgl. Mommsen: Staatsr. III 2, 1000 ff.
2) Vgl. Ebrard: Philol. Woch. 1927, 1231. Ihm widerspricht auch Anderson: Jour. Rom. Stud. 

XVII, 45, 1.



der Abhängigkeiten von den verschiedenen leges Juliae, zum größeren Teil an dem Ver­
gleich mit einem von Liuius (43, 2) bezeugten rekuperatorischen Verfahren de repetundis, 
das in der Tat zunächst eine große Ähnlichkeit auf weist. Dieser Liuius-Bericht, berühmt 
in allen historischen Behandlungen des Bepetundenverfahrens^), weil er als Zeugnis über 
das erste solche Verfahren ad incunabula iuris hinaufführt und die älteste vor den quae- 
stiones liegende Periode charakterisiert, ist schon von Oliverio (S. 51) zur Erklärung heran­
gezogen; er muß als die wichtigste historische Parallele zu dem Verfahren des S. C. auch 
hier seinen Platz finden: ,Hispaniae . . . utriusque legati aliquot populorum in senatum 
introducti . ii de magistratuum Romanorum auaritia superbiaque conquesti, nixi genibus ab 
senatu petierunt, ne se socios foedius spoliari uexarique quam kostis patiantur. cum et 
alia indigna quererentur, manifestum a-utem esset pecunias captas, L. Canuleio praetori, qui 
Hispamam sortitus erat, negotium datum est, ut in singulos a quibus Hispani pecunias repe- 
terent, quinos recuperatores ex ordine senatorio daret patronosque quos uellent sumendi po- 
testatem faceret. vocatis in curiam legatis recitatum est senatus consultum, iussique nomi- 
nare patronos . . . сит Ш. Titinio primum . . . recuperatores sumpserunf: bis ampliatus, 
tertio absolutus est reus ... ad recuperatores adducti a citerioribus populis P. Furius Philus, 
ab ulterioribus M. Matienus . . . grauissimis criminibus accusati ambo ampliatique, cum 
dicenda de integro causa esset, excusati exilii causa solum uertisse . . . f'ama erat pro- 
hiberi a patrmis nobilis ac potentes conpellare, auxitque eam suspicionem Canuleius praetor, 
quod omissa ea re dilectum habere instituit, dein repente in prouinciam abiit, ne plures ab 
Hispanis uexarentur“ (Liuius 43, 2 zum Jahre 171 a. Chr.). Diese soeü, die für ihre Re- 
petunden-Klagen vom Senate rekuperatorische Gerichte von je fünf senatorischen2) recu- 
peiatores erhalten, erscheinen auf den ersten Blick als das Vorbild, nach dem das neue 
Verfahren geschaffen wurde. Es würde dann einfach über die Zeiten der leges de repe­
tundis und ihrer quaestiones zurückgreifen und einen durch diese verdrängten Prozeß er­
neuern. Das Vorgehen der spanischen Gesandten, wie die Behandlung der Beschwerden 
durch den Senat ist zwar durchaus anders als die vom S. C. vorgezeichnete Einleitung des 
Veiiahiens, aber das könnte ja an der erstmaligen, in gewissem Sinne improvisierten 
Schaffung dieser Prozesse durch den Senat im Jahre 171 liegen, das Recht der socii auf 
Gericht und Ersatz war inzwischen genügend anerkannt und für das S. C. die fertige Basis. 
Auch die Beauftragung des Praetors Canuleius qui Hispaniam sortitus erat mit der Ein­
setzung der Rekuperatoren für die spanischen socii läßt eine ganz andere Tendenz der 
Auswahl des Magistrates erkennen, als die erörterte des S. C. Ob Canuleius ferner den 
Vorsitz in diesen Gerichten führte, ist aus Liuius Worten nicht sicher zu ermitteln. Die 
Tatsache, daß sein Abgang in die Provinz weitere Prozesse verunmöglichte, ließe sieh auch 
schon aus seiner Befugnis des dare recuperatores erklären. Man wird die Analogie des S. C. 
beachten, aber eine Entscheidung für Annahme des Vorsitzes des Canuleius bringt es nicht3). 
Von sortitio und reiectio ist bei Liuius nicht die Rede, sondern von dare und sumere recu-

b Aus der Literatur: C. Seil: Die Recuperatio der Römer (1837), 367ff.; Rein: Kriminalrecht der 
Römer (1844) 604ff.; A. W. Zumpt: Kriminalrecht der röm. Republik II 1, 12 ff.; Mommsen: Strafrecht 
707f.; Strachan Davidson: Problems of the roman eriminal law II 1 ff.; Wenger: P.-W. I а 1, 425.

-) Daß Liuius sich der Einschränkung der Auswahl gegenüber den eigentlichen recuperatores be­
wußt ist, zeigt der Zusatz ex ordine senatorio daret.

3) Zu dieser-Frage Wenger: P.-W. I а 1, 425; Mommsen: Staatsrecht II2 582ff.



peratores1). Unterschiede dieser Art, erklärbar teils aus der verschiedenen Situation, teils 
aus einer verständigen Rücksichtnahme der Urheber des Verfahrens vom Jahre 4 a. Chi. 
auf die durch die dazwischen .liegende Entwicklung der quaestio de repetundis entstandenen 
Änderungen1 2) könnten nicht gegen eine bewußte Erneuerung und Wiederbelebung des Ver­
fahrens vom Jahre 171 sprechen. Wohl aber spricht dagegen der diametrale Gegensatz 
der richterlichen Aufgabe und des der Beurteilung unterliegenden Tatbestandes. Bei Liuius 
flehen die spanischen Gesandten kniefällig um Schutz gegen Mißhandlungen, klagen zu­
gleich über die superbia wie die auaritia, über alia indigna mit den pecuniae captae, in 
den zu zweit aufgenommenen beiden Prozessen bringen sie grauissima crimina vor, und ent­
sprechend gehen die accusati freiwillig ins Exil; die Verbindung dieser crimina mit der 
Rückforderung der erpreßten Gelder ist in diesem annalistischen Bericht3) gerade das Ty­
pische4 *). Die Abgrenzung der Klage auf diese Rückforderung, die Einschränkung des Be­
weises auf den erlittenen Schaden, die Verurteilung zu einfacher Rückzahlung gerade das 
Typische des Verfahrens vom Jahre 4 a. Chr. Wer also durch die Äußerlichkeiten der 
Prozeßform, die in der Kennzeichnung: fünf rekuperatorische Richter aus dem Senate über 
Repetundenklagen der socii summiert sind, veranlaßt eine bewußte Anknüpfung des S. C. 
an dieses ‘Vorbild’ annimmt6), der wird sich bewußt bleiben müssen, daß der Kern in

1) Immerhin fügt Mommsen (Strafr. 708, 1} bezüglich der reiectio warnend hinzu: „Vorschlags- und 
Rejektionsrecht der Parteien bei der Bestellung der Rekuperatoren wird durch das magistratische dare 
keineswegs ausgeschlossen“. Wahrscheinlich ist es ja nach Liuius Wortlaut nicht.

2) Durch eine solche Zusammenarbeitung, wobei das Verfahren von 171 a. Chr. als Grundlage ge­
dient hätte, aus den durch die quaestiones entwickelten, in den leges Juliae de repetundis und iudicariae 
zum Niederschlag gekommenen neuen Rechtsgedanken aber die Modifikationen eingearbeitet wären, erklärt 
im wesentlichen v. Premerstein das Verfahren des S. C. vom Jahre 4; vgl. besonders S. 524fi.

3) Woher Liuius ihn überkommen hat, ist leider unsicher. Da er aber recht augenscheinlich den 
historischen Beginn der Repetuhdenprozesse festhalten wollte, mag die These Soltaus erwähnt sein (zu­
letzt: Liuius’ Geschichtswerk S. 46), der diese Liuiuspartie auf (Calpurnius) Piso, also denselben Mann, der 
als Tribun die lex Calpurnia beantragt hat, zurückführen wollte. In seinem Geschichtswerk war das 
Tribunatsjahr 149 noch behandelt, gewiß auch des Repetundergesetzes Erwähnung getan. Der belicht 
zum Jahre 171 wäre also dann eine von persönlichem Interesse des Berichterstatters beeinflußte V oi- 
bereitung des Berichtes über die eigene Gesetzesinitiative. Indessen stehen dieser Quellenhypothese Soltaus 
gewichtige Bedenken entgegen, vgl. Peter: Historicor. Bo. reliquiae I, CXCII; Cichonus P.-W. III 1395; 
ü. Kahrstedt: Die Annalistik von Liuius В. XXXI-XLV S. 96; 110; Klotz: Hermes 60, 626; 534, der 
selbst im Anschluß an Nissen und Mommsen Claudius Quadrigarius als Quelle zu erweisen sucht. Ist. 
aber nicht eine, wenn auch mittelbare Beeinflussung des Berichtes durch Pisos Annalen doch wahrschein­
lich? Über die zusatzartige Einfügung der Repetundenklagen nach dem fortlaufenden Bericht über die
Ereignisse in Spanien selbst, Klotz a. a. 0. S. 518.

4) j)er kriminelle Charakter dieser rekuperatorischen Prozesse des Jahres 171 ist im ganzen zu-
treffend bereits behandelt von C. Seil: Recuperatio der Römer (1837) 367ff.; vgl. auch Rem: Krimmal­
recht der Römer (1844) 604ff.; 643. Mommsen: Strafr. 707; Strachan-Davidson: Probl. of rom. ertm. law 
II 3f. Dagegen ist die ausführliche Behandlung des Liuianischen Berichtes bei A. W. Zumpt: Kriminal- 
recht d röm Rep. II 1, 12 ff. in den entscheidenden Punkten unrichtig.

6) Diese Fassung soll andeuten, daß ich der Annahme bewußter Nachbildung gegenüber, ohne sie 
widerlegen zu können, sehr skeptisch geworden hin, so stark das Gemeinsame auffällt. Von welchem der 
auctores des neuen Verfahrens sollte der Limanische Bericht zum Muster genommen sein? Nach v. Fremer- 
atein (S. 523) griff „der Senat auf den alten Präzedenzfall“ zurück, der „dem Pnnceps wie den anderen 
Mitgliedern der hohen Körperschaft wohl nur mehr aus geschichtlichen Werken, z. B. aus Liuius, bekannt 
sein konnte“. Aber der Geschäftsgang bei Einbringung dieser Vorlage, den die Stele Z. 85ff. nachweist



beiden Formen, die jurisdiktionelle Funktion, der Dienst, den beide dem Rechtsschutz der 
socü zu leisten hatten, sehr verschieden war. So führt auch die historische Betrachtung 
der etwaigen Vorstufen des neuen Verfahrens zu der für seine prozeßgeschichtliche Be­
wertung entscheidenden Feststellung zurück (vgl. oben S. 112), daß der reformerische Wille, 
den es zu seiner Motivierung einleitend so stark betont, sich keineswegs in der Verklitte- 
lung und Renovierung historisch gegebener Elemente der Prozeßform erschöpfte, sondern 
daß alle diese traditionellen Teilstücke durch einen beherrschenden Rechtsgedanken zu 
einem neuen Ganzen gebunden werden, den man, da der Ausdruck in die Deutung einge­
führt ist1), als seine schöpferische Idee bezeichnen darf: es ist die Heraushebung °der Re­
petundenklagen aus der kriminellen Sphäre, in der sie die Entladung von Feindschaft, Haß 
und Rachegefühlen der Regierten gegen den gewesenen Vertreter des Reichsregimentes auf 
Seiten der Ankläger, Vernichtung der bürgerlichen Ehre auf Seiten der Verfolgten mit 
sich brachte, und Überleitung in die ruhige Bahn rascher Schadensfeststellung und Wieder­
gutmachung. Daß der Reformer den ihm durch die Gesetze und die Prozeßordnung seiner 
Zeit dargebotenen Repetundenbegriff gerade an der Schnittlinie zerspaltete, die auf die eine 
Seite den ganzen Zuwachs an Verhärtung, Politisierung, Bestrafung zu liegen brachte, auf 
die andere, den eigentlichen und ‘natürlichen’ Teil, die principalis causa ablatae pecuniae 
des unrechtmäßig abgenommenen und wieder zu erstattenden Geldes, das zeigt nur, daß 
ein klares juristisches Denken hinter dieser Reform steht, nicht daß sie aus geschichtlichen 
Quellen stammt. Gerade weil diese Zerteilung richtig und treffsicher war, führte sie auf 
den Teil des Begriffsinhaltes zurück, der auch in der historischen Reihe gegen Anfang 
hm (z. B. in der lex Calpurnia) unverfälschter hervortrat. Aber nachdem fast anderthalb 
Jahrhunderte an der Veränderung gearbeitet hatten, und der Repetundenprozeß geradezu 
die rote Linie der Entwicklung des römischen Kriminalprozesses vorgezeichnet hatte, war 
es eine reformerische Tat eines sich unabhängig an dem Schutzbedürfnis der socü und den 
Pflichten der Reichsjustiz neu orientierenden Denkens den Repetundenbegriff — man darf 
wohl sagen, in seiner natürlichen Unschuld dem historisch gewordenen entgegenzustellen 
und ihm infolgedessen eine von der gewordenen verschiedene, natürlich entsprechende 
Prozeßform anzupassen. Obwohl es den Betroffenen freistand, diese oder das Quästions-

(vgl. oben S. 112), schließt eine Beteiligung des Plenums des Senates bei der Aufstellung des neuen Ver­
fahrens m. E. aus. Der Kaiser hätte es als oratio verkünden können; wenn er es mit ähnlicher Wirkuno- 
unter Betonung seiner auctontas (Z. 88; vgl. Mommsen: Staatsr. III 2, 978) im Wege' der relatio Vor­
schlägen laßt, so wird über die prozessualen Einzelheiten allenfalls in dem senatorischen comiliuiu, das 
Vorbeschluß gefaßt hatte, diskutiert worden sein. Aber auch hier, wie sicher im Plenum, muß die Frage, 
ob die Neuordnung opportun sei, die einzige gewesen sein, die gegenüber dem Einsatz der kaiserlichen 
Autorität allenfalls zu Äußerungen führte. Daß erst hier die eigentliche Prozeßform gefunden oder die 
Debatte auf den historischen Präzedenzfall gelenkt worden wäre, scheint nach allem, was über die Be­
handlung solcher ‘kaiserlicher’ Vorlagen durch den Senat bekannt ist, ausgeschlossen. Diese Prozeßform 
ist nach den Direktiven des princeps von juristischer Hand entworfen und — im wesentlichen gewiß — 
ertig schon an das Consilium des Senates gelangt. Auf diesen (oder diese) juristischen Urheber also 

mußte das historische Vorbild gewirkt haben. Aber erklärt sich nicht sowohl das rekuperatorische Wesen 
,! ,Γ«“8·™6 S6me Verle8ung in den Senat natürlicher aus dem Gerichtswesen der Zeit des S. 0. 

selbst r Hat nicht der Kaiser seinen Vorschlag bereits im Senate selbst mit dem Gegensatz zum Ver­
fahren der προγονοί motivieren lassen und konnte er das, wenn er zugleich den Präzedenzfall von 171 a Chr 
anführen ließ?

Ь v. Premerstem S. 626; vgl. Ebrard: Philol. Woch. 1927, 1231.



verfahren zu wählen, muhte die Praxis letzteres nun von selbst auf die Fälle offenkundiger 
Mißhandlungen einschränken, wenn nicht gar außer Gebrauch setzen, da selbst in den mit 
zweifellosen uexationes verbundenen Fällen die Umständlichkeit der quaestio abschrecken 
mußte. In solcher Weise, nicht aber durch Aufhebung der aus der Republik ererbten 
Gesetze, das Neue zur Geltung zu bringen war ja allgemeine Tendenz des Prinzipates des 
Augustus.

So hätte das S. C. die entscheidende Wendung des Repetundenverfahrens herbeiführen 
können, und die unter dem Edikt des Kaisers an die sämtlichen Reichsprovinzen gerichtete 
Verkündigung beweist für die weitreichenden Absichten des Gesetzgebers. Aber, wenn 
nicht alles täuscht, ist es nach kurzer Frist durch eine konkurrierende richterliche Gewalt 
bei Seite gestellt und seiner historischen Wirkungskraft beraubt worden1)· Denn in dem 
Augenblicke, in welchem der Senat auf einer ganz anders gearteten Rechtsbasis, nämlich 
nach dem Modus der cognitio* 2), die gerade der kriminellen Behandlung weitesten Raum 
ließ, Gericht de repetundis hielt, war das rekuperatorische Verfahren, das den Weg durch 
den Senat nehmen und mit Senatoren besetzt werden mußte, zum Verschwinden verurteilt, 
nicht de iure, aber de facto. Gerade seine wesentlichste Voraussetzung, die Ausscheidung 
der kriminellen Momente, wurde schwer durchführbar.

Für die Einsicht in die Folgen dieser Konkurrenz ist zunächst die Feststellung- 
wichtig, daß die Zeilen 93 ff. des S. C. es ausschließen, es habe a° 4 a. Chr. neben den 
δικαστήρια der quaestio bereits die praktische Möglichkeit bestanden, die Repetundenklage 
beim Senate zur Durchführung einer cognitio anzubringen. Anderson hat (Jour. Rom. Stud. 
XVTII, 45)3) gleichfalls diese Folgerung, von der die richtige Beurteilung des historischen 
Einflusses ausgehen muß, gezogen. Solange das neue Verfahren nur neben dem einen kon­
kurrierenden der quaestio stand, war seine selbständige Grundlage richtig konstruiert, weil 
in den abgeschlossenen Kreis des Senates verlegt, und daher eine eigene Entwicklung ge­
währleistet. Als aber ein drittes konkurrierendes Verfahren hinzukam (das der cognitio 
des Senates) und dieses sozusagen auf dem gleichen Forum mit dem rekuperatorischen 
des S. C. kollidierte, ja die Einleitung beider Verfahren äußerlich den gleichen Verlauf 
nahm, war eine genaue, von den socii, die beim Senate Recht suchen wollten, klar zu 
erkennende Scheidung kaum mehr möglich. Man stelle sich nur vor, daß der gleiche Ma­
gistrat ihre Repetundenklage im Sinne des S. C. und im Sinne der cognitio entgegennehmen 
und sie vor den Senat führen konnte. Es wird bald zur Regel geworden sein, daß sie 
die Wahl, die sie nach dem S. C. von Anbeginn des Verfahrens an getroffen haben sollten 
(Z. 99), weder selbst mehr trafen, noch daß der Magistrat sie dazu veranlaßte. Es wurde 
auf die Ausbreitung der Anklage vor dem Plenum abgestellt, welchen Verlauf das Ver­
fahren nehmen sollte. Zunächst konnte es dann auch noch in diesem Stadium, also doch

Ь v. Premersteins Behandlung der historischen Nachwirkung des S. 0. (S. 527) dürfte die Grenze 
gegenüber dem Kognitionsverfahren nicht scharf genug gezogen und dadurch einen zu weit reichenden 
Einfluß angenommen haben.

2) Mommsen: Staatsr. II3 1, 121 ff.; Strafr. 263; Kieinfeller: s. v. cognitio P.-W. IV 219. Quintilian 
institut. III 10, 1 stellt in sehr aufschlußreicher Weise principum aut senatus cognitiones zusammen und 
beide in Gegensatz zu den iudicia publica der Quaestionen.

3) „The preamble of the decree . . . implies that the only existing tribunal for cases of extortion 
was the quaestio repetundarum.'1

Abh. d. philos.-philol. u. d. hist. Kl. XXXIV. Bd. 2. Abh. 17



nicht mehr genau im Sinne des S. C., den Weg vor die recuperatores finden. Das muß 
aus der schon besprochenen (oben S. 118) Tacitusstelle ann. I 74 gefolgert werden; erst 
nachdem die Durchführung der cognitio des Senates das crimen maiestcitis ausgeschieden 
hat, geht hier die verbleibende Repetundenklage ad recuperatores. So werden aber zunächst 
auch gegenüber der Möglichkeit des Kognitionsverfahrens weitere Fälle de repetundis ganz 
und von der Einleitung des Prozesses an nach Vorschrift des S. C. erledigt worden sein, 
ohne politischen Lärm und daher ohne Spur in der historischen Überlieferung. Was diese 
aber bei Tacitus und Plinius von späteren Repetundenprozessen berichtet, nötigt zu dem 
Schluß, daß das rekuperatorische Verfahren des S. C. keine lange Fortdauer und keine 
Entwicklung zu größerer Bedeutung gehabt hat, sondern von dem Kognitionsverfahren 
des Senates verdrängt wurde. Freilich ist bei der Deutung der Quellen zu beachten, daß 
der Senat auch im Rahmen des Kognitionsverfahrens Gelegenheit nehmen konnte zum 
dare iudices. Es ist gut, daß zunächst ein Zeugnis, das nicht auf Repetunden Bezug hat, 
vorliegt: Tacitus ann. IV 22 von einer durch Kaiser Tiberius eingeleiteten Untersuchung 
wegen Gattenmordes gegen den Prätor Plautius Siluanus. Der Kaiser refert ad senatum 
datisque iudicibus . . . der Täter kommt durch freiwilligen Tod zuvor. Daß dies der ein­
zige außerhalb der Repetundenprozesse liegende Fall ist1), in dem unsere Überlieferung 
die Verweisung aus dem Plenum an senatorische iudices dati bezeugt, darf nicht zu der 
z. B. von Gelb: Gesch. d. röm. Kriminalprozesses (S. 416, 25) vertretenen, vom Wortlaut 
der Tacitus-Stelle genügend widerlegten2) These verführen, diese iudices dati seien über­
haupt die der quaestio gewesen und Tiberius habe nur über das vor dieser geführte Ver­
fahren referiert. Im Falle de repetundis kam nun noch der besondere Anlaß hinzu, nach 
abgeschlossener Verhandlung vor dem Plenum die aestimatio litis an einen Ausschuß, eine 
Kommission von iudices, zu verweisen (Mommsen: Staatsr. IP 1, 122; Strafr. 726). Wenn 
diese iudices in unsern Darstellungen des senatorischen Repetundenverfahrens durchgängig 
recuperatores, rekuperatorisch genannt werden, so beruht dies auf Tacitus I 74, die Stelle, 
die wir nun auf Grund des S. C. anders erklären müssen. Mag auch die Aufgabe dieser 
iudices, die wie aus der Rolle der litis aestimatio im Quästionsverfahren bekannt ist, als 
eine dem Verfahren selbst gegenüber wenig wichtige aufgefafit wurde, ‘rekuperatorisch’ 
ihrem Wesen nach sein, so liegt doch ein antikes Zeugnis für diese Bezeichnung nicht 
mehr vor. Ihre Rolle im Repetundenprozeß aber — das ist hier entscheidend — läßt die 
Grenzen der Beziehung zu den iudices des S. C. klar erkennen: sie können höchstens als 
eine verkümmerte Analogie gelten, da ihnen ja die Untersuchung des Tatbestandes und 
das Urteil über schuldig oder nicht schuldig nicht zusteht3). Mag die vom S. C. einge­
führte Prozeßform also als eine Art praktischen Vorbildes auf das bescheidene Anhängsel 
an den eigentlichen Kognitionsprozeß fördernd eingewirkt haben: das, was das Fünf- 4

4 Vgl. Mommsen: Staatsr. II3 1, 121, 5, der aber — mit Recht — daraus auf eine allgemeinere 
Praxis in der Jurisdiktion des Senates schließt, Strafr. 255. Vgl. auch v. Premerstein S. 530; Anderson: 
Jour. rom. stud. XVII 47.

2) Auch der Kommentar von Nipperdey - Andresen spricht mißverständlich von ‘gewöhnlichen 
Richtern’, und die hierzu angezogene Erklärung von ann. II 79 bringt das Verhältnis der Gerichte nicht 
deutlich heraus. Die Kommentare von Holbrooke und Draeger-Heraeus behandeln die Einsetzung der 
iudices als das Übliche, ohne auf das Singuläre des Zeugnisses zu verweisen.

3) Diesen Unterschied betont auch Anderson: Jour. rom. stud. XVII 48.



Sichter-Kollegium des S. C. sollte, statt des Geschworenengerichtes Richter sein, ist von 
der Aufgabe der nur zur litis aestimatio bestellten senatorischen iudices ganz verschieden. 
Jedenfalls muß auch für die innerhalb der Berichte über Repetundenprozesse bezeugten 
iudices beachtet werden, 1. ob sie lediglich nach Abschluß des eigentlichen Verfahrens zur 
litis aestimatio bestellt sind, oder ob sie 2. im Sinne des S. C. das ganze, aber auf die 
Schadensfeststellung eingeschränkte Verfahren durchzuführen und Urteil zu fällen hatten, 
oder endlich, ob sie 3. das Kognitionsverfahren des Senates mit Einschluß des kriminellen 
Tatbestandes als Mandatare zu erledigen erhielten, wie die iudices bei Tacitus ann. IV 22 
die cogmtio wegen Gattenmordes. Mehrfach wird die Entscheidung unsicher bleiben. Die 
erste Möglichkeit erscheint mir gegenüber andren Deutungen ausgeschlossen in dem von 
Sueton (Domit.c. 8) berichteten, exzeptionellen Fall der Erhebung der Repetundenklage durch 
einen Volkstribunen gegen einen der Bestechung angeschuldigten Aedilen: (Domitianus) auctor 
et tribuno plebis (tr. pl. die maßgebende Überlieferung, tribunis plebis die Ausgaben) fuit 
aedilem sordidum repetimdarum accusandi iudicesque in eum a senatu petendi1). Aber auch 
die zweite Möglichkeit, an das Kollegium des S. C. (das von diesem wenigstens ausdrück­
lich für die σύμμαχοι bestimmt war) zu denken, dürfte durch das accusare wie durch das 
vom Kaiser der Sache gegebene Gewicht, wonach er schwerlich selbst durch den Gang 
des Verfahrens von vorneherein Bestrafung ausschließen und lediglich Geldersatz indizieren 
wollte, unwahrscheinlich sein1 2). Am meisten spricht dafür, diese iudices als solche aufzu­
fassen, die im Aufträge des Senates das Kognitionsverfahren durchzuführen hatten. Fällt 
dieser Repetundenfall fort, so wird ein wirklicher Anklang an die dem S. C. zu Grunde 
liegende Umgestaltung nur noch einmal vernehmbar — und gerade der Zusammenhang 
dieses Zeugnisses scheint mir zu beweisen, daß das Verfahren des Jahres 4 a. Chr. da­
mals nicht mehr in der Erinnerung, geschweige denn in Geltung war. Es handelt sich um 
den von Plinius epist. IV 9 eingehend berichteten Repetundenprozeß gegen Julius Bassus3 *), 
der von einer Gesandtschaft Bithyniens unter Führung des Theophanes mit dem Beistand 
mehrerer συνήγοροι, vor dem Senat wegen Erpressung belangt, von Plinius und andern 
verteidigt wurde. Was Uber die Anklage gesagt wird: accusatus acriter (§3) . . ., Haec 
accusatores furta ac rapinas, ipse munera uocabat (§ 6) . . . arguebatur enim (Theophanes) 
multa in accusatione fecisse quae illa ipsa lege qua Bassum accusaverat (die lex Iulia 
de repetundis) tenerentur (§ 20) schließt es zunächst vollkommen aus, daß das Verfahren 
nach dem Modus des S. C. eingeleitet worden wäre. Die Durchführung entspricht mit 
ihren mehreren Sitzungen und der Verteilung von Anklage und Verteidigung durchaus 
den specie4) legis de repetundis durchgeführten Kognitionsverfahren. Aber nun treten sich

1) Ein — freilich nicht durchsichtiger — Fall — der Klage eines Volkstribunen gegen einen kurul. 
Ädil: Cicero, pro Flacco 77.

2) Zum mindesten liefert die Sueton-Stelle kein sicheres Zeugnis für die Anwendung des Ver­
fahrens des S. C., also für dessen Fortdauer bis in Domitians Zeit. Zu ihr vgl. v. Premerstein S. 531; 
Anderson: Jour. rom. stud. XVII 48.

3) Vgl. P.-W. X 177; Prosop. Imp. Ro. II 171.
*) Die Prozeßberichte des Plinius zeigen, wie sehr sich die cogmtio des Senates trotz der gelegent­

lich und gerade im Falle des Bassus betonten Freiheit des Verfahrens doch an die entsprechende lex 
gebunden fühlte. Eine Beziehung zwischen cognitio und lex wird auch in Tacitus’ Worten über das 
Wiederaufleben der Majestätsprozesse ann. I 72 angedeutet: primus Augustus cognitionem de famosis 
Kbellis specie legis eins tractauit; vgl. Mommsen: Staatsr. II3 1, 121.
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bei der Abstimmung des Senates zwei sententiae gegenüber. Die des zuerst befragten con- 
sul designatus, die als Einleitung der Abstimmung ein besonderes Gewicht hatte: lege 
repetundarum Bassum teneri und ein von der Mehrheit gebilligter1) Gegenvorschlag: salua 
dignitate iudices dandos. Betonte Plinius nicht, daß beide grundsätzlich verschieden seien, 
so wäre man versucht, sie nahe zusammenzubringen, ein iudices dandos würde jedenfalls 
zum ‘schuldig nach der lex de repetundis’ noch keinen Gegensatz bilden. Dieser liegt in 
dem salua dignitate2). Eine Annahme des ersten Votums hätte die Infamie notwendig zur 
Folge gehabt. Dann aber sind diese iudices nicht die dem de repetundis schuldig Befun­
denen zur aestimatio litis gesetzten Richter, ihr Auftrag salua dignitate über einen Tat­
bestand, der eigentlich von der lex de repetundis erfaßt wird3), zu urteilen, erinnert zwei­
fellos stark an die rekuperatorischen Richter des S. C. und, wenn auch weder die Hal­
tung der Ankläger noch das bereits erreichte Stadium des Verfahrens dem vom S. C. vor­
gezeichneten Hergang entspricht, könnte doch das Votum dieses zweiten Antragstellers 
den Sinn gehabt haben, den Prozeß auf den ungefährlichen Boden des S. C. zurückzuver­
setzen. Man müßte dies vermuten, wenn nicht Plinius von einer nicht nur den Senat 
sondern die ganze, mit ihren Interessen an dieser cause celebre {de re tanta, Plinius § 23) 
beteiligte Bürgerschaft in zwei Lager trennenden Kontroverse über dieses salua dignitate 
iudices dandos berichtet hätte. Die Anhänger zwar dieses Votums hatten es leicht, das 
auf lege repetundarum teneri gehende Votum als starr und hart zu tadeln, also für die 
aequitas gegen den rigor iuris einzutreten: sie liefern uns ungewollt einen Maistab, wie 
das S. C. als ein remedium gegen die Härte der lex de repetundis aufgefaßt werden mußte, 
weil es den gleichen Gegensatz vertrat. Aber die Verteidiger dieser mitior sententia hatten 
trotz ihrer Mehrzahl, die, wie Plinius selbst (§ 22) zugibt, stark durch den fauor gegen 
die Person des Julius Bassus bestimmt war, doch nötig gegenüber den Vertretern der lex 
ihren Rechtsgrund zu formulieren. Empfindlicher als der allgemeine Vorwurf der Will­
kür (dissoluta sententia) war ihnen der des inneren Widerspruches {incongruens sententia): 
denn die Gegner behaupteten, daß die beiden Teile der Sentenz: iudices dandos und salua 
dignitate unvereinbar seien4). Deshalb werden diese Argumente nach Plinius ausführlich 
hier vorgelegt, weil nun unmittelbar einleuchten muß, daß in dieser Debatte die Erinne­
rung an das S. C., die Berufung auf seine Grundsätze aufspringen mußte, wenn es noch 
Leben hatte. Nichts davon! Weder Plinius selbst, der als Verteidiger ein großes Inter­
esse daran hatte, die mitior sententia zu begründen, noch die von ihm rekapitulierten 
Stimmen wissen das diuo Augusto auctore gefaßte S. C. des Jahres 4 a. Chr. anzuführen, 
es muß in den 100 Jahren, die dazwischen liegen, nicht nur außer Kraft getreten, son­
dern auch das Maß Erinnerung, das den willkommenen Präzedenzfall hervorzuholen erlaubte, 
verloren haben. Daher bleibt als Argument nur das Heere senatui, sicut licet, et miiigare

') praeualuit sententia Caepionis § 18; darauf bezieht sich in der Einleitung §2: uarias sententias 
habuit plures tarnen quasi mitiores. Darin kann das in MV überlieferte, von andern Hss. fortgelassene 
quasi nicht richtig sein. Vielleicht genügt quae statt quasi mit Auslassung der Kopula.

2) Auch der Aufzug des reus (vgl. § 22 viaesta et squalida senectus) zeigt, daß er vom Spruche 
Verlust der dignitas befürchtete.

3) Macro legem intuenti consentaneum fuit damnare eum qui contra legem munera acceperat 
Plinius a. a. 0. §17; lex munera quoque accipi uetat § 6.

4) negant enim congruens esse retinere in senatu, cui iudices dederis § 19. Zu vergleichen ist die 
‘Inkongruenz’ des Falles Plinius epist. II 12, 4.



leges et intendere (§ 17), womit in der Tat der wichtigste Unterschied der cognitio senatus 
von der quaestio, die an ihre zugehörige lex gebunden ist, bezeichnet wird1). Daß aber 
bei der Beurteilung eines Vergehens, für welches eine lex maßgebend war, eine nicht das 
Verfahren selbst betreffende, gewollte Abweichung des Senates von diesen gesetzlichen 
Normen großes Aufsehen machte, zeigt der Bericht des Plinius zur Genüge. Und eine 
Berufung auf das S. C. des Jahres 4 a. Chr. hätte, wenn sie möglich gewesen wäre, die 
Stellung des Senates zu diesem Falle vor der Öffentlichkeit ganz anders stärken können 
als die allgemeine Berufung auf die Freiheit seiner cognitio. Die iudices dati1 2) aber sind 
alsdann auch zu der oben (S. 131) erwähnten Kategorie der zur mandierten Durchführung 
einer cognitio vom Senate eingesetzten richterlichen Kommission zu rechnen3). Dieser Fall 
zeigt, daß eine solche Überweisung aus dem Plenum auch dann stattfand, wenn die Ver­
handlung hier zur Ausscheidung der schwerwiegenden crimina geführt hatte4).

Leichter ist es über den Fall des Marius Priscus, berühmt dadurch, daß die klagenden 
Parteien5) der Provinz Afrika Plinius und den (Historiker) Tacitus zu patroni erhielten, und 
über das Verhältnis dieses Prozesses zum S. C.6 7) ins Keine zu kommen. Nach dem Prozeß­
bericht des Plinius ([epist. II 11) ist der Senat zunächst gewillt, dem Antrag des Ange­
klagten zu folgen und iudices dare. Aber die beiden patroni wenden ein1): excessisse 
Priscum immanitate el saeuitia crimina quibus dari iudices possent, cum ob innocentes con- 
demnandos, interficiendos etiam, pecunias accepisset. Dieser Standpunkt ist so zu verstehen, 
daß beide den Fall nicht mehr als Repetundenfall im Sinne der lex anerkennen, daß sie 
verlangen, der Senat solle Kraft seiner cognitio über den Kähmen der Repetundenunter- 
suchung hinausgehen. Daß an diesen Unterschied und in keiner Hinsicht an das S. C. ge­
dacht war, geht aus der Stellungnahme des Anwaltes des Marius Priscus hervor: deprecatus 
est nequid ultra repetun darum legem quaereretur. Ungefähr in umgekehrtem Sinne 
wie in dem Falle des Julius Bassus entsteht Uneinigkeit, da die einen, offenbar sich auf 
die Praxis stützend, dem Verteidiger folgen: cognitionem senatus lege conclusam, was, wie 
gerade der Vergleich mit der Diskussion des Falles des Bassus zeigt, heißen soll: die cog­
nitio des Senates hat sich im Rahmen der von der lex (nämlich de repetundis) für dieses

1) Vgl. Mommsen: Staatsr. II3 1, 121.
2) Vgl. Plinius epist. VI 29, 10: (Julius Bassus) iudicibus acceptis in senatu remansit.
3) Diese iudices hatten übrigens nicht nur die Repetundenfälle im Sinne des S. C. (Geldersatz) 

zu Ende zu bringen; auf ihren Spruch geht doch augenscheinlich auch das rescindere acta luli Bassi 
proconsulis zurück, das Plinius ad Traian. 56 (cf. 57) bezeugt.

4) Ganz anders muß das Motiv für den ‘Musterfall’ in unserer Überlieferung, Tacit. ann. IV 22,
gewesen sein. Mommsen, Staatsr. II3 1, 121, 5 vermutet, daß der Gattenmord in einer vornehmen Familie 
möglichst der Öffentlichkeit entzogen werden sollte. Es wird wohl mitgewirkt haben, daß der Täter 
amtierender praetor urbanus war.

6) Plinius’ Zeugnis epist. III 9, 4: Maritim una ciuitas publice multique priuati reum peregerunt ist 
ein deutlicher Beleg für das richtige Verständnis der Ausdrücke δημοσία, I8lq im S. C. vgl. v. Premer­
stein S. 509 ff. (510).

6) v. Premerstein zieht gerade diesen Fall mehrfach zum Beweis der Nachwirkung des S. C. heran 
(S. 517; 529; 530).

7) Daß Plinius in dem Falle nicht auf der Seite der' clementia steht, ist ihm Veranlassung zu be­
tonen: existimauimus fidei nostrae conuenire notum senatui facere . . die etwas gezwungenen Aus­
führungen über misericordia und fauor § 6f. kommen nicht aus dem Herzen; er fühlt sich wohler, wenn 
er auf ihrer Seite steht.



ihr crimen gezogene Grenzen zu halten. Der rechtlich richtigere, aber nur in Ausnahme- 
fAllen vertretene Standpunkt der Gegner heißt: cognitio libera solutaque (nämlich lege), 
quantumque admisit reus, tantum (eognitione) uindicandum. Die Spannung und Aufregung, 
die dieser Streit erregt, löst sich in einem wenigstens äußerlich vermittelnden Vorschlag: 
Mario interim iudices dandos, euocandos autem quibus diceretur innocentium poenas uendi- 
disse, also eine Spaltung des Verfahrens der cognitio. Der eigentliche Bericht des Plinius 
wendet sich nun dem der cognitio des Plenums verbleibenden Teil zu, der anfangs nicht 
einmal gegen Marius Priscus, sondern gegen den wegen Erkaufung der supplicia innocentis 
zitierten Marcianus zur Verhandlung kommt. Erst die Initiative eines Senators veranlaßt, 
daß Priscus zur Verantwortung bei dem commune crimen von neuem vorgeladen wird. 
Soweit Plinius das Verfahren vor den iudices dati, vor denen Tacitus und er nicht ge­
sprochen haben, berücksichtigt, weist er ihm mit Betonung die ganze Frage de repetundis 
außer dem schlimmsten, besonders erhobenen crimen, dem der verschacherten supplicia zu. 
Keine Rede davon, daß er an eine Einschränkung auf Feststellung der Geldschädigung im 
Sinne des S. C. dächte. Die Schwierigkeit der nachhinkenden cognitio des Plenums über 
diesen Sonderfall vergrößert sich gerade durch die sowieso schon vor den iudices dati ge­
schehene Verurteilung und die Infamierung des Marius Priscus1), durch die ihm seine diq- 
nitas genommen war. Alles dies in einem sich nach der lex de repetundis richtenden Ver­
fahren! Nur so auch ist die bei der Abstimmung über die nachträgliche Sonder-cognitio des 
Plenums abgegebene sententia zu verstehen: Marium repetundarum poenae, quam iam 
passus esset, censuit relinquendum. Das rekuperatorische iudicium des S. C. hätte zu 
der poena repetundarum nicht verurteilen können. Aber es siegte die härtere sententia, 
die eine ausdrückliche Verbannung aus Rom und Italien der poena repetundarum hinzu­
fügte3). Wenn es eines weiteren Zeugnisses bedurfte dafür, daß der Senat eine ihm zu­
stehende cognitio3) an iudices dati überweisen konnte4), ohne damit den kriminellen Cha­
rakter des Verfahrens abzuschwächen, so liefert es gerade diese causa Marii Prisci. Aber *)

*) Stabat modo consularis, modo septemuir epulonum, iam neutrum. erat ergo perquam onerosum 
accusare damnatum quem . . . quasi peractae damnationis miseratio tuebatur (§ 12).

-) Hiernach ist des Plinius zugespitzte spätere Äußerung über den Prozeß zu verstehen; epist. VI 
29, 9: accusaui Marium Prise um, qui lege repetundarum damnatus utebatur clementia legis, cuius seue- 
ritatem immanitate criminum excesscrat; relegalus est. Das heißt nicht, daß er eine besonders milde 
Bestimmung der lex de repetundis ausnützte, etwa gar das darin aufgegangene Sonderverfahren des S. C-, 
sondern das diese lex trotz ihrer Strenge für Marius und seine Vergehen zu milde war; es war leicht 
zu verstehen, daß er selbst eine Verurteilung de repetundis herbeizuführen trachtete, um Schlimmerem 
zu entgehen. Aber Plinius (und Tacitus) ließen ihm trotz der ja schon recht harten poena nicht durch­
schlüpfen, während andere selbst nach Durchführung der cognitio und erwiesener Schuld die poena repe­
tundarum für ausreichend hielten.

3) Sie finis cognilionis amplissimae sagt Plinius am Schluß seines Berichtes (§ 23).
4J Plinius Worte scheinen eine dritte Begründung (über zwei andere oben S. 133) für solche Über­

weisung anz.udeuten: omissa defensione iudices petiit (§ 2). Auf diese Weise war die Untersuchung als 
solche wie die probationes (vgl. § 18; epist. IV 9, 16) im Plenum überflüssig, die Praxis wird daher gerade 
im Palle omissae defensioms die Überweisung an ein kleines Kollegium, aber nicht nur in Repetunden- 
fällen, üblich gemacht, haben. Daß keine Bindung dafür bestand, zeigt die Diskussion darüber im Falle 
des Marius Priscus. Weil die probationes durch das Geständnis überflüssig schienen, waren auch die beiden 
am Kauf der richterlichen Handlungen Schuldigen nicht zur Stelle (§ 6).



sie führt weiter zu einer Folgerung, die meines Wissens noch nicht gezogen wurde: Der 
cognitio des Plenums waren rechtlich keine Schranken gesetzt, die leges und die von ihnen 
umschrieben crimina gaben nur im allgemeinen die Normen an: die iudices dati aber er­
halten einen bestimmten Urteilsauftrag, dessen Grenzen irgendwie zu verrücken ihnen nicht 
zusteht. Hierzu allerdings ist, ohne daß Nachbildung in Betracht kommt, als Analogie an 
die Umgrenzung der richterlichen Tätigkeit und des Urteils für die iudices des S. C. zu 
erinnern (oben S. 38). Im Falle des Marius Priscus sind die iudices ohne Zweifel ge­
bunden im Rahmen der lex de repetunclis zu bleiben; ne quid ultra repetundarum legem 
qaaereretur verlangt der Verteidiger, der die iudices gegeben sehen will, aber eine Fort­
setzung und Erweiterung der cognitio des Plenums ablehnt. Es wäre ohne Zweifel konse­
quenter gewesen und lag dem Vorgehen der patroni Plinius und Tacitus als Absicht unter, 
die ganze cognitio im Plenum zu behalten. Der Vermittlungsvorschlag iudices interim 
dandos trennte die Sache unweigerlich ab, weil diese iudices nun lediglich Uber die ihnen 
überwiesene Repetundenklage verhandeln und urteilen konnten, nicht aber in ihrem Kol­
legium den noch in der Schwebe befindlichen Fall richterlicher Bestechung nachträglich 
in die Verurteilung einbeziehen. Kompetent waren sie nur für die aus dem Plenum im 
Zeitpunkt der Überweisung selbst an sie gelangenden crimina: περί τούτων μόνον ακον- 
έτωσαν καί διαγεινωοκέτωααν kann man mit dem S. C. sagen. Das Fatale war, daß nun 
das Plenum eine cognitio über ein atro:в crimen von sich aus durchführte, das im Grunde 
zur gleichen Kategorie wie die den iudices überwiesenen crimina gehörte. Plinius be­
zeichnet das rhetorisch, aber zutreffend § 13: Erat perquam oncrosum accusare damnatum 
quem ut premebat atrocitas criminis, ita quasi peractae dumnationis miseratio tuebatur. Vor 
dem Geschworenengericht der quaestio hätte nicht so verfahren werden können. Aber soviel 
läßt sich feststellen, daß im ganzen Prozeß des Marius Priscus keine Spur des Verfahrens 
des S. C. zu finden ist.

Die Prüfung der Zeugnisse, die für ein Nachwirken des S. C. in Betracht, kommen, 
ergibt also folgendes: 1. Ein Repetundenprozefi des Jahres 15 n. Chr. macht nach Tacitus1 
Bericht (ann. I 74) von dem Verfahren des S. C. Gebrauch. Die Identifizierung beruht 
allerdings nur auf dem einen Stichwort: recuperatores. 2. Die iudices des Senates, die unter 
Domitian als Richter eine Bestechungsklage eines Volkstribunen gegen einen Adilen ent­
scheiden sollen, haben sehr wahrscheinlich mit dem Verfahren des S. C. nichts gemein.
3. Das Verhältnis der iudices dati zur cognitio des Plenums des Senates, wie es sich in 
zwei ausführlichen Berichten des jüngeren Plinius über Repetundenprozesse der Jahre 100 
n. Chr. (Marius Priscus) und 103 oder 104 (Julius Bassus) und in den Uber das prozessuale 
Vorgehen im Senate geführten Diskussionen widerspiegelt, scheint nur verständlich, wenn 
das Verfahren des S. C. nicht mehr in Geltung war und nicht mehr die Rolle eines Prä­
zedenzfalles spielen konnte. Sein Verschwinden war weniger die Folge der Zeitspanne von 
100 Jahren, als die von dem Gesetzgeber des Jahres 4 v. Chr. nicht vorausgesehene Kon­
kurrenz mit der im Wege der cognitio gehandhabten Kriminaljustiz des Senates über die 
gleiche Materie. Im Vergleich zu ihr war die rekuperatorische des S. C. schon formal die 
schwächere. Aber der tiefere Grund für den Sieg der einen Prozeßform über die andere 
war der Wandel, den die humane Richtung der Rechtspolitik des Augustus, für die das 
S. C. ein sprechendes Zeugnis ist, unter Tiberius und den weiteren Nachfolgern in 
der Richtung auf strenge Strafjustiz durchgemacht hat. Das steinerne Wort des Tiberius,
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an das Tacitus (ann. I 72) das Wiederaufleben der Majestätsprozesse knüpft, gesprochen 
als Antwort auf die zukunftsschwere Frage des Prätors an iudicia maiestatis redderentur: 
exercendas leges esse' mußte als Gesinnung auch den Absichten des S. C. de repetundis 

feind sein und die Kriminaljustiz in der neuen, von Tiberius sehr geförderten Form der 
cognitio zur so unbestrittenen Richterin über diese Klagen machen, daß der Auswirkung 
des S. C. kein Raum gelassen wurde. Das Jahr 15 liegt am Wendepunkt.

[Zusatz. Zu dieser eingehenden strafprozessualen Betrachtung nur noch eine kurze 
strafrechtliche Notiz. Sie betrifft den Tatbestand des Deliktes und schließt sich hierin der 
Anschauung von Premersteins an. Der deliktische Tatbestand ist — wie schon aus unserer 
Übersetzung hervorgeht — auch nach unserer Meinung als Standesdelikt zu charakterisieren. 
Zweifel konnten die Ausdrücke δημοσία und Ιδία (Z. 131/3; 140) erwecken: von Prem erstein 
hat zweifelsfrei (S. 505 ff.) gezeigt, daß sie sich nur auf die Geschädigten (Gemeinden oder 
Private), nicht aber auf Beamte oder Private als Täter beziehen können. An von Premersteins 
Ausführungen sei nur noch eine dogmengeschichtliche Erinnerung geknüpft, die wir unserem 
verehrten Kollegen Reinhard von Frank verdanken. Wie dieser Gelehrte in der „Ver­
gleichenden Darstellung des Deutschen und ausländischen Strafrechts“ (Bd. VI: „Raub 
und Erpressung“ §§ 1. 2) gezeigt hat, hat die französische Strafrechtsdogmatik den engen 
Begriff einer bloßen concussio publica als Beamtenstandesdelikts aufrecht erhalten, während 
die deutsche und zum Teil auch die italienische communis opinio die römische concussio 
als ein auch von Privatpersonen begehbares Delikt aufgefaßt haben. Wenn sich diese 
Auffassung dabei allerdings ebenso wie jene engere Lehre auf das römische Recht berief, 
so hat schon Mommsen (Strafr. 716 f.) gezeigt, daß die Erpressung, die dem älteren Straf­
recht fremd bleiben konnte, dann dem Repetun den verfahren unterstellt war und schließlich 
mindestens seit dem 2. Jhd. n, C. als Erzwingung von Gaben durch Mißbrauch der Amts­
gewalt aufgefaßt wurde, ein selbständiges Standesdelikt war. Mit Repetundenfällen befaßt 
sich denn auch unser Senatuskonsult. Der Fall angemaßter obrigkeitlicher Gewalt (Paul. 
Sent. 5, 25, 12) würde freilich wohl auch schon unters Senatuskonsult haben gezogen 
werden können; aber für Erpressung durch Private kann unsere Inschrift ebensowenig 
zeugen, wie die anderen römischen Quellen rein historisch in diesem weiteren Sinne gedeutet 
werden dürfen. Die gemeinrechtliche Dogmatik ist hier vielmehr — erfolgreich — über 
das römische Recht hinausgekommen. Weng er.]



Register. *>

I. Sprachliches und Sachliches.

a) Deutsche und lateinische Schlagwörter.

Absichtssätze: 10 
Abstimmung: 87: 120 f.15 
—, Verfahren: 90 
accusare inchoare: 28 
accusatio: 104 f.
—, Form: 851 
—, Monopol: Vif.: 104 
—, Pflicht: 92; 104 
—, Verfahren: 90; 90* 
aestimatio (litis): 120; 130 
Ägypten: eingeborene Bevölke­

rung: 49
—, eingewanderte Fremde: 483; 52 
—, Gerichte: 74 
—, Mischbevölkerung: 525 
all,mm iudicum: 94 ; 106; 123 
Alexandriner: 50 
Altersgrenze für Senatoren: 122 
—, für recuperatores: 122 
Anakoluth: 33 1; 41 
Anklage: 104 f.
—, Form: 85 1 
—, Monopol: 91 f.: 104 
—, Pflicht: 92; 104 
—, Verfahren: 90: 90*; 113 
Anklägerrede: 28; 90 
Ansässige; 55 
Antinomie: 89; 901 
Artikel: 39
Attischer Mordprozeß: 30 f.; 92; 106 
Aufenthaltszone: 123 
Augustus, Gewalthaber in Kyrene: 

61
Autonome Gerichtsbarkeit: 75; 77

Autonomie griechischer Poleis:
753: 76 f.; 80 

—. geteilte: 58 f.
—, Beschränkung: 85 
Beamte, Rechenschaftsverfahren 

gegen abtretende —: 84 
В eamtenj u dikation, к ais erl iche: 74 
Bedingungssätze: 40 
Befangenheit der Richter: 81 
Begründung des Kriminalprozes- 

ses: 90
Beschränkung der Gemeindeauto­

nomie: 85
Beweisverfahren im Kriminalpro­

zeß: 90
Blutrecht, drakontisches: 92; 105 
Bundesstädte: 55 
Bürgerprozesse, peregrine: 78 
Bürgerrecht:

1. römisches: Übersetzungen für
den Begriff —: 31 f.; 55 

— Verleihung desselben als Aus­
zeichnung: 32; 56

------ Kompetenz dazu: 55f.
------ durch Volksgesetz: 56
------ durch Senatsbeschluft: 56
— Verlust desselben: 89

2. des Peregrinen: 31: 78; 89
3. Inkompatibilität oder Komp, 

zweier —: 57
Capitales causae: 81 : 87: 89 6; 114 
caput: 114; 1152; 116. 
censns: 94: 97 f.; 106 
Chrematistengericht: 49 ■

hat Herr Referendar

I civitas Roiriana s. Bürgerrecht 
Claudius, Brief des — an die 

Alexandriner: 21 f : 39: 43: 
635; 663 

coercitio: 96
—, des Statthalters: 85; 897; 110 
—, Mittel: 89
cognitio, des Senats: 129; 131*; 

133: 135
, des Statthalters: 278; 83; 86 : 
88 f.; 93; 95; 110 

— . magistratische: 85: 95 
—, Prozeß: 74 
Consilium iudicum:

1. des Magistrats, beratendes: 
85 f : 8610; (vgl. 87: 109)

— entscheidendes: 87: 96; 101; 
102; 109; 110

2. des Senats: Rekuperatoren­
kollegium (Ausschuß): 121; 
123; 125

— kleiner Beirat: 112 
eontroversia: 32 
crimen maiestatis: 722
Dare iudices (recuperatores), durch 

den Prätor: 108, 126 
. durch den Senat: 121; 130: 
133 ff.

—, durch den Statthalter: 82 ff.; 109 
—, Zuständigkeit zum —: 135 
deeretum: 561 
delatio nominis: 90 
denegatio: 115 
Diadochenreiche: 48 5

*) Die Anfertigung der Register 
Verfasser auch an dieser Stelle herzlichst danken.

Abh. d. philos.-philol. u. d. hist. Kl. XXXIV. Bd. 2. Abh.

Erwin Seidl übernommen, wofür ihm die



Diagramma des Ptolemäus: 42: 
35; 441; 54

Divinationsverfahren: 91 f. 
Dorfbewohner, angesiedelte, 

griech.: 54
Dörfer, Städte zu —n degradiert: 57 
Drakonisches Blutrec.ht: 92; 105 
Edikte: 19 ff.; 25; 06 
Eigengerichtsbarkeit, keine — der 

kyr. Gemeinden : 82; 80 
Eigenkognition des Statthalters: 

86; 89; 110
Einleitungsvortrag des Anklägers: 

28; 90
eiuratio: 123; 1236 
Enchorisches Recht, Anwendbar­

keit: 78 
Ephebie: 51; 53
Ermächtigungsgesetz f. d. Impera­

tor 56
Ethnikon: 48 ; 50 
Fesselung römischer Bürg’er: 716; 

721
Föderation zweier Städte: 57; 64* 
Fonnularprozefi: 74 
Freiheitsberaubung röm. Bürger: 

716
Freiheitsentziehung, Koerzitions- 

mittel: 89 
Freiheitsverlust: 89 
Geben der Richter s. dare iudices 
Gemeindeautonomie: 58 f.; 753; 

76 f.; 80
Beschränkung: 85 

Gemeindegenossen als Richter: 81;
108

Gemeindegenossenschaft mit der 
Partei: 823

Gemeindestrafjustiz zurückge­
drängt: 86

Gericht, wahlweise römisches 
für Griechen: 79 

—e, Zuständigkeit: 49 
Gerichtsautonomie in Kilikien und 

Sizilien: 77; 107
Gerichtsbarkeit, (s. Strafgerichts­

barkeit) fällt mit Koerzitions- 
gewalt zusammen: 65 
, der Konvente: 83 

—, des Statthalters: 85; 106 
—, höherer Unterbeamter: 83 
Gerichtsverfassung: 90 f. 
Gesandtschaft: 44; 63 f.; 65

Geschäftsordnung d. Senats: 121 ff. 
Geschworene: 94; 117 f.; 120; 123: 

125; 130
—ngerichte: 94 f.
Gnomon des Idios Logos: 53 f. 
Griechen: 45ff.; 54; 91; 107 

- eiusdem civitatis, Prozesse 
unter ihnen: 80 

Entwicklung des staatsrecht­
lichen Begriffs: 45 ff.

— Name des korinthischen Bun­
des: 48 f.4

— vorübergehend anwesende: 54 
Griechische Richter bei griech.

Parteien: 79; 82; 107 
Güteverfahren in Zivilsachen: 83 
Gymnasium: 53 
Halbautonomie: 58 
Heimatsvermerk: 48; 50 
Heraldius, Prozeß des — : 791:

822; 107 L 108 f. 
Herkunftszeichen: 48; 50 
Höchstalter für Senatoren: 122 
—, für Rekuperatoren: 122 
homicidium: 29
Idios Logos, Gnomon des —: 53 f. 
ignominia: 115 
Imperatorentitel: 63 
Imperium in proconsularischer 

Form: 633; 96 
infamia: 115
Inkompatibilität zweier Bürger­

rechte: 57 
Juden: 47; 50
— als Parteien: 75 
iudicatio und coercitio: 65; 85
— der Konvente: 83
- des Statthalters: 85.; 96; 106

— höherer Unterbeamter: 83 
iudices dati: 82ff.; 108; 121; 126;

180; 133 ff.; 135 
iudicia privata: 81; 83; 904 
iudicium legitimuni: 76
— publicum: 86: 904
------ , seine Natur: 871; (vgl.846)
ius gladii: 96
Kaiser, konziliante Form seiner 

Erlässe: 28; 65 
—, Gericht: 71 
—, Gesetzgebung: 66 ff.
—, Gewalt: 62 
—, Imperium: 62 
—, Regierung: 62 f.

Kaiser, Titulatur: 62 
—, Wohl: 722 
Kapitalprozeß: 72 1
— Sachen: 81; 87; 896; 114
— verbrechen: 81; 87 f.
Kilikien, Gerichtsautonomie in —:

77; 107
Koerzition s. coercitio.
Kognition s. cognitio.
Kompetenz, der Gerichte: 49 
—, zum dare iudices: 109; 135 
—, zur Verleihung des Bürger­

rechts : 55
Kompatibilität zweier Bürger­

rechte: 57
Konkurrenz, von Gerichten: 83; 

88
—, zwischen Kaiser und Senat: 

62
Konsilium s. consilium. 
Konstitutionen, kaiserliche, Gel­

tungsdauer : 70
Konsularisch-senatorischer Straf­

prozeß : 73; 129 ff. 
Konventsgerichtsbarkeit: 83 
Korinthischer Bund: 48f.5 
Kriminalprozeß, Begründung: 846; 

90
—, Beweisverfahren: 90 
—, Urteilsfällung u. Verkündung: 

90
—, κριταί im —: 85; 86; 95; 101 
Kriminalprozeßrecht: 84 ff.; 106 ff. 
Krimineller Charakter des Repe- 

tunden prozesses: 127; 1274 
Kundmachung von Mandaten: 68; 

70
Kyrenaika, Bevölkerung: 44 ff.
—, Name: 44
—, Senatsprovinz: 44 ff.; 61; 66 
—, stadtstaatliche Organisation : 

44 ff.; 49
—, keine Eigengerichtsbarkeit 

ihrer Gemeinden: 82 
—, bildet einen für sich geordne­

ten Gerichtssprengel: 95 
Landbündlerische Organisation 

(vgl. Kyrenaika): 49 
Laokritengericht: 49 
Latinismen: 21; 221; 25; 29; 33;

35; 36; 37; 38; 43 
lex Acilia: 100 f.; 114; 119; 122; 

123



lex agraria: 943; 98; 102

— Aurelia: 103
— data: 561
— de pecuniis repetun dis allg.:

112 fl'.; 125 ff.
— Galpurnia: 112“: 114:1273; 128
— Cornelia de magistratibus: 10Off.
— Cornelia de repetundis: 112*; 

115; 119
— Junia de repetundis: 1122
— .Julia de adulteriis: 98; (vgl.126)
— Julia de iudieiis privatis: 94; 

102; 1031; (vgl. 126; 1272)
— Julia de iudieiis publicis: 120 

(vgl. 126: 1278)
— Julia de repetundis: 1122; 114; 

120; 1273; (vgl. 126)
— Julia municipalis: 975; 99

— Malaeitana; 99
— Papia Poppaea; 121

— Plaetoria: 101
— Pomp eia ; 99; 103

— posterior: 89
— Rupilia: 77; 953; 107 ff.
— Servilia: 1122; 115
Listen (vgl. album iudicum): 82 

litis contestatio = προχάταρξις: 

28 6
Liturgiepflicbt 46: :>5; 58; 63; 

122; 1223
Lokalgerichtsbarkeit, keine aus­

schließliche : 80
Losungsverfahren: 81; 101; 120; 

1214; 126
Lybische Bevölkerungselemente:

54
— Parteien; 75
Magistratische Kognition; 85; 95;

110
—r Vorsitz: 124 
Majestätsprozeß: 85 
Majorität: 87; 120 f.6 
Makedonien, kein griechischer 

Einheitsstaat: 49; 51 

Mandat: 69
—, Kundmachung: 68; 70 
Maximalalter, für Senatoren: 122 
—, für Rekuperatoren: 122 
Mehrzahl von Richtern: 81; 109 

Mindestalter der Geschworenen:

98
Mischcharakter der Bevölkerung 

Kyrenes: 60

Mißbrauch, der Amtsgewalt: 722 1 
—, der Justiz gegen Bürger: 716 
Mordprozeß, attischer: 30 f.; 92; 106 

munus: 46; 55; 58; 63
— iudicandi: 122
— senatorium: 122 
Nachwirkung des SC.: 129 
Nationalstaat, gesamtgriechischer

mißlungen; 49; 51 
Nebensätze: 40 
nomen recipere: 90 
Öffentlichkeit des Quästionen- 

prozesses: 87
Papyri (s. Quellenreg.): 83 
Partikularismus, griechischer; 49; 

51
Partizipien: 41 
patronus; 119
Paulus, Prozeß gegen den Apostel:

721
Pentapolis: 444; 45; 48; 48 f.5 

perduellio: 722 
Peregrine Bürgerprozesse: 78 

Perser: 50
Personalitätsprinzip: 76 
poena, capitis: 88 f.
—, ultima: 88
Polizeilich-koerzitive Tätigkeit:

83; 96
potestas gladii: 96 
praetor de repetundis: 1241 

Prinzeps: 65 2
—, prokonsularisches Imperium :61 
—, Strafgerichtsbarkeit: 71 
propositio der Edikte: 19
Provinziale, Strafgerichtsbarkeit

gegen —: 85
Pro vinzialgerichte,V erhältnis zum 

kaiserlichen Gericht: 71 
Provinzialquästionen: 86; 94 f. 

Prozeß: 81; 90 u. passim 
—, Begründung in Zivil- u. Straf­

sachen: 84 6
—, Parteien, Terminologie: 34; 84 
Publikation von Mandaten: 68; 70 
Quästione.nverfaliren: 88 ff.; 113;

119 f.; 126; 129 
—, provinziales: 86; 94 fl.

—, Vorsitzender stimmt nicht mit:
| 87

j —, nach der lex Julia: 119 f.
| Rechenschaftsverfahren gegen ab­

tretende Beamte: 84

recipere nomen: 90 
recuperatores: 94; 117 f.; 120; 123; 

125 f.; 130
Reichsbürgerschaft,römische: 57 f.8
reiectio: 101; 108; 120; 126; 127 1 
Rekuperatoren: 94; 117 f.; 120; 

123; 125 f.; 130
Repetundenverfahren: 112 fl’.; 1245; 

125; 126
Richter, beamtete: 83
—, befangene: 81
—, bei griechischen Parteien: 79;

108
—, Bestellung: 80 
—, Bestimmung der Person durch 

die Parteien: 82
—, gegebene: 82 ff.; 121; 126; 

130; 133 ff.; 135
—, Gemeindegenossen als —: 81 

—, griechische: 82
-------- , dürfen nicht derselben Stadt

angehören wie die Partei: 54;

107; 1081
—, in Kapitalsachen: 81; 94ff.
—, in Mehrzahl: 81; 109 
—. in Zivilsachen: 81 
- Losung: 81; 101; 120; 1214; 126 

—, Zahl 102 f.
—, Zuweisung, eigenmächtige des 

Verres: 82 4; 108 
vgl. album; census; Consilium; re­
iectio; Geschworene; Mindestalter 

Römer: 32; 55; 106
Römisches Bürgerrecht: Über­

setzungen : 31 f.; 55 
—, Verleihung als Auszeichnung :

32; 56
-------- , Kompetenz dazu: 55 f.
--------, durch Volksgesetz: 56
-------- , durch Senatsbeschluß: 56

—, Verlust desselben: 89 
Römische κριταί: 82; 94; 106 
— Reichsbürgerschaft: 57 f.8 
—s Regiment in Kyrene: 61 ff. 

-s Volk: 62
Rupilische Gerichtsordnung: 77;

95 3; 107 ff.
Senat: 64
—, Geschäftsordnung : 121 ff.
—, Kognition: 129; 1311; 133; 135 
—, Kommissionen: 121; 1213; 12.» 

; —, Konsilium: 112 
I —, verleiht das Bürgerrecht: 56 

18*



Senat, zuständig zum dare iudices:
121; 130; 133 ff.

Senatorischer Prokonsul: 61 
Senatsprovinz, Kyrenaika —: 44ff.; 

61; 66
Senatusconsultum de Bacclianali- 

bus: 68 
sicarii; 295
Sizilien, Gerichtsautonomie in — :

77
sortitio; 81; 101; 120; 1214; 126 
Sprache der Edikte I—IV im Ge­

gensatz zum S. C.: 21; 24; 43 
Staatsverbrechen: 72 2 
Staatswohl und kaiserlichesWohl: 

72 2
Statthalter: 62; 65; 73 
—, Ansehen des — wird geschont;

62
—, Koerzition: 85; 897; 110 
—, Kognition: 27 2; 83; 86; 88 f.; 

93; 95; 110
—, konsularisch-senatorischer 

Strafprozeß gegen ihn: 73 
-. Strafgerichtsbarkeit:85; 95; 109 

—, gegen Provinziale: 85

'Άδικοι θάνατοι: 29; 31; 91 
Αιγύπτιοι: 49 
Άλεξανδρεΐς: 50 
άμφισβήτησις: 32; 84 
αν: 40
— für εάν: 40 
άνά: 39
άνεισφορία: 55; 58 
—, Beendigung derselben mit

röm. Zivit.ii 1.: 55 c; 56
άνθρωποι: 60
άπαιτον μένος, <5: 34; 84; 845; 114 
από: 39
άποδύρομαι: 34 
άπόκριμα: 69
άπολνεσθαι επί την ψηφοφορίαν: 29 
άρέσκει: 28 
αντοκράτωρ: 63
αυτονομία, griechischer πόλεις: 753; 

76 f.; 80 
, geteilte; 58 f.

—, Beschränkung: 85 
αχρι αν: 40

Statthalter, Übereifer: 65 
—, zuständig ζ. dare iudices: 82 ff. 
Strafcharakter des Repetunden- 

prozesses: 127; 127 * 
Strafgerichtsbarkeit der Gemein­

den ; 86
—, des Prinzeps: 71 
—, des Statthalters: 85; 95; 109 

—, gegen Provinziale: 85 
Strafprozeß, Begründung: 846; 90 

, Beweisverfahren: 90 
—, κριταί im —: 85 ff.; 94 ff.; 110 
—, Urteilsfällung und Verkün­

dung: 90
—,konsularisch-senatorischer: 73: 

129 ff.
Strafprozeßrecht: 84 ff.; 106 ff. 
Symmaehiesystem: 58 
Syrien, Fremde in —: 52 
Teilautonomie: 58 
Teilung des Verfahrens: 82; 124 
Territorialitätsprinzip: 76 
Titulatur, kaiserliche: 62 f. 
Tribunizische Gewalt: 63 
Ultima poena: 88 
Untertanen: 60

b) Griechische Schlagwörter.

Βούλενοις: 31 
βουλή, ή: 33; 338; 61 
Γεωργοί: 47 f.
Διά: 39
διαγεινώσκειν και ιοτάναι: 33 
διάγραμμα: 25
—, des Ptolemäus: 42; 35; 441; 54 
δίαιτα: 34; 118; 124 
διάταγμα : 25; 67 
δικαοταί: 33
διώκων, 6: 34; 84; 84 5·
*Εάν: 40 
εί: 40
ειληφώς: 114 
'εκ : 38

"Ελληνες: 45ff.; 54; 91; 107 
—, einsdem civitatis, Prozesse 

unter ihnen: 80
—, Entwicklung des staatsrecht­

lichen Begriffs: 45 ff.
—, Name des korinthischen Bun­

des: 48 f.5
- , vorübergehend anwesende: 54

Urteil, Fällung und Verkündung 
(Kriminalprozeß): 90 

Va.riat.io: 41; 42
Verbrechen, kapitale: 813; 81 f.:'; 

87; 88
Verfahren „zweigeteilte 82; 124 f. 
Vergewaltigung römischer Bürger. 

716
Verwandte als Ankläger: 92; 105 
Volk, römisches: 62 
Volksrichter: 81; 83; 85; 86 
Vorsitz, magistratischer; 124; 126 
Vorsitzender, im Quiistionenver- 

fahren stimmt nicht mit: 87 
—, verkündet das Urteil: 87 
Zeitsätze: 40 
Zeugenzahl: 117 
Zivilprozeßrecht : 74 ff. 
Zivilsachen, Richterbank: 81 
—, Teilung des Verfahrens: 82; 

124
—, Prozeßbegründung: 846 
Zuständigkeit, der Gerichte: 49 
—. zum dare iudices: 109; 135 
—, zur Verleihung des Bürger­

rechts 35:

έμφανως: 87
εξουσία : 35
εξωμοσία: 123; 12311
επί: 38
επί ’Ρώμης 38
επιβαρέω: 34
επιδημονντες ξένοι: 54°
επίκριμα: 25; 56; 68
επιφέρουσιν, ών αίτιας — : 37
εν θυνα: 84
ευρυνόμενος, ό: 34; 84; 84'*; 85 
ευέλννοντες, οι: 34 
ευθυνών, δ: 34; 84; 85 
εως αν: 40
Ήγεμών = princeps: 652 
Θανατηφόρα κριτήρια: 27; 87 
θανατηφόροι δίκαι: 27; 87; 88 f, 
θανατηφόρος: 27 

ι θανατική δίκη: 30 
θανατικός: 27 
θάνατοι, άδικοι: 29; 91 

ΐνα: 40
Ιουδαίοι: 47; 50; 75



ίστάναι: 33
Καλώς καί προσηκόντως ποιήσειν: 28
καταβαρέω: 34; 144
καταστάντες: 37
κατήγορος: 34
κατοικούντες ξένοι-, 545
κελεύω: 28
κεφάλαιον χρήματος 38 
κεφαλής ενΰ-ννειν: 27; 116 
κεφαλικός 27
κοινόν (vgl. Pentapolis): 475
κρινόμενος, 6: 34
κριταί (vgl. Richter): 33; 81; 82
- , als beamtete Richter und als 

Volksrichter: 83
- ... in Zivilsachen: 83
- , in Strafsachen: 85
—, in provinzialen Strafsachen: 86;

94 ff.; 106 
Λαχόντες, ot: 34 
λαοκριταί: 49 
λατινότης: 32 
Zsysi-Formel: 66 
Μείλιον (μίλιον): 1233

μεταπορενόμενοι, οι τα χρήματα — :
34; 114

μεταπορενωνται, άφ' ον αν — : 34
μέτοικοι: 47 f.; 52
μέχρι: 40
Νόμοι φονικοί'. 30
Οικείοι: 91
οίκονντες ξένοι: 54 6
όπως: 40
όρϋ’ώς καί προοηκόντως ποιήσειν: 28 
Παρεπιδ η μουντές ξένοι: 54 5 
Πεντάπολις: 444; 45; 48; 48 f.5 
πεπλάοϋ'αι καί εψενσΦαι: 35 
Πέροαι: 50
πολΐται: 45 f.; 47 f.; 91 
πολιτήα: 55 5 

'' πολίτης: 46 
πράγμα'. 32 
πράγματα: 32 
πριν: 40 
πριν άν: 40 
πρόγραμμα: 67 f. 
προίοτααϋ'αι: 124 

; προκάταρξις: 28 6

προ μιας ημέρας ή: 28 
προσήκοντες 105 f.
*Ρωμαίοι: 32; 55; 106 
'Ρωμαιότης: 31; 55 
Συγκλητικός: 33 
σύγκλητος, ή: 33; 61 
συμμαχία: 58 
συνήγορος: 119 
σννοομοσίαι: 25; 71; 144 
σφαγαί: 29 
σώμα: 46 £ ; 47 9; 56 
Τίμημα: 35; 97 
τίμησις: 35
τραύματα εκ προνοίας: 29 
Υπέρ: 39
υπόδικοι κεφαλής: 27; 33 1; 88 f.
νποτάσσειν: 67
Φενγων, ο: 34
φονικοί νόμοι: 30; 92; 106
φονικός: 30
φόνος: 30; 31
—, δίκαιος: 303
Χρήμα: 38
χρηματισταί: 49

II. Quellen.

Act. Apost. 22,25—29: 721 
23, 14: 263 
23, 15 ff.: 37»
25, 6-12: 72 1 
25, 18: 373
25, 27: 721; 72 f.2 
26,29: 721
26, 32: 721

Antiphon, Geg. die Stiefmutter 28: 31 
Über den Chor. 16: 31 

Appian, bell, ciuile I 23: 123 
Aristoteles, Polit. II 1267 b 37: 31 

1300 b 24 : 30 3 
Resp. Ath. 8: 35 

57: 34 
63: 34

Asconius, in Milonian. S. 36 (Stgl.): 283; 29; 101 
in Scaurian. S. 29 (Stgl.): 29 

[Asconius], in Verrin. II 26 8. 231 (Stgl.): 29 
S. 264 (Stgl.): 1081

Bruns, Fontes1 No. 10 (lex Acilia): 99; 100; 101; 103;
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Berichtigungen und Nachträge.

S. 6 Anm. 4: Hinzugekommen ist das Heft 2/3 der Bivista di filologia classica N. S. Anno VI, 1928, dessen 
Beiträge nicht mehr berücksichtigt werden konnten.

S. 10 Zeile 34 lies είκός τέ εστιν.
S, 17 „ 140 der Inschr. lies διαίτης.
S. 26 ^ σννωμοοία,
S. 34 ) καταβεβαρημένονς vgl. Dig. 42, 1, 33 (Callistratus de cognitionibus V) diuus Hadrianus aditus per 

libellum a Julio Tarentino et indicante со falsis t estimoniis, conspir atione aduersariorum 
testibus pecunia corruptis religionem iudicis circumuentam esse . . . in haec uerba 
rescripsit: ‘Exemplum Ubelli dati mihi a Julio Tarentino mitti tibi iussi: tu si tibi probauerit con- 
spiratione aduersariorum et testibus pecunia corruptis oppressum se, et rem seucre 
uindica et, si qua a iudice tarn malo exemplo circumscripto iudicata sunt, in integrum restitue.’

S. 32 letzte Zeile, lies: Dittenberger 827 А; C; D.
S. 38 Anm. 4 lies: Lafoscade: Epistulae Imperatorum S. 3.
S. 42 Anm. 2 lies: ό αρχών.
S. 109 Zeile 22 lies: Cicero a. a. O. §39; § 42.
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